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Eröffnung 

 (Beginn der Sitzung: 10:01 Uhr) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich eröffne die 49. Sitzung des 

6. Sächsischen Landtags. 

Folgende Abgeordnete haben sich für die heutige Sitzung 

entschuldigt – es sind nur zwei: Herr Hartmann und Frau 

Junge. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Folgende Redezeiten 

hat das Präsidium für die Tagesordnungspunkte 3 und 5 

bis 9 festgelegt: CDU 95 Minuten, DIE LINKE 66 Minu-

ten, SPD 50 Minuten, AfD 45 Minuten, GRÜNE 3  Minu-

ten, Staatsregierung 64 Minuten. Diese Redezeiten der 

Fraktionen und der Staatsregierung können auf die Tages-

ordnungspunkte je nach Bedarf verteilt werden. 

Meine Damen und Herren! Der Tagesordnungspunkt 11, 

Kleine Anfragen, ist zu streichen. – Ich sehe keine weite-

ren Änderungsvorschläge oder Widerspruch gegen die 

Tagesordnung. Die Tagesordnung der 49. Sitzung ist 

damit bestätigt. 

Wir können in diese Tagesordnung eintreten. Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 1 

Aktuelle Stunde 

Erste Aktuelle Debatte: Kinder stärken,  

Kommunen entlasten, Unterhaltsschuldner heranziehen –  

Das neue Unterhaltsvorschussgesetz konsequent umsetzen 

Antrag der Fraktionen CDU und SPD 

Zweite Aktuelle Debatte: Kriminalität – Wohnungseinbrüche und  

geringe Aufklärungsquoten – Wie sicher sind die Bürger in Sachsen? 

Antrag der Fraktion AfD 

Die Verteilung der Gesamtredezeit der Fraktionen hat das 

Präsidium wie folgt vorgenommen: CDU 33 Minuten, 

DIE LINKE 20 Minuten, SPD 18 Minuten, AfD 19 Minu-

ten, GRÜNE 10 Minuten und die Staatsregierung zwei 

Mal 10 Minuten, wenn gewünscht. 

Wir kommen nun zu 

Erste Aktuelle Debatte 

Kinder stärken, Kommunen entlasten, Unterhaltsschuldner heranziehen – 

Das neue Unterhaltsvorschussgesetz konsequent umsetzen 

Antrag der Fraktionen CDU und SPD 

Als Antragsteller haben zunächst die Fraktionen CDU und 

SPD das Wort, und die weitere Reihenfolge ist wie 

gehabt: DIE LINKE, AfD, GRÜNE; Staatsregierung, 

wenn gewünscht. 

Der Rednerreigen wird eröffnet durch Herrn Kollegen 

Krauß für die CDU-Fraktion. 

Alexander Krauß, CDU: Herr Präsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Dieses Jahr, das Jahr 2017, 

wird ein gutes Jahr für alleinerziehende Väter und Mütter 

und ihre Kinder im Freistaat Sachsen und in Deutschland 

sein; 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

denn wir werden ab 1. Juli ein neues Unterhaltsvorschuss-

recht einführen. Ich möchte Ihnen kurz schildern, worum 

es dabei geht. 

Ich habe gerade von alleinerziehenden Vätern und Müt-

tern gesprochen. Ehrlicherweise muss man sagen, dass es 

meistens Mütter sind, die alleinerziehend sind und die 

besonders betroffen sind, wenn der Partner geht und dann 

keinen Unterhalt zahlt. Mir haben einige Frauen, die zu 

mir in die Bürgersprechstunde gekommen sind, berichtet, 

wie es Ihnen damit geht. Das Problem ist nicht nur ein 

emotionales: dass der Partner weg ist und dass vielleicht 

abends niemand mehr da ist, der die Kinder ins Bett 

bringt, oder niemand, der sich nachmittags um die Kinder 

kümmert. Nein. Sehr häufig ist die Frau dann auf sich 
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allein gestellt und hat eben auch finanzielle Sorgen, denn 

von jetzt auf gleich fällt ein Teil des Familieneinkommens 

weg. Die Miete halbiert sich aber nicht von heute auf 

morgen, nur weil der Partner ausgezogen ist, sondern sie 

muss natürlich weiter gezahlt werden. Natürlich muss für 

die Kinder weiterhin etwas zu essen gekauft werden und 

etwas zum Anziehen. Dabei sind viele Alleinerziehende 

auf sich selbst gestellt und wirklich darauf angewiesen, 

dass der Staat in dieser Situation einspringt und hilft. 

Der Staat springt also ein – bislang schon: Bis zum 

zwölften Lebensjahr des Kindes gibt es den Unterhalts-

vorschuss. Nehmen wir einmal ein Kind, das zwölf Jahre 

alt ist. Das bekommt dann pro Monat 268 Euro – damit 

man eine ungefähre Preisvorstellung hat. Bislang war das 

aber gedeckelt. Der Unterhaltsvorschuss wird derzeit nur 

bis zum zwölften Lebensjahr des Kindes gezahlt und 

maximal für sechs Jahre. Ich glaube, uns allen ist aber 

klar, dass ein Kind, das 13 Jahre alt ist, den gleichen 

Bedarf hat wie ein Kind, das elf Jahre alt ist; denn es ist 

nicht so, dass es nichts mehr kostet, wenn ein Kind 

zwölf Jahre alt ist. Es ist auch nicht der Fall, dass man, 

wenn der Vater sechs Jahre lang gezahlt hat, nach dem 

siebten Jahr keine Ausgaben mehr hat. 

Insofern war es konsequent, zu sagen, wir verändern den 

Unterhaltsvorschuss – der natürlich eine Stange Geld 

kostet: Das sind 350 Millionen Euro für Deutschland. Wir 

zusammen, die dem Haushalt zugestimmt haben, haben 

im Haushalt auch nur Landeshaushaltsgeld eingestellt, 

20 Millionen Euro, denn die Kosten für den Unterhalts-

vorschuss teilen sich der Bund, die Länder und die Kom-

munen. 

Der Unterhaltsvorschuss ist aber kein Freibrief für Väter, 

die nicht zahlen wollen. Der Staat muss das Geld konse-

quent von Rabenvätern zurückholen, die nicht zahlen 

wollen. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD) 

Wenn ein Vater – oder auch eine Mutter – nicht in der 

Lage ist, zu zahlen, ist es vollkommen legitim, dass der 

Staat einspringt und sagt: Das machen wir. – Es kann aber 

nicht sein, dass jemand sagt, er möchte nicht zahlen, und 

dann das Geld quasi vom Staat, also vom Steuerzahler, 

finanziert bekommt. Das geht nicht. Hier muss klar sein: 

Wir müssen denjenigen, der nicht zahlen will, dazu 

bringen, dass er seiner Verantwortung nachkommt und die 

Unterhaltskosten übernimmt. 

Für das Eintreiben sind die Kommunen zuständig. Wir 

haben ja die Rechnungshofberichte von Bund und Land: 

Wenn man die Statistiken anschaut, wird klar, dass da 

noch einige Aufgaben vor den Kommunen liegen, aber 

auch vor dem Freistaat, der ein bisschen nachhalten muss; 

denn es ist eben auch das Geld des Freistaates, das nicht 

ausreichend zurückfließt. Die Rückholquoten müssen 

deutlich erhöht werden. Das sagen uns nicht nur die 

Rechnungshöfe, sondern auch die Fachleute. Ich will 

Ihnen einmal an zwei Beispielen zeigen, dass es dabei 

auch große Unterschiede zwischen den Kommunen im 

Freistaat Sachsen gibt: Die Stadt Leipzig schafft es gerade 

einmal, jeden zehnten Euro zurückzuholen. Auf der 

anderen Seite schafft es der Landkreis Zwickau, jeden 

dritten Euro zurückzuholen. Das liegt aus meiner Sicht 

nicht daran, dass in Leipzig alle Väter vollkommen arm 

sind und im Zwickauer Bereich alle vollkommen reich, 

sondern es hängt damit zusammen, dass die Kommunal-

verwaltungen nicht ausreichend das machen, wofür sie 

zuständig sind: dieses Geld wirklich zurückzuholen; zu 

schauen, ob derjenige Geld hat und wie man es zurückho-

len kann. Es gehört zur Verantwortung für den Steuerzah-

ler, der mit seinem Geld den Staat und auch den Unter-

haltsvorschuss finanziert, dass man das Geld zurückholt. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD) 

Sie haben gesehen: Es geht uns einerseits darum, denjeni-

gen zu helfen, die die Hilfe brauchen. Auf der anderen 

Seite ist aber unser Grundverständnis auch, dass der Staat 

nur für die Aufgaben aufkommt, die andere nicht tragen 

können, aber nicht für jemanden einspringt, der nicht 

zahlen will. 

Vielen herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die erste Runde ist 

eröffnet. Wir hörten den Kollegen Krauß. Jetzt spricht 

Frau Pfeil-Zabel für die miteinbringende SPD-Fraktion. 

Juliane Pfeil-Zabel, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Krauß, vielen 

Dank für Ihre Worte! – Ich möchte ein Stück weit aus der 

Perspektive der Kinder beginnen. Wir haben in der 

zurückliegenden Legislaturperiode mehrmals darüber 

gesprochen, was denn einer der Hauptgründe für Kinder-

armut sei. Dazu hatten die LINKEN eine Große Anfrage 

gestellt. In der Antwort ist deutlich geworden, dass ein 

Hauptgrund für Kinderarmut bzw. dafür, dass Kinder von 

Armut bedroht sind, darin besteht, dass sie bei Alleiner-

ziehenden aufwachsen. An dieser Stelle möchte ich auch 

sagen – wir haben darüber schon im November letzten 

Jahres gesprochen –, dass die Reform des Unterhaltsvor-

schussgesetzes eine gute und sinnvolle, das heißt richtige 

Entscheidung war. 

Nicht jedes Kind kann in einer glücklichen Partnerschaft 

aufwachsen. Auch ein gewisser Teil der Anwesenden hat 

schon eine Trennung durchgemacht und sich mit dem 

Partner über Unterhalt gestritten oder einvernehmlich 

geeinigt. Die Kinder sind jedenfalls in der Regel die 

Leidtragenden. 

Die Hauptgründe, aus denen ein Vater oder eine Mutter 

keinen Unterhalt zahlen kann, können empirisch belegt 

werden. Aber das Kind kann eben nichts dafür, dass im 

Streit über den Unterhalt gesprochen wurde, dass die 

Trennung schon lange vorbei ist, dass sich die Entfernung 

zwischen dem Unterhaltspflichtigen und dem Kind 

einfach vergrößert hat – oder dass ein Elternteil nicht 

erwerbstätig ist; denn auch das ist ein Grund, warum 
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Unterhalt nicht gezahlt werden kann. Diese Liste ließe 

sich fortsetzen. 

Ich denke, dass das Instrument des Unterhaltsvorschusses, 

das bisher auf die Dauer von 72 Monaten begrenzt war 

und nur bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres 

galt, nun einen wichtigen Entwicklungsschritt gemacht 

hat. Es wurde immer betont, dass es sich nur um eine 

temporäre Unterstützung handele. Doch es ist nicht 

nachvollziehbar, warum beispielsweise ein achtjähriges 

Kind, dessen Eltern noch nie zusammengelebt haben, den 

Anspruch auf Unterhaltsvorschuss von vornherein ver-

wirkt haben soll, während ein achtjähriges Kind, dessen 

Eltern frisch getrennt sind, in der gleichen Situation einen 

Anspruch hat. Es ist auch nicht nachvollziehbar, warum 

ein vierjähriges Kind Anspruch auf Unterhaltsvorschuss 

hat, ein 14-jähriges jedoch nicht. Dass die Ausgaben mit 

dem Alter des Kindes sinken, entspricht absolut nicht der 

Lebenswirklichkeit. Das wissen wir. Es war also dringend 

notwendig, eine Anpassung vorzunehmen. 

In Deutschland wird durch die Anpassung die Zahl der 

Berechtigten auf Unterhaltsvorschuss auf 561 000 Kinder 

steigen. Das sind 120 000 Kinder mehr. Ich denke, das 

sind 120 000 Kinder, die wir an der richtigen Stelle 

unterstützen. 

Natürlich wird heute der größte Kritikpunkt sein – davon 

gehe ich zumindest aus –, insbesondere vonseiten der 

LINKEN, dass sich einiges geändert habe, seit wir das 

letzte Mal darüber gesprochen haben. Zwar gibt es jetzt 

auch ab dem zwölften Lebensjahr einen Anspruch auf 

Unterhaltsvorschuss, außer aber, wenn das Kind auf SGB-

II-Leistungen angewiesen ist oder wenn der oder die 

Alleinerziehende im SGB-II-Bezug ein eigenes Einkom-

men von mindestens 600 Euro erzielt. 

Im Zusammenhang mit dem Unterhaltsvorschuss wurde 

immer wieder kritisiert, dass dieser Vorrang vor den 

Leistungen nach SGB II hatte. Der Unterhaltsvorschuss 

musste also erst beantragt und in Anspruch genommen 

werden, wenn dieser Anspruch bestand. Im Ergebnis 

hatten die Betreffenden jedoch nicht mehr Geld zur 

Verfügung, da der Anspruch vollständig auf SGB-II-

Leistungen angerechnet wurde. 

Die Kritiker gehen davon aus, dass für die Betroffenen 

kein Unterschied bestehe, ob sie Leistungen nach dem 

Unterhaltsvorschussgesetz oder nach SGB II erhalten. Die 

Kritiker verkennen auch die unterschiedliche Zielrichtung 

der beiden Leistungen: Der Unterhaltsvorschuss ist keine 

reine Sozialleistung, sondern eine familienpolitische 

Leistung für die Kinder von Alleinerziehenden. Im Fokus 

der SGB-II-Unterstützung steht die Hilfsbedürftigkeit der 

betreuenden Elternteile. Mit der Ausdehnung der Leistun-

gen auf Haushalte, die nicht hilfebedürftig sind bzw. die 

durch eine geringfügige Erhöhung ihrer Erwerbstätigkeit 

unabhängig von Grundsicherungsleistungen werden 

könnten, wird ein wichtiger Anreiz gesetzt, den eigenen 

Lebensunterhalt selbst zu bestreiten. 

Wichtig ist natürlich die Frage, wie das Ganze finanziert 

wird. Herr Krauß hat es schon gesagt: Nach Berechnun-

gen der Bundesebene gehen wir davon aus, dass die 

Kosten 104 Millionen Euro betragen werden. 

Herr Krauß hat auch schon über die Rückgriffsquoten 

gesprochen und darüber, was wir dahingehend unterneh-

men möchten. Ich möchte an dieser Stelle die Erwartun-

gen dämpfen; denn ein wichtiger Fakt bei den Rückgriffs-

quoten ist natürlich die Leistungsfähigkeit der Unterhalts-

pflichtigen. Diese liegt nur dann vor, wenn das bereinigte 

Nettoeinkommen 1 080 Euro übersteigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Solange wir 

viele Unterhaltspflichtige haben, die im Niedriglohnbe-

reich tätig sind, werden wir die Rückholquoten nicht 

wirklich optimieren können. An dieser Stelle müssen wir 

uns ehrlich sagen: Wir können von den Müttern und Väter 

nur dann mehr Leistungsfähigkeit erwarten, wenn wir in 

Sachsen deutlich höhere Löhne zahlen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Auf Frau Kollegin Pfeil 

folgt jetzt Herr Kollege Schollbach für die Fraktion 

DIE LINKE. 

André Schollbach, DIE LINKE: Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! Geraume Zeit wurde über die Ände-

rungen beim Unterhaltsvorschussrecht debattiert. Als 

Bund und Länder sich schließlich im Herbst vergangenen 

Jahres dazu verständigten, drohte nicht mehr und nicht 

weniger als politisch organisiertes Chaos. Die Kommunen 

befürchteten offenbar landesweit Zustände wie auf den 

Bürgerämtern in Berlin. Sie wandten sich im November 

mit einem eindringlichen Appell an die Öffentlichkeit und 

forderten eine Verschiebung der Reform. 

Die Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetages, des 

Deutschen Landkreistages und des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes warnten nachdrücklich. Zitat: 

„Die Kommunen sehen sich nicht in der Lage, ein Gesetz, 

das frühestens Mitte Dezember verabschiedet werden 

kann, zwei Wochen später auszuführen. Das geht perso-

nell und organisatorisch nicht. Außerdem muss sicherge-

stellt werden, dass die zusätzlichen finanziellen Belastun-

gen der Kommunen vollständig ausgeglichen werden. 

Aussagen dazu liegen bisher überhaupt nicht vor.“ 

Und weiter: 

„Wenn kurzfristig die Zahl der Leistungsanträge massiv 

zunimmt, müssen wir befürchten, dass die Unterhaltsvor-

schuss-Stellen in den Kommunen überfordert werden.“ 

„Avanti Dilettanti!“ kann man da nur sagen, und zwar so 

dilettantisch, dass das Inkrafttreten der Reform vorsichts-

halber erst einmal um ein halbes Jahr verschoben werden 

musste. 

Aber damit nicht genug der Probleme! Mit dem neuen 

Unterhaltsvorschussgesetz drohen den Kommunen 

erhebliche Mehrbelastungen aufgebürdet zu werden. So 

rechnet etwa das Fraunhofer-Institut mit einer Zunahme 
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der Leistungsbezieher von derzeit rund 450 000 auf 

710 000. Die Kommunen gehen gar von einer Verdopp-

lung der Fallzahlen aus. Die Folge ist ein massiver An-

stieg von Personal- und Arbeitsplatzkosten und auch der 

Leistungsausgaben für den Unterhaltsvorschuss in den 

Kommunen. Allein die Kosten für die damit verbundenen 

zusätzlichen Verwaltungsaufgaben werden vom Deut-

schen Städtetag auf einen dreistelligen Millionenbetrag 

geschätzt. 

Wir von der LINKEN schließen uns ausdrücklich der 

Forderung des Deutschen Städtetages nach einem voll-

ständigen Ausgleich der finanziellen Mehrbelastungen der 

Kommunen sowohl bei den Leistungsausgaben als auch 

bei den Verwaltungsausgaben an. Dies ergibt sich im 

Übrigen ohnehin bereits aus dem Konnexitätsprinzip. 

Schon jetzt haben viele Kommunen Schwierigkeiten, 

einen tragfähigen Haushalt aufzustellen. So waren etwa 

Mitte des vergangenen Jahres 58 Gemeinden sowie zwei 

Landkreise im Freistaat Sachsen noch immer ohne be-

schlossenen Haushalt. 

Dieser Umstand, meine Damen und Herren, verdeutlicht, 

dass es bei den Kommunalfinanzen erhebliche Probleme 

gibt. Vielfach reichen die vorhandenen Gelder schlicht 

und ergreifend nicht aus, um wichtige kommunale Aufga-

ben zu erfüllen. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass 

durch den Staat immer wieder Aufgaben auf die Kommu-

nen abgewälzt werden, ohne die dafür erforderlichen 

Gelder in vollem Umfang dazuzugeben. Auf diese Weise 

hat die CDU-geführte Regierung bereits zahlreiche 

Kommunen in erhebliche Schwierigkeiten gebracht. Da 

geriert man sich immer wieder gern als finanzpolitischer 

Musterknabe, wälzt aber in Wahrheit seine Lasten auf 

andere ab. Das muss endlich aufhören! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Auf Herrn Kollegen 

Schollbach folgt jetzt Herr Kollege Wendt. Er spricht für 

die AfD-Fraktion. 

André Wendt, AfD: Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Ja, endlich hat es die Bundesre-

gierung geschafft. Sie möchte das Unterhaltsvorschussge-

setz ändern – pünktlich vor der Bundestagswahl, damit es 

bei den Bürgern im Kurzzeitgedächtnis bleibt. 

(Beifall bei der AfD) 

Das ist dann schon einmal einen Applaus wert. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD –  

Heiterkeit der Abg. Dr. Frauke Petry, AfD) 

Das haben die Damen und Herren in Berlin nämlich ganz 

gut hinbekommen. Grundsätzlich ist dieser Gesetzesvor-

stoß natürlich zu begrüßen; er kam in unseren Augen aber 

einfach zu spät. Das Thema liegt ja schon seit Jahren auf 

dem Tisch und hätte also schon viel früher angegangen 

und umgesetzt werden müssen. Hätten Sie unserem 

Antrag, den wir im letzten Jahr, im August 2016, gestellt 

haben, zugestimmt, dann hätte man den Alleinerziehenden 

diese Hilfe schon viel früher zukommen lassen können 

und hätte die Betroffenen dann auch rechtzeitig unter-

stützt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Regie-

rungskoalition, das können Sie Ihren Kollegen in Berlin 

sagen: Wenn Sie es mit den Alleinerziehenden wirklich 

ernst meinen, dann sollten sie dieses Gesetz rückwirkend 

zum 01.01.2017 in Kraft treten lassen, wie es eigentlich 

angedacht war. Damit würden sie schon einen großen 

Schritt nach vorne tun. 

Dennoch, und das gehört zur Wahrheit dazu, ist dieses 

Gesetz ein Hüftschuss aus einem verstopften Bundes-

tagswahlkampfrevolver, weil noch gar nicht klar ist, 

welche Auswirkungen dieses Gesetz auf Alleinerziehende 

und Kommunen tatsächlich hat. Viele Kommunen be-

fürchten nämlich einen Mehraufwand, zumal die Doppel-

strukturen, die bis zum zwölften Lebensjahr des Kindes 

weiterhin existent bleiben, nicht abgebaut werden. 

Des Weiteren gehen viele Alleinerziehende leer aus. 

Stellen Sie sich einmal eine alleinerziehende Mutter mit 

zwei Kindern auf dem Land vor, die keinen Arbeitsplatz 

findet oder nur einen Arbeitsplatz auf 450-Euro-Basis 

vorweisen kann. Sie profitiert von diesem Gesetz eben 

nicht. Das ist ein großer Haken; dies muss auf jeden Fall 

vorgetragen werden. 

Deshalb hätte man, wie wir es damals in unserem Antrag 

gefordert haben, dafür Sorge tragen müssen, dass das 

Kindergeld analog zum Unterhaltsrecht nicht mehr 

vollumfänglich, sondern nur zur Hälfte auf den Unter-

haltsvorschuss angerechnet wird. Dafür setzen wir uns 

weiterhin ein. Ich hoffe, dass die Damen und Herren von 

der Regierungskoalition dies auch nach Berlin tragen. 

Des Weiteren sehen viele Kommunen die Finanzierung 

skeptisch, auch wenn der Bund den Eigenanteil auf 40 % 

erhöht hat, denn durch den höheren Verwaltungsaufwand 

entstehen auch mehr Verwaltungskosten. Deshalb sollte 

sich der Bund stärker an diesen Kosten beteiligen. 

(Zuruf von der CDU: Macht er doch!) 

– Mit 40 %. – Kurzum, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, wenn ich der schwarz-roten Bundesregierung 

abschließend ein Arbeitszeugnis ausstellen müsste, würde 

ich folgenden Satz verwenden: Sie waren stets bemüht, 

den Anforderungen gerecht zu werden. 

(Heiterkeit bei der AfD) 

Letztendlich war es aber doch nur ein Rohrkrepierer, der 

gute Absichten erkennen lässt, der aber stark überarbei-

tungsbedürftig ist und die Kinderarmut sicherlich nicht 

bekämpft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Auf Herrn Kollegen 

Wendt folgt jetzt Herr Kollege Zschocke mit seinem 

Redebeitrag. Er vertritt die Fraktion GRÜNE. 

Volkmar Zschocke, GRÜNE: Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! Ich versuche einmal, mich am Debat-

tentitel entlangzuarbeiten. Da heißt es als Erstes: „Kinder 

stärken“. Ja, es ist unstrittig: Armut grenzt Kinder im 

Alltag aus. Überdurchschnittlich häufig sind Kinder von 

alleinerziehenden Eltern davon betroffen, insbesondere 

dann, wenn sich ein Elternteil nicht oder nur unzu-

reichend am Unterhalt beteiligt. 

Der Unterhaltsvorschuss soll nun künftig auf unbegrenzte 

Dauer und bis zur Volljährigkeit der Kinder gezahlt 

werden. Das ist ein wichtiger und auch richtiger Schritt 

zur Armutsvermeidung. Aber trotzdem hat die Reform des 

Unterhaltsvorschussgesetzes einen Haken, meine Damen 

und Herren, weil es bei Kindern ab zwölf Jahren nämlich 

nur dann einen Anspruch geben wird, wenn das Kind 

nicht auf Hartz IV angewiesen ist. 

Hier werden Alleinerziehende eigentlich doppelt benach-

teiligt. Oft sind sie für ihre Armut nicht selbst verantwort-

lich. Sie finden einfach nur schwer einen Job, der Familie 

und Beruf ermöglicht und dann auch noch ausreichend 

Geld für ein gutes Leben bringt. 

Schaut man sich die Zahlen in Sachsen an, zeigt sich die 

Dramatik ganz besonders: Alleinerziehende sind nämlich 

überproportional oft von Langzeitarbeitslosigkeit betrof-

fen. Die Zahlen sind seit 2008 alarmierend hoch. Reich-

lich 40 % aller arbeitslosen alleinerziehenden Frauen sind 

Langzeitarbeitslose. Bei arbeitslosen alleinerziehenden 

Männern liegt der Anteil mit 45 % sogar noch höher. 

Diesen Arbeitslosen mit Kindern über zwölf Jahren wird 

der Unterhalt dann quasi angerechnet. Das verschärft ihre 

Armut eigentlich noch ein Stück weit, statt ihnen aus 

dieser Lebenssituation herauszuhelfen. Der Titel „Kinder 

stärken“ sagt also erst einmal nur die halbe Wahrheit. 

„Kommunen entlasten“ sagen Sie als Nächstes. Wie von 

uns GRÜNEN schon lange gefordert, übernimmt der 

Bund nun einen höheren Anteil an den Kosten und will 

sich an den Mehrausgaben mit 40 % beteiligen. Die 

Finanzierungsdetails kenne ich noch nicht; ich weiß nicht, 

ob Sie sie kennen. Den Rest müssen allerdings die Länder 

tragen, die wiederum einen Teil davon den Kommunen 

aufbürden. Sachsen möchte sich ja mit bis zu einem 

Drittel an den Kosten beteiligen. Außerdem sind die 

Kommunen aber für die Bearbeitung der Anträge zustän-

dig, sie müssen das Personal stellen. Das Ganze ist für die 

Kommunen also erst einmal eine deutliche Mehrbelas-

tung, keine Entlastung. 

Jetzt hat Sachsen im Doppelhaushalt Geld eingestellt, um 

die Kostensteigerung durch die Reform abzufedern. Eine 

zusätzliche finanzielle Entlastung der Kommunen ist 

damit aber noch nicht erreicht, meine Damen und Herren. 

Unter dem Strich ist eine Entlastung der Kommunen in 

Sachsen, wie es im Titel der Debatte heißt, noch nicht zu 

erkennen. 

Drittens sagen Sie: „Unterhaltsschuldner heranziehen“. 

Ich bin ja schon froh, dass die Koalition nicht den Begriff 

„Rabenväter“ verwendet, den Herr Alexander Krauß hier 

ja gerne verwendet. Ich hoffe, dass Sie auch künftig nicht 

mehr mit solchen stigmatisierenden Redewendungen 

arbeiten und hierauf verzichten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nun wollen Sie Unterhaltsschuldner stärker heranziehen. 

Ich hatte ja auf den hohen Anteil alleinerziehender Fami-

lien, die von ALG II abhängig sind, hingewiesen. Diese 

Familien stecken oft jahrelang im Leistungsbezug fest. 

Der Unterhaltsvorschuss soll aber keine reine Sozialleis-

tung sein, sondern eine familienpolitische Leistung für die 

Kinder Alleinerziehender. Sie bekommen den Unterhalts-

vorschuss also nicht, weil sie arm sind, sondern weil ein 

Elternteil nicht zahlt. Dieser Anspruch wird allerdings 

durch die Abschaffung der Vorrangigkeit ab dem zwölf-

ten Lebensjahr quasi aufgelöst. 

Wenn jetzt viele Alleinerziehende, die Hartz-IV-

Leistungen beziehen, auch die Leistungen für ihre Kinder 

nun vollständig vom Jobcenter bekommen, dann erspart 

das zwar eine ganze Menge Bürokratie, verändert aber die 

rechtlichen Möglichkeiten zur Rückforderung des Unter-

halts, weil säumige Unterhaltszahlende dadurch stärker 

als bisher aus ihrer Verantwortung genommen werden. 

Rückforderungen sind zwar auch nach SGB II möglich, 

aber deutlich schwieriger. 

Viertens titeln Sie: „Das neue Unterhaltsvorschussgesetz 

konsequent umsetzen“. Na ja, so weit ist es noch nicht; 

die Vorredner haben darauf hingewiesen. Um die Finan-

zierung der Ausweitung des Unterhaltsvorschusses wurde 

zwar lange gestritten und jetzt gibt es offenbar eine 

Einigung – allerdings tritt das Gesetz erst in einem halben 

Jahr in Kraft. Alleinerziehende haben darüber hinaus mit 

sehr vielen weiteren Herausforderungen zu kämpfen; der 

Unterhaltsvorschuss ist nur eine davon. 

Doch die Reform – davon bin ich überzeugt – wird die 

Situation vieler bisher nicht berücksichtigter Kinder und 

Alleinerziehender deutlich verbessern. Ich hoffe, das ist 

ein Schritt in die richtige Richtung, aber „konsequent 

umsetzen“ ist, denke ich, ein bisschen zu früh formuliert, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Kollege Zschocke 

von der Fraktion GRÜNE beschloss die erste Runde. Wir 

eröffnen jetzt eine nächste Rederunde. Die einbringende 

CDU-Fraktion wird gleich erneut zu Wort kommen. Das 

Wort hat Herr Kollege Krauß. 

Alexander Krauß, CDU: Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Sinn und Zweck ist ja, dass wir ein bisschen disku-

tieren und deswegen auch auf die Argumente eingehen. 

Das macht es ja auch spannend und eine Aktuelle Debatte 

zu einer Aktuellen Debatte. 



Sächsischer Landtag 6. Wahlperiode – 49. Sitzung 2. Februar 2017 

 4338 

Zum Thema Rückholung: Natürlich spielt das Einkom-

men eine Rolle. Natürlich kann ich von einem Professor, 

der den Unterhalt nicht zahlt, eher Geld zurückholen als 

von jemandem, der prekär beschäftigt ist; das ist klar. Ich 

kann mir aber nicht vorstellen, dass jeder zehnte Vater in 

Sachsen prekär beschäftigt ist. Das kann ich mir nicht 

vorstellen. Deswegen ist diese Frage, glaube ich, ganz 

legitim. Wer sich mit den Mitarbeitern in der Verwaltung 

unterhält, weiß, dass es da natürlich auch ein paar 

Schlitzohren gibt, die versuchen, sich einen schlanken 

Fuß zu machen. 

Das trifft auch bei Selbstständigen zu, weil es da schon 

ein bisschen schwieriger ist, ein Einkommen festzustellen, 

ebenso, wenn jemand sagt, ich bin dann mal im Ausland, 

ich bin dann mal weg. Aber meines Erachtens muss der 

Staat da durchaus ein bisschen schauen, wie er das Geld 

der Steuerzahler zurückholt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, ich 

weiß ja nicht, was Sie gegen das Wort „Rabenväter“ 

haben. Wenn ich dem Raben Unrecht tue, dann entschul-

dige ich mich; 

(Heiterkeit bei der CDU) 

wenn es aber etwas bezeichnet, dass jemand seiner 

Unterhaltungspflicht nicht nachkommt, dann finde ich das 

schäbig und unanständig. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich meine, die Frau hat das Recht, dass auch der Vater für 

das Kind aufkommt und dass er sich nicht einen schmalen 

Fuß macht und sagt, die Frau kann einmal sehen, wie sie 

zurechtkommt. Das muss man auch anprangern dürfen, 

auch mit klaren Worten und nicht mit sozialpädagogi-

schen Streicheltherapien. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Lassen Sie mich zu den Kollegen der LINKEN kommen. 

Es war ja wieder schön zu erkennen: Man schüttelt so 

lange den Kopf, bis man auch wirklich ein Haar in der 

Suppe findet. Da wird einerseits gesagt, der 1. Juli, zu 

dem es in Kraft treten wird, ist viel zu spät, das zu ma-

chen, und man kritisiert, dass es nicht der 1. Januar 2017 

ist; andererseits sagt man gleichzeitig, es würde ja zum 

Chaos führen. Genau deswegen, damit es nicht zum 

Chaos kommt, damit die Verwaltungen sich auch vorbe-

reiten können, damit sie Personal einstellen können, 

wurde der 1. Juli gewählt, und ich halte es für richtig, dass 

man dort mit den Kommunen ein gutes Verfahren gefun-

den und den 1. Juli genommen hat. 

Ebenso halte ich es für richtig, dass man sich mit den 

Kommunen verständigt, wie man mit den Verwaltungs-

kosten umgeht. Meines Erachtens ist es auch gut, dass der 

Bund stärker in die Verantwortung geht und sagt, wir 

stocken unseren Anteil an den gesamten Kosten auf. 

Ich erwarte von den Kommunen nicht nur, dass wir eine 

faire Vereinbarung machen – das ist gut –, sondern erwar-

te von ihnen auch, dass sie sich ein bisschen mehr an-

strengen, Geld zurückzuholen; denn das kommt dann 

auch ihrem Haushalt wieder zugute. Es ist ja nicht so, 

dass nur der Bund oder das Land das Geld kriegt; viel-

mehr fließt ein großer Teil des Geldes, das zurückkommt, 

direkt in den kommunalen Haushalt, und darum muss 

man sich ein bisschen bemühen. 

Jetzt hören wir immer: Die Kommunen haben zu wenig 

Geld. Liebe Freunde, ich habe heute früh die Zeitung 

aufgeschlagen, den Dresdner Lokalteil, Herr Kollege 

Schollbach. Da diskutieren Sie allen Ernstes, ob ein 

Langlauf-Skiweltcup in Dresden, hier auf diesen Wiesen, 

ausgetragen wird und dass Sie als Stadt Dresden das 

unterstützen wollen. 

(André Schollbach, DIE LINKE: 

Ja, das wollen wir!) 

– Entschuldigung. Solange wir solche Themen diskutieren 

können – – Ich halte es für in Ordnung, dass Sie das im 

Stadtrat diskutieren; das ist keine Frage, wenn der Antrag 

kommt. 

(André Schollbach, DIE LINKE: 

Ihre Parteifreunde wollen das!) 

Wenn wir solche Anträge diskutieren können, dann 

kommen Sie mir bitte nicht und sagen, den Kommunen 

gehe ganz schlecht, und sie seien ganz schlecht dran. Das 

passt dann nicht zusammen. 

(Beifall) 

Also bitte, die Kommunen sind gut ausgestattet, auch im 

Freistaat Sachsen. Das muss man hin und wieder mal 

sagen, bei allem Lamentieren, was auch mit dazugehört; 

aber wir wollen bei der Wahrheit bleiben. 

Lieber Kollege Wendt, wichtig ist bei einem Gesetz, 

gerade dann, wenn es darum geht, den Unterhaltsvor-

schuss zu verbessern, nicht die Tatsache, dass man einen 

Antrag einbringt, sondern vielmehr, dass man Geld zur 

Verfügung stellt. Wir haben das mit dem Landeshaushalt 

gemacht. Wir haben 20 Millionen Euro mehr reingestellt, 

damit der Unterhaltsvorschuss gezahlt wird. Sie haben 

gegen diesen Landeshaushalt gestimmt. Hätten wir das 

genauso gemacht, könnten wir den Leuten, den alleiner-

ziehenden Müttern und Vätern, das Geld nicht geben. 

Deswegen bin ich dankbar, dass die Mehrheit hier im 

Hause gesagt hat, wir stimmen dem Haushalt zu, damit 

der Unterhaltsvorschuss verbessert werden kann. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

Insofern bedanke ich mich ganz herzlich für die Debatte 

und freue mich auf die weiteren Redebeiträge. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir haben eine weitere 

einbringende Fraktion; das ist die SPD-Fraktion. Für sie 

spricht jetzt Herr Kollege Homann. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrter Präsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst einmal freue 
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ich mich über die grundsätzlich große Unterstützung für 

die Arbeit unserer Kolleginnen und Kollegen in Berlin. Es 

ist offensichtlich unstrittig, dass es gut ist, dass der 

Unterhaltsvorschuss nicht mehr bei Zwölfjährigen endet, 

sondern bis zum Alter von 18 Jahren gezahlt wird. Es ist 

auch offensichtlich unstrittig, dass es ein großer Erfolg ist, 

darauf zu verzichten, die Höchstbezugsdauer auf sechs 

Jahre zu begrenzen, und offensichtlich ist es auch Kon-

sens, zumindest relativ weitgehend, dass es vernünftig ist, 

dies zum 1. Juli 2017 zu machen, weil wir die Kommunen 

auf diesem Weg mitnehmen müssen. 

Ich will an dieser Stelle Folgendes sagen, auch, um die 

Tragweite noch einmal klar zu machen: Allein das Weg-

fallen der Höchstbezugsdauer schafft es, dass wir 

46 000 Kindern in der Altersspanne zwischen sechs und 

zwölf Jahren dabei helfen, wieder diese Unterstützung zu 

bekommen. Das halte ich für einen großen Erfolg. 

Wenn man sich die genauen Beträge anschaut, also im 

Alter von null bis fünf Jahren 150 Euro, von sechs bis elf 

Jahren 201 Euro und von zwölf bis 18 Jahren 268 Euro – 

in dieser Altersspanne gab es vorher gar nichts –, dann ist 

es an dieser Stelle wirklich ein Beitrag dazu, diese Kinder 

zu unterstützen, diese Mütter, diese Alleinerziehenden zu 

unterstützen. Diese 350 Millionen Euro, die diese Reform 

kostet, sind gut investiertes Geld, meine sehr geehrten 

Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

An dieser Stelle spielt auch der Bund fair, weil er seinen 

eigenen Anteil an den Kosten von 33,5 % auf 40 % 

erhöht. 

Herr Schollbach, wissen Sie, Sie reden hier über die 

armen Kommunen. Wir reden über die armen Kinder, und 

wir meinen, das ist der richtige Schwerpunkt. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU) 

Meines Erachtens gibt es auch im Bereich von Hartz IV 

einen Fortschritt, nämlich diesen: Alleinerziehende, die 

Leistungen nach SGB II bekommen, aber trotzdem 

arbeiten gehen – das ist kein schöner Zustand, das ist eine 

schwierige persönliche Situation – und die mehr als 

600 Euro verdienen, haben einen Anspruch. Im Übrigen 

profitieren allein davon 75 000 Kinder in Deutschland. 

Man sollte also auch nicht so tun, als würden wir das 

Thema Hartz IV völlig ausblenden. Vielmehr machen wir 

auch hier etwas, und das ist richtig so. 

Ich möchte Ihnen dazu ein kleines Zitat von meiner 

Facebook-Seite vorlesen. Als ich über die Änderung beim 

Unterhaltsvorschuss informierte, schrieb jemand: „Die 

meisten Bezieher von Unterhalt sind im ALG-II-Bezug. 

Da der angerechnet wird, ist es eine Nullnummer.“ Also, 

dass das fachlich falsch ist, habe ich gerade erklärt. Im 

Übrigen war es ein Mann; das kann man, glaube ich, auch 

an der Wortwahl erkennen. Aber mich beeindruckte die 

Antwort, die eine Frau unten darunter geschrieben hat. Sie 

hat nämlich geschrieben: „Du hast recht. Aber es geht 

jetzt auch mal um uns, die Frauen, welche sich abrackern, 

damit sie mit ihren Kindern über die Runden kommen, 

und froh sind, wenigstens den Unterhaltsvorschuss zu 

bekommen.“ – Danke schön, dass das einmal gesagt 

wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte nämlich diese Einengung von staatlicher Hilfe 

und Hartz IV falsch. Ich finde die Tatsache richtig, dass 

gerade in diesem Unterhaltsvorschussgesetz diejenigen, 

die hart arbeiten müssen, um über die Runden zu kom-

men, an dieser Stelle eine Unterstützung vom Staat 

bekommen. Wir müssen diese hart arbeitenden Leute, 

diese hart arbeitenden Frauen an dieser Stelle in den 

Mittelpunkt unserer Politik stellen, und deshalb halte ich 

diese Gesetzentwurf wirklich für gut. 

Ich möchte Sie noch mit einem zweiten Kommentar auf 

meiner Facebook-Seite beglücken. Das Schimpfwort ist 

ein Zitat; ich bitte das an dieser Stelle für mich in Rech-

nung zu stellen. Ich zitiere: „Die meisten Idioten (sorry) 

denken aber, sie finanzieren das Leben der Mütter und 

haben leider überhaupt keinen Dunst, was man selbst alles 

reduzieren muss, um den Mäusen das Beste geben zu 

können.“ – Respekt vor jeder Mama, die das schafft. 

Meines Erachtens bringt dieses Unterhaltsvorschussgesetz 

neben dem Geld noch einmal etwas anderes. Es ist auch 

ein Stück weit Anerkennung für die Lebensleistung und 

die Lebenssituationen dieser Menschen, eben vor allem 

Frauen, die mit ihren Kindern in dieser schwierigen 

Situation sind. Es ist nicht nur das Geld; das damit ver-

bundene Signal ist auch: Wir haben verstanden, dass es 

nicht sein kann, dass sich eine Mutter Gedanken macht: 

Was mache ich eigentlich, wenn mein Kind zwölf wird? 

Was mache ich eigentlich, wenn die 72 Monate vorbei 

sind? 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit ist zu 

Ende. 

Henning Homann, SPD: Ich komme zum Schluss. – 

Deshalb ist dieses Gesetz eine gute Sache. Es ist gut für 

die Kinder, gut für die Familien, gut gegen Armut, und 

deshalb freuen wir uns, dass es in Berlin so läuft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt ergreift Frau 

Kollegin Lauterbach das Wort. Sie spricht für die Fraktion 

DIE LINKE. 

Kerstin Lauterbach, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr 

Präsident. – Werte Damen und Herren Abgeordnete! Ja, 

Herr Homann, Sie haben durchaus recht. Aber wir müssen 

beides machen: Wir müssen über die Kommunen reden, 

und wir müssen über die Kinder reden; denn knapp 20 % 

der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren sind arm 

oder von Armut bedroht, Tendenz steigend. 

Wir wissen heute: Armut schränkt Bildungschancen ein, 

aber auch die gesundheitliche Entwicklung oder die 
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kulturelle und soziale Teilhabe. Wir kennen zur Genüge 

Ursachen und die Folgen. An uns ist es jetzt, die Aktivitä-

ten zu entwickeln, die es braucht, um diese Zahlen herun-

terzufahren. 

Die Bundesregierung – das ist meine Meinung – bleibt 

weit hinter ihren Möglichkeiten zurück. Ende 2016 hieß 

es für viele Alleinerziehende: zu früh gefreut. Die geplan-

te Reform kommt ein halbes Jahr später, und sie tritt nicht 

wie angekündigt zum 01.01.2017 in Kraft. Mit der Forde-

rung einer rückwirkenden Bewilligung konnte sich die 

Bundesfamilienministerin in der Koalition und auch beim 

Bundesfinanzminister nicht durchsetzen. Sie müssen sich 

schon vorwerfen lassen, werte Koalition, dass Sie Ihre 

Konflikte auf dem Rücken der ärmsten Kinder austragen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Die Reform sieht vor – Sie haben es bereits gesagt –, die 

Zahlung bis zum 18. Lebensjahr auszuweiten und die 

Befristung aufzuheben. Dies wird von uns vorbehaltlos 

unterstützt, ist es doch eine alte Forderung unserer Bun-

destagsfraktion, die zehn Jahre lang darum gekämpft hat, 

und zahlreicher Verbände in ganz Deutschland. Können 

wir nun sagen: Ende gut, alles gut? Ich glaube nicht; denn 

der Kompromiss, den Bund und Länder beschlossen 

haben, ist einfach eine Katastrophe. 

Der Bezug nach dem zwöften Geburtstag ist an Bedin-

gungen und widersinnige Bedarfsprüfungen gekoppelt. Es 

werden Sonderrechte eingeführt, die jeglicher Systematik 

im Unterhaltsrecht widersprechen. Es gibt massive 

bürokratische Folgen, es ist handwerklich schlecht ge-

macht, und es ist für die Antragstellerin abschreckend. 

Unterhaltsvorschuss war bisher einfach zu beantragen. Es 

war verlässlich für eine gewisse Zeit, und es war unbüro-

kratisch. Es war ein gutes Instrument, um Armut in 

alleinerziehenden Haushalten zu verringern. Diese positi-

ven Eigenschaften werden für die Kinder nach dem 

zwölften Geburtstag ohne Not aufgekündigt. Frau Pfeil-

Zabel, Sie sagten es bereits. Sie haben es, denke ich, 

begriffen. Sie brauchen es in Berlin nur noch umzusetzen. 

Für Kinder, die von Hartz IV betroffen sind, oder für 

Alleinerziehende mit einem Verdienst unter 600 Euro ist 

es wirklich eine Nullnummer. Wir als LINKE meinen, 

dass es kein Sonderrecht für Unterhaltsberechtigte nach 

dem 12. Geburtstag geben darf und dass am Grundgedan-

ken des einfachen Zugangs zum Unterhaltsvorschuss 

festgehalten werden muss. 

Werte Abgeordnete! Bund und Länder geben viel Geld in 

dieses Gesetz. Aber für dieses viele Geld müssen wir auch 

ein gutes Gesetz machen – Sie, Herr Krauß, auf Bundes-

ebene. Wir stellen fest, die Kopplung des Rechtsan-

spruchs auf Unterhaltsvorschuss nach dem zwölf-

ten Geburtstag ist nicht an Bedingungen zu knüpfen. Die 

gewählten Kriterien für den Anspruch auf UVG sind 

Willkür und nicht zielführend. Das Vorrangprinzip des 

Unterhaltsvorschusses wird so außer Kraft gesetzt. Der 

Unterhalt ist unabhängig von Sozialleistungen der Allein-

erziehenden zu zahlen. 

Eine letzte Bemerkung: Die Zahlungspflichtigen in Arbeit 

bringen und einen ordentlichen Mindestlohn zu zahlen, 

Herr Krauß – dann klappt es auch mit der Rückgriffsver-

waltung. 

(Alexander Krauß, CDU: Deshalb  

gibt es das Recht auf Mindestlohn! –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Zuhören! – 

Zurufe von der CDU und den LINKEN) 

Ja, einen ordentlichen Mindestlohn. Es sind gewisse 

Baustellen, die im Gesetz noch einmal bearbeitet werden 

müssen. 

(Unruhe) 

Fünf an der Zahl habe ich Ihnen jetzt genannt. Sie haben 

noch Zeit, diese zu korrigieren. Es liegt also in Ihrer 

Hand. Zu „Kinder stärken“ wie in Ihrem Titel gehört 

mehr. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Nach Frau Kollegin 

Lauterbach ergreift jetzt Herr Kollege Wendt erneut das 

Wort für die AfD-Fraktion, 

André Wendt, AfD: Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Herr Krauß, ich komme gleich zu 

Ihnen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Bleiben Sie dort vorn stehen! –  

Alexander Krauß, CDU: Bleiben Sie  

dort vorn stehen, bevor Sie herkommen!) 

Wir haben uns nicht gegen die Ausgaben für den Unter-

haltsvorschuss ausgesprochen, aber wir haben uns sehr 

wohl gegen den Gesamthaushalt ausgesprochen, weil er in 

der Gesamtheit sehr viele Mängel aufwies. Das noch 

einmal ganz kurz für Sie, damit Sie auch wissen, wie wir 

ticken und warum wir uns gegen den Gesamthaushalt 

entschieden haben. 

Als Zweites prangern Sie zu Recht immer die Rückhol-

quoten an. Das stimmt. Wenn ich mich einmal auf die 

Zahlen aus dem Jahr 2014 beziehe, ist es so, dass Sachsen 

in der Statistik mit 16 % auf dem drittletzten Platz ist. 

Natürlich müssen wir die Rückholquoten erhöhen, aber 

Sie machen keine konkreten Vorschläge, wie das Ganze 

vollzogen werden soll. 

(Alexander Krauß, CDU: Das habe ich 

im September in der Debatte gemacht!) 

Sie prangern immer nur an, aber an Vorschlägen scheitert 

es. Von daher kann ich Ihnen auch da nur Halbherzigkeit 

vorwerfen. 

Herr Krauß, ich bitte Sie, sagen Sie bitte Ihren Kollegen 

in Berlin, dass das Gesetz rückwirkend zum 01.01.2017 in 

Kraft treten soll. Das wäre sehr gut. 

(Peter Wilhelm Patt, CDU: Wie 

soll man das denn machen?) 
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Das wäre ein Schritt nach vorn und würde die Alleiner-

ziehenden wirklich entlasten. Wie ich schon bemerkt 

habe, sollte der Unterhaltsvorschuss nur zur Hälfte auf 

das Kindergeld angerechnet werden – Auftrag für Sie, 

wenn Sie ab September oder Oktober im Deutschen 

Bundestag sitzen. 

Herr Krauß, nächster Auftrag für Sie: Lassen Sie bitte 

nach einem Jahr evaluieren, welche Auswirkungen diese 

Gesetzesänderung hatte, und steuern Sie gegebenenfalls 

zum Wohle der Betroffenen nach. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Herr Kollege 

Wendt. Jetzt hätte die Fraktion GRÜNE noch einmal das 

Wort. – Sie verwendet keine Redezeit mehr für diese 

Aktuelle Debatte. Wir sind hier auch immer an die Rede-

zeiten gebunden; das ist wichtig. Wir sind jetzt am Ende 

der zweiten Runde angekommen und könnten, so denn 

der Wille bestünde, eine dritte eröffnen. Das sehe ich jetzt 

nicht. Damit kann ich zur Staatsregierung schauen. Die 

Staatsregierung hat das Wort, und das Wort ergreift Frau 

Staatsministerin Klepsch. 

Barbara Klepsch, Staatsministerin für Soziales und 

Verbraucherschutz: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Aus den Redebeiträgen 

wurde sehr deutlich, dass wir hier über ein Bundesgesetz 

sprechen, über das Unterhaltsvorschussgesetz, das letzt-

lich durch den Bund noch verabschiedet werden muss. Ich 

glaube, wir können sagen, dass diese geplante Novellie-

rung eine gute Novellierung ist, dass wir sie ausdrücklich 

begrüßen. Ich begrüße auch, dass sich die Ministerpräsi-

denten der Länder gemeinsam mit dem Bundeskanzleramt 

am 19. Januar zum Spitzentreffen mit dem Blick auf 

unsere Kinder und auch mit dem Blick gezielt auf die 

Alleinerziehenden geeinigt haben. 

Nun muss dieser ausgehandelte Bund-Länder-Kompro-

miss in Gesetze, in Richtlinien münden. Die Punkte, die 

dort letztlich einfließen, wurden bereits von den Vorred-

nern deutlich angesprochen. Ich möchte kurz noch einmal 

darauf eingehen. Die Höchstaltersgrenze von zwölf 

Jahren fällt weg. Sie wurde auf das vollendete 18. Le-

bensjahr angehoben. Die Bezugsdauer von 72 Monaten 

fällt ebenfalls weg. Das bedeutet für den Freistaat Sach-

sen, dass 3 600 Kinder mehr im Unterhaltsvorschussge-

setz berücksichtigt werden. Kinder ab dem zwölften 

Lebensjahr haben Anspruch auf Unterhaltsvorschuss, 

wenn das Kind nicht Leistungsbezieher SGB II ist oder 

Alleinerziehende im SGB-II-Bezug ein eigenes Einkom-

men von mindestens 600 Euro brutto erzielen. Für alle 

anderen Kinder gibt es weiterhin Sozialleistungen. 

Dass die Reform zum 1. Juli 2017 in Kraft tritt, war 

letztlich eine Forderung der Kommunen. Deshalb ist der 

01.07.2017 auch hier zu begrüßen. Der Bund erhöht 

seinen Anteil an den Kosten von derzeit einem Drittel auf 

40 %. Auch das, glaube ich, ist eine wichtige Forderung, 

die in dem Spitzentreffen ausgehandelt werden konnte. 

Nun muss das BMFSFJ einen Gesetzentwurf erarbeiten; 

denn den gibt es momentan noch nicht. Es müssen Richt-

linien angepasst werden. Wir müssen genau sehen, was in 

dem Gesetzentwurf steht, wie die Richtlinien dazu sind. 

Das müssen wir dann auf sächsische Gesetze herunterbre-

chen. Wir werden dann erst sehen, ob wir unser Ausfüh-

rungsgesetz dahin gehend anpassen müssen. 

Insgesamt – auch die Zahlen seien noch einmal genannt – 

bedeutet das für den Freistaat Sachsen: 2015 sind bei uns 

31 000 Unterhaltsvorschussbezieher laut Statistik zu 

verzeichnen. Wenn man jetzt die Bundeszahlen zugrunde 

legt, dann rechnen wir ungefähr mit einem Drittel an 

Erhöhung der Zahl der Unterhaltsvorschussbezieher. 

Nach dem, was ganz deutlich aus den Beiträgen der 

Vorredner hervorging, wird es ganz wichtig sein – und da 

richte ich meinen Blick auch mit zum Finanzminister –, 

dass wir jetzt im engen Schulterschluss mit den Kommu-

nen die Gesetzlichkeiten auf Landesebene herunterbre-

chen. Dass diese Umsetzung nur im engen Schulter-

schluss mit den Kommunen erfolgen kann, ist – so denke 

ich – selbstredend. 

Deshalb sage ich noch einmal Danke für den ausgehan-

delten Kompromiss. Ich halte es für eine gute Novellie-

rung im Sinne unserer Kinder und vor allen Dingen im 

Sinne der Alleinerziehenden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Frau Staatsministerin 

Klepsch sprach soeben für die Staatsregierung. Ich sehe 

jetzt in dieser ersten Aktuellen Debatte keinen weiteren 

Redebedarf aus den Fraktionen. Sie ist damit abgeschlos-

sen. 

Wir treten nun ein in die 
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Zweite Aktuelle Debatte 

Kriminalität – Wohnungseinbrüche und geringe Aufklärungsquoten –  

Wie sicher sind die Bürger in Sachsen? 

Antrag der Fraktion AfD 

Als Antragstellerin hat zunächst die einbringende AfD-

Fraktion das Wort. Bitte, Herr Kollege Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Das Thema lautet: „Kriminalität – 

Wohnungseinbrüche und geringe Aufklärungsquoten – 

Wie sicher sind die Bürger in Sachsen?“ Klare Antwort: 

Sie sind nicht sicher, weder in Sachsen noch im Bund. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Das ist Quatsch!) 

Meine Damen und Herren! Ich habe zwei Artikel mitge-

bracht: „Einbrecher sticht auf Bewohner ein – Prozess 

wegen versuchten Mordes“; da sind wir sogar in der 

Verbrecherkategorie, der Artikel ist vom 31.01.2017. 

Dann vom 17.01.2017: „Einbrecher klauten Schmuck“. 

Herr Lippmann, gestern haben Sie von den Schwachen 

der Gesellschaft gesprochen, die im Gefängnis sind. Ich 

hoffe, ich habe mich da verhört. Es sind die Schwachen, 

die darunter leiden. Im Gefängnis sitzen keine Schwa-

chen, sondern Verbrecher. Auf die muss man nicht so viel 

Rücksicht nehmen. 

(Lachen des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Das hier sind die Opfer, um die es geht. Nicht, dass Sie 

jetzt die Krokodilstränen herausholen. 

Herr Stange, gestern haben Sie alle Verfehlungen aufge-

führt, die durch die Kriminalität entstanden sind. Teilwei-

se sind das natürlich Ihre Truppen, die Sie da ins Land 

geholt haben. Das ist Ihnen doch auch klar. 

(Lachen bei den LINKEN) 

Auf die Verbrechen, die diese aufgrund Ihrer merkwürdi-

gen Politik hier begangen haben, komme ich noch zu 

sprechen. Gehen wir aber erst einmal weiter. 

(Zuruf von der CDU) 

Kommen wir zur Aufklärung beim Wohnungseinbruchs-

diebstahl. Sachsen liegt da mit ungefähr 20,7 % etwas 

besser als der Bund. Das heißt allerdings, dass die Aufklä-

rungsquote trotzdem zu niedrig ist. Die Schadensentwick-

lung geht ständig nach oben. Sie bewegt sich auf die 10-

Millionen-Euro-Grenze zu. 

Empirische Studien belegen – da sollten Sie gut zuhören, 

meine Damen und Herren, weil Sie anscheinend für die 

Opfer wenig Verständnis haben –, 

(Zuruf von der SPD:  

Kommen Sie mal zum Punkt!) 

dass Wohnungseinbrüche besonders dramatisch empfun-

den werden. Es geht nicht um die durchschnittliche 

Summe des Schadens, der hier entsteht. Der liegt bei 

3 250 Euro, allerdings mit einer riesigen Spannweite. 

Zwei Drittel der Betroffenen leiden unter seelischen, 

psychischen Folgen. Die Begründung dafür ist, dass der 

Rückzugsraum Wohnung teilweise nicht mehr vorhanden 

ist. Ideelle Werte wurden zerstört. Es gibt Ekel, Scham 

und Verzweiflung bei den Betroffenen. Die Intimsphäre 

wurde verletzt. Daten auf den elektronischen Geräten, die 

ja höchst persönlich sind, wurden gestohlen. Es gibt 

Angst vor dem Nach-Hause-Kommen und dem Allein-

sein, Schlafstörungen, Unkonzentriertheiten, Nervosität, 

Wut und Ohnmacht. So stellt sich das für die Betroffenen 

dar. 20 % der Opfer, meine Damen und Herren, wollen 

sogar umziehen. Sie können in dieser Wohnung nicht 

mehr leben. 

Dazu kommt noch der bürokratische Aufwand bei der 

Anzeige und Bearbeitung sowie die Wiederbeschaffung 

der Dokumente, die oftmals gestohlen worden sind. 

Alle drei Minuten haben wir in Deutschland einen Woh-

nungseinbruch. Der durchschnittliche Schaden – ich sagte 

es schon – beträgt 3 250 Euro. Der ist nicht wesentlich. 

Die psychologischen Spuren sind bedeutend schlimmer. 

Jugendliche und Kinder leiden ganz besonders darunter. 

Wir sprechen davon, dass 40 % traumatisiert sind. Das ist 

doch eigentlich immer Ihr Thema und sollte deshalb von 

Ihnen beachtet werden. 

Ein Wohnungseinbruch ist eine Straftat, der man grund-

sätzlich nicht aus dem Weg gehen kann. Das ist das 

Problem hierbei. Man muss nämlich in seine Wohnung 

wieder einmal zurückkommen und benötigt diese als 

Regenerierungsraum und für die persönliche Freiheit. 

Unser Staatsminister Ulbig sagt ganz richtig: „Ein aufge-

brochenes Schloss ist ein Angriff auf die Privatsphäre und 

hinterlässt psychische Spuren.“ Ich glaube, so habe ich 

ihn richtig zitiert. 

Dann kommt der bekannte Brief des Staatsanwalts, in 

dem die Einstellung des Verfahrens verkündet wird. 

Gegen Unbekannt kann man natürlich nicht ermitteln. Die 

Betroffenen empfinden logischerweise Hohn und Ver-

zweiflung. 

Ich habe einmal versucht, das in drei Gruppierungen 

einzuordnen, wobei Sie natürlich wieder wunderbar 

widersprechen können. Es macht mir schon Freude, Ihnen 

das vorzutragen. 

Erstens haben wir – so betitele ich das einmal – die 

allgemeine deutsche Kriminalität. Die hatten wir schon 

immer, und die bleibt auch so. Sie ist relativ hoch. Wir 

haben sehr viele eigene deutsche Kriminelle. 

Zweitens haben wir die Kriminalität durch die Öffnung 

der Grenzen durch das Schengenabkommen. 
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Drittens haben wir die Kriminalität durch die verfehlte 

Asylpolitik, für die Sie hier alle – außer der AfD – im 

Grunde genommen verantwortlich sind. 

Zu erstens. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Detlev Spangenberg, AfD: Kleinen Moment, ich will 

erst den Satz beenden. 

Die Schuld des Staates ist hier eindeutig durch den Abbau 

von Polizei und Justiz, geringe Aufklärungsquoten. Dafür 

ist auch der Staatsminister Ulbig zuständig, weil er seit 

2009 dafür die Verantwortung trägt. 

Bitte schön. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, die Zwischenfra-

ge, Herr Kollege. 

Albrecht Pallas, SPD: Danke für die Gelegenheit. 

Herr Kollege, Sie hatten eben eine Kategorisierung von 

Kriminalität vorgenommen. Ich würde Sie bitten, uns zu 

erhellen, aus welcher Statistik oder sonstigen Quelle diese 

Kategorisierung von Ihnen entnommen werden konnte. 

Detlev Spangenberg, AfD: Lieber Kollege, ich bin doch 

noch gar nicht so weit. Warten Sie es ab, da kommt noch 

eine ganze Menge. Ich fange doch gerade erst an. 

Die Haft wird von diesen Leuten spöttisch als „Ruhepause 

mit Fortbildungscharakter“ bezeichnet. Das ist eine tolle 

Sache, nicht wahr? 

Zweitens gibt es die Öffnung der Grenzen ohne Konzept 

und damit die grenzenlose Kriminalität. 

Meine Damen und Herren! Ich bin 1980 in die Altbundes-

länder gekommen. Da habe ich an der österreichischen 

Grenze den Ausweis nur ganz kurz hochgehalten und bin 

dann weiter. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Kollege Spangen-

berg, die Redezeit von fünf Minuten ist abgelaufen. 

Detlev Spangenberg, AfD: Ja. Danke sehr. Da machen 

wir dann weiter. 

(Beifall bei der AfD – Patrick Schreiber, CDU: 

Gesagt hat er eigentlich gar nichts!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Herr Kollege 

Spangenberg für die einbringende AfD-Fraktion. Als 

Nächster folgt jetzt Kollege Dierks für die CDU. 

Alexander Dierks, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist in den 

letzten Tagen wieder deutlich geworden – gestern war ich 

besonders schockiert von der Debatte, die wir zum Ju-

gendhilfegesetz geführt haben –, dass die AfD ständig 

versucht, sich in eine Art Opferrolle zu lavieren und am 

Ende das Plenum zu nichts anderem als zu polemischen 

Wahlkampfreden nutzt. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den 

LINKEN – Dr. Frauke Petry, AfD: Was? – 

Uwe Wurlitzer, AfD: Sie erzählen Blödsinn!) 

Ich stelle mir teilweise wirklich die Frage, wie sicher der 

gesunde Menschenverstand in Sachsen eigentlich vor 

Ihrer Partei ist. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Sie beantragen eine Aktuelle Debatte – das muss man sich 

einmal auf der Zunge zergehen lassen –, ohne irgendwas 

zu sagen. Sie stehen hier vorn, Sie reden und freuen sich 

offensichtlich schon auf die spöttischen Reaktionen, die 

daraufhin kommen. Das spricht vielleicht irgendetwas 

von Ihrem Selbstwertgefühl an. Aber darum geht es gar 

nicht. Sie bringen allerdings keinen einzigen substanziel-

len Beitrag dazu, wie man dieser Probleme Herr werden 

könnte. 

(Beifall bei der CDU und der SPD – 

Uwe Wurlitzer, AfD: Zuhören! – 

Zuruf von der CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Eine Zwischenfrage? 

Bitte. 

Andrea Kersten, AfD: Können Sie mir einmal sagen, 

was Wohnungseinbrüche mit einer Opferrolle der AfD zu 

tun haben? 

Alexander Dierks, CDU: Es geht darum, dass Sie Debat-

ten beantragen, bei denen es im Grunde gar nicht darum 

geht, über irgendeine Art von Lösungen zu diskutieren. 

Es geht Ihnen hier ausschließlich darum, polemisch 

darzustellen, welche Probleme dieses Land möglicher-

weise hat, gleichzeitig zu sagen, dass die AfD es ja schon 

immer gesagt hat, um sich letztendlich zum Anwalt der 

Bürger aufzuschwingen. Das ist schlicht und ergreifend 

unredlich. 

(Beifall bei der CDU und der SPD – Jörg Urban, 

AfD: Für Lösungen stellen wir Anträge!) 

Ich denke, ich habe jetzt erst einmal genug Zwischenfra-

gen beantwortet. 

(Zuruf des Abg. Christian Piwarz, CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Dann kehren wir jetzt 

zur Sachdebatte zurück. 

Alexander Dierks, CDU: Genau. – Insofern finde ich es 

persönlich etwas schwierig, dass eine Partei, die nicht in 

der Lage ist, sich öffentlich damit auseinanderzusetzen, 

was Björn Höcke in Dresden gesagt hat, 

(Gelächter bei der AfD) 

jetzt hier meint, sich zum Anwalt der Bürger aufschwin-

gen zu müssen und über Wohnungseinbrüche zu reden. 

Aber gut. 

(Gunter Wild, AfD: Was hat Björn Höcke 

mit Wohnungseinbrüchen zu tun?!) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Zur Debatte jetzt! 

Alexander Dierks, CDU: Ja, ich komme zur Debatte. Es 

ist selbstverständlich so, dass Wohnungseinbrüche ein 

wichtiges Thema sind, über das wir sprechen müssen. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Auf einmal!) 

Es geht vor allen Dingen erst einmal darum, sachlich zu 

sagen, wie der Sachstand ist, und dann zu sagen, was wir 

dagegen tun können und was wir bereits dagegen tun. 

(Jörg Urban, AfD: Zu wenig!) 

Es ist unstreitig, dass die Zahl der Wohnungseinbrüche im 

Freistaat Sachsen zugenommen hat. Wir haben von 2014 

bis 2015 einen Anstieg um 10 % auf jetzt 4 257 Fälle. Wir 

haben eine Aufklärungsquote von über 20 %. Das ist mehr 

als im Bundesdurchschnitt, aber zugegebenermaßen keine 

befriedigende Situation. 

Es gibt letztendlich vier Möglichkeiten, um gegen Woh-

nungseinbrüche vorzugehen. Das eine – das darf man 

nicht vergessen – ist die Prävention. Kollege Spangenberg 

hat ja richtigerweise festgestellt, dass der durchschnittli-

che Schaden bei einem Wohnungseinbruch bei etwas über 

3 000 Euro liegt und damit Sicherungsmaßnahmen 

ungefähr für den gleichen Gegenwert schon möglich sind. 

Das heißt, es ist zunächst einmal wichtig, dafür zu sensi-

bilisieren, dass es viele wirksame präventive Maßnahmen 

gegen Wohnungseinbrüche gibt. 

(Sebastian Wippel, AfD, steht am Mikrofon.) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage von Kollegen Wippel? 

Alexander Dierks, CDU: Von Kollegen Wippel sehr gern 

und immer. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte. 

(Andrea Kersten, AfD: Von mir nicht! – 

Heiterkeit bei der AfD) 

Alexander Dierks, CDU: – Sie haben doch eine Frage 

gestellt. 

Sebastian Wippel, AfD: Meine Frage ist: Sie haben jetzt 

über den durchschnittlichen Schaden gesprochen: in Höhe 

von circa 3 000 Euro. Das ist ja der reine Stehlschaden. 

Sachschäden von Versuchen sind ja dabei gar nicht 

erfasst, denn die kennt die Staatsregierung nicht. 

(Albrecht Pallas, SPD: Frage!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Frage, bitte! 

Sebastian Wippel, AfD: Können Sie mir vielleicht an 

dieser Stelle weiterhelfen und mir sagen, wie hoch die 

durchschnittlichen Sachschäden sind? Sie haben das ja 

jetzt mit den Sicherungsmaßnahmen verglichen und diese 

Schäden und die Maßnahmen ins Verhältnis gesetzt. 

(Zuruf des Staatsministers Markus Ulbig) 

Alexander Dierks, CDU: Das ist ja gar nicht der Punkt. 

Es geht letztendlich darum, dass Haushalte in der Lage 

sind, Einbruchsprävention zu betreiben und damit eine 

Maßnahme zu realisieren, die dafür notwendig ist, Ein-

brüche möglicherweise schon im Ansatz zu verhindern. 

Es gibt in diesem Bereich eine ganze Reihe von Möglich-

keiten. Die Polizei berät dazu sachkundig. Bund und Land 

unterstützen die Menschen dabei. Es gibt beispielsweise 

Zuschüsse von der KfW, und es gibt Kredite und Darle-

hen von der SAB. 

In allererster Linie gilt – und da komme ich wieder zu 

Ihnen –: Es geht nicht darum, Panik zu verbreiten, son-

dern es geht darum, dafür zu sensibilisieren, was jeder 

Einzelne dafür tun kann, um nicht Opfer von Einbruchs-

kriminalität zu werden. Das ist allerdings nicht alles. 

Weiterhin geht es auch um den Stellenaufwuchs bei der 

Polizei. Dazu will ich gar nicht ins Detail gehen. In den 

letzten Plenarsitzungen haben wir ausreichend bespro-

chen, dass wir die Grundlagen im Doppelhaushalt 

2017/2018 dafür gelegt haben, die Polizei auch wieder in 

ihrer Leistungsfähigkeit zu steigern. 

Was ich aber für ganz wesentlich halte – und da kommen 

wir jetzt wieder auf das Wenige zurück, das Herr Span-

genberg inhaltlich gesagt hat –: Es geht nicht zuletzt auch 

um länderübergreifende Kooperationen. Ich denke, wir 

sind uns darin einig, dass Diebstahls- und Eigentumskri-

minalität nicht ausschließlich an sächsischen Grenzen 

haltmacht bzw. auch nicht ausschließlich aus dem Frei-

staat Sachsen selbst kommt. 

Deshalb ist es sehr zu begrüßen, dass es eine Kooperati-

onsvereinbarung zwischen dem Freistaat Sachsen und 

dem Freistaat Bayern gegen Wohnungseinbruchskrimina-

lität gibt, die am Rande der Innenministerkonferenz im 

November 2016 verabschiedet wurde. Im Kern geht es 

darum, dass ein intensiver Informationsaustausch über 

reisende Einbrecher erfolgen soll und dass es gemeinsame 

Fahndungs- und Kontrollaktionen geben soll. Ich denke, 

es ist der richtige Ansatz, wenn die Bundesländer unterei-

nander Erfahrungen und Informationen austauschen und 

gemeinsam gegen reisende Einbrecher und Banden 

vorgehen. 

Nicht zuletzt gibt es auch grenzüberschreitende Koopera-

tionen. Dabei handelt es sich um Kooperationen mit 

unseren Nachbarn aus Polen und Kooperationen mit 

unseren Nachbarn aus Tschechien – das eine seit Ju-

li 2015, das andere seit Oktober 2016 –, bei denen eine 

intensive Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und 

Zollbehörden vereinbart ist. Sie werden jetzt wieder 

sagen: Das bringt ja alles gar nichts. Ich sage: Es ist ein 

Schritt in die richtige Richtung. Es ist sicherlich noch 

nicht so, dass damit das Problem letztendlich behoben 

oder besiegt ist, aber ich denke, dass es genau der Ansatz 

ist, wenn wir gegen grenzüberschreitende Kriminalität 

auch grenzüberschreitend vorgehen. 
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(Sebastian Wippel, AfD: Sie können 

ja mal die Pressemitteilung lesen; 

dann wissen Sie, was ich meine!) 

– Genau. – Es geht nicht zuletzt darum, die technischen 

Möglichkeiten der Polizei zu verbessern. Der Staatsminis-

ter des Innern, Markus Ulbig, hat bereits im Juni letzten 

Jahres angekündigt, dass es einen intensiven Prüfungs-

prozess im Staatsministerium des Innern gibt, um nicht 

zuletzt auch die technischen Möglichkeiten zur Bekämp-

fung der Einbruchskriminalität zu verbessern. 

Da ich merke, dass sich meine Redezeit dem Ende zu-

neigt, werde ich den Rest in der zweiten Runde ausführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir hörten soeben 

Herrn Kollegen Dierks von der CDU-Fraktion. Jetzt 

spricht Herr Kollege Stange für die Fraktion DIE LINKE. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Also, am frühen 

Morgen bei so einer Aktuellen Debatte hätte man sich am 

liebsten wieder ins Bett gelegt, offen gesagt. Ein Brei 

wird hier von sich gegeben: von Gefühlen über irgendet-

was Wahrgenommenes bis hin zu Ausschnitten aus 

Statistiken. Das ist ein wirres Durcheinander – das kenne 

ich von Ihnen –, aber das wird ja deshalb nicht besser. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Dann 

bleiben Sie doch im Bett!) 

– Ja, wäre ich auch am liebsten. Wenn ich mir solch einen 

Unsinn hier anhören muss, dann ist das Bett immer noch 

die bessere Option. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Dann 

bleiben Sie doch auch im Bett!) 

Aber versuchen wir mal, ein bisschen was zu ordnen. 

Statistik ist ja immer so ein Spiel mit Zahlen und Defini-

tionsbereichen. Offenbar haben Sie sich sehr wohl mit 

Churchill befasst und wählen bewusst einen Ausschnitt. 

Es ist ein Ausschnitt, der Ihnen zupasskommt, weil man 

anhand dieses Ausschnitts dann ein tolles Ansteigen von 

Wohnungseinbruchszahlen herbeifabulieren kann. 

Fakt ist allerdings, wenn man sich den Definitionsbereich 

anhand zugänglicher Zahlen – – An dieser Stelle bereits – 

das wollte ich eigentlich zu einem späteren Zeitpunkt tun 

– ein herzlicher Dank wirklich einmal an das Innenminis-

terium! 

(Heiterkeit bei der CDU und der SPD) 

Nein, nein, Herr Minister, nicht falsch verstehen! 

(Staatsminister Markus Ulbig: Ja, ja!) 

Das, was ich gestern gesagt habe, bleibt aufrechterhalten. 

Aber das, was an Fleiß hinter der Beantwortung von 

Kleinen Anfragen steht, will ich wirklich einmal hier 

klarmachen. 

(Beifall bei den LINKEN, der CDU und der SPD) 

Die Kollegen im Innenministerium haben auf Anfrage 

Wohnungseinbrüche sogar bis 1993 dargestellt. Wenn Sie 

zu faul sind, das zu lesen, muss ich es Ihnen jetzt einfach 

erzählen: Wenn Sie sich die Wohnungseinbruchsdieb-

stahlzahlen von 1993 anschauen, dann haben wir diese bis 

heute – selbst nach dem Knick 2006 – nicht wieder 

erreicht. Das ist gut so. Wir haben sie nicht wieder er-

reicht. 

(Zuruf des Abg. Uwe Wurlitzer, AfD) 

– Nein, nein. Statistik können selbst Sie nicht herumbie-

gen, Herr Wurlitzer. Selbst Sie nicht! 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Hat gar keiner gesagt! – 

Sebastian Wippel, AfD: Darin sind Sie ja Profi!) 

Das heißt, dass Sie hier etwas als Aktuelle Debatte darzu-

stellen versuchen, was eben nicht wirklich für eine Aktu-

elle Debatte taugt, 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Das 

entscheiden aber nicht Sie!) 

weil man tiefer in das Thema eintauchen muss, um es 

tatsächlich zu verstehen. Dazu kommt als Zweites – – 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE – 

Detlef Spangenberg, AfD, steht am Mikrofon.) 

Jetzt ist Herr Spangenberg weg. – Ach, dort ist er. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage von Herrn Spangenberg? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Ja. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr Kollege 

Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Nur eine Frage, da Sie das 

Thema anscheinend nicht beherrschen: Wohnen Sie in 

Deutschland, und haben Sie schon einmal etwas von 

Wohnungseinbruch gehört? 

(Gelächter bei den LINKEN) 

Enrico Stange, DIE LINKE: Herr Spangenberg, im 

Gegensatz zu Ihnen unterscheide ich nicht, ob es sich um 

– wie sagten Sie – allgemeine deutsche Kriminalität oder 

um Kriminalität durch Öffnung der Grenzen, durch 

Migration handelt, sondern zunächst einmal ist für jeden – 

im Übrigen für jeden, dessen Wohnungstür aufgebrochen 

wurde – überhaupt nicht erkennbar, wer der Täter ist. Das 

bleibt ja anhand der sinkenden Aufklärungszahlen selbst 

unseren Sicherheitsbehörden in großen Teilen verborgen. 

Der Fakt, dass eine Wohnungstür aufgebrochen worden 

ist, ist für jeden natürlich ein erschreckendes Ereignis. 

Das ist völlig klar. 



Sächsischer Landtag 6. Wahlperiode – 49. Sitzung 2. Februar 2017 

 4346 

Aber wenn wir uns hier im Parlament damit befassen und 

hoffentlich irgendwann Rückschlüsse daraus ziehen 

wollen – ich bezweifle ja bei Ihnen, dass Sie das wollen –, 

dann muss man sich tatsächlich mit den Fakten befassen. 

Mit Fakten, nicht postfaktisch, sondern mit Fakten! Und 

die sind knallhart aus der Statistik seit 1993 erkennbar. 

Wir haben es also nicht mit einer so dramatischen Ent-

wicklung zu tun, wie Sie sie versuchen herbeizubeten. 

Zweiter Entwicklungsstand: Wir haben es mit einer 

völligen Veränderung der Haushaltsgrößen und der 

Haushaltsanzahl zu tun, zum Beispiel in unseren Groß-

städten durch die Versingelung. Was Sie an anderer Stelle 

wieder geißeln, kommt Ihnen natürlich hier entgegen, 

denn durch ein Anwachsen der Haushaltszahlen haben wir 

es natürlich auch mit einem Anwachsen von Tatgelegen-

heiten zu tun. Im Übrigen ein ganz wichtiger Fakt bei der 

kriminologischen Betrachtung. Das entzieht sich Ihrer 

Betrachtungsweise, das ist mir völlig klar, wenn man 

postfaktisch unterwegs ist. 

Fakt ist aber, dass man das ebenso betrachten muss, was 

übrigens auch für die Prävention wichtig ist, weil wir 

mehr Tatgelegenheiten zu betrachten haben. 

Dann kommt ein nächster Punkt hinzu. Wenn wir die 

Aufklärungsquoten betrachten, dann müssen wir – nur an 

dieser Stelle gebe ich Ihnen recht – die Personalentwick-

lung bei unserer Polizei im Blick haben. Diese ist tatsäch-

lich dramatisch, was sich unter anderem – unter ande-

rem! – als ein Aspekt in dem Absinken der Aufklärungs-

quoten widerspiegelt. 

Das hat aber auch damit zu tun: Wenn Sie sich die Zahlen 

wirklich angeschaut haben, werden Sie festgestellt haben, 

dass die Aufklärungsquoten manchmal auch sprunghaft 

sind. Das sagt nämlich nicht viel über den Einzeltäter aus, 

sondern eher darüber: Wenn man einer Bande habhaft 

geworden ist, die 25, 30, 40 Einbruchsdiebstähle auf dem 

Kerbholz hat, dann wurde die Aufklärungsquote schlagar-

tig nach oben gedrückt. Wenn man ihrer nicht habhaft 

wird, bleibt es im Dunkeln. 

Mir wäre es wichtig, dass wir bei diesem Thema nicht die 

populistische Schlammschlacht versuchen, wie Sie es tun, 

sondern dass wir uns den Fakten nähern. Das wäre sehr 

hilfreich bei der Betrachtung und vor allem sehr hilfreich 

für die erforderlichen Schlussfolgerungen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Herr Stange für 

die Fraktion DIE LINKE. Jetzt ergreift für die SPD-

Fraktion in dieser zweiten Aktuellen Debatte Kollege 

Pallas das Wort. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir 

führen hier auf Wunsch der antragstellenden Fraktion eine 

Debatte über – ja worüber eigentlich? – das Phänomen 

von Wohnungseinbrüchen oder eher über die allgemeine 

Kriminalitätsentwicklung in Deutschland. Anhand des 

Debattentitels kann man sich nicht wirklich sicher sein. 

Ich gebe zu, auch der Kollege aus der antragstellenden 

Fraktion, der hier die erste Runde geführt hat, hat nicht 

für besonders viel Klarheit bei mir gesorgt. 

Ich denke, dass es sich trotzdem lohnt, über das Phäno-

men von Wohnungseinbruchsdiebstählen und deren 

Entwicklung in diesem Rahmen zu sprechen, denn – das 

klang heute schon an – natürlich ist es auf individueller 

Ebene für die Opfer von solchen Wohnungseinbrüchen 

immer schlimm. Das ist auch ganz klar. Die Wohnung ist 

sozusagen der intimste Bereich des Lebens und wenn der 

verletzt wird, durch zunächst Unbekannte, dann sorgt das 

dafür, dass das Sicherheitsgefühl mit einem Schlag auf ein 

Minimum sinkt. 

Es gibt – das klang auch schon an – viele Opfer solcher 

Straftaten, die sich nie wieder sicher fühlen können in 

ihrer Wohnung und unter Umständen umziehen müssen. 

Damit muss sich die Polizei, damit muss sich aber auch 

die Politik beschäftigen. Das ist aber auch nichts wirklich 

Neues. 

Wie entwickelt sich nun das Phänomen der Wohnungs-

einbruchsdiebstähle? Herr Stange hat schon auf einige 

statistische Aspekte hingewiesen. Es ist dennoch sinnvoll, 

ein paar Punkte herauszugreifen. Wenn man sich einmal 

die Entwicklung von 2006 bis 2015 anschaut, stellt man 

fest, dass die Erhöhung der Fallzahlen ein Fakt ist, mit 

dem man umgehen muss und der verschiedenste Ursachen 

haben kann. 

Bedenklich finde auch ich die sinkende Aufklärungsquote 

in diesem Zeitraum von immerhin 35 % auf 20 % in 

Sachsen. Auch das kann unterschiedliche Ursachen haben. 

Ich komme gleich noch darauf zu sprechen. 

Interessant wird es, wenn man die einzelnen Regionen in 

Sachsen betrachtet und sieht, wie sich die Zahlen entwi-

ckeln. Daraus ergibt sich, was eigentlich auf der Hand 

liegt: Wir haben den absoluten zahlenmäßigen und pro-

zentualen Schwerpunkt in den Ballungsräumen. Leipzig 

reißt nach oben aus, was separat untersucht werden muss. 

Dafür gibt es verschiedene Ansätze, um das zu erklären, 

aber das ist nicht meine Aufgabe hier. 

Im Verhältnis zum ländlichen Raum – auch im Verhältnis 

zum grenznahen Raum, der immer wieder als Schwer-

punkt vorgebracht wird – stellt sich das gar nicht so dar. 

Die Ballungsräume sind die Schwerpunkte. Im grenzna-

hen Raum haben wir interessanterweise nur einen Land-

kreis, in dem die Zahlen gestiegen sind. Bei allen anderen 

Landkreisen im grenznahen Raum ist es ein Auf und Ab 

bei den Zahlen, was aber nichts mit dem subjektiven 

Empfinden der dort wohnenden Menschen oder auch der 

Unternehmer zu tun hat. Ich denke aber, dass es wichtig 

ist, darauf noch einmal hinzuweisen. 

Die Aufklärungsquote ist auf 20 % gesunken, das heißt, in 

80 % der Fälle ist es nicht klar, welche Täter oder welche 

Tätergruppen dafür verantwortlich sind. Es ist nicht klar 

deren Struktur, Herkunft usw. Aus diesen 20 % Trends 
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abzulesen, was die Struktur der Täter angeht, sollte man 

mit Vorsicht genießen. 

Wir sollten uns aber auch die Frage stellen, welche 

Relevanz dieses Phänomen für die Sicherheitslage insge-

samt in Sachsen hat. Auch das gehört zur Wahrheit dazu, 

also jenseits der individuellen Betroffenheit, die man 

nicht hoch genug würdigen kann. Darin sind wir uns, 

glaube ich, alle einig. Welche Relevanz hat Wohnungs-

einbruchsdiebstahl für die generelle Sicherheitslage in 

Sachsen? Auch dazu kann man sich die PKS, die Polizei-

liche Kriminalstatistik, hernehmen und zum Beispiel die 

Wohnungseinbruchskriminalität vergleichen mit den 

Gesamtstraftaten, auch mit der Gesamteinbruchskrimina-

lität. Ich will drei Zahlen für Sachsen im Jahr 2015 

nennen: Wohnungseinbruchsdiebstähle hatten wir 4 200 

Fälle, gesamte Einbruchskriminalität 75 000 Fälle und 

Straftaten insgesamt etwas über 300 000. 

Schon daran sehen Sie, dass die Relevanz – objektiv 

betrachtet – für die gesamte Sicherheitslage relativ niedrig 

einzuschätzen ist. Aber noch einmal: Das hat nichts damit 

zu tun, dass die individuelle Betroffenheit der Opfer sehr 

hoch sein kann. Ich möchte das individuelle Leid auch 

überhaupt nicht kleinreden. 

Sie hätten also Ihren Titel der Aktuellen Debatte nicht 

nennen sollen „Wie sicher sind die Bürger in Sachsen?“, 

sondern eher: „Wie sicher fühlen sich die Bürger in 

Sachsen?“– Ich glaube, dann wäre es Ihrer Intention ein 

bisschen näher gekommen, „liebe“ antragstellende Frakti-

on. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit! 

Albrecht Pallas, SPD: Zu weiteren Aspekten, was man 

vor allem dazu tun kann, werde ich in der zweiten Runde 

ausführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Letzter in dieser 

ersten Runde spricht jetzt Herr Kollege Lippmann. Er 

spricht für seine Fraktion, GRÜNE. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Verehrter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir eine 

Vorbemerkung zu den Ausführungen von Herrn Spangen-

berg. Sie haben es mal wieder geschafft, das grundsätzli-

che Staatsverständnis der AfD auf den Punkt zu bringen. 

Am Umgang des Staates mit Gefangenen zeigt sich sein 

wahrer Umgang, nämlich mit jenen, denen er die Freiheit 

entzieht. Wenn Sie sagen, dass man auf Gefangene keine 

Rücksicht nehmen müsse, dann ist das das Credo, was 

Diktatoren, Autokraten und Despoten verfolgen, und dort 

sind Sie wahrscheinlich mit in einer Liga. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Die PKS wird wahr-

scheinlich erst im März vorgelegt. Es wäre sinnvoller 

gewesen, mit dieser Debatte vielleicht noch etwas zu 

warten, denn wir reden jetzt wahlweise über Zahlen aus 

dem Jahr 2015 oder über unvollständige Zahlen und damit 

über ein sehr unvollständiges Bild. Die bisherige Debatte, 

insbesondere vonseiten der Antragsteller, hat schon 

bewiesen, dass es wenig substanziell wird. 

Deshalb kann ich im Wesentlichen das vortragen, was ich 

schon bei der letzten Aktuellen Debatte, als es um die 

Polizeiliche Kriminalstatistik ging, vorgetragen habe. Wir 

haben schon damals auf das Problem hingewiesen, dass 

die hohe Aufklärungsquote, die die sächsische Polizei mit 

55,7 % hat, sich ausweislich bei den Wohnungseinbruchs-

diebstählen nicht niederschlägt. Von 4 257 Fällen wurden 

dort lediglich 20,7 % aufgeklärt, im Jahr 2006, als es noch 

über 2 000 Wohnungseinbrüche weniger gab, lag die 

Aufklärungsquote indes noch bei 35,7 %. Kollege Stange 

hatte es bereits angesprochen. 

Wie nun damit umgehen? Es ist allen klar, dass allein 

höhere Strafvorschriften, wie sie gern gefordert werden, 

nichts bringen. Der Täter schaut im Vorfeld selten ins 

Strafgesetzbuch und überlegt sich dann, ob er nun die 

Tathandlung begeht oder nicht. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Was ist 

denn das für ein Schwachsinn!) 

Das wesentliche Element ist, des Täters habhaft zu 

werden und ihn möglichst auf frischer Tat zu ertappen. 

Die beste Verbrechensprävention funktioniert also durch 

eine gute Polizeiarbeit. 

Ich halte, weil derzeit – gestatten Sie mir diesen kurzen 

Exkurs – die Debatten auch auf Bundesebene darüber 

geführt werden, ob der Wohnungseinbruchsdiebstahl in 

den Katalog der Verbrechen aufgenommen werden soll, 

dies für eine Scheindebatte. 

Eine höhere Strafandrohung schreckt die Täter nicht ab. 

Wenn man zum Ziel hat, zukünftig zum Beispiel bei 

Wohnungseinbruchsdiebstählen – – 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Was 

erzählen Sie denn für Scheiß?!) 

– Herr Wurlitzer, das ist kein Schwachsinn! Das ist 

kriminologisch evident. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Das hat 

er doch gar nicht gefordert!) 

– Herr Wurlitzer, hören Sie mir mal zu! Ich habe auf eine 

aktuelle Debatte auf Bundesebene Rekurs genommen. Es 

geht gar nicht um Sie. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Das ist ja noch schlimmer!) 

– Nein, wieso?! Ich muss mich doch nicht mit Ihrem 

Dünnschiss auseinandersetzen, sondern mit dem, was 

momentan diskutiert wird! 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 
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Präsident Dr. Matthias Rößler: Ich will noch einmal auf 

das Instrument der Zwischenfrage hinweisen, wenn man 

Aufklärungsbedarf hat.  

(Uwe Wurlitzer, AfD: Das stört doch niemanden!) 

Es gehört zu einer zivilisierten Debatte dazu, dass wir 

diese Instrumente nutzen. – Bitte fahren Sie fort, Herr 

Kollege. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Danke, Herr Präsident, 

für die Klarstellung. 

Hintergrund der momentan ja auch auf Bundesebene 

diskutierten Fragen ist zum Beispiel, ob man Funkzellen-

abfragen zukünftig bei Wohnungseinbruchsdiebstählen 

zulassen kann. Ich sage es ausdrücklich für meine Frakti-

on: Schwere Eingriffe in Bürgerrechte wie Funkzellenab-

fragen bei Wohnungseinbrüchen halten wir für falsch. Es 

ist sinnvoller, auf das Instrument der bestehenden Polizei-

arbeit zu setzen. 

Vor einem knappen Jahr habe ich den Innenminister 

aufgefordert, zur Verhinderung des weiteren Anstiegs bei 

Wohnungseinbruchsdiebstählen unter anderem eine 

Sonderkommission zu bilden. Sie sind dieser Aufforde-

rung ja nicht nachgekommen. Aber ich muss zur Kenntnis 

nehmen, dass das Innenministerium mit Bayern bei-

spielsweise eine Kooperationsvereinbarung für gemein-

same Verhandlungs- und Kontrollaktionen geschlossen 

hat, was wir ausdrücklich begrüßen. Dass es eine solche 

Verständigung hoffentlich auch mit anderen Bundeslän-

dern zukünftig gibt, nehme ich einmal an, um den Druck 

insbesondere auf Bandenkriminalität deutlich zu stärken. 

In diesem Punkt, muss ich unumwunden zugeben, ist das 

Innenministerium auf einem guten Weg. 

Gleichwohl halten wir es nach wie vor für sinnvoll, auch 

die Einrichtung einer „Sonderkommission Wohnungsein-

brüche“ in Sachsen weiter zu prüfen als eine der Optionen 

im Kampf gegen die genannten Delikte. Auch gemeinsa-

me Ermittlungsgruppen mit anderen Bundesländern sind 

aus unserer Sicht erforderlich, um deutschlandweit 

agierenden Diebesbanden das Handwerk zu legen.  

Gestatten Sie mir am Ende noch eine grundsätzliche 

Anmerkung zum Grundtenor dieser Debatte. Meine 

Damen und Herren von der AfD, Sie haben ja auch 

entsprechend angefangen: Ihre Politik und das, was Sie 

hier vortragen, basiert auf dem Schüren von Ängsten. 

(Lachen und Zuruf der Abg. 

Dr. Frauke Petry, AfD) 

Ziel der Debatte ist wieder einmal nicht, konstruktive 

Lösungsansätze zu bieten – das hat der Herr Spangenberg 

in seinem Einführungsvortrag schon bewiesen –, sondern 

den Menschen Angst einzujagen, damit Sie das dann 

irgendwann mal perspektivisch in Wählerstimmen um-

münzen können. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Ihre 

Debatte ist immer die gleiche!) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich, dem tritt meine Fraktion 

entschieden entgegen. Die gestiegene Zahl der Woh-

nungseinbrüche liegt zum Glück in Sachsen auch noch 

unter der des Bundes, und es ist wichtig festzustellen: 

Auch eine hohe Anzahl von Wohnungseinbrüchen ist kein 

signifikanter Hinweis darauf, dass die Menschen in 

Unsicherheit leben. Es gilt zu konstatieren: Wir leben in 

Zeiten, in denen die Menschen so sicher wie nie zuvor in 

diesem Land leben und auch in komplett Europa so sicher 

wie nie zuvor leben. Jeder, der etwas anderes behauptet, 

tut dies aus reiner Instrumentalisierung des Themas für 

billigen Populismus und Wahlkampf – und dagegen 

werden wir uns wehren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie der 

Abg. Sarah Buddeberg, DIE LINKE, 

und Albrecht Pallas, SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir eröffnen jetzt eine 

weitere Rederunde, und ich gehe sicher in der Annahme, 

dass für die einbringende AfD-Fraktion erneut Herr 

Kollege Spangenberg das Wort ergreift. 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Präsident, vielen Dank; 

genau richtig vermutet. Also, ich stelle fest, wir treffen 

genau das Thema, sonst würden Sie sich nicht so wahn-

sinnig aufregen, und alle Daten, die ich habe, kann ich 

Ihnen anschließend auch gern zeigen. 

Also, Öffnung der Grenze ohne Konzept, Deutschland als 

Magnet für Einbruchsbanden: Osteuropäische Banden 

kommen hier herein; sie kommen meist über die Grenzen 

von Tschechien und Polen. Am 30.01. hat Herr Schäuble 

in der „FAZ“ die Fehler bei der Flüchtlingspolitik auch in 

diesem Zusammenhang eingeräumt. 

Die Steigerung der Kriminalität durch verfehlte Migrati-

onspolitik ist natürlich ideologisch gemacht: Der Schmu-

sekurs mit ausländischen Kriminellen – die kann man mit 

deutschen Kriminellen nicht gleichsetzen; wenn Sie es 

nicht verstehen, erläutere ich es Ihnen später – – 

(Staatsminister Martin Dulig: 

Deutsche Kriminelle sind gut und 

ausländische Kriminelle sind schlecht?!) 

Das Landeskriminalamt hat festgestellt, dass 2014 

1 761 Straftaten im Wohnungseinbruch von Nicht-

Deutschen verübt wurden und in 2015 1 959. Nicht-

deutsche Tatverdächtige somit in 2014 15,5 %, in 2015 

27,3 %. Bei den Baudiebstählen im Grenzbereich sieht es 

ähnlich aus: 19,9 % in 2014 zu 16,1 % in 2015. 

(Zuruf des Abg. Albrecht Pallas, SPD) 

Die Leute kommen aus Nordafrika und Georgien, sie 

beantragen gezielt Asyl, und in der Bearbeitungszeit – so 

ist die Statistik, so ist es aufgearbeitet worden – wird 

bandenmäßig eingebrochen; das sind die Folgen. Wir 

haben laut BKA in 2015 208 344 Verbrechen – keine 

Vergehen, Verbrechen! Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis 

und denken Sie dabei einmal an die Opfer. Nach dem 
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BKA hatten wir 2016 im ersten Halbjahr 142 500 Verbre-

chen. Andere Quellen gehen noch weiter; ich lasse einiges 

weg, sonst regen Sie sich nur auf.  

In Bayern sitzen allein 55,83 % der Gefangenen mit nicht-

deutscher Herkunft aus hundert verschiedenen Nationen. 

Wir haben einen Import von Kriminalität aufgrund Ihrer 

Politik, und der Bund Deutscher Kriminalbeamter spricht 

davon, dass wir in Sachsen circa 90 Einbrüche auf 

100 000 Einwohner haben. Ich habe die ganzen Statisti-

ken da, die können Sie alle haben. 

In Berlin haben wir 342 Einbrüche auf 100 000 Einwoh-

ner – der größte Ausländeranteil und natürlich rot-grüne 

Regierung, da passt das genau zusammen, wie es auch 

zusammengehört. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Beim Diebstahl sind die Ausländer in 2011 mit 3 % 

beteiligt, in 2015 mit 12,5 %. Laut „Focus“ kommen bei 

Sinti und Roma – die Umbenennung von Zigeunern in 

Sinti und Roma hat die Berufsgruppe teilweise auch nicht 

eingeschränkt, die dort vorhanden ist – nur 1,6 % der 

Täter überhaupt vor das Gericht. 

Die Zahl der Wohnungseinbrüche in Sachsen wurde schon 

genannt: 4 257 in 2015, bundesweit sind es 160 000 Ein-

brüche. Hier sind häufig ideologische Scheuklappen 

dabei, denn ein Ausländer ist grundsätzlich lieb, Opfer 

sind uninteressant dabei. 

Dann haben wir noch eine Verharmlosung des Begriffes 

„Armutskriminalität“ – er kommt von der SPD, Reinhold 

Gall, dem ehemaligen Innenminister von Baden-

Württemberg.  

(Albrecht Pallas, SPD: Er hat auch recht!) 

Jetzt komme ich auf einen wesentlichen Punkt: Wir haben 

das Gewaltmonopol des Staates, und der Staat hat das 

Recht, aber auch die Pflicht, dieses Monopol durchzuset-

zen. Er hat aber wiederum Angst davor, wenn die Bürger 

selbst ein Monopol dabei in Anspruch nehmen würden. 

Das heißt, der Bürger – ich habe einmal einen Begriff 

konstruiert – hat eine passive Selbstschutzverpflichtung 

mit Schuldzuordnung. Er soll sich selbst sichern, er soll in 

Fenster und Türen investieren – wir haben so eine 

Kriegsgewinnlermentalität von vielen Firmen –, damit er 

sich schützt und damit der Einbrecher nicht hinein kann. 

Es ist nicht Aufgabe des Bürgers, Investitionen über das 

normale Maß hinaus zu machen – es ist Aufgabe des 

Staates, dass er die Bürger schützt, und nicht, dass er dort 

sein Privatgeld einsetzen muss, um sich vor der Krimina-

lität zu schützen. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Spangenberg, 

gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Lippmann, selbstver-

ständlich. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr Lippmann. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Herr Spangenberg, wenn 

Sie jetzt von Kriegsgewinnlern sprechen und die Eigen-

vorsorge so geißeln, können Sie mir dann einmal erklären, 

wieso Ihre Fraktion im Haushalt einen Antrag gestellt hat, 

jetzt auch noch ein Förderprogramm für Handwerksunter-

nehmen im Freistaat Sachsen aufzulegen, das genau das 

künftig stärker fördert? – Das bekomme ich jetzt nicht 

ganz zusammen. 

Detlev Spangenberg, AfD: Das wundert mich bei Ihnen 

nicht, Herr Lippmann. Es ist ganz einfach zu erklären: 

Das ist natürlich nur der zweite Weg. Der erste Weg ist, 

dass es gar nicht erst nötig ist – so einfach ist das. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Dann reden 

Sie doch nicht von Kriegsgewinnlern!) 

In Zeiten der Hilflosigkeit müssen sich die Bürger selbst 

schützen – Investitionen auf eigene Kosten – und dann 

kommen die tollen Vorschläge: steuerliche Absetzbarkeit 

oder Förderung über KfW-Kredite. Aber die Täter zu 

fassen – daran hat wohl niemand Interesse? Es könnten ja 

eventuell Leute dabei sein, die man doch ganz gern hier 

sieht. Solch einen Eindruck habe ich manchmal. 

Meine Damen und Herren, Bürgerwehren werden mitt-

lerweile aufgestellt – sie haben eine große Wirkung; in 

diesen Orten passiert auch nichts mehr –, aber es ist auch 

Ausdruck der Hilflosigkeit; denn die Bürger müssten 

abends nicht auf der Straße herumrennen, sondern könn-

ten lieber vor dem Fernseher sitzen. Aber weil Sie nicht in 

der Lage sind, die Kriminalität einzudämmen, müssen 

sich die Bürger selbst schützen. 

Die Innenministerkonferenz 2015 hat die Wichtigkeit der 

Wohnungseinbruchsdiebstähle eindeutig herausgestellt. 

Minister Ulbig spricht von Vorratsspeicherung. Hilfreich 

– es ist auch nur wieder eine Reaktion –: Täterorientierte 

Kriminalitätsbekämpfung, habe ich dort gelesen. Das 

wundert mich; war das schon einmal anders? Haben wir 

vielleicht vorher eine opferorientierte gemacht? Das weiß 

ich jetzt nicht. 

Länderübergreifende Zusammenarbeit wird angemahnt.  

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit ist abge-

laufen.  

Detlev Spangenberg, AfD: Ja, ich dachte, das wäre 

schon immer selbstverständlich gewesen. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Dass Ihre 

Redezeit abgelaufen ist! – Weitere Zurufe) 

Danke sehr. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Eröffnung 

der zweiten Rederunde durch Herrn Spangenberg. Nun 

wird von Herrn Kollegen Pallas das Instrument der 

Kurzintervention genutzt, die sich auf den Redebeitrag 

von Herrn Spangenberg bezieht. Bitte, Herr Kollege. 
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Albrecht Pallas, SPD: Das werde ich sofort tun; vielen 

Dank, Herr Präsident! 

Ich möchte klarstellen, dass mit diesem zweiten Redebei-

trag des Abgeordneten der einbringenden Fraktion die 

Intention absolut entlarvt wurde: Diese Beziehung herzu-

stellen zwischen jeglicher Form von Kriminalität und 

Menschen aus anderen Kulturen, die nach Deutschland 

kommen – auf welchen Wegen auch immer –, entlarvt 

genau diese angstgeleitete Strategie, die Ihre Fraktion, 

Ihre Partei seit Monaten betreibt. 

Ich finde das unredlich, weil es auch überhaupt nichts mit 

einer sauberen Bewertung von Fakten zu tun hat, sondern 

letztendlich die niederen Instinkte in der Menschheit 

ansprechen soll. Es trägt Sie offensichtlich im Augenblick 

noch ein Stück weit, aber ich finde es zutiefst verab-

scheuungswürdig. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Auf die Kurzinterventi-

on reagiert jetzt der Angesprochene. – Bitte, Herr Kollege 

Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Pallas, dann kritisieren 

Sie bitte einmal diejenigen, die die Statistiken aufstellen. 

Ich habe sie hier; Ihre eigenen LKA-Statistiken habe ich 

alle hier auf dem Tisch liegen. Meckern Sie mit denen! 

Ich lese einfach Zahlen vor. – Mich interessieren die 

Opfer. Verstehen Sie das? Das begreifen Sie nicht. Mich 

interessieren nur die Opfer. Dafür haben Sie offensichtlich 

kein Verständnis. Das werden wir im Wahlkampf sehr 

deutlich machen, das verspreche ich Ihnen. 

(Beifall bei der AfD –  

Albrecht Pallas, SPD:  

Haben Sie mir vorhin zugehört?) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir gehen weiter in der 

Rednerrunde. Für die CDU-Fraktion spricht erneut Herr 

Kollege Dierks. 

Alexander Dierks, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie haben jetzt 

viel von Opfern gesprochen, Herr Spangenberg. Eines der 

wenigen Dinge, die ich in Ihrem Beitrag in der ersten 

Runde tatsächlich verstanden habe, war, dass Sie gesagt 

haben: Wir haben deutsche Kriminalität, das wird sich 

aber nie ändern. – Das fand ich insofern entlarvend, als 

dass es wieder einmal gezeigt hat, worauf Sie mit Ihrer 

Debatte eigentlich hinauswollen. Sie wollen gar nicht 

darüber reden, wie man Wohnungseinbrüche tatsächlich 

wirksam verhindern kann. Sie wollen eigentlich nur 

deutlich machen, dass es eine gewisse Zahl von Woh-

nungseinbrüchen gibt, die von Menschen begangen 

werden, die nicht aus Deutschland kommen, und wenn sie 

nicht da wären, gäbe es diese Kriminalität nicht.  

(Dr. Frauke Petry, AfD: Na, so ist es ja auch!) 

Es geht Ihnen nicht darum, Wohnungseinbrüche wirksam 

zu verhindern. 

(Beifall bei der CDU,  

der SPD und den LINKEN) 

Was soll das mit Kriegsgewinnlertum zu tun haben, die 

Menschen mit präventiven Maßnahmen dazu anzuhalten, 

in gewisser Hinsicht einen Eigenschutz zu betreiben? Es 

ist insofern erstaunlich, dass Sie sagen: Die deutsche 

Kriminalität wird es immer geben. – Sie wollen ja nur 

gegen die Kriminalität von Ausländern vorgehen.  

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Er 

will nicht von Ausländern, sondern 

nur von Deutschen beklaut werden!) 

Das heißt, wenn die Menschen akzeptieren müssen, dass 

es einen gewissen Grundstock an Kriminalität gibt, der 

von Deutschen verübt wird, kann ja auch nichts dagegen 

sprechen, dass die Polizei Beratung anbietet, wie solche 

präventiven Maßnahmen vorzunehmen sind. Insofern war 

diese Aktuelle Debatte wieder entlarvend.  

Ich möchte dazu kommen, darüber zu sprechen, wie wir 

gegen diese Formen von Kriminalität auf allen Ebenen 

vorgehen können. Ich hatte bereits gesagt, dass sich das 

Staatsministerium des Innern in einem engen und Erfolg 

versprechenden Prüfungsprozess befindet, was die Ver-

besserung der technischen Möglichkeiten der sächsischen 

Polizei angeht.  

Ich möchte speziell auf die sogenannten Precops einge-

hen, weil ich denke, dass es eine durchaus überlegenswer-

te Methode ist, eine Prognosesoftware einzusetzen und 

das Erfahrungswissen der Polizei zu nutzen, um letzten 

Endes gewisse Wahrscheinlichkeiten anhand von geogra-

fischen Räumen festzulegen, um damit auch wirkungsvoll 

präventiv gegen Wohnungseinbrüche vorzugehen. Der 

Freistaat Bayern hat dies bereits Erfolg versprechend 

geprüft. Ich bin guter Hoffnung, dass wir vielleicht auch 

hier die Möglichkeit finden, das einzusetzen. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage von Herrn Kollegen Wippel? 

Alexander Dierks, CDU: Weil er so traurig schaut, ja. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr Kollege. 

Sebastian Wippel, AfD: Danke schön. – Ich bin gerade 

wach geworden, weil ich „Precops“ gehört habe. Können 

Sie mir kurz erklären, was Sie jetzt dazu bringt, Precops 

gut zu finden, während Sie das Projekt, als die AfD es in 

Sachsen beantragt hat, in Bausch und Bogen verdammt 

und den Antrag natürlich abgelehnt haben? Da ist ja ein 

Gesinnungswandel eingetreten. Helfen Sie uns bitte 

einmal auf die Sprünge! 

(Carsten Hütter, AfD: Auf die 

Antwort bin ich gespannt!) 

Alexander Dierks, CDU: Niemand hat das in Bausch 

und Bogen verdammt.  

(Oh-Rufe von der AfD) 
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Ich denke, wenn Sie nachschauen, werden Sie feststellen, 

dass das nicht so war. Es handelt sich natürlich um ein 

Projekt, das sich nicht von heute auf morgen aus dem 

Boden stampfen lässt, sondern bei dem Erfahrungswerte 

zu berücksichtigen sind und der Einsatz in Sachsen 

zunächst ausreichend zu prüfen ist. Ich denke, das ist 

nachvollziehbar und hat nichts damit zu tun, dass wir in 

irgendeiner Form grundsätzlich gegen dieses Instrument 

zu Felde gezogen wären. 

(Sebastian Wippel, AfD: Soso!) 

Ich möchte ein kurzes Fazit ziehen, zumindest, was die 

Haltung der Regierungsfraktionen zu diesem Thema 

angeht. Ich glaube, keiner von uns erhebt den Anspruch 

auf Vollkommenheit. Es ist uns bewusst, dass wir es den 

Bürgern in unserem Land schuldig sind, jeden Tag dafür 

zu arbeiten, dass sie auch in diesem Bereich sicherer sind 

– subjektiv sicherer, aber auch objektiv. Deswegen habe 

ich eine ganze Reihe von Maßnahmen genannt, an denen 

wir arbeiten und die möglicherweise ihre Wirkung noch 

nicht in vollem Umfang entfalten konnten. Ich glaube, wir 

haben noch ein ganzes Stück Weg zu gehen. Ich bin mir 

auch sicher, wir werden Kriminalität als Ganzes, als 

Phänomen nie besiegen können. Wir werden immer nur 

versuchen können, das Ganze so weit einzudämmen, dass 

sich die Menschen in diesem Land sicher fühlen. 

Ich würde mir wünschen, dass Sie auch einen Beitrag 

dazu leisten und eben nicht nur Vorurteile schüren, dass 

Sie nicht gewisse Ängste in der Bevölkerung als Brandbe-

schleuniger nutzen, dass sie nicht – was Sie ja ganz genau 

wissen – bestimmte Probleme in diesem Land als Kon-

junkturprogramm für Ihre Angstkampagnen verstehen, 

sondern tatsächlich einmal substanziell etwas dazu beitra-

gen, dass die Ängste der Menschen in diesem Land 

gemindert werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Der Abg. Dierks sprach 

für die CDU-Fraktion. Gibt es Redebedarf? – Ja, die 

Fraktion DIE LINKE spricht erneut durch den Mund von 

Herrn Kollegen Stange. 

(Zuruf von der SPD: Er ist ein Medium!) 

Enrico Stange, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Ich bin mir noch nicht 

richtig klar darüber, ob es wirklich Redebedarf ist,  

(Uwe Wurlitzer, AfD: Dann 

gehen Sie doch zurück ins Bett!) 

aber auf jeden Fall muss man noch etwas dazu sagen. 

Statistisch habe ich jetzt einmal kurz überschlagen: 

Seitdem die AfD im Sächsischen Landtag sitzt, haben die 

Wohnungseinbruchszahlen in Sachsen um 10 % zuge-

nommen.  

(Beifall bei den LINKEN, der SPD und den 

GRÜNEN – Albrecht Pallas, SPD: Skandal! – 

Zuruf von den LINKEN: Bravo! – 

Protest von der AfD: Das ist Ihre Analyse!) 

Nein, das ist genau Ihre Art der Analyse, mit diesem 

Ausschnitt, mit diesen Rahmenbedingungen, die Herr 

Spangenberg hier von sich gegeben hat. Genau das! 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GRÜNEN) 

Dann rührt er in diesen Eintopf auch noch die Prozentzah-

len von Gefangenen im Knast hinein. Haben Sie über-

haupt einmal überlegt, warum die da drin sitzen? Doch 

nicht alle wegen Wohnungseinbruch und Diebstahl! 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Vielleicht sollten 

Sie lieber ins Schauspielhaus gehen!) 

Das sollten Sie als Rechtsanwalt wissen.  

(Detlev Spangenberg, AfD: Hier ist die  

Statistik. Sehen Sie sich die Statistik an!) 

Ja, Ihre Lesweise von Statistik! Ich nehme eine Zahl und 

dann rühre ich sie zusammen. Meine Güte! 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage des Kollegen Wippel? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Es wird dadurch nicht 

besser, aber er bleibt ja stehen. – Bitte. 

(Heiterkeit bei den LINKEN und der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Kollege Wippel. 

Sebastian Wippel, AfD: Vielen Dank. – Herr Kollege 

Stange, stimmen Sie mir bei der Aussage zu, dass die 

Anzahl der ermittelten Tatverdächtigen bei Wohnungsein-

brüchen in den letzten Jahren zugenommen hat, und zwar 

erheblich, was Tunesier als Täter angeht? Stimmen Sie 

mir zu, dass mit der Öffnung der Grenzen quasi in der 

Statistik die Zunahme der Straftaten ablesbar war und der 

Rückgang der Aufklärungsquote von 35 % sukzessive auf 

das niedrige Niveau, das wir jetzt haben? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Herr Wippel! Gegenfragen 

stellt man nicht. Geht auch schlecht, Sie können ja jetzt 

nicht antworten.  

(Dr. Frauke Petry, AfD: Wie 

wäre es einmal mit antworten?) 

Dann will ich aber die Antwort geben, und zwar in Gänze 

– in Gänze, das ist ganz wichtig.  

1993 hatten wir in Sachsen 2 048 500 Haushalte. Im 

Jahr 2015 hatten wir 2 156 500 Haushalte.  

(Dr. Frauke Petry, AfD: Keine Antwort!) 

Das ist ein Anstieg von Haushalten und damit, kriminolo-

gisch, von Tatgelegenheiten. Wir hatten im Jahr 1993 

7 606 Wohnungseinbruchsdiebstähle. Das sind 371 pro 

100 000 Haushalte. Wir hatten im Jahr 2015  4 257 
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Wohnungseinbruchsdiebstähle, das sind knapp 40 % 

weniger – nur damit Sie es überschlagen können –, und 

somit 197 Wohnungseinbruchsdiebstähle auf 100 000 

Haushalte. Das sollte selbst bei Ihrem Abakus zumindest 

helfen, zu der Kenntnis zu gelangen, dass es weniger ist 

als 1993. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD – 

Zuruf von der LINKEN: Abakus? So  

etwas kennen die doch gar nicht!) 

Es ist weniger als 1993, unabhängig davon, ob es in dieser 

Langzeitbetrachtung auch eine Auf- und Abwärtsbewe-

gung gab. Das gehört aber zur Wahrheit einfach dazu.  

Ja, 1993 waren die Grenzen noch zu. Es waren da also 

nicht – für Ihr Verständnis, Herr Spangenberg – die 

raubenden, plündernden und vergewaltigenden Tunesier 

unterwegs, sondern es waren zumeist Deutsche  

(Zuruf von der LINKEN: Hoppla! Wie denn das?) 

– vielleicht sogar mit Krawatte, anständig, wohlgestalt, 

toll ausgebildet, hoch, klug. Die „dolle Rasse“ war da 

unterwegs – für Ihr Verständnis.  

(Widerspruch von der AfD) 

Der statistische Budenzauber, den Sie hier abfackeln, hat 

nicht ansatzweise etwas mit der Realität zu tun.  

(André Barth, AfD: Er 

antwortet nicht auf die Frage!) 

– Jetzt antworte ich direkt auf Ihre kleine Frage: ja. Es ist 

im Übrigen auch statistisch logisch. 

(André Barth, AfD: Konkret auf 

die Frage antworten, Herr Stange!) 

– Plappern Sie doch mit Ihrer quiekigen Stimme nicht 

immer so dazwischen! Das stört einen ja regelrecht. 

Jeder Kriminologe und jeder Soziologe wird Ihnen 

bestätigen: Wenn wir mehr Migration haben, dann steigt 

auch deren absolute Zahl – – 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Lesen Sie 

doch erst einmal die Statistiken!) 

– Ach, Frau Petry. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Ja?) 

– Sie und Statistik. 

(Lachen bei der AfD) 

Ich setze den Satz fort: dann steigt auch deren absolute 

Zahl im Bereich der Kriminalität. Das ist eine logische 

Folge, hat aber nichts damit zu tun, ob jemandem, quasi 

genetisch veranlagt, das Rauben und das Plündern bereits 

innewohne. Das ist ja Ihre Welt, in der Sie argumentieren. 

In dem Sinne glaube ich sehr wohl – – 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

weitere Zwischenfrage, diesmal von Herrn Kollegen 

Wurlitzer? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Wenn man das einmal 

anfängt. 

(Heiterkeit bei den LINKEN) 

Ja, bitte. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr Kollege 

Wurlitzer. 

Uwe Wurlitzer, AfD: Sehr geehrter Herr Stange, Sie sind 

doch so für Statistik: Wir haben in unseren Justizvoll-

zugsanstalten 25 % ausländische Gefangene – bei einem 

Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 6 %. Kann 

das damit zu tun haben, dass vielleicht doch der eine oder 

andere von den ausländischen Mitbürgern dabei ist, der es 

nicht so gut meint und hier möglicherweise nicht nur Asyl 

beantragt? 

(Albrecht Pallas, SPD: Hat er doch  

gerade gesagt! Herr Wurlitzer, zuhören! –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Mann,  Herr Wurlitzer!) 

Enrico Stange, DIE LINKE: Ich bin für Austausch, 

insbesondere für produktiven Austausch, sehr zu haben. 

Aber wenn Sie sich die Frage selbst beantworten können, 

dann stellen Sie sie einfach nicht. Ich habe Ihnen gerade 

gesagt: Wenn wir mehr Migration haben – das hat über-

haupt nichts mit links oder rechts zu tun, sondern einfach 

mit Fakten –, 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Nein, mit Rechtsbruch!) 

dann hat dies zur Folge, dass wir auch eine steigende 

Anzahl an migrantischen Kriminellen haben. 

(Zuruf von der AfD: Herzlichen Glückwunsch! – 

Uwe Wurlitzer, AfD: Danke für die Erkenntnis!) 

Das bedeutet aber nicht, dass damit die Deutschen weni-

ger kriminell geworden wären. Das ist alles Unsinn! 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Das hat niemand gesagt!) 

Ihre Schlussfolgerungen sind eindimensional. Es ist nun 

einmal bei einer kleinen Waldameise so, dass man darüber 

nicht hinwegkommt. Das ist leider so. 

(Uwe Wurlitzer, AfD: Totaler Unsinn!) 

– Ihre Schlussfolgerungen sind einfach falsch. Das ist das 

Grundproblem bei Ihnen. 

Zur Prävention! Wir haben vor Jahren sowohl mit dem 

Staatsminister als auch hier im Hohen Haus über Ein-

bruchsprävention debattiert. Ich glaube sehr wohl, dass 

natürlich auch jeder selbst etwas dafür tun muss. Demje-

nigen, der in die Versicherungsbedingungen seiner Haus-

ratversicherung schaut, erschließt sich sehr schnell, dass 

auch die Versicherung ihn auffordert, eine gewisse Eigen-

vorsorge zu tätigen. 

(Zuruf von der AfD: Er muss es 

wissen! Er ist Versicherungsmakler!) 
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Wir sind sehr wohl auch der Auffassung, dass wir für 

jene, die aufgrund ihres Geldbeutels nicht in der Lage 

sind, dies zu leisten, die bisher geringen Zuschüsse, die 

aus den Präventionsprogrammen gezahlt werden, aufsto-

cken müssen, um sich besser absichern zu können. 

Wenn Sie aber in Bezug auf Wohnungseinbruchsdiebstäh-

le eine regelrechte Hysterie entwickeln, dann bewegen Sie 

sich weiß Gott neben jeglicher Realität. Ihre Argumenta-

tion entzieht sich einer sinnvollen und ehrlichen Betrach-

tung. In diesem Sinne betrachte ich Ihren Beitrag in einer 

Reihe mit dem, was wir bisher immer von Ihnen erlebt 

haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei den LINKEN –  

Uwe Wurlitzer, AfD: Das  

gilt für Ihren Beitrag auch!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt kommt die SPD-

Fraktion zum Zuge. Herr Kollege Pallas. 

(Sebastian Wippel, AfD, steht am Saalmikrofon.) 

– Oh! Ich sehe eine weitere Kurzintervention. Herr 

Kollege Wippel am Mikrofon 7, bitte. 

Sebastian Wippel, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident! – 

Herr Kollege Stange, es ist richtig: Unter den Menschen, 

die nach Deutschland kommen, sind auch Kriminelle. 

Aber natürlich sind nicht alle kriminell, die nach Deutsch-

land kommen; auch das ist richtig. Die überwiegende 

Anzahl der Leute, die hierherkommen, sind nicht krimi-

nell; das stellen wir überhaupt nicht in Abrede.  

Wegen der beschriebenen Entwicklung steigen, wie Sie es 

gesagt haben, die absoluten Zahlen. Was aber auch richtig 

ist: Die relativen Zahlen steigen deutlich stärker als der 

durch den Zuzug bedingte Anstieg der Gesamtbevölke-

rung. Das heißt, wir haben hier durchaus ein Problem. 

Unsere Schlussfolgerung ist nicht falsch. 

Wenn Sie die Zahlen des Jahres 1993 anführen, dann 

müssen Sie sehen, wer in jenen Jahren nach Deutschland 

gekommen ist, das heißt, wie es damals mit der Einwan-

derung, auch mit der Asyleinwanderung, nach Deutsch-

land aussah. Damals sind auch viele Osteuropäer gekom-

men. 

Im Übrigen – das muss ich klarstellen – hat sich eine 

ganze Menge getan, auch was die Technik angeht. Damals 

hatten viele Gebäude noch Schutzklasse 0, wenn man es 

so sagen darf, weil die Leute diese Form der Kriminalität 

fast nicht kannten. Damals waren die Häuser für diese 

Form des Schutzes vor Kriminalität gar nicht ausgelegt. 

Mittlerweile ist vieles neu gemacht worden. Viele Haus-

eingangstüren sind auch vermieterseitig erneuert worden. 

Es ist klar, dass dadurch ein Rückgang, und zwar ein 

erheblicher, zu verzeichnen ist. 

Herr Stange, Sie haben sich gezielt ein Jahr herausge-

sucht, in dem eine sehr hohe Anzahl an Straftaten ver-

zeichnet wurde, um uns hier vorzuführen und den Ein-

druck zu erwecken, als ob unsere Behauptungen nicht 

stimmten. Das ist Quatsch! Entschuldigung, aber da 

liegen Sie daneben. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Kurzinter-

vention von Herrn Kollegen Wippel. 

Wollen Sie regieren? 

(Heiterkeit) 

Regieren nicht! Reagieren natürlich. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Danke!) 

Keine Reaktion auf diese Kurzintervention. Es geht also 

in der Rederunde weiter. Bitte, Herr Kollege Pallas, Sie 

sprechen für die SPD-Fraktion. 

Albrecht Pallas, SPD: Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Ich möchte nur kurz auf die Frage der Täterstruk-

tur – deutsche Nationalität oder andere Nationalität – 

eingehen und den Zeitraum von Anfang bis September 

2016 herausgreifen. Die antragstellende Fraktion hat dazu 

eine Anfrage gestellt. In der Antwort war zu lesen, dass es 

in dem betrachteten Zeitraum in Bezug auf Wohnungsein-

brüche über 500 deutsche Tatverdächtige und 25 Tunesier 

gab. Dann folgten Bürger der Tschechischen Republik 

usw. 25 – das ist eine Größenordnung, die wir in den 

Jahren zuvor regelmäßig bei osteuropäischen Nationalitä-

ten – Tschechen, Polen usw. – hatten. Ich will auch vor 

dem Hintergrund dieser Zahlen dafür plädieren, dass wir 

alle die Emotionen herunterkochen. 

Es ist allerdings schon sehr auffällig, liebe einbringende 

Fraktion, dass Sie mit der Art und Weise, in der Sie Ihre 

Redebeiträge hier gestalten, unterschwellig das Gefühl 

vermitteln, als ob sozusagen marodierende Horden nach 

Deutschland und nach Sachsen einfallen, alle Häuser 

aufbrechen und die Menschen schädigen würden. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Sie haben 

eine blühende Fantasie, Herr Pallas!) 

Dass dem nicht so ist, das wissen auch Sie. Ich fände es 

einfach besser, wenn Sie an dieser Stelle sauberer argu-

mentieren würden. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Ebenfalls!) 

Wir haben vorhin festgestellt, dass die allgemeine Sicher-

heitslage in Sachsen grundsätzlich gut ist. Natürlich stellt 

sich immer wieder die Frage: Wie sicher kann es denn 

werden? – Dazu muss man klar sagen: Hundertprozentige 

Sicherheit gibt es nicht, in keiner Gesellschaft der Welt! 

(Beifall des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Wer Ihnen etwas anderes sagt, der lügt schlicht und 

ergreifend. Da kann man noch so viel Polizei auf die 

Straße bringen und noch so viel Prävention betreiben. 

Kriminalität ist ein Verhalten, das von unserem Normen-

gefüge abweicht. Das Normengefüge verändert sich. Das 

ist ein ganz normaler Prozess. 
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(Dr. Frauke Petry, AfD: Wer hat 

von hundertprozentiger Sicherheit 

gesprochen, Herr Pallas?) 

– Sie dürfen eine Frage stellen, Frau Petry, wenn Sie 

wollen. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Sie müssen 

vor allen Dingen über die Fakten reden!) 

Wer behauptet, es gäbe hundertprozentige Sicherheit, der 

macht den Leuten etwas vor. 

Allerdings muss man feststellen, dass das subjektive 

Sicherheitsgefühl, wenn auch punktuell, angekratzt ist. 

Aber das hat nicht nur mit Sicherheit im engeren Sinne zu 

tun. Dabei geht es auch um soziale Sicherheit, um Ar-

beitsplatzsicherheit. Es ist so, dass einige Menschen sich 

auch insoweit in ihrem Sicherheitsgefühl eingeschränkt 

sehen. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage, Herr Kollege Pallas? 

Albrecht Pallas, SPD: Ich gestatte eine Zwischenfrage. 

Jörg Urban, AfD: Ich stelle jetzt die Frage: Wer hat denn 

behauptet, dass es hundertprozentige Sicherheit gebe? 

Haben Sie diese Behauptung von jemandem aus meiner 

Fraktion gehört? Von wem ist diese Behauptung? 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Postfaktisch!) 

Albrecht Pallas, SPD: Ich hatte angedeutet, dass die Art 

und Weise, wie Sie die Debatte führen, wie Sie argumen-

tieren, das Gefühl vermittelt, 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Sie spielen 

mit Emotionen, Herr Pallas!) 

als würden marodierende Horden hierherkommen. Da Sie 

das auf diese Weise thematisieren, formulieren Sie im 

Subtext den Anspruch, dass es so etwas wie absolute 

Sicherheit geben könne. Das ist ein Eindruck, der sich mir 

nicht nur heute, sondern schon in ähnlichen früheren 

Debatten aufgedrängt hat. Ich finde es nicht redlich, so zu 

argumentieren. Sie müssen es einfach auch einmal aushal-

ten, dass man das im Plenum so formuliert. 

(Beifall bei der SPD – Dr. Frauke Petry, AfD: Das 

ist wirklich postfaktisch, was Sie hier betreiben!) 

Ich sagte, das subjektive Sicherheitsgefühl ist punktuell 

angegriffen. Dagegen kann die Präsenz des Staates, von 

Polizei und anderen Ordnungsbehörden, insgesamt helfen. 

Aber auch dies wird kaum Einbrüche verhindern. Um 

Einbrüche zu verhindern, müssen wir tatsächlich die 

Frage stellen, warum die Aufklärungsquote in den letzten 

Jahren gesunken ist und welche Möglichkeiten wir 

tatsächlich haben. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Redezeit ist abge-

laufen, Herr Kollege. Letzter Satz, bitte! 

Albrecht Pallas, SPD: Hierzu hat der Kollege von der 

CDU-Fraktion schon etwas gesagt. Meine Redezeit ist 

vorbei; ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Für die SPD sprach 

Herr Kollege Pallas. Jetzt könnten die GRÜNEN erneut 

das Wort ergreifen. – Sie haben keine Redezeit mehr. Wir 

könnten eine dritte Rederunde eröffnen. Die einbringende 

Fraktion hat noch reichlich zwei Minuten Redezeit. – 

Bitte, Herr Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich stelle fest, dass ich genau ins 

Schwarze getroffen habe, wenn ich sehe, wie Sie sich 

aufregen, weil Sie eine so schlechte Sicherheitspolitik 

gemacht haben.  

(Widerspruch des Abg. 

Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Sie können ja noch nicht einmal Ihre eigenen Statistiken 

lesen; das ist ja eine Katastrophe. Herr Stange, ich gebe 

sie Ihnen gleich mit; machen Sie sich eine Kopie und 

schauen Sie hinein. Dann bringen Sie nächstes Mal 

vielleicht einen besseren Redebeitrag.  

Tageswohnungseinbruch durch Nichtdeutsche: 27,3 % im 

Jahr 2015. Frau Katja Meier hat mir auch zugearbeitet, 

vielen Dank – das war ja Ihre Anfrage, 27. Januar. Aus-

ländische Gefangene im Freistaat Sachsen: niedrigster 

Ansatz 11 %, in Görlitz 48 % Strafgefangene mit auslän-

discher Herkunft. Wir haben in Sachsen aber wohl keine 

48 % Ausländer, das kann ich mir nicht vorstellen. Wir 

haben auch keine 11 %. Damit ist die Sache doch geklärt. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Sie begreifen immer noch nicht: Es gibt mathematisch 

zwei Begriffe, absolut und relativ. Die Ausländerkrimina-

lität ist relativ gestiegen, im Verhältnis zu deutschen 

Straftätern. Das ist das Problem. Wir können unsere 

deutschen Staatsbürger aber nicht aus dem Land jagen, 

wenn sie kriminell sind; das machen wir auch nicht. Mit 

ihnen müssen wir leider leben. Aber wir müssen uns nicht 

unbedingt noch ausländische Kriminalität ins Land holen. 

Dieses Problem müssen wir lösen, meine Damen und 

Herren.  

(Beifall bei der AfD) 

Damit haben wir überhaupt keinerlei Probleme. Deswe-

gen fordern wir erst einmal das, was Rainer Wendt von 

der Polizeigewerkschaft fordert: Er will einen Grenzzaun 

haben. 

(Zuruf von der CDU: Zahlen die Mexikaner?) 

Er ist nämlich der Meinung, dass die Bereitschaftspolizei 

bei der Bekämpfung der Einbruchskriminalität nicht 

mitwirken kann; sie sei da überfordert. Wir fordern auch 

wieder einen Streifendienst in den Ortschaften – nicht nur, 

dass da einer mal mit dem Auto durchfährt und kurz 

schaut, sondern dass wirklich Präsenz vorhanden ist. 
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Grundsätzlich fordern wir die sofortige Abschiebung aller 

straffällig gewordenen Ausländer, denn wir haben genü-

gend eigene Straftäter im Land.  

(Zuruf von den LINKEN) 

Die, bei denen das nicht geklärt ist, müssen so lange 

interniert werden, bis wir das packen. Meine Damen und 

Herren! Für uns steht das Opfer im Mittelpunkt.  

Wenn der Staat verlangt, dass sich die Bürger Zäune um 

die Häuser bauen, dann kann der Staat auch seine Gren-

zen schützen.  

Recht vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Verbleiben Sie jetzt 

gleich hier zum Zweck einer Kurzintervention? – Herr 

Lippmann.  

Valentin Lippmann, GRÜNE: Ich hatte eine Frage.  

Präsident Dr. Matthias Rößler: Die Rede ist schon 

beendet. – Bei Ihnen, Herr Stange, eine Kurzintervention? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Ja. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gut. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. – Ich will zumindest eines klarstellen: Die Abschie-

bung von Straftätern oder straffällig Gewordenen ist kein 

Mittel der Prävention. Diesen Unsinn sollte man sich 

endlich einmal aus dem Kopf schlagen.  

(Jörg Urban, AfD: Das ist sehr wohl eine sehr gute 

Prävention! Denken Sie mal einen Schritt weiter! 

Man kann auch zweimal einbrechen!) 

– Ja, gut, ich weiß. Für Sie ist die Nachsorge Prävention. 

Das ist nun mal Ihr Verständnis.  

(Jörg Urban, AfD: Abschiebung ist sehr 

wohl eine gute Prävention! – Gegenruf: 

Was machen Sie eigentlich mit den 

Deutschen, die mehrfach einbrechen?) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Möchten Sie reagieren, 

Herr Spangenberg? Das war gerade eine Kurzinterventi-

on. – Herr Pallas, eine weitere Kurzintervention. Bitte. 

Albrecht Pallas, SPD: Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich 

bin beim Stichwort „schlechte Sicherheitspolitik“ in der 

Rede des Abgeordneten aus der einbringenden Fraktion 

angesprungen und möchte dazu gern noch etwas sagen; 

denn tatsächlich beschäftigt sich die Koalition aus SPD 

und CDU sehr intensiv mit Sicherheits- und Innenpolitik 

und auch mit der Frage, wie auf unterschiedlichen Ebenen 

das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und 

Bürger gestärkt werden kann. 

Das hat zum einen etwas mit Ressourcen zu tun: Wie viel 

Polizei brauchen wir? Wie schnell können wir ausbilden? 

usw. Ich denke, dazu haben wir im Haushalt genug 

geliefert. Sie vermischen da aber auch ein paar Dinge.  

Beispielsweise ist die Frage, wie wir die Aufklärungsquo-

te erhöhen können, vordergründig gar keine politische 

Frage, sondern zunächst einmal eine fachliche, die auf der 

Ebene der Polizei in den unterschiedlichen Dienstzweigen 

durchaus angegangen werden kann.  

Ich will es nur ganz kurz anreißen: Das kann personelle 

Ursachen haben, wenn zum Beispiel entsprechende 

Fachdienste nicht ausreichend ausgestattet sind. Das kann 

aber auch strukturelle Ursachen haben, die nicht durch 

mehr Personal gelöst werden können. Wenn zum Beispiel 

im Kriminaldienst eines Polizeireviers die Priorität bei 

den Einbrüchen, die im Revier verbleiben, nicht so sehr 

auf eine möglichst umfassende Tatortarbeit gelegt wird, 

führt das dazu, dass die Aufklärung dieser Straftaten 

erschwert wird.  

Es gibt aber genügend Beispiele in der Revierlandschaft, 

wo die Prioritäten eindeutig so gesetzt werden, wo also 

auch bei etwas einfacher gelagerten Einbruchdelikten sehr 

intensive Tatortarbeit geleistet wird, und siehe da: In 

diesen Dienststellen steigen auch die Aufklärungsquoten. 

Das kann man durch Verschiebungen, durch Prioritäten-

setzungen erreichen. Das ist eine fachliche Diskussion, 

die mit der Innen- und Sicherheitspolitik einer Regierung 

zunächst einmal nichts zu tun hat.  

Vielen Dank. 

(Beifall des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war eine Kurzinter-

vention. Darauf möchten Sie jetzt gleich reagieren, Herr 

Kollege Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Wir verstehen das als Spezi-

alprävention. Wir wollen, dass der Täter gar nicht noch 

einmal in die Lage kommt, die gleichen Delikte zu bege-

hen. 

(Albrecht Pallas, SPD: Sprechen Sie mit mir?) 

Somit haben wir kein Problem damit, das mit der soforti-

gen Ausweisung derer, die keine deutschen Staatsbürger 

sind, zu beenden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir sind in der dritten 

Runde. Gibt es noch weiteren Gesprächsbedarf aus den 

Fraktionen? Die AfD hat ihre Redezeit faktisch ver-

braucht. Kein weiterer Redebedarf? – Sie haben noch 

53 Sekunden, Herr Kollege Spangenberg; ich will sie 

Ihnen nicht vorenthalten. Sie könnten eine vierte Runde 

eröffnen. Aber ich sehe, es gibt keinen Bedarf. Damit 

kommt jetzt die Staatsregierung zum Zuge. Das Wort 

ergreift Herr Staatsminister Ulbig. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
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Abgeordneten! Der Titel der Aktuellen Debatte, der 

Zeitpunkt und die Art und Weise, wie die Aktuelle Debat-

te geführt worden ist, machen es auch mir einigermaßen 

schwer, den Einstieg in die Sache zu finden.  

(Jörg Urban, AfD: Sie schaffen das schon!) 

Ich will es trotzdem versuchen und will am Zeitpunkt 

ansetzen. Das ist angesprochen worden – aber was legen 

wir denn zugrunde, um vernünftig miteinander zu spre-

chen und Entwicklungen zu betrachten? Sie hätten ein 

paar Tage warten sollen, dann hätten wir die Polizeiliche 

Kriminalstatistik für das Jahr 2016 fertig gehabt. Dann 

hätte ich Ihnen zum Thema allgemeine Kriminalität und 

auch zum Thema Wohnungseinbrüche absolute und auch 

relative Zahlen vorstellen können.  

Ich will trotz alledem einen Versuch wagen, damit es 

nicht ganz so im Vagen bleibt, wenn wir hier zu diesem 

Thema sprechen. Der Trend, der sich für das Jahr 2016 

abzeichnet, zeigt einen leichten Anstieg in der Kriminali-

tät insgesamt gegenüber dem Jahr 2015, als wir einen 

Rückgang hatten. 

(Sebastian Wippel, AfD: 

Es gab keinen Rückgang!) 

So könnte man sagen, dass wir uns im Jahr 2016 wahr-

scheinlich in der Größenordnung des Jahres 2014 wieder-

finden, um das einmal einzuordnen.  

Ich bin übrigens auch dankbar, dass hier ziemlich einhel-

lig gesagt worden ist, dass man im Freistaat sicher ist und 

dass das Thema insgesamt doch eher beruhigend ist. Das 

ist für mich eine bemerkenswerte Sache.  

Das Zweite: Wenn wir uns anschauen, wie sich die 

Kriminalität in den einzelnen Deliktbereichen entwickelt 

hat, werden wir sehen, dass zum Beispiel bei der Kfz-

Kriminalität ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen ist. 

Währenddessen war bei dem Thema, das heute im Mittel-

punkt der Debatte steht, bei Wohnungseinbrüchen, ein 

Anstieg zu verzeichnen.  

(Sebastian Wippel, AfD:  

Dann ist die Debatte ja richtig!) 

Übrigens werden wir auch bei der Grenzkriminalität einen 

deutlichen Rückgang in den Zahlen des Jahres 2016 

sehen. 

Ich möchte nur zwei Themen ansprechen, die hier in der 

Runde eine Rolle gespielt haben. Damit haben wir uns 

ziemlich intensiv auseinandergesetzt. Man sieht, wenn 

man einen Schwerpunkt setzt und intensiv arbeitet, ist 

auch ein Rückgang zu verzeichnen. Ich hoffe, dass wir 

darüber auch noch einmal debattieren können. 

Ich bin auch dafür dankbar, Herr Stange, dass Sie das in 

einen so langen zeitlichen Rahmen gesetzt haben, damit 

man einmal sieht, wie sich die Zahlenreihen über einen 

längeren Zeitraum entwickelt haben, und erkennt, dass die 

Zahlen vor der vermeintlichen Öffnung der Grenze 

deutlich höher gewesen sind. Das gilt für die Kfz-

Kriminalität übrigens gleichermaßen.  

Wenn wir uns im Freistaat Sachsen die allgemeine Krimi-

nalität und die Wohnungseinbruchskriminalität noch 

einmal regional anschauen, hat Herr Pallas richtig gesagt: 

Der Schwerpunkt liegt in den großen Städten. Leipzig ist 

doch noch einmal ein ziemlich deutlicher Ausreißer – die 

Stadt Leipzig insbesondere, was dieses Thema betrifft. 

Wenn wir dies jetzt aber einmal bundesweit einzuordnen 

versuchen, dann wird sehr schnell klar, dass wir deutlich 

unter dem Bundesdurchschnitt liegen und damit die 

Menschen, gerade bezogen auf dieses Phänomen, auf 

dieses Delikt, durchaus noch sicher sind. 

Folgendes ist mir jetzt in der Diskussion wichtig: Die 

Zahl der Wohnungseinbrüche, die im Versuch stecken 

geblieben sind, ist im Jahr 2016 deutlich angestiegen. 

Darüber ist aus unterschiedlicher Perspektive diskutiert 

worden. Mir ist das besonders wichtig, weil man daran 

sieht, dass das Thema Prävention, also Eigenvorsorge, 

durchaus ein Teil des Beitrages ist, um diesem Phänomen 

beizukommen. Es gibt eine Studie vom Deutschen Forum 

für Kriminalprävention und natürlich auch andere Stu-

dien; aber sie haben sich sehr intensiv damit auseinander-

gesetzt. Von dort gibt es ganz klare Aussagen:  Wenn ein 

Einbruch nicht innerhalb von fünf bis maximal zehn 

Minuten erfolgt, wenn die Täter innerhalb dieser Zeit-

spanne erfolglos sind, dann lassen sie von diesem Objekt 

ab. Vor diesem Hintergrund ist es sehr wichtig, dass 

natürlich auch im Bereich der Prävention Aktivitäten 

entfaltet werden. Da geht es nicht um Riesenzäune, 

sondern das sind teilweise Dinge, wo mit Nachrüstung an 

Fenstern und Türen eine ganze Menge gemacht werden 

kann. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage, Herr Staatsminister? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Ja, selbstver-

ständlich. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Herr  

Spangenberg. 

Detlev Spangenberg, AfD: Herr Staatsminister, sagen Sie 

damit, dass die Intensität gleich geblieben ist und die 

Leute nur Glück hatten, dass die Täter vor der Tür abge-

fangen wurden? Sagen Sie damit, dass die Tätergruppe in 

der gleichen Größe weiter vorhanden ist, dass es also 

nicht gelungen ist, diese Tätergruppe generell einzudäm-

men? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Zur Täter-

gruppe kann ich gleich noch einmal etwas sagen. Aber das 

ist doch selbstverständlich.  

Für mich ist es ganz normal und etwas Vernünftiges: 

Sicherlich ist schon der Versuch eines Einbruchs ein 

Problem. Aber wenn jemand nicht in die Wohnung hin-

einkommt, dann ist es doch vernünftig, die Maßnahmen 

hervorzuheben, die als Eigenvorsorge getroffen worden 

sind und erreicht haben, einen Einbruch zu verhindern – 

ich kann aus der Diskussion heraus überhaupt nicht 
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verstehen, wo da das Problem ist –, ebenso, dass jeder ein 

Stück weit dazu beitragen kann. 

Wenn Sie sich im Übrigen mit denjenigen Leuten unter-

halten, die gerade in diesem Phänomenbereich arbeiten, 

dann erfahren Sie eine ganze Menge, bis hin zu Fahrläs-

sigkeiten. Ich will das jetzt in der Diskussion nicht über-

ziehen; aber da kann man Punkte wie Schlüssel unter dem 

Abstreicher oder offene Terrassentüren anführen. In einer 

Großstadt gab es einen Fall, in dem in einer großen 

Eigentümergemeinschaft, in einer größeren Gesellschaft 

ein Generalschlüssel weggekommen ist und dies über 

längere Zeit nicht gemeldet wurde, weil es mühevoll und 

teuer ist, die Generalschließanlage auszubauen. – Ich 

wollte einfach nur ein paar Dinge dazu ansprechen. 

Aber kommen wir jetzt zum Thema Aufklärungsquote. In 

dem in Rede stehenden Bereich liegt die Aufklärungsquo-

te in Sachsen immer noch über dem Bundesdurchschnitt 

und ist damit aus meiner Sicht auch ein Zeichen, dass 

gute Arbeit geleistet wird. 

Dass natürlich dann, wenn jemand von Wohnungsein-

bruch betroffen ist, Emotionen im Spiel sind, ist völlig 

klar, und wenn man sich mit Leuten unterhält, die vom 

Wohnungseinbruch betroffen waren, dann kann man 

natürlich sagen, dass jeder Einbruch, der erfolgt ist, 

tatsächlich ein Problem ist. Deswegen müssen wir die 

Aktivitäten verstärken, um auch und gerade in diesem 

Phänomenbereich erfolgreich zu sein. 

Daher haben wir ja auch die Zusammenarbeit in Form 

von länderübergreifenden Kooperationen vereinbart. Die 

Vereinbarung mit Bayern ist hier angesprochen worden, 

der Zehn-Punkte-Plan, der beschlossen wurde, um das 

deutlich zu machen. Auch die Zusammenarbeit mit den 

Nachbarländern Tschechien und Polen ist entsprechend 

ausgebaut worden. 

Auch in Sachen Strafverfolgung werden wir natürlich 

weiter konsequent daran arbeiten, noch mehr Täter als 

bisher zu fassen, und das machen die Beamten, indem sie 

den Fahndungsdruck auf die kriminellen Netzwerke hoch 

halten. Zu diesem Zweck erarbeitet das LKA momentan 

auf der Grundlage des Abschlussberichtes der Kommissi-

on Kriminalitätsbekämpfung der AG Kripo „Maßnahmen 

zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchsdiebstahls“ 

landesspezifische Umsetzungsvorschläge. 

Zum Thema Prävention habe ich schon einiges gesagt. 

Deshalb will ich noch ein paar Punkte aus der Debatte 

aufgreifen. Herr Lippmann, Ihre Position zu dem Thema 

Funkzellen und Mindeststrafe habe ich verstanden. Ich 

möchte die meinige dazu vortragen. Wenn wir darüber 

reden und sagen, Polizei soll in Zukunft diese Form von 

Kriminalität noch erfolgreicher bekämpfen, erfolgreich 

die Straftäter identifizieren, dann müssen wir hinsichtlich 

der einen Tätergruppe, über die wir reden – zum Beispiel 

eben bei diesen organisierten, europaweit tätigen Banden 

– auch den Ermittlern geeignete Instrumente an die Hand 

geben. Dabei, so sagen diejenigen, die etwas davon 

verstehen, ist es wichtig, notwendig und hilfreich, über 

Funkzellenabfragen Informationen zu bekommen, um zu 

erkennen, ob zum Beispiel jemand zu einem gewissen 

Zeitpunkt an einer Stelle, in einer Funkzelle gewesen ist 

oder nicht. Vor diesem Hintergrund haben wir dazu auch 

in der IMK eine eindeutige Beschlusslage. 

Auch anhand des Themas Mindeststrafe kann man deut-

lich machen – ich glaube, da sind wir uns einig –, dass 

Wohnungseinbruch kein Kavaliersdelikt sein soll. An 

dieser Stelle will ich das entsprechend verdeutlichen. 

Zum Stichwort Vorhersagesoftware: Herr Wippel, ich 

weiß nicht, auf welcher Veranstaltung Sie gewesen sind. 

Als wir die Diskussion zu diesem Thema hier geführt 

haben, ist das Instrument von Vorhersagesoftware nicht in 

Bausch und Bogen verrissen worden. Ich meine mich sehr 

gut daran erinnern zu können, dass ich gesagt habe: Es 

gibt derzeit mehrere Bundesländer, die sich mit diesem 

Thema pilothaft auseinandersetzen. Wir wollen hier in 

Sachsen schauen, und wir sind derzeit dabei, auf IMK-

Ebene zu versuchen, möglichst eine einheitliche Ent-

scheidung zu treffen, um auch dieses Instrument entspre-

chend einsetzen zu können. 

Zum letzten Stichwort, das Sie nannten, Herr Spangen-

berg, dass die Polizei auch mit den Bürgern sprechen soll, 

will ich deutlich machen: Meines Erachtens ist gerade im 

ländlichen Bereich, den Sie angesprochen haben, der 

Bürgerpolizist bei den Leuten bekannt, und er ist durch-

aus jemand, der nicht mit dem Auto irgendwo hinfährt, 

vorbeifährt; vielmehr ist der Auftrag des Bürgerpolizisten 

ausdrücklich der, diese Bürgergespräche zu führen. Die 

Diskussionen vor Ort machen mir deutlich, dass der 

Bürgerpolizist in den allermeisten Regionen ein bekannter 

und anerkannter Mensch ist, sodass vor diesem Hinter-

grund die Möglichkeit des Gespräches vor Ort besteht. 

Ich will zusammenfassen, meine sehr verehrten Damen 

und Herren. Die Aktuelle Debatte, die aktuelle Diskussion 

hat gezeigt, dass wir in dem Bereich Wohnungseinbrüche 

natürlich die Anstrengungen weiterhin verstärken müssen, 

um dort noch erfolgreicher zu sein. Aber das, was der 

Antragsteller mit der Diskussion verbunden hat, nämlich 

den Eindruck zu erwecken, in Sachsen seien die Probleme 

am schlimmsten, in Sachsen sei man unsicher, und gerade 

das Thema Wohnungseinbruch würde im Freistaat Sach-

sen überdimensional eine Rolle spielen, hat sich einfach 

nicht bestätigt, und dem will ich ganz klar entgegentreten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren, damit ist die zweite Aktuelle Debatte abgeschlos-

sen. Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 2 

Befragung der Staatsminister 

Für die Staatsregierung berichtet zunächst die Staatsmi-

nisterin für Wissenschaft und Kunst, Frau Dr. Eva-Maria 

Stange, zum Thema „Zukunft der sächsischen Hochschu-

len – Planungssicherheit bis 2025“. 

Im Anschluss können die Fraktionen Fragen stellen, in der 

zweiten Runde zusätzlich zum Thema „Stand und Zukunft 

der Bund-Länder-Programme im Hochschul- und For-

schungsbereich“, beantragt von der Fraktion GRÜNE. 

Ich erteile nun Frau Staatsministerin Dr. Stange das Wort. 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Der 19. Dezember 2016 war 

eine gewisse Zäsur für unsere Hochschulen und für den 

Freistaat im Bereich Wissenschaft und Hochschulen 

insgesamt. An diesem Tag haben die Rektoren der 14 

staatlichen Hochschulen im Geschäftsbereich des Staats-

ministeriums für Wissenschaft und Kunst, der Minister-

präsident, mein Kollege Finanzminister und ich selbst die 

Vereinbarung zwischen der Sächsischen Staatsregierung 

und den staatlichen Hochschulen im Freistaat Sachsen 

über die Höhe der staatlichen Zuschüsse 2017 bis 2024, 

kurz und nüchtern Zuschussvereinbarung genannt,  

unterzeichnet. Gleichzeitig wurde für jede Hochschule die 

Zielvereinbarung für die Zeitperiode von 2017 bis 2020, 

also über vier Jahre, unterzeichnet und damit auch ge-

schlossen. Mit beiden Vereinbarungen bekennen sich alle 

staatlichen Hochschulen im Freistaat zum Hochschulent-

wicklungsplan 2025, dem das Kabinett etwa vier Wochen 

vorher, am 22. November 2016, seine Zustimmung gab. 

Die Hochschulen werden nun die erforderlichen Maß-

nahmen ergreifen, um die Ziele der staatlichen Hoch-

schulentwicklungsplanung bis 2025 zu erfüllen. Sie 

entwickeln jeweils die im HEP – wie wir es nennen – 

2025 dargestellten Strategien und Konzepte, um diesen 

Hochschulentwicklungsplan mit Leben zu erfüllen. Damit 

ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, die im 

Koalitionsvertrag genannte und durch Sie im Haushalts-

plan beschlossene Bedingung, die Verständigung der 

staatlichen Hochschulen mit dem Freistaat Sachsen auf 

eine entsprechende Hochschulentwicklungsplanung 2025 

bis zum Ende des Jahres 2016, eingetreten. Auf den 

geplanten Stellenabbau von 754 Stellen wird damit ab 

dem Jahr 2017 verzichtet.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist das erste 

Mal seit 1990, dass die Hochschulen in ein Jahr und eine 

Periode starten, in denen es keinen Stellenabbau gibt. Die 

Zukunft der sächsischen Hochschulen ist damit durch eine 

Planungssicherheit bis zum Jahr 2025 geprägt. Kaum eine 

andere Institution im Freistaat, geschweige denn im 

wirtschaftlichen Bereich kann auf derartige Planungssi-

cherheit zurückgreifen. Dies ist ein Planungshorizont, der 

im Hochschulbereich auch bundesweit einmalig ist. 

Die Hochschulen haben Planungssicherheit auch hinsicht-

lich der personellen Ausstattung. Die Zahl von 9 034 

haushaltsfinanzierten Stellen ohne medizinische Fakultä-

ten wird sich somit als Konstante durch die Haushaltsplä-

ne der nächsten Jahre ziehen. Die Hochschulen haben 

Planungssicherheit hinsichtlich der finanziellen Ausstat-

tung. Das Gesamtvolumen der Zuschussvereinbarung 

umfasst circa 6,5 Milliarden Euro. Den exakten Wert kann 

man heute noch nicht genau feststellen. Er liegt vermut-

lich etwas höher, da das Gesamtbudget unter Berücksich-

tigung der tariflichen Entwicklung hinsichtlich der stel-

lenplangebundenen Ausgaben und unter Berücksichtigung 

des Verbraucherpreisindex, hinsichtlich anderer Ausgaben 

in den Hochschulen in den kommenden Doppelhaushalten 

angepasst wird. Gerade diese Anpassung ist keine Selbst-

verständlichkeit und ein wichtiger Beitrag für die Pla-

nungssicherheit der Hochschulen.  

Die Bundesmittel aus dem Hochschulpakt 2020 werden 

unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben und der Ziele 

des Hochschulpaktes ausschließlich für den Hochschulbe-

reich verwendet. Es wurde auch vereinbart, dass durch die 

vollständige Übernahme der BAföG-Kosten durch den 

Bund die freigewordenen Mittel zur Stärkung des Hoch-

schulbereichs und der Berufsakademie Sachsen vollstän-

dig eingesetzt werden und damit zumindest über die 

Laufzeit bis 2025 gesichert sind. 

In der Laufzeit dieser Zuschussvereinbarung werden die 

Hochschulen im Rahmen der Haushaltsaufstellung von 

Haushaltskürzungen und im Haushaltsvollzug von Stel-

lenbesetzungssperren und wirkungsgleichen Maßnahmen 

ausgenommen. Auch keine Selbstverständlichkeit. 

Die erfolgreiche Beteiligung an der Exzellenzinitiative 

des Bundes und der Länder wird sich nicht zulasten des 

Gesamtbudgets der Hochschulen auswirken. Das wurde 

vom Finanzminister ausdrücklich bei der Ansprache vor 

den Hochschulen bestätigt. Der erforderliche Landesanteil 

wird zusätzlich zum Gesamtbudget zur Verfügung ge-

stellt. 

Die 14 staatlichen Hochschulen haben auch inhaltliche 

Planungssicherheit. Der Hochschulentwicklungsplan, der 

im weitgehenden Dialog mit den Hochschulen erarbeitet 

wurde, benennt die Leitlinien der Hochschulentwicklung, 

definiert die Ziele in verschiedenen Leistungsdimensio-

nen – Lehre, Forschung und Third Mission – und fördert 

in wenigen Aufgabenfeldern auch sehr konkrete Maß-

nahmen, die sich in den Zielvereinbarungen widerspie-

geln.  

Diese Hochschulentwicklungsplanung 2015 ist getragen 

von den Leitlinien der finanziellen und inhaltlichen 

Planungssicherheit, die ich genannt habe, der Hochschul-

autonomie auf der Grundlage unseres Hochschulgesetzes, 

der standortspezifischen Ausdifferenzierungen oder auch 

Profilierungen, der Chancengleichheit, der Umsetzung 
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von Chancengleichheit und Inklusion sowie der Aufrecht-

erhaltung des Qualitätsanspruches in Lehre und For-

schung in der sächsischen Hochschullandschaft.  

Der HEP 2025 wurde so flexibel wie möglich ausgestal-

tet, um den Hochschulen die Chance zu geben, in dieser 

langen Laufzeit auf neue Herausforderungen und Tenden-

zen reagieren zu können bzw. auch selbst als Motor 

derartiger Veränderungen wirksam zu werden. Ziele und 

Handlungsaufträge wurden daher von staatlicher Seite nur 

so detailliert vorgesehen, wie dies zwingend notwendig 

ist, dies auch in der Abwägung zum Verhältnis der Hoch-

schulautonomie.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer Lust hat, 

die Dinge einzusehen: Es ist mittlerweile alles dem 

Landtag, dem Hochschulausschuss zugeführt, liegt auch 

als Drucksache vor. Ich denke, das ist mehr Transparenz, 

als in der Vergangenheit je existierte, sich über die Ziele 

der einzelnen Hochschulen zu informieren. Jetzt sind die 

Hochschulen gefordert, die hochschulinternen Entwick-

lungspläne bis zum 30.06.2018 fortzuschreiben. So ist es 

mit Ihnen in den Zielvereinbarungen verabredet. 

Mit dem Zusammenspiel von Hochschulentwicklungspla-

nung, Zuschuss- und Zielvereinbarung ergibt sich Pla-

nungssicherheit für alle Partner der Hochschulen und 

letztlich auch für den Freistaat. Für die Bereiche der 

Daseinsvorsorge wird durch die Verabredung der Kapazi-

täten für Staatsexamensstudiengänge ein entscheidender 

Beitrag geleistet, dass eine hinreichende Anzahl von 

zukünftigen Lehrerinnen und Lehrern, Volljuristen, 

Ärzten und Apothekern in Sachsen studieren kann und 

ausgebildet wird. 

Auch die sogenannten kleinen Fächer, aber auch die 

Geistes-, Kultur-, Sozial- und Sprachwissenschaften und 

ihre Profilierung sind im Hochschulentwicklungsplan in 

entsprechender Weise gewürdigt. Nach wie vor liegt der 

Schwerpunkt in Sachsen in der Ingenieursausbildung. Die 

Ingenieurwissenschaften sind die größte Fächergruppe in 

Sachsen. Vergleicht man den Anteil der Ingenieurstudie-

renden an der Gesamtstudierendenzahl, liegt Sachsen bei 

30 %, der bundesweite Wert bei 20 %. Wir werden also an 

diesem Schwerpunkt nichts ändern. 

Das Gleiche betrifft die hohe MINT-Quote mit 44 %, die 

beibehalten wird – ich erinnere an unsere Diskussion über 

die Digitalisierung im Land –, dass wir uns darauf verlas-

sen können, auch zukünftig ausgebildete Ingenieure, 

Informatiker, Chemiker usw. aus den Hochschulen zu 

entlassen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Unsere Hochschulen bleiben damit auch verlässliche 

Partner unserer außeruniversitären Forschungseinrichtun-

gen bei gemeinsamen Forschungs- und Transferaktivitä-

ten.  

Ein weiterer Punkt ist mir wichtig. Wir haben im Hoch-

schulentwicklungsplan auch den Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften einen ausreichenden und umfas-

senden Beitrag gewidmet. Die Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften sind für uns nicht nur ein wichti-

ger regionaler Innovationsmotor, sondern auch ein wich-

tiger Faktor, um Wissenstransfer in die Wirtschaft und in 

die Region zu bringen. Deshalb werden wir sie auch in 

den nächsten Jahren vor allen Dingen in ihrer Forschungs-

leistung weiter stärken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch den 

Verzicht auf den Stellenabbau und die Vorgabe von 

Planungsgrößen für die Studierendenzahlen im Jahr 2025 

besteht Planungssicherheit, dass sich auch das Betreu-

ungsverhältnis insbesondere nach 2020 weiter verbessern 

kann. Trotz des Auslaufens des Hochschulpaktes nach 

dem Jahr 2020 und der daran gekoppelten Beschäfti-

gungsverhältnisse wird es so gelingen, eine Verbesserung 

des Betreuungsverhältnisses und damit die gute Position, 

die wir im bundesweiten Vergleich haben, weiter auszu-

bauen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bedanke 

mich auch beim Landtag für den letzten Doppelhaushalt, 

weil damit quasi der Einstieg in die Hochschulentwick-

lungsplanung und in die neue Zuschussvereinbarung 

gelungen ist und es letztlich auch durch das Zutun der 

Hochschulen – auch da möchte ich mich für das koopera-

tive Miteinander in diesem Prozess ganz herzlich bedan-

ken – gelungen ist, Planungssicherheit und Stabilität für 

eine erfolgreiche Entwicklung in den Hochschulen in den 

nächsten Jahren zu garantieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU 

und der Staatsregierung) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Vielen Dank, Frau 

Staatsministerin. Wir gehen jetzt in die erste Fragerunde. 

Es beginnt die CDU-Fraktion, danach folgen DIE LINKE, 

SPD, AfD und GRÜNE. Frau Abg. Fiedler. 

Aline Fiedler, CDU: Frau Staatsministerin! Mit dem 

Hochschulentwicklungsplan wurde auch die Lehrerbe-

darfsprognose bis 2025 beschlossen und festgelegt, dass 

mindestens 2 000 neue Studienplätze für die Lehramts-

ausbildung zur Verfügung stehen. Meine Frage ist nun: 

Wie gestaltet sich der Abstimmungsprozess mit den 

Hochschulen, um die Vorgaben der Lehrerbedarfsprogno-

se in den nächsten Jahren zu erfüllen? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Vielen Dank für diese Frage; denn es 

ist eine der wichtigsten Fragen, glaube ich, auch für das 

Land insgesamt. Wie gelingt es, in den nächsten Jahren 

ausreichend Lehrkräfte auszubilden? Sowohl im Hoch-

schulentwicklungsplan als auch in den gesonderten 

Zielvereinbarungen mit den Hochschulen ist dieser 

erhöhte Bedarf abgebildet. 

Wir haben mit den Hochschulen bereits vor der Verab-

schiedung des Hochschulentwicklungsplanes Sonderziel-

vereinbarungen abgeschlossen für die Jahre 2017 bis 

2020, um den Anteil der Lehramtsausbildung von 1 700 

auf 2 000 – das sind die Bedarfszahlen, die uns vom 

Kultusministerium zu Beginn des Jahres 2016 mitgeteilt 

worden sind – umzusetzen. Dafür bekommen die Hoch-
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schulen im Rahmen der Sonderzielvereinbarungen mit 

den fünf Hochschulen, die Lehrer ausbilden, für die Jahre 

2017 bis 2020 insgesamt 72 Millionen Euro zusätzlich für 

die Lehramtsausbildung. Jährlich sind das rund 18 Milli-

onen Euro und etwa 200 Beschäftigungsverhältnisse, die 

mit diesen Mitteln finanziert werden. 

Zurzeit sind wir mit den Universitäten und mit dem 

Kultusministerium im Gespräch, die auf der Grundlage 

der im Dezember vorgelegten neuen Lehrerbedarfsprog-

nose erhöhten Bedarfszahlen auch mit den Hochschulen 

zu vereinbaren bzw. zu beraten. Es wurde festgestellt, 

dass die Studienanfängerzahlen im Lehramt an Mittel-

schulen um etwa 100 und im Lehramt am Gymnasium 

circa 275 jährlich höher liegen als die ursprüngliche 

Bedarfsprognose. Das sind etwa noch einmal 375  Immat-

rikulationsplätze. Das ist das, was wir derzeit mit den 

Hochschulen, mit den Universitäten verabreden, dies im 

Rahmen der geschlossenen Vereinbarung auch umzuset-

zen. Ich denke, wir sind da auf einem guten Weg. 

Ich will einen zweiten Punkt nennen, der in den Zielver-

einbarungen schon enthalten ist. Das sind die Seitenein-

steigerprogramme, die durch unsere Hochschulen neben 

der originären Lehramtsausbildung umgesetzt werden. 

Auch da sind die Hochschulen derzeit mit dem Kultusmi-

nisterium und mit unserem Haus im Gespräch, ganz 

konkrete Programme für die Grundschulen – dafür wird 

es bereits im April losgehen – und für die weiterführenden 

Schulen – dann im zweiten Halbjahr – umzusetzen.  

Insgesamt bringen unsere Universitäten eine enorme 

Leistung. Ich will das einmal an einer Zahl festmachen. 

Bisher machten die Lehramtsstudenten an den beiden 

großen Universitäten ungefähr 10 % der Studierenden 

aus. Mit der erhöhten Zahl seit 2012 und der jetzt noch 

einmal erhöhten Zahl seit dem Jahr 2016/2017 liegen wir 

bei mehr als 15 % der Gesamtstudierendenzahl an den 

Universitäten in Dresden bzw. Leipzig, die das Lehramt 

ausmacht. Das ist eine enorme Leistung, die die Hoch-

schulen erbringen. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Fraktion 

DIE LINKE Herr Neubert, bitte. 

Falk Neubert, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Staatsmi-

nisterin! Als LINKE hatten wir an der Absenkung der 

Studierendenzahlen schon immer scharfe Kritik geäußert. 

Auch bei der Anhörung im Wissenschaftsausschuss ist bei 

den Rektorinnen und Rektoren deutlich geworden, wie 

schwierig das umzusetzen sein wird. 

Sie hatten immer ausgeführt, und so steht es auch im 

Hochschulentwicklungsplan – ich zitiere –: „Für den 

Zeitraum bis 2020 wird auf das Ziel der Erfüllung des 

Hochschulpaktes des Bundes und der Länder verwiesen. 

Die Studierendenzahlen bis 2020 werden auf dem gegen-

wärtigen Niveau (106 000) gehalten, und die Angleichung 

an die Zielzahl (95 000) erfolgt im Zeitraum beginnend ab 

2021. (Auslaufphase des Hochschulpaktes)“ 

Wenn man sich die Zielvereinbarungen heranzieht, dann 

sieht man, dass die Absenkung der Studierendenzahlen 

bereits ab 2018 umgesetzt wird. Allein bei der TU Dres-

den sind das 500 Studierende, die weniger in der Planung 

der Zielvereinbarung integriert sind. Was ist der Grund, 

dass es zu dieser Diskrepanz, zu dieser Abweichung vom 

Hochschulentwicklungsplan und den daraus resultieren-

den Zielvereinbarungen auch im Kontext mit den Hoch-

schulpaktmitteln kommt?  

Herzlichen Dank. 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Es ist keine Abweichung vom Hoch-

schulentwicklungsplan und keine Abweichung von 

meiner Aussage. 

Bis zum Jahr 2020 sind wir aufgrund des Hochschulpak-

tes und der Vereinbarungen, die zwischen Bund und 

Ländern abgeschlossen wurden, dazu verpflichtet – und 

das wollen wir auch einhalten –, eine Zahl von 19 500 

Studienanfängern im ersten Semester zu realisieren. Das 

bleibt so. Daran wird nichts geändert. Das heißt, dass wir 

am Ende im Jahr 2020 etwa noch bei 105 000 Studieren-

den in der Gesamtzahl liegen werden. 

Ich hoffe, dass das alle schaffen werden. Ich hoffe, alle 

Vorsorgen sind getroffen, damit das realisiert wird. 

Das, was sich in den Zielvereinbarungen jetzt abbildet, ist 

das Gleiche, was eigentlich bis 2016 schon einzuhalten 

gewesen ist. Wir haben auch bis 2016 einen Korridor. In 

der abgeschlossenen Zielvereinbarung, die erst in diesem 

Jahr evaluiert wird, gab es bereits einen Korridor, wie 

viele Studierende die Hochschulen aufnehmen dürfen. 

Einige Hochschulen haben diesen Korridor weit über-

schritten. Deshalb sind sie mehrfach ermahnt worden. Das 

betrifft zum Beispiel die TU Chemnitz. Deshalb sind sie 

erneut in diesem Korridor bis 2020 darauf hingewiesen 

worden. Das bildet sich dann, wenn man die Zahlen bis 

2016 nicht sieht, so ab, wie Sie das dargestellt haben, dass 

es scheinbar eine Absenkung gibt. Das ist nur scheinbar 

eine Absenkung gegenüber den aktuellen Immatrikulier-

tenzahlen, die aber schon mit der Zielvereinbarung, die 

bisher abgeschlossen war, nicht in Übereinstimmung ist.  

Ich will Ihnen das deutlich machen. Wir hatten bereits ab 

2010 eine Verschiebung der Immatrikulationszahlen 

zugunsten der großen Universitäten. In den westdeutschen 

Bundesländern hat der Hochschulpakt dazu geführt, dass 

es eine Verschiebung zu den Fachhochschulen gegeben 

hat. Bei uns sind die Fachhochschulen nur noch auf dem 

Niveau von 23 %. Wir hatten also schon eine Verschie-

bung. Wir wollen diese Verschiebung nicht weiter beför-

dern, denn wir wollen, dass auch unsere Fachhochschulen 

stark sind. Deshalb hat es schon in der Zielvereinbarung 

2012 bis 2016 eine Vereinbarung für diesen Zielkorridor 

gegeben.  

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die SPD-Fraktion; 

Herr Mann, bitte. 
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Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Staatsministerin! 

Danke für das kompakte Intro. Sie sagten im Vortrag, Sie 

wollen die Hochschulen für angewandte Wissenschaften 

stärken.  

Meine Frage ist: Mit welchen konkreten Maßnahmen 

wollen Sie diese stärken, und was für eine Strategie sieht 

das SMWK für diesen Hochschultyp vor? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Zunächst – ich hatte es gerade gesagt 

– werden wir – und das bildet sich im Hochschulentwick-

lungsplan ab – den Anteil der Studierenden an den Hoch-

schulen für angewandte Wissenschaften allmählich 

wieder etwas ansteigen lassen, und zwar auf 27 %. Das 

ist, glaube ich, eine realistische Zahl zwischen Universitä-

ten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften.  

Viel wichtiger ist uns aber der Anteil der angewandten 

Forschung im Bereich der Hochschulen für angewandte 

Wissenschaften. 37,5 % der Mittel der Landesforschungs-

förderung sind laut Haushalt für die HAWs reserviert. Das 

sind 2017 allein 3,6 Millionen Euro und 3,75 Millio-

nen Euro im Jahr 2018. Auf diesem Niveau würden wir 

das gern weiterschreiben.  

Außerdem haben wir bereits 2015/2016 begonnen, aus 

den BAföG-Mitteln 2,5 Millionen Euro den Hochschulen 

für angewandte Wissenschaften auch für den Bereich der 

Forschung zur Verfügung zu stellen, um zum Beispiel 

Personalstellen zu schaffen, die dann die Drittmittel 

akquirieren. Das ist konstant fortgeschrieben worden. Da 

die BAföG-Mittel in der Zuschussvereinbarung für den 

Hochschulbereich gesichert sind, werden wir diese Mittel 

für die nächsten Jahre auf alle Fälle sichern können. 

Wir haben mit dem Aufbau der Zentralen EU-

Servicestelle ZEUSS ein Instrument geschaffen, das vor 

allem den kleinen Hochschulen, also den Hochschulen für 

angewandte Wissenschaften, die Möglichkeit gibt, sich 

verstärkt an europäischen Forschungsmitteln zu beteili-

gen, insbesondere an den so genannten Calls im Zusam-

menhang mit Horizon 2020. Das kann über ZEUSS 

ermöglicht werden. Das war vorher mit der einen Stelle 

an der TU Dresden so einfach nicht möglich.  

Die Kooperation der HAWs mit den Universitäten und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen – so steht es 

auch im Hochschulentwicklungsplan – soll weiter ausge-

baut werden. So haben wir zum Beispiel gerade mit der 

Fraunhofer-Gesellschaft in Zittau-Görlitz und in Mittwei-

da das Thema Cybersicherheit auf den Weg gebracht.  

(Dr. Stephan Meyer, CDU: Genau!) 

– Genau. Herr Meyer ist dabei gewesen. 

Ich denke, diese Kooperation zwischen den Fraunhofer-

Instituten und den Hochschulen für angewandte Wissen-

schaften stärken die Hochschulen für angewandte Wissen-

schaften und sind gleichzeitig ein adäquates Mittel für 

diese.  

Wir sind gerade im Gespräch mit den Hochschulen für 

angewandte Wissenschaften zum Bund-Länder-Projekt 

„Innovative Hochschule“. Das gibt es parallel zu unserer 

Exzellenzstrategie. Unsere Hochschulen haben sich ein 

gemeinsames Projekt erarbeitet, das sie auf den Weg 

bringen wollen. Wir unterstützen sie dabei. Es wäre 

schön, wenn sie in diesem bundesweiten Wettbewerb 

„Innovative Hochschule“ punkten könnten und damit den 

Bereich des Transfers, für den sie Mitverantwortung 

tragen, stärken könnten. 

So viel vielleicht zu einigen Bausteinen – zum Beispiel 

Nachwuchswissenschaftler, Nachwuchsdozentinnen und  

-dozenten –, an denen wir in den nächsten Jahren weiter 

arbeiten werden. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die AfD Frau 

Dr. Muster, bitte. 

Dr. Kirsten Muster, AfD: Vielen Dank. Frau Staatsminis-

terin, es geht um die Juristische Fakultät an der TU 

Dresden, speziell um den Bachelorstudiengang Law in 

Context und den Masterstudiengang International Studies 

und Wirtschaftsrecht. Diese Studiengänge laufen aus. Was 

heißt das personell, finanziell und sächlich für diese 

Studiengänge? Was passiert mit den dort lehrenden 

Professoren? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Wir haben im Hochschulentwick-

lungsplan festgelegt – und mit dem Doppelhaushalt hat 

der Landtag den Beschluss gefasst –, dass die Ausbildung 

der Staatsexamensstudiengänge in Leipzig verstärkt 

werden soll. Dafür wird es eine Verstärkung des Personals 

an der Universität Leipzig geben. Dabei geht es nur um 

den Bachelorstudiengang und den dazugehörigen Master-

studiengang – diese beiden Studiengänge laufen aus –; 

denn der Masterstudiengang Internationales Recht wird 

weiterhin aufrechterhalten bleiben. Dieser Masterstudien-

gang ist meines Wissens nicht zur Streichung an der 

Universität vorgesehen. Für den Bachelorstudiengang 

wird bereits in diesem Studienjahr nicht mehr immatriku-

liert, der Masterstudiengang läuft noch so lange, bis die 

Bachelorstudiengänge abgeschlossen sind. Parallel dazu 

wird in Leipzig eine Verstärkung der Fakultät vorgenom-

men, um schrittweise 750 Immatrikulationen vornehmen 

zu können. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Fraktion 

GRÜNE Frau Dr. Maicher; bitte. 

Dr. Claudia Maicher, GRÜNE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staatsministerin! In meiner 

ersten Frage geht es zunächst um den staatlich verordne-

ten Studienplatzabbau, der gleichzeitig von einem Auf-

wuchs an Ausbildungskapazität in bestimmten Fächern – 

zum Beispiel Lehramt oder bei den Juristen – begleitet 

wird. Ist Ihnen bekannt, was geplant wird, an anderen 

Plätzen an anderen Fächern abzubauen? Was tun Sie für 

eine Koordination oder eine Unterstützung, damit vor 

allem kleinere oder bestimmte Fächer nicht bedroht sind? 
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Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Die Hochschulentwicklungsplanung 

hat erstmals – das haben Sie sicherlich gesehen – eine 

Liste der Fächer aufgeführt, die mit den Hochschulen 

vereinbart sind. Diese Fächer sind über die gesamte 

Laufzeit mit den Hochschulen vereinbart. Es gab nur 

wenige Veränderungen, bei denen wir gesagt haben, dass 

Fächer eingestellt werden sollen. Es waren nur sehr 

wenige, aber ansonsten sind die Fächer stabil. Das betrifft 

auch kleine Fächer. 

Wenn die Hochschulen planen, Fächer einzustellen, dann 

müssen sie das mit dem SMWK abstimmen. Dazu muss 

es also eine Zustimmung des Ministeriums geben; mo-

mentan gehen wir aber nicht davon aus. 

Zum derzeitigen Zeitpunkt ist gar nicht zu sagen, welche 

Umstrukturierungen an den Hochschulen stattfinden oder 

ob überhaupt welche nach 2020 stattfinden, wenn es zu 

einer schrittweisen Reduzierung der Studienplatzkapazitä-

ten kommt. Es wird ja keine schlagartige, sondern eine 

schrittweise Reduzierung sein, die vonstatten zu gehen 

hat. Das muss mit den Hochschulen kommuniziert wer-

den. Mir ist nicht bekannt, dass eine Hochschule diesbe-

züglich bereits Vorsorge getroffen hat. Es wäre, denke ich, 

zu diesem Zeitpunkt auch verfrüht. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wir kommen in 

die nächste Runde und beziehen das Thema „Stand und 

Zukunft der Bund-Länder-Programme im Hochschul- und 

Forschungsbereich“ mit ein. Es beginnt Frau Dr. Maicher 

für die Fraktion GRÜNE. 

Dr. Claudia Maicher, GRÜNE: Ich würde zunächst gern 

auf das Bund-Länder-Programm für wissenschaftlichen 

Nachwuchs als Förderprogramm im Bereich Tenure-

Track-Professuren eingehen. Die erste Förderrunde 

beginnt Ende des Jahres, die Einreichung der Anträge im 

Juni. Wie unterstützt die Staatsregierung die Universitäten 

bei der Bewerbung? Welche gesetzlichen oder weiteren 

Rahmenbedingungen haben Sie geschaffen, damit das 

Programm an den Hochschulen erfolgreich fortgesetzt 

werden kann, was die unbefristeten Professorenstellen 

betrifft? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Danke für diese Frage. Das Tenure-

Track-Programm des Bundes – das immerhin mit 

1 Milliarde Euro ausgestattet ist – ist ein ganz wichtiger 

Baustein, um den zahlreichen Nachwuchswissenschaftle-

rinnen und Nachwuchswissenschaftlern, die durch die 

Graduiertenschulen hervorragende Leistungen gebracht 

haben, eine Perspektive zu geben. Das ist auch aus den 

Ergebnissen der Imboden-Kommission hervorgegangen. 

Das Tenure-Track-Programm wird nach wettbewerblichen 

Kriterien vergeben. Auf der anderen Seite gibt es aber 

auch eine gewisse Länderquote – so will ich es einmal 

nennen – unter diesen tausend Tenure-Track-Professuren, 

die der Bund damit finanziert. Das würde für Sachsen 

etwa 50 Tenure-Track-Professuren bedeuten. 

Wir werden gemeinsam mit den Hochschulen zunächst 

eine Informationsveranstaltung für die Antragsteller 

durchführen. Geplant ist das für den 13. Februar für die 

potenziellen Antragsteller; das sind die Universitäten und 

die vier Kunsthochschulen, sofern sie davon Gebrauch 

machen werden. Im März werden die Hochschulen ihre 

Interessenbekundungen mit ihrer Quantifizierung der zu 

erwartenden Anträge machen. Das wird mit unserem Haus 

abgestimmt werden. Am 12. Mai soll die Einreichung der 

Anträge im SMWK erfolgen, sodass sie rechtzeitig am 6. 

Juni beim Projektträger vorliegen können. Im Septem-

ber/Oktober 2017 wird über die Auswahl entschieden. Ab 

1. Dezember 2017 soll die Förderung vonstatten gehen. 

Sie haben zu Recht zwei Rahmenbedingungen angespro-

chen. Das eine ist die Verstetigung des verbindlichen 

Tenure-Track-Mechanismus – so möchte ich es nennen –, 

auch über die Laufzeit des Programms hinaus. Das heißt, 

das Programm läuft bis zum Jahr 2032, wenn ich es 

richtig im Kopf habe, also zwei mal sieben Jahre. Darüber 

hinaus muss dieses Tenure-Track-Programm nicht als 

Programm, sondern dauerhaft verstetigt werden. Diese 

Zusage muss von den Hochschulen getroffen werden; das 

ist richtig. Wir haben heute schon Tenure-Track-Stellen an 

den Hochschulen. Diese müssen in echte Tenure-Tracks 

umgewandelt werden. Das bedeutet, sie müssen dann 

wirklich in Professuren münden und nicht nur optional, 

wie sie derzeit noch vielfach angewendet werden. Das ist 

die eine, aber nicht die größte Herausförderung. 

Das Zweite: Die Hochschulen müssen mit der Anmeldung 

des Programms nachweisen, dass die Zahl der unbefriste-

ten Professorinnen und Professoren nach dem Ende der 

Programmlaufzeit ansteigt. Wir haben heute in unseren 

Hochschulen 1 253 Professoren auf Dauer beschäftigt und 

176 befristet. Das heißt, es muss eine Umwandlung dieser 

befristeten Professuren zu einem Teil in unbefristete 

Professuren erfolgen, um dieser Anforderung gerecht zu 

werden. Das ist aus unserer Sicht machbar. 

Wir haben eine gesetzliche Hürde zu nehmen, die man bis 

zu einem gewissen Grad umschiffen kann. Dazu müssen 

wir aber darüber nachdenken, ob wir am Hochschulgesetz 

eine Veränderung vornehmen. Dabei geht es um die 

Anpassung der Tenure-Track-Professur entsprechend der 

Anforderung in diesem Programm: dass die Tenure-

Track-Professur die Möglichkeit gibt, über sechs Jahre 

hinaus zu laufen, damit im Anschluss die Verlängerungs-

phase, die in dem Programm vorgesehen ist – zum Bei-

spiel bei Elternzeit und Ähnlichem –, tatsächlich auch 

durch das Gesetz abdeckt ist. 

Wir denken darüber nach, das im Hochschulgesetz anzu-

passen. Derzeit ist noch nicht klar, ob schon zu Beginn 

des Anlaufens des Programmes gesetzlich geregelt sein 

muss oder während der Tenure-Track-Professur diese 

gesetzliche Anpassung vorgenommen werden muss. 

Insofern sind wir damit nicht unter sofortigem Zeitdruck, 

aber es wäre gut, wenn wir diese Anpassung sehr schnell 

vornehmen könnten. 
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Eine zweite Hürde, die nicht mit dem Programm unmit-

telbar zusammenhängt, die sich aber in Folge des Pro-

gramms ergibt, haben alle Länder zu nehmen: die Mög-

lichkeit von einer W2-Professur in eine W3-Professur zu 

wechseln. Das ist ein beamtenrechtliches Problem, das 

alle Länder haben; denn die W2-Professur ist ein Amt und 

es gibt keine Höhergruppierungsmöglichkeit. Es ist ein 

beamtenrechtliches Thema, zu dem wir im Beamtengesetz 

etwas verändern müssen. Das ist aber kein Problem, das 

wir vorher klären müssen. Das möchte ich deutlich sagen. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die CDU Herr 

Dr. Meyer; bitte. 

Dr. Stephan Meyer, CDU: Frau Präsidentin! Frau 

Staatsministerin! Sie haben sehr umfangreich auf die 

Frage von Frau Dr. Maicher geantwortet. Mich interes-

siert Ähnliches, deshalb möchte ich gern etwas zur 

Zukunft der sächsischen Hochschulen fragen. Wir hatten 

im Jahr 2011 das Konstrukt der Wissenschaftsräume in 

Sachsen eingeführt, und mich interessiert: Welche Strate-

gie hat die Staatsregierung in Bezug auf die Wissen-

schaftsräume verfolgt? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Wir haben den Begriff der Wissen-

schaftsräume im jetzigen Hochschulentwicklungsplan 

nicht mehr so verwendet, da wir nach der Evaluierung 

festgestellt haben – wir haben eine große Veranstaltung 

dazu durchgeführt –, dass sie regional sehr unterschied-

lich umgesetzt worden sind. 

Es gab zwei Probleme, die es sinnvoll erscheinen ließen, 

so wie wir es jetzt im Hochschulentwicklungsplan vorge-

sehen haben, auf die regionalen Transferprozesse abzu-

stellen. Das eine ist, dass die Hochschulen die regionalen 

Grenzen als zu eng angesehen haben, um die Zusammen-

arbeit mit Industrie- und Wirtschaftspartnern oder auch 

mit gesellschaftlichen Partnern umsetzen zu können. Das 

andere ist, dass bestimmte Prozesse aus den Wissen-

schaftsregionen, um zum Beispiel europäische Vernet-

zungsprojekte oder auch Transferprojekte gemeinsam in 

der Region anzustoßen, aus den Hochschulen selbst 

erwachsen müssen. Deshalb werden wir auch weiterhin – 

so ist es auch im Hochschulentwicklungsplan sowie in 

den Zielvereinbarungen verankert – das, was aus den 

Wissenschaftsräumen an positiven Elementen entstanden 

ist, unterstützen. Dafür bekommen die Hochschulen 

weiterhin finanzielle Möglichkeiten. 

Ein zweiter Aspekt ist, dass wir im Hochschulentwick-

lungsplan stärker, als es bisher der Fall ist, den Transfer 

mit den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Institutio-

nen in die Region betont haben. Dazu müssen die Hoch-

schulen über die Zielvereinbarungen Rechenschaft able-

gen. Von daher haben wir, denke ich, die wichtigsten 

Elemente aufgegriffen, die aus dem Programm „Wissen-

schaftsregion“ entstanden sind. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Fraktion 

DIE LINKE Herr Neubert, bitte. 

Falk Neubert, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Staatsmi-

nisterin! Es wurde neulich diskutiert, dass zusätzliches 

Bundesgeld – 37 Millionen Euro bis 2022 – in ein Institut 

für gesellschaftlichen Zusammenhalt nach Sachsen gehen 

soll. Nun wird darüber philosophiert, inwieweit das ein 

konservativer Thinktank ist bzw. in welche Richtung es 

geht. Das SMWK war nicht eingebunden und nicht 

informiert, konnte man lesen, und auch die TU Dresden, 

wo der Standort vermutet wird, wusste es nur vom Hören-

sagen. 

Daher meine Frage an Sie: Was wissen Sie zu dem Geld, 

das da nach Sachsen kommt? Wie agieren Sie als Staats-

ministerin und was verbinden Sie damit inhaltlich und 

möglicherweise auch an einzubindenden Personen und 

Institutionen? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Zunächst kann ich vorausschicken: 

Ich freue mich immer, wenn Bundesgeld zu uns kommt, 

und wenn es in die Hochschulen kommt – umso besser! 

Von daher werde ich den Teufel tun zu sagen: Das ist kein 

Geld, das willkommen ist, sondern auch in der Zielrich-

tung sind wir uns einig. Wir haben im Jahr 2016 – mit 

Vorlauf schon 2015 – das Zentrum für Integrationsstudien 

an der TU Dresden mit der Universität gemeinsam auf 

den Weg gebracht. Es hatte einen längeren Vorlauf, und 

ich denke, es ist ein gut arbeitendes Zentrum, auf das man 

vielleicht noch stärker zurückgreifen kann. Das Hannah-

Arendt-Institut hat ein Netzwerk für Integration auf den 

Weg gebracht, bei dem alle Akteure, die sich mit dem 

Thema Integration in der Gesellschaft, in Sachsen be-

schäftigen, in einem regelmäßigen Netzwerkaustausch 

stehen. Dafür ist Geld aus den sächsischen Hochschulen 

investiert worden. 

Was wir bisher nicht getan haben – das ist richtig –: Wir 

haben bisher kein Institut aufgebaut – da sich damit die 

Universitäten selbst beschäftigt haben –, das sich ganz 

konkret mit politischen Fragen der Integration beschäftigt. 

Denn das Zentrum für Integrationsstudien ist ein sehr 

praxisorientiertes und anwendungsnahes Zentrum, bei 

dem es darum geht: Wie kann man am besten die Integra-

tion in den Arbeitsmarkt, in die Sprache, in das Bildungs-

system und in die Kultur organisieren? Es ist also sehr 

praktisch angelegt – weniger, was die politischen Fragen 

betrifft. 

Ich habe jetzt sehr deutlich gesagt: Es sind Bundesgelder. 

Es hat eine Initiative gegeben – offenbar auf Bundesebene 

–, dies auch im Bund zu verankern. Wir sind jetzt im 

Gespräch mit dem BMBF, wie dieses Geld dann kanali-

siert wird, wie dieses Institut aussehen soll und wer die 

Partner dabei sind. Ich hoffe, dass sich das bald heraus-

stellen wird, damit wir auch wissen, ob es ein sächsisches 

oder ein Bundesinstitut sein wird und wer die entspre-

chenden Partner sind. Das muss geklärt werden. Ob die 

Technische Universität Dresden der Partner ist oder die 

Universität Leipzig, die in diesem Bereich genauso viel 

zu bieten hat, das kann ich heute nicht sagen. Ich hoffe, 

dass wir jetzt zunehmend in den Dialog dazu kommen. 
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1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die SPD bitte, 

Herr Mann. 

Holger Mann, SPD: Zu Bundesgeldern, die vielleicht 

schon etwas transparenter sind: Sachsen profitiert seit 

Jahren vom Hochschulpakt, und gerade im Hinblick auf 

die Revisionsklausel der Hochschulentwicklungsplanung 

stellt sich natürlich die Frage: Wie geht es dort weiter? 

Deshalb ist die konkrete Frage: Welche Überlegungen 

existieren beim Hochschulpakt mit dem Bund über das 

Jahr 2020 hinaus? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Es ist immer schwierig, über Überle-

gungen zu sprechen. 

Holger Mann, SPD: Strategien! 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Aber es ist richtig. Wir hatten ja in den 

letzten Jahren eine Reihe von Bund-Länder-Programmen. 

Der Hochschulpakt ist einer, die Exzellenzinitiative und 

die Qualitätsinitiative Lehre sind weitere. Wir müssen 

jetzt die Möglichkeiten nutzen, die uns der neue § 91 b 

des Grundgesetzes bietet, um auf Nachhaltigkeit zu setzen 

und nicht nur auf Projekte und befristete Laufzeitpro-

gramme. Ein nachhaltiges Projekt ist bereits die Exzel-

lenzstrategie, deshalb heißt es nicht mehr Exzellenzinitia-

tive, sondern Exzellenzstrategie, weil in bestimmten 

Elementen auf Nachhaltigkeit gesetzt wird. 

Wir erwarten schon – ich sage „wir“, das sind die Länder, 

da wir uns an dieser Stelle relativ einig sind –, dass wir 

gemeinsam mit dem Bund eine Finanzierung hinbekom-

men, die in die Grundfinanzierung der Hochschulen 

hineingeht, sprich: Es gibt verschiedene Ansätze dazu. 

Wir haben einmal das Thema Hochschulbau, bei dem 

2019 die gemeinsame Finanzierung ausläuft. Alle Länder, 

auch Sachsen, haben einen Rückstau an Investitionen im 

Hochschulbau. Das war ein Gebiet, in dem sich der Bund 

in den Jahren bis 2019 auslaufend beteiligt hat. Aus 

unserer Sicht wäre das eine Möglichkeit, um die Länder 

an dieser Stelle zu unterstützen. 

Ein weiterer Punkt ist die Digitalisierung im Hochschul-

bereich. Es ist nicht nur die Frage, dass wir die Studieren-

den damit vertraut machen, sondern es ist auch eine Frage 

der Infrastruktur, die sehr kostenintensiv ist. Da sich der 

Bund jetzt mit 5 Milliarden Euro im Bereich der Schule 

engagieren wird – dazu gibt es gerade Gespräche in der 

Kultusministerkonferenz –, gehen wir davon aus, dass 

sich etwas Ähnliches auch für die Hochschulen entwi-

ckeln kann. Das sind zwei Bereiche, über die derzeit 

gesprochen wird. Derzeit ist eine Arbeitsgruppe von 

Staatssekretären eingesetzt, die im Laufe dieses Jahres 

entsprechende Vorschläge für die Ministerberatungen von 

Bund und Ländern auf den Tisch legen soll. Dann werden 

wir sehen, inwieweit wir auch ein gemeinsames Paket 

hinbekommen. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die AfD-Fraktion; 

Herr Wendt, bitte. 

André Wendt, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Frau Staatsministerin! Seit 1980 hat der Bund 

circa 500 Projekte in Höhe von 170 Millionen Euro 

gefördert. Dabei geht es insbesondere um die Erforschung 

von Alternativen zu Tierversuchen. Können Sie mir 

sagen, inwieweit das Land Sachsen von Bundesmitteln 

profitiert und wie weit Forschungen an sächsischen 

Forschungseinrichtungen/Universitäten getätigt werden? 

– Vielen Dank. 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Ich gehe jetzt nicht davon aus, dass 

Sie von mir genau wissen wollen, welche Projekte daraus 

finanziert werden. Natürlich gibt es auch in Sachsen 

Forschungsprojekte – ich nenne zum Beispiel das Zent-

rum für Regenerative Therapien, das ein großes For-

schungs- und ein Exzellenzcluster ist –, die mit Bundes- 

und Landesmitteln finanziert werden, so wie das bei 

großen Forschungsclustern der Fall ist, bei denen es auch 

um Tierversuche geht, wobei – dabei haben wir als Land 

Sachsen wie auch andere Bundesländer ganz klare Rege-

lungen – es entsprechende Kommissionen und sehr harte 

gesetzliche Regelungen gibt, die Forschungen in Zusam-

menhang mit Tierversuche einschränken bzw. auch 

begrenzen. 

Sie kennen vielleicht, falls Sie die Möglichkeit haben, 

sich das anzusehen, die Unterbringung der Tiere. Wir 

arbeiten zum Beispiel im Zentrum für Regenerative 

Therapien unter anderem mit Fischen – um nur einmal ein 

Beispiel zu nennen – oder mit dem Axolotl, das ja auch 

bekannt ist. Es gibt dort sehr klare, enge Regelungen. Das 

findet sowohl in Leipzig in unserer Biodiversitätsfor-

schung als auch in Dresden statt, um nur zwei Beispiele 

zu nennen. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wir haben jetzt 

noch viereinhalb Minuten. Frau Dr. Maicher, bitte, für die 

GRÜNEN. 

Dr. Claudia Maicher, GRÜNE: Ich gehe davon aus, dass 

Sie alles, was Sie zum Institut für gesellschaftlichen 

Zusammenhalt wissen, gesagt haben, deshalb frage ich 

jetzt nicht noch einmal danach. Es hätte mich auch bren-

nend interessiert, mehr zu hören. 

Mein Thema ist das Professorinnenprogramm. Dieses 

läuft Ende 2017 aus. In Sachsen waren bzw. sind sieben 

Hochschulen daran beteiligt. Wie sollen die begonnenen 

Gleichstellungsmaßnahmen, die darüber ja mitfinanziert 

werden können, jetzt an den Hochschulen verstetigt 

werden, und wie kann sichergestellt werden, dass nicht 

alle begonnenen Maßnahmen wieder eingestellt werden 

müssen, sondern auch weiterhin nachhaltig wirken kön-

nen? 

Dr. Eva-Maria Stange, Staatsministerin für Wissen-

schaft und Kunst: Das Professorinnenprogramm ist 
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ohnehin auf Nachhaltigkeit angelegt, denn die Professo-

rinnen sind ja quasi vorgezogene Professuren, die dann in 

den Hochschulen etabliert sind. Es ist also kein Pro-

gramm, das abrupt endet mit der Folge, dass dann die 

Professorinnen wieder weg sind. Das Entscheidende an 

diesem Professorinnenprogramm waren ja – Sie haben es 

angesprochen – die Gleichstellungskonzepte, die die 

Hochschulen vorlegen mussten, um überhaupt am Profes-

sorinnenprogramm partizipieren zu können, sowie die 

Umsetzung der Gleichstellungskonzepte, denn sie wurden 

nach der ersten Runde evaluiert. 

Wir haben in Sachsen seit 2008 die Koordinierungsstelle 

für Chancengleichheit, die in sehr guter Art und Weise 

und mittlerweile auch sehr professionell die Gleichstel-

lungsprozesse an unseren Hochschulen begleitet, unter-

stützt und in entsprechender Weise berät. Es gibt keine 

Hochschule mehr in Sachsen, in der die Gleichstellung – 

sie hat ja viele Facetten – auch in dem Bereich der Karrie-

resicherung für Frauen zum Aufstieg bis in das Professo-

rinnenamt keine Berücksichtigung findet. Im Gegenteil: 

Wir haben sehr hart darum gerungen – Sie sehen das in 

den Zielvereinbarungen –, das Kaskadenmodell mit den 

Hochschulen umzusetzen. Das ist zugegebenermaßen 

nicht ganz einfach. 

Wenn eine Hochschule wie die HTWK – ich nenne das 

Beispiel, da wir dort ernsthaft gesprochen haben und die 

Rektorin sowie die Kanzlerin natürlich ein großes Interes-

se daran haben, das Gleichstellungskonzept umzusetzen 

und auch Professorinnen an ihre Hochschule zu bekom-

men – sagt: In den nächsten vier Jahren gehen bei uns – 

ich weiß es nicht mehr genau –, ich glaube, sechs Profes-

sorinnen in den Ruhestand. Dann können wir nicht davon 

ausgehen, dass wir im Jahre 2020 sieben Professorinnen 

haben, sprich: noch mehr, als wir heute haben. Das ist ein 

schwieriges Problem, das wir akzeptieren müssen. 

Ich möchte aber deutlich machen: Es ist mittlerweile an 

allen Hochschulen, in der Philosophie und in der Hoch-

schulentwicklungsplanung klar, und es gibt klare Rück-

meldungen, wenn Gleichstellungsfragen nicht umgesetzt 

oder nicht ausreichend beachtet werden. Ein Beispiel sind 

unsere Ingenieurwissenschaften, die derzeit mit 9 % 

Professorinnen ziemlich abgehängt sind. Diese werden 

auch ganz konkret an der Zahl gemessen, wie es gelingt, 

sie in den nächsten Jahren aufzustocken. Deshalb noch 

einmal mein Verweis auf die Koordinierungsstelle für 

Chancengleichheit, denn sie ist für uns der Garant, dass es 

auch weitergeht. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die Zeitdauer ist 

jetzt leider abgelaufen. Ich bedanke mich noch einmal bei 

Frau Staatsministerin Dr. Stange sowie für die Anfragen 

aus den Fraktionen und schließe den Tagesordnungspunkt. 

(Beifall bei der CDU, der SPD, 

den LINKEN und den GRÜNEN) 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 3 

Freifunk in Sachsen fördern – Bürgernetzwerke stärken 

Drucksache 6/7694, Prioritätenantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,  

mit Stellungnahme der Staatsregierung 

Es beginnt die einreichende Fraktion, danach folgen 

CDU, DIE LINKE, SPD, AfD und die Staatsregierung, 

wenn sie es wünscht. Frau Abg. Dr. Maicher, Sie haben 

wieder das Wort. 

Dr. Claudia Maicher, GRÜNE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die techni-

schen Entwicklungen der digitalen Welt gehen mit einem 

rasanten Wandel von Alltag und Gesellschaft einher. Wir 

erleben es mittlerweile mehrfach innerhalb einer Genera-

tion: Das, was heute noch visionär erscheint, wird morgen 

schon als ganz normal empfunden. Die Zeiten, in denen 

man abends am Personalcomputer einmal seine E-Mails 

abrief, sind noch gar nicht so lange her, und trotzdem 

erscheint es vielen als längst überkommen. 

Auch viele von uns Abgeordneten nervt es, wenn wir an 

manchen Orten kein Netz haben. Wenn man viel damit 

arbeitet, mit Social Media, Clouddiensten etc., ist die 

Erwartungshaltung vorhanden, immer und überall im 

Netz sein zu können, und dieser Bedarf entsteht gerade in 

vielen Bevölkerungsgruppen. Je mehr die analoge und 

digitale Welt verwoben werden, ob im Beruf, in Freizeit 

oder Bildung, desto notwendiger ist eine lückenlose 

Internetanbindung und desto mehr ist sie auch allgemeine 

Lebensgrundlage. 

Aktuell können sich das aber gar nicht alle Menschen 

leisten, und teilweise sprechen die Menschen schon von 

Glück, wenn der Internetanschluss zu Hause einigerma-

ßen brauchbar ist. Ein umfassender Ausbau kostenloser 

WLAN-Netze ist notwendig. Wenn wir heute unseren 

Antrag „Freifunk in Sachsen fördern – Bürgernetzwerke 

stärken“ diskutieren, dann geht es uns aber auch noch um 

mehr, denn Freifunk heißt nicht nur „frei von Kosten“. 

„Frei“ bezieht sich auf die Einschränkung privater Anbie-

ter, zum Beispiel bei Übertragungskapazitäten. „Frei“ 

heißt auch, dass niemand fragt, wer sich wann und wo 

anmeldet. 

Technisch geht das über eine dezentrale Struktur, bei der 

mehrere WLAN-Router zu einer Wolke verbunden wer-

den, und diese besteht eben nicht nur aus einzelnen 

Einwahlpunkten, sondern aus WLAN-Knoten, die Daten 
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untereinander austauschen und damit ein größeres lokales 

Netz bilden können. 

Auch in Sachsen gibt es bereits – zum Beispiel in Chem-

nitz, Dresden, Leipzig, Mittelsachsen, im Vogtland und im 

Erzgebirge – ehrenamtliche Freifunkinitiativen, die ihre 

Netzwerke mit entsprechender Unterstützung noch 

wesentlich ausbauen könnten. Ganz beachtlich finde ich, 

wie übergreifend diese Engagierten dort denken. Nehmen 

wir einmal die Freifunkinitiative Mittelsachsen. Die 

Initiatoren haben nicht nur in ihrem direkten Umfeld in 

Waldheim und Hartha Knotenpunkte aufgebaut, sondern 

ihr Netz über viele Städte im Umland gespannt. Zwischen 

Grimma, Döbeln und Mittweida haben sie Mitwirkende 

gefunden, die WLAN-Router betreiben und einen Teil 

Ihres Internetvolumens ihren Mitmenschen zur Verfügung 

stellen. Ihnen geht es eben nicht nur um den kostenlosen 

Zugang, sondern vor allem auch um selbstorganisierte 

und unabhängige Infrastrukturen und eben auch um 

sozialen Austausch. 

(Beifall der Abg. Petra Zais und 

Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Genau dieser Freifunkansatz wird in anderen Bundeslän-

dern bereits gefördert. NRW und Niedersachsen als 

Flächenländer sind schon recht weit dabei, die Freifunk-

förderung ist dort seit 2016 Bestandteil der regulären 

Breitbandförderung. In Thüringen läuft gerade ein größe-

res kommunales Pilotprojekt in Gera, und auch in Sach-

sen-Anhalt haben CDU, SPD und GRÜNE Anfang 2016 

festgelegt, Freifunk auf Liegenschaften des Landes zu 

errichten, und die Unterstützung von Freifunkinitiativen 

zum Regierungsprogramm erklärt. Diese Aktivitäten 

machen es deutlich: Eine gezielte Förderung, Information 

und der Abbau von Hürden sind notwendig, denn ganz 

aus eigener Kraft wachsen die Bürgernetze nicht so, wie 

sie es könnten. 

Zunächst geht es uns also um Aufklärungsarbeit. Es wäre 

sehr hilfreich, wenn die Engagierten mit kompakten 

Handreichungen und den darin vom Freistaat verbürgten 

Ideen an Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs-

träger, aber auch Privatpersonen herangehen könnten. 

Schließlich kennen sich viele Bürgermeister und Stadträte 

kaum mit solchen Dingen aus – was für die Akzeptanz 

von Freifunk eben keine gute Voraussetzung ist. 

Der zentrale Ansatzpunkt ist aus unserer Sicht die Förder-

richtlinie „Digitale Offensive Sachsen“. Die Mitfinanzie-

rung von WLAN-Hotspots ist als zweite Säule zwar schon 

darin verankert, aber die Engführung auf touristisch 

relevante Orte muss endlich aufgehoben werden. Sie 

wurde noch von Staatsminister Martin Duligs Vorgänger 

Sven Morlok und der FDP eingeschrieben. Wir schlagen 

vor, die Richtlinie für WLAN entsprechend diesem 

Freifunkansatz zu öffnen. 

Auch die Bildungsfunktion der Freifunkinitiativen sollte 

der Freistaat unterstützen, indem sie ihre Aktivitäten 

selbsttätig aufbauen können oder aber mit den bestehen-

den Strukturen der Medienkompetenzvermittlung im 

Bereich des Kultusministeriums oder der Landesmedien-

anstalt zusammenarbeiten. Die Staatsregierung sollte aus 

unserer Sicht aber auch selbst mit gutem Beispiel voran-

gehen und Freifunk in zunächst 100 staatseigenen Gebäu-

den einrichten und darüber hinaus weitere eigene Liegen-

schaften für die Installation von Freifunk zugänglich 

machen. Das kann der Bekanntheit und der Akzeptanz 

von Freifunk enormen Auftrieb verleihen. 

Nach wie vor haben auch die Freifunkinitiativen mit 

rechtlichen Rahmenbedingungen zu kämpfen, für deren 

Anpassung sich der Freistaat auf Bundesebene einsetzen 

soll. So ist – erstens – zum Beispiel die fehlende Aner-

kennung der Gemeinnützigkeit nicht nur eine Formalität, 

sondern sie erschwert vor allem das Einwerben von 

Spenden und schafft auch steuerliche Lasten. 

Zweitens muss das eben erst novellierte Telemediengesetz 

um rechtliche Klarstellungen ergänzt werden. Die Stel-

lungnahme der Staatsregierung, für die Staatsminister 

Dr. Fritz Jaeckel zeichnete und nicht Staatsminister Dulig, 

hat uns durchaus positiv überrascht. Herr Dr. Jaeckel hat 

nicht nur keine Bedenken, sondern macht auch bereits 

Anmerkungen, wie es konkret weitergehen könnte, etwa 

bei Pilotprojekten. Diese Stellungnahme stimmt uns 

hoffnungsvoll, dass hier womöglich beim Wissensstand 

aufgeholt wurde und Freifunk im Freistaat ernst genom-

men wird. Ob das nur von Herrn Dr. Jaeckel so gesehen 

wird oder auch von Ihnen, Herr Dulig, geteilt wird und 

wie sich die Koalition darüber verständigt hat, interessiert 

uns sehr. Ich bin sehr auf Ihre Ausführungen gespannt, 

und wir bitten, diesen Gedanken Freifunk und Internet für 

alle zu fördern, zu unterstützen und unserem Antrag 

zuzustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die CDU-

Fraktion, Herr Abg. Rohwer. 

Lars Rohwer, CDU: Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Werte Kolleginnen und 

Kollegen vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN! Vielen 

Dank für diesen Antrag. Es war ja bereits in der Haus-

haltsverhandlung zu erwarten, dass Sie uns damit weiter 

befassen. Vielleicht nur so viel: Wir haben bereits einen 

entsprechenden Antrag abgelehnt mit der Begründung, 

dass bestimmte Unterlagen und Aspekte noch nicht 

geklärt sind. 

Wollen wir doch noch einmal in das Thema einsteigen, 

denn das ist ja auch das Ziel Ihres heutigen Prioritätenan-

trages. Beim Freifunk handelt es sich um eine nicht 

kommerzielle Initiative, die sich dem Aufbau und Betrieb 

eines freien Funknetzes widmet. Das heißt, jeder Nutzer 

im Freifunknetz stellt seinen WLAN-Router für den 

Datentransfer der anderen Teilnehmer zur Verfügung. 

Dieses ehrenamtliche Engagement – darüber brauchen wir 

nicht lange miteinander herumzudiskutieren – ist zu 
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begrüßen. Dagegen spricht auch nichts. Deshalb, denke 

ich, hat Herr Dr. Jaeckel auch so positiv geantwortet. 

Aber – wenn ich so beginne, haben Sie das „Aber“ sicher 

auch schon erwartet – wenn es um eine Finanzierung aus 

öffentlichen Mitteln geht, dann ist aus unserer Sicht 

Obacht geboten, denn es geht nicht nur um eine Quantität, 

sondern es geht zum Schluss auch um eine Qualität. 

Zur Förderung des Auf- und Ausbaues der digitalen 

Infrastruktur in Sachsen wurden seitens der Staatsregie-

rung ganz klare Handlungsfelder identifiziert, und ent-

sprechende Maßnahmen sind bereits in der Umsetzung; 

Sie sprachen selbst gerade DiOS an. Dieses Breitband-

kompetenzzentrum ist seit Januar 2017 am Start, um auch 

hier noch einmal intensiver nachzulegen. Hier heißt es 

ganz konkret, dass eine Förderung möglich ist, wenn es 

sich um öffentlich zugängliche, touristisch genutzte 

WLAN-Hotspots handelt. 

Im Teil B der „Digitalen Offensive Sachsen“ heißt es: 

„Zuwendungsempfänger sind Gemeinden, Gemeindever-

bände, insbesondere Verwaltungs- und Zweckverbände, 

Landkreise und Verwaltungsgemeinschaften im Freistaat 

Sachsen.“ Das heißt, nur kommunale Gebietskörperschaf-

ten können in die Förderung kommen. Hinsichtlich einer 

Änderung, die Sie wünschen, gibt es bei uns haushalts- 

und beihilferechtliche Bedenken, die wir erst einmal 

ausräumen müssten. 

Grundsätzlich vertritt die CDU-Fraktion die Position, dass 

wir lieber erst einmal unsere Hausaufgaben im Bereich 

des flächendeckenden Breitbandausbaues in Sachsen 

machen sollten. Wir haben dazu auch schon im Parlament 

gesprochen, dass wir im Moment noch auf dem vorletzten 

Platz der Bundesländer in Deutschland liegen. An dieser 

Stelle haben wir nach unserer Auffassung genügend 

Förderbedarf, besonders in den ländlichen Räumen, um 

weiter nach vorn zu kommen. Insofern wollen wir erst 

einmal alle Kräfte dafür bündeln. 

Das zweite Thema, das uns beschäftigt, ist das Problem 

der Störerhaftung. Es ist leider noch nicht hundertprozen-

tig geklärt. Wir waren schon einmal guter Hoffnung, dass 

es durch sein würde, aber Sie führten gerade schon selbst 

aus, dass wir das Telemediengesetz noch einmal anpacken 

müssen und eine erste Nachbesserung aufgrund eines 

Urteils des Europäischen Gerichtshofs vonnöten ist. 

Insofern sind wir der Auffassung, dass sich Liegenschaf-

ten des Landes, solange dies nicht geklärt ist, so oder so 

nicht an einer Initiative beteiligen können. 

Herr Staatsminister Dulig hat zu erkennen gegeben, dass 

er diesen Dingen grundsätzlich positiv gegenübersteht. 

Aber ich habe in meinen Ausführungen auch deutlich 

machen wollen, dass wir hier nichts abbügeln wollen. Wir 

müssen jedoch erst einmal das eine tun und dürfen nicht 

den zweiten Schritt vor dem ersten gehen. Langer Rede 

kurzer Sinn: Ich hoffe, ich konnte einigermaßen transpor-

tieren, das wir uns mit diesem Thema auch inhaltlich 

beschäftigt haben und es nicht einfach nur ablehnen. Wir 

müssen erst einmal die eigenen Hausaufgaben machen 

und sehen dies als notwendig an, auch in dem Sinne, dass 

wir die demografische Entwicklung in den ländlichen 

Räumen nicht weiter so reiten lassen, wie sie im Moment 

ist, und überall schnelles Internet in die ländlichen Räume 

bringen. Dann können wir uns intensiver mit dem Frei-

funk befassen, so wie Sie sich das vorstellen. Wenn wir 

heute dem Antrag zustimmen würden, wäre das aber 

bereits zur Aufgabe gemacht. 

Wir haben eine andere Prioritätensetzung, wie Sie aus 

meinen Ausführungen gehört haben, deshalb werden wir 

den Antrag heute ablehnen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und des 

Staatsministers Martin Dulig) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: DIE LINKE, bitte; 

Herr Brünler. 

Nico Brünler, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Werte Damen und Herren! Ein Internetzugang gehört 

in einer digitalen Welt genauso zur Daseinsvorsorge wie 

Wasser, Strom oder Straßenanbindung. Es ist auch eine 

Frage der sozialen Gerechtigkeit, dass jeder, unabhängig 

von den finanziellen Möglichkeiten, Zugang dazu be-

kommt. 

(Carsten Hütter, AfD: Aha!) 

Wir haben diese Debatte ja bereits gestern hier im Land-

tag geführt. 

(Carsten Hütter, AfD: Das ist ja wunderbar!) 

Unabhängig davon – auch diese Debatte hatten wir bereits 

mehr als einmal – kommt der Ausbau der digitalen Infra-

struktur hier im Freistaat nicht in dem Maße voran, wie 

wir uns das wahrscheinlich alle wünschen. Das betrifft 

auch die Errichtung eines über die Zentren der Großstädte 

hinausgehenden Netzes öffentlich zugänglicher WLAN-

Hotspots. 

Hier kommen glücklicherweise die Freifunkinitiativen ins 

Spiel. Setzen sich diese doch dafür ein, dass eine Zu-

gangsinfrastruktur zum Internet existiert, die öffentlich 

zugänglich ist und nicht nach kommerziellen Gesichts-

punkten betrieben wird. Als gesellschaftliche Notwendig-

keit öffentlicher Daseinsvorsorge stellen engagierte 

Freifunkerinnen und Freifunker dabei eigene Hardware 

und ihr Wissen bereit – im Grunde ein schönes Beispiel 

für Ehrenamt in einer digitalen Gesellschaft, ein Ehren-

amt, das von staatlicher Seite oftmals nicht in dem Maße 

anerkannt und gewürdigt wird, wie es das verdient hätte. 

Aber es geht nicht nur um warme Worte, sondern es geht 

auch um direkte Unterstützung, sei es bei der Förderung 

der Anschaffung von Hardware zum Ausbau freier Netze 

oder beim Zugang zu öffentlichen Grundstücken und 

Gebäuden, um Router dort platzieren zu können. Hier 

engagieren sich bereits einzelne Kommunen in Sachsen 

und machen vor, wie es gehen kann. Vonseiten des Frei-

staates passierte bis jetzt jedoch leider nichts. Andere 

Bundesländer – es wird Sie nicht wundern, dass ich hier 
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auf Thüringen verweise – sind in dieser Frage offener. 

Auch andere Länder sind hier bereits weiter als Sachsen. 

Die von der Sächsischen Staatsregierung im Zusammen-

hang mit öffentlich zugänglichen WLAN-Hotspots immer 

wieder vorgebrachten Förderungen der Einrichtung 

selbiger an touristisch relevanten Orten ist eher eine 

Nebelkerze oder, etwas versöhnlicher formuliert, Sym-

bolpolitik. Sie dient in der Praxis jedoch eher der Touris-

musförderung, was für sich genommen ja noch nichts 

Negatives ist. Sie dient aber eben nicht wirklich der 

Bereitstellung einer leistungsfähigen, frei zugänglichen 

und nicht kommerziellen digitalen Infrastruktur. Hier 

muss die Staatsregierung umdenken, flächendeckend 

fördern und vor allem den Kreis der möglichen Zuwen-

dungsempfänger über kommunale Gebietskörperschaften 

hinaus erweitern. 

In allen diesen Punkten stimmen wir mit dem uns vorlie-

genden Antrag der GRÜNEN vollständig überein. Ent-

sprechend hatten wir auch bereits vor Ihnen einen eigenen 

Antrag in den Geschäftsgang des Landtages eingebracht, 

der diese Punkte aufgreift. In einem entscheidenden Punkt 

weicht unser Antrag jedoch von Ihrem ab: So leiden-

schaftlich wir das ehrenamtliche Engagement der Frei-

funker unterstützen wollen, so glauben wir gleichzeitig 

aber nicht, dass sich der Freistaat im Bereich der Zu-

gangsinfrastruktur einfach einen schlanken Fuß machen 

darf. Auch darüber haben wir in anderen Zusammenhän-

gen, insbesondere im Sozialbereich, in diesem Hohen 

Hause schon mehrfach gesprochen. Es geht nicht an, dass 

freiwilliges Engagement dahin gehend missbraucht wird, 

dass es de facto institutionalisiert und auf Dauer fest 

eingeplant wird, um Mängel in der öffentlichen Daseins-

vorsorge nicht wirklich zu beheben, sondern sich der 

Aufgaben kostengünstig zu entledigen und sie auf das 

Ehrenamt abzuwälzen. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, bitte 

verstehen Sie mich nicht falsch. Es ist nicht so, dass ich 

Ihnen diesen Ansatz unterstellen möchte. Aber wir sehen 

einfach vor dem Hintergrund der Erfahrungen der letzten 

Jahre die Gefahr, dass genau das in Sachsen droht, wenn 

wir den Freistaat nicht von vornherein in die Pflicht 

nehmen. Darum war und ist der bereits erwähnte und von 

uns eingebrachte Antrag in unseren Augen der inhaltlich 

weitergehende, haben wir doch genau diesen Punkt mit 

berücksichtigt. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Was meinen wir damit? Wie sollte das praktisch ausse-

hen? Nun, ganz einfach – andere machen es bereits vor, 

und auch wir haben es im Rahmen der Haushaltsdebatte 

schon diskutiert und gefordert, sind jedoch leider am 

Unwillen der Koalition gescheitert. Der Freistaat sollte 

seine Ressourcen nutzen und ein eigenes, frei zugängli-

ches Netzwerk von WLAN-Hotspots aufbauen. So sollten 

Sie sich an Bayern ein Vorbild nehmen, das sämtliche 

Landesbehörden, Einrichtungen und Verkehrsmittel in der 

Hoheit des dortigen Freistaates als Standort für frei 

zugängliche landeseigene Hotspots zur Verfügung stellen 

und diese auch selbst betreiben will. 

Auf eine Kleine Anfrage von mir wurde dies im letzten 

Jahr für Sachsen noch mit dem Verweis auf die Vorschrif-

ten zur Störerhaftung abgelehnt. Diese Ausrede wankt ja 

nun zumindest. Die Staatsregierung hat sich lange genug 

hinter der gesetzlichen Regelung versteckt und diese als 

Vorwand zum Nichtstun genutzt. 

Wir wollen nun aber nicht zulassen, dass sie das ehren-

amtliche Engagement der Freifunker dazu missbrauchen 

kann, um erneut einen Vorwand zum Nichtstun zu finden. 

Wir werden uns darum mit Blick auf den angesprochenen 

eigenen, bereits vor Ihnen in den Geschäftsgang einge-

brachten und weitergehenden Antrag an dieser Stelle 

enthalten. Gleichzeitig möchte ich jedoch, um Missver-

ständnisse auszuräumen, an dieser Stelle nochmals 

betonen, dass wir das ehrenamtliche Engagement der 

Freifunk-Initiativen ausgesprochen hoch schätzen und für 

einen wichtigen Beitrag hier im Land halten. 

(Beifall des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die SPD-

Fraktion Herr Abg. Mann. 

Holger Mann, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Ich sagte in der gestrigen 

Debatte bereits, dass die SPD für die Teilhabe aller 

Menschen am gesellschaftlichen Leben und Wirtschafts-

prozess steht. Der Zugang zum Internet wird hierfür 

zunehmend zur Voraussetzung. Viele sprechen deshalb 

bereits von einem Grundrecht auf Internet, auch wenn das 

noch keinen Eingang in die Verfassung gefunden hat. 

Ein Meilenstein für diese Debatte war nichtsdestotrotz das 

Urteil des Bundesgerichtshofs vom 24. Januar 2013. In 

der Urteilsbegründung des BGH heißt es unter anderem: 

„Der überwiegende Teil der Einwohner Deutschlands 

bedient sich täglich des Internets. Damit hat es sich zu 

einem die Lebensgestaltung eines Großteils der Bevölke-

rung entscheidend mitprägenden Medium entwickelt, 

dessen Ausfall sich signifikant im Alltag bemerkbar 

macht.“ Weiter heißt es, die Nutzbarkeit des Internets sei 

ein „Wirtschaftsgut, dessen ständige Verfügbarkeit, auch 

im privaten Bereich, für die Lebenshaltung von zentraler 

Bedeutung ist“. Deswegen, meine Damen und Herren, ist 

es richtig und wichtig, dass wir darüber sprechen, wie wir 

diesen Zugang für möglichst viele Menschen sichern 

können. 

Der heutige Antrag behandelt mit den Freifunk-Initiativen 

einen Ansatz, dies zu tun, selbst organisiert, frei und 

solidarisch. In Sachsen gibt es bereits zahlreiche Initiati-

ven, die dieses Projekt tragen und voranbringen, nicht nur 

in den drei kreisfreien Städten – obgleich, das will ich 

hier sagen, es schon Respekt abnötigt, wie zum Beispiel 

die Chemnitzer Freifunk-Initiative ganze Straßenzüge mit 
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freiem WLAN versorgt oder ebenso wie die Dresdner 

Freifunk-Initiative Flüchtlingsunterkünfte mit freiem 

WLAN ausstattet. Dass aber im ländlichen Raum Frei-

funk-Initiativen Potenzial heben können, zeigt vor allem 

die mittelsächsische Initiative, die nicht zuletzt auch mit 

Bildungsangeboten zur Medienkompetenz, aber auch zur 

Internetsicherheit beiträgt. 

Dies, meine Damen und Herren, hat unsere Anerkennung 

verdient und ebenso politische Unterstützung. Deswegen 

kann man nicht nur in den meisten Bürgerbüros der SPD-

Abgeordneten WLAN kostenlos nutzen, sondern unter-

stützen nicht wenige unserer Fraktionsmitglieder regiona-

le Freifunk-Initiativen und sind damit schon Teil dieser 

Bewegung. Es seien daher wenigstens noch die Initiativen 

im Vogtland und im Landkreis Leipzig erwähnt. Sogar ein 

Teil der Staatsregierung unterstützt diese Initiativen 

persönlich. 

Wenn wir dies alle im Plenum tun würden, wären wir im 

Sinne des Antrags bereits ein ganzes Stück weiter. Falls es 

nicht schon deutlich geworden ist: Wir können den 

Feststellungsteil des Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN nahezu komplett unterschreiben. Das 

Engagement ist zu würdigen. Es birgt großes Potenzial, es 

ermöglicht soziale Teilhabe, unabhängig vom Einkom-

men, und erhöht die Attraktivität; Punkte 1 bis 5 und 8 

d’accord. 

Zumindest ein Teil der Freifunk-Initiativen fördert auch 

Medienkompetenz durch Bildungsangebote. Ebenso 

wurden viele, wenn auch nicht alle Flüchtlingsunterkünfte 

– hier trifft der Antrag nicht ganz den Punkt – durch sie 

mit WLAN ausgestattet. 

Dem Beschlussteil hingegen können wir leider nicht so 

umfänglich folgen. Dennoch: Auf den fortschrittlichen 

Beschluss des Deutschen Bundestags zur Störerhaftung 

bin ich gestern schon eingegangen. Noch aber ist hier 

nicht gänzlich Rechtssicherheit erreicht. Genau dafür 

setzen sowohl wir uns als auch die Staatsregierung, also 

auch im Sinne des Punktes 9, ein. 

Eine allgemeine Änderung der Abgabenordnung, wie Sie 

sie in Punkt 8 vorsehen, sehen wir allerdings nicht als 

realitisch an. Die Abgrenzung zwischen kommerziellen, 

privaten und gemeinnützigen Initiativen ist eben nicht so 

einfach. Daher plädieren wir dafür, dass die Praxis des 

Bundes, Freifunk-Initiativen die Gemeinnützigkeit in der 

Regel nicht zu erteilen, überdacht wird und zu einer 

bereits in Nordrhein-Westfalen, aber auch in Sachsen 

praktizierten Einzelfallprüfung übergegangen wird. Wer 

nachweislich Bildungsarbeit macht und keine kommerzi-

ellen Zwecke verfolgt, sollte so die Gemeinnützigkeit 

erhalten. 

Der komplizierteste Punkt in Ihrem Antrag ist aber sicher 

die Aufnahme von Freifunk-Initiativen in die Förderricht-

linie DiOS. Hier sind, wie schon benannt, Beihilfevor-

schriften wie das allgemeine Haushaltsrecht zu überwin-

den. Ob die Organisationsform von Freifunk-Initiativen 

wirklich geeignet ist, die Nachweisführung und -haftung 

über fünf Jahre zu gewährleisten – Stichwort Sicherheit 

und Haftung für Schäden, wenn das Netz ausfällt –, und 

dafür eine, wie eben benannt, förderfähige Rechtsform zu 

gewährleisten, muss zumindest bezweifelt werden. Auch 

praktisch würde eine solche Förderung staatliches Han-

deln an Grenzen bringen. Wie definieren wir ein förderfä-

higes Freifunkprojekt? Ist dann jeder Router in Sachsen, 

der für einen zweistelligen Betrag zu erhalten ist, der mit 

Software und mit freiem Zugang für WLAN ausgestattet 

wird, ein förderfähiges Projekt? Falls ja, Frau Maicher, 

wie vermeidet man dann Klagen privater Anbieter? Falls 

nein, wo genau ziehen wir die Grenzen? Steht denn der 

Aufwand – Antragsverfahren, Dokumentation, Nachweis-

prüfung – bei mehreren Tausend Kleinanträgen noch in 

einem sinnvollen Verhältnis zum Nutzen? 

Freifunk-Initiativen sind doch genau die Möglichkeit, 

dass jede und jeder mit seinem privaten bürgerschaftli-

chen Engagement etwas bewegen und die Initiative zum 

freien Internet ergreifen kann. Mit dem Programm DiOS 

stellen sich die Staatsregierung und die Regierungskoali-

tion der Aufgabe auf staatlicher Seite und leisten ihren 

Beitrag auch zu diesen Initiativen. Denn auch für Frei-

funk-Initiativen sind schnelle Breitbandanschlüsse die 

Voraussetzung. 

Wir bleiben dabei: Unser Ziel ist es, bis zum Ende der 

Dekade das Land flächendeckend mit ausreichend schnel-

lem Internet zu versorgen. Unsere Partner sind dabei vor 

allem die Kommunen, die, wie in vielen Bereichen der 

Daseinsvorsorge, den Ausbau der Netze vorantreiben 

können. Die SPD-Fraktion versteht den Zugang zum 

Internet als eine Grundvoraussetzung zur Teilhabe. Wir 

wollen den Zugang zum Internet für alle ermöglichen. 

Kostenlose WLAN-Hotspots sind ein schneller und wenig 

institutionalisierter Weg in die Freiheit des Internets. 

Dies kann auf verschiedenen Wegen geschehen und dies 

können wir auf verschiedenen Wegen unterstützen. Wir 

machen es bereits persönlich wie auch politisch in den 

Bürgerbüros und durch Öffentlichkeitsarbeit, staatlich 

über den Breitbandausbau und Hotspots in der Förder-

richtlinie DiOS. Deshalb müssen wir den Antrag ableh-

nen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und des 

Staatsministers Martin Dulig) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Die AfD-Fraktion; 

Herr Hütter, bitte. 

Carsten Hütter, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Abgeordnete! Die GRÜNEN schaffen es immer 

wieder, uns zu erstaunen – nicht im positiven Sinne, 

sondern wegen ihrer Widersprüchlichkeit. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Na, was denn?!) 

Sonst als die Verbotspartei bekannt, gerade was Emission 

betrifft, wird hier die unbegrenzte digitale Freiheit gefor-

dert. Gestern noch gab es keine Unterstützung für WLAN 

in Obdachlosenunterkünften. Heute sollen am besten alle 
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Bürger zu jeder Zeit mit Internet versorgt sein. Weiter 

wollen die GRÜNEN das bürgerliche Engagement ge-

stärkt wissen – so zu lesen unter Punkt 2 des ersten 

Antragteils. 

Das finden wir an sich klasse. Sie haben nur leider ver-

gessen, unseren Gesetzesentwurf für mehr sachunmittel-

bare Demokratie zu unterstützen. Hier hätten Sie zeigen 

können, dass Ihnen die Interessen der Bevölkerung am 

Herzen liegen. Stattdessen haben Sie sich mit Ihrer 

ideologischen Starrköpfigkeit dagegen entschieden. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Unter Punkt 4 soll festgestellt werden, dass das Internet 

für die Integration eine große Bedeutung hat. In der 

Begründung wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 

Flüchtlingsheime in Bezug genommen werden. Hier geht 

es mit Ihrer Ideologie also weiter. Bei jeder Gelegenheit 

wollen Sie die Rechte und Möglichkeiten für Ausländer 

stärken, und bei jeder Gelegenheit, bei der sich jemand 

für anderes, insbesondere für deutsche Interessen einsetzt, 

unterstellen Sie fremdenfeindliches und rassistisches 

Gedankengut. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des  

Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Das geht so weit, dass Sie selbst bei Themen, die damit 

gar nichts zu tun haben, Hass- und Spaltungsvorwürfe 

machen. Das haben Sie gestern eindrucksvoll bewiesen, 

indem Sie der AfD vorgeworfen haben, diese würde die 

Gesellschaft spalten und die Menschen gegenseitig 

ausspielen. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Es ist eine Unverschämtheit, dies der AfD zu unterstellen, 

wenn Sie kostenfreies WLAN für Obdachlose fordert. 

(Beifall bei der AfD) 

Zu Punkt 5. Mit diesem Punkt wird darauf hingewiesen, 

wie wesentlich die Internetzugangsmöglichkeiten für die 

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ist. Wiederum stellt 

sich hier die Frage, warum die GRÜNEN gerade für die 

Ärmsten unter den Bürgerinnen und Bürgern, nämlich für 

die Wohnungslosen, das kostenfreie WLAN nicht unter-

stützen. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Unter Punkt 8 möchte die Antragstellerin dank Freifunk 

die Wohnortattraktivität gesteigert wissen. Leider ist es 

besonders die Politik der GRÜNEN, die unter anderem 

mit ständig steigenden Energie- und Stromkosten dazu 

beiträgt, dass Mieter und Eigentümer, Kommunen und 

Gemeinden selbst für Attraktivität immer seltener sorgen 

können. Wenn dann das Auge noch die Verspargelung der 

Landschaft aushalten muss, ist es mit der Attraktivität 

restlos vorüber. 

(Zuruf des Abg. Wolfram Günther, GRÜNE) 

Aber nun zu den Forderungen in Teil 2 Ihres Antrags. 

Unter Punkt 1 sollen die sächsischen Kommunen für die 

Informationskampagne eingebunden werden. Hierzu ist 

insbesondere die Stellungnahme der Staatsregierung 

interessant. Diese geht nicht etwa auf die kommunale 

Unzuständigkeit ein, sondern stellt lapidar fest, dass die 

Freifunkinitiativen am besten selbst werben können. 

Nach Nummer 1 sollen die Akzeptanzprobleme in der 

Bevölkerung und bei Entscheidungsträgern abgebaut 

werden, was den freien Funk betrifft. Nach unserer 

Meinung kann man die Akzeptanzprobleme aber nur 

beheben, wenn man offen über das Für und Wider einer 

Sache spricht. Das wird zumindest in Ansätzen, bei-

spielsweise im Freifunkantrag der LINKEN, getan. 

Danach sollen Fördermittelnehmer die Nutzer von WLAN 

über Gesundheitsgefahren durch Funkstrahlung aufklären. 

Die GRÜNEN haben bei diesem Thema deutlichen 

Nachholbedarf. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Unter Punkt 2 sollen Rahmenbedingungen für den Ausbau 

von Freifunk geschaffen werden. Das ist so unkonkret, 

dass man sich darunter alles vorstellen könnte. Wahr-

scheinlich hat die Staatsregierung die Forderung deshalb 

vor Schreck auch falsch verstanden und bei ihrer Antwort 

nur auf den Ausbau des digitalen Netzes verwiesen. Um 

Hotspots installieren zu können, ist das sicherlich eine 

Grundvoraussetzung, aber eben auch kein bisschen mehr. 

Erstaunlicherweise hat die Staatsregierung zu Punkt 3 

ausgeführt, dass eine Erweiterung der Förderung von 

WLAN nicht nur für Kommunen, sondern auch für den 

Freifunk denkbar ist. Meinen herzlichen Glückwunsch! 

Der Freistaat Sachsen kann sich also eine Unterstützung 

bei Tourismus, bei Freifunk, aber nicht bei unserem 

Antrag für Wohnungslose vorstellen. 

Ich wünsche der Regierung und den GRÜNEN viel Spaß 

bei der Erklärung, wer hier spaltet und wer hier ein 

unsoziales Gesicht zeigt. Es ist nicht die AfD. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Doch!) 

Der Forderung nach Nummer 6 kann man durchaus 

zustimmen. Hundert geeignete Gebäude für Hotspots 

sollten sich finden lassen; falls nicht, kenne ich da noch 

die eine oder andere Adresse einer Obdachlosenunter-

kunft. 

Schlussendlich bleibt natürlich die Frage, inwiefern der 

Freifunk ein Eingriff in die Wirtschaft bedeutet. Wer das 

Netz eines Freifunkers benutzt, zahlt schließlich kein 

Geld an einen Dienstleister, erhält aber trotzdem eine 

Leistung. Vielleicht hören wir heute hierzu von der 

Staatsregierung noch einige Ausführungen. 

Insgesamt sieht die AfD-Fraktion Licht und Schatten in 

Ihrem Antrag und wird sich deshalb bei der Abstimmung 

enthalten. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 
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1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf vonseiten der Fraktionen? – Das sieht nicht so 

aus. Dann bitte ich jetzt die Staatsregierung. Herr Minister 

Dulig, bitte. 

Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit 

und Verkehr: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die Staatsregierung hat mit 

Schreiben des Chefs der Staatskanzlei vom 18. Janu-

ar 2017 bereits schriftlich zu dem vorliegenden Antrag 

Stellung genommen. 

Lassen Sie mich die Gelegenheit der heutigen Befragung 

nutzen, noch einige Ergänzungen vorzutragen. Den 

Feststellungsteil Ihres Antrags unterstützen wir weitge-

hend, wie Sie der Stellungnahme entnehmen können. 

Lassen Sie mich noch einmal betonen: Die Staatsregie-

rung will in Sachsen auch eine bessere WLAN-

Versorgung erreichen. Schon in der Koalitionsvereinba-

rung zur Bildung dieser Staatsregierung haben wir mit 

Überzeugung festgelegt – ich zitiere –: „In Sachsen wird 

ein dichtes Netz an öffentlich zugänglichen Hotspots 

eingerichtet.“ 

Wir können also feststellen: Es gibt eine vollständige 

Übereinstimmung über das Ziel der möglichst umfassen-

den öffentlich zugänglichen Hotspots. Der Freistaat 

Sachsen war das erste Bundesland, das überhaupt WLAN-

Hotspots in die Förderung der digitalen Infrastruktur 

integriert hat. Was heißt hier aber „Förderung“? Es heißt 

nicht, dass wir die Telekom-Unternehmen dabei technisch 

und finanziell unterstützen wollen. Warum nicht? Weil es 

zuerst Aufgabe der Unternehmen ist, das zu tun. 

Nach Beginn unserer Förderung haben diese auch ange-

fangen, unternehmenseigene Hotspots zu installieren. 

Dazu gehört auch die Schaffung einer großen Anzahl von 

Hotspots für Kunden, wie zum Beispiel die Deutsche 

Bahn, städtische Verkehrunternehmen, unsere Verkehrs-

flughäfen oder international tätige Fast-Food-Ketten und 

Hotels. Auch die Ausrüstung der Router von Privatkunden 

mit einem zusätzlichen offenen Kanal für freies WLAN 

wird angesichts der flächendeckenden Umstellung auf 

vollständig digitalisierte Telefonie weitere Beiträge zur 

Versorgung leisten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sehen aber auch, 

dass das Engagement der Unternehmen allein nicht 

ausreicht. Deshalb haben wir den Weg gesucht, unseren 

Gemeinden die Möglichkeit zu geben, offene Bedarfe 

mithilfe unserer Förderung aus der Förderrichtlinie 

„Digitale Offensive“ meines Hauses zu decken. Auch 

diese Möglichkeit wird inzwischen rege genutzt, zum 

Beispiel vom Erzgebirgskreis, der allein fast 100 Hotspots 

installieren lassen will oder der Stadt Bad Schandau, die 

seit einem Jahr ihr System betreibt. 

Das Ziel der Staatsregierung, ein dichtes Netz an Hotspots 

einzurichten, ist damit noch nicht erfüllt. Da gibt es nun 

wahrlich noch genug zu tun. Der Weg dahin sollte mög-

lichst viele Akteure einbinden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist grundsätzlich 

denkbar, dass der Förderzweck erweitert wird. Dann 

könnten Kommunen auch dafür gefördert werden, zu 

anderen als den bisher geförderten Zwecken Hotspots 

einzurichten. Das muss allerdings zweckdienlich und 

effizient geschehen. Wenn Fördermittel gewollt sind, 

müssen selbstverständlich die vorgegebenen Rahmenbe-

dingungen erfüllt werden. Sie als Abgeordnete des Säch-

sischen Landtags stellen mit den Haushaltsgesetzen und 

der Sächsischen Haushaltsordnung selbst die wichtigsten 

Rahmenbedingungen dafür auf. 

Zu den allgemeinen Fördervoraussetzungen gehört auch 

die Pflicht zum Nachweis der zweckentsprechenden 

Verwendung der Zuwendungen sowie die Möglichkeit, 

diese nachprüfen zu können. Dass die eher lose verbun-

denen Freifunk-Initiativen diese Voraussetzungen erfüllen 

oder überhaupt erfüllen wollen, ist zumindest zweifelhaft. 

Wir sehen weiterhin die Kommen als bevorzugte Zuwen-

dungsempfänger. Zudem sollten wir nicht den dritten 

Schritt vor dem ersten tun. 

Unser wichtigstes Ziel bleibt die flächendeckende Versor-

gung mit schnellem Internet. 

(Beifall des Abg. Lars Rohwer, CDU) 

Dies ist auch die Voraussetzung für effektive Hotspots. 

Die Breitbandversorgung ist und bleibt der Schwerpunkt 

unserer Förderrichtlinie DiOS. 

Zudem ist es doch nicht ein Mangel an staatlicher Förde-

rung, die die Freifunkinitiativen am Wachsen hindert, 

sondern die fehlende Rechtssicherheit. Die Haftung 

privater Anbieter von WLAN-Hotspots für eventuelle 

Rechtsverstöße ihrer User, die sogenannte Störerhaftung, 

setzte bis vor Kurzem dem Wachstum privater Initiativen 

Grenzen. Diese Staatsregierung will die Rahmenbedin-

gungen so anpassen, dass sie Ausbau und Betrieb einer 

öffentlichen WLAN-Versorgung nicht ohne Grund ein-

schränken. Aber letztlich muss die klarstellende Recht-

sprechung durch Bundes- und Europarecht erfolgen. 

Der Bund hat im letzten Jahr mit der Änderung des 

Telemediengesetzes deutlich gemacht, dass er die Störer-

haftung beseitigen will. Inwieweit die Grundlagen jetzt 

gerichtsfest sind oder inwieweit eine Klarstellung im 

Gesetzestext hilfreich sein mag, wird sich zeigen. Sachsen 

wird jedenfalls entsprechende Initiativen unterstützen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Arbeit der Frei-

funk-Initiativen ist wertvoll und verdient unsere Anerken-

nung. Hindernisse wie die Störerhaftung wollen wir 

beseitigen helfen. Der Förderschwerpunkt bleibt aber auf 

dem allgemeinen Ausbau der Breitbandversorgung als 

wichtigste Voraussetzung. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Das Schlusswort 

hat die Fraktion GRÜNE, Frau Abg. Dr. Maicher, bitte. 
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Dr. Claudia Maicher, GRÜNE: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 

danke herzlich für die zumindest konstruktiven Teile, die 

mehrheitlich waren – bis auf die eine Fraktion. 

Zum Thema. Da wir uns alle einig sind, dass wir mehr 

Beteiligung, mehr Teilhabe, mehr Nutzung von digitaler 

Infrastruktur auch hier in Sachsen brauchen und dass wir 

noch einen ziemlichen Aufholbedarf haben, geht es uns 

mit unserem Antrag genau darum, freie Zugänge zu 

schaffen, bürgerschaftliches Engagement zu unterstützen 

für Bürgernetzwerke, die ihre Möglichkeiten auch für 

andere über Freifunk zur Verfügung stellen wollen. Uns 

geht es nicht nur um WLAN-Hotspots zum Beispiel an 

touristischen Orten, sondern um die Verbindung. 

Freifunk ist etwas anderes, als einzelne Hotspots zu 

haben. Es ist die Verbindung, ein Netzwerk aufzubauen, 

mit dem man sich in einem größeren Raum im Internet 

bewegen kann, Teilhabe für alle ermöglicht wird und 

nicht nur für einzelne Gruppen und bei dem es auch um 

Medien- und Datenschutzkompetenz geht. Wenn Bürge-

rinnen und Bürger ihre Dateninfrastrukturen selbst in die 

Hand nehmen, ist Freifunk nämlich auch ein wichtiger 

Beitrag zur Medien- und Datenschutzkompetenz. 

Uns geht es auch nicht nur um die Förderung von techni-

scher Anschaffung, sondern es geht uns genau darum, 

auch vonseiten des Freistaates über Informationskampag-

nen zum Beispiel denjenigen, die sich engagieren, etwas 

in die Hand zu geben, um in den Kommunen etwas 

voranzubringen. 

Ich bin sehr froh über die deutliche Unterstützung und die 

Zusagen, dass daran gearbeitet wird. Insofern ist unser 

Antrag sicherlich eine Vorlage, da weiterzugehen. 

Was ich nicht verstehe, ist, warum man, wenn man den 

Breitbandausbau voranbringen will – das steht außer 

Frage, darin sind wir uns einig –, nicht zusätzlich etwas 

anderes machen kann. Ich verstehe nicht eine Prioritäten-

setzung, das eine zu tun – und zwar unzureichend – und 

das andere zu lassen. Wir finden, man kann beides fördern 

und über diese gemeinnützigen Bürgernetzwerke auch 

dort Internetzugänge und Möglichkeiten schaffen, wo sie 

bisher nicht sind. 

Da jetzt sehr viel Anerkennung zu den Freifunkinitiativen, 

zu den Leistungen, die dort geschaffen werden, gekom-

men ist, möchte ich gern für meine Fraktion, punktweise 

Abstimmung beantragen. Über Punkt I, die Anerkennung, 

waren wir uns ja alle einig. Punkt II – die Forderung – 

kann Ihnen, liebe Koalition, in der weiteren Bearbeitung 

gern als Vorlage dienen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und 

des Abg. Holger Mann, SPD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Wir kommen nun 

zur Abstimmung über Drucksache 6/7694. Es ist punkt-

weise Abstimmung gewünscht worden. Ich beginne mit 

Punkt I. Wer gibt die Zustimmung? – Die Gegenstimmen, 

bitte? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthal-

tungen und Stimmen dafür ist Punkt I dennoch mit Mehr-

heit abgelehnt worden. 

Ich rufe Punkt II auf. Wer gibt die Zustimmung? – Die 

Gegenstimmen, bitte? –Stimmenthaltungen? – Auch hier 

Stimmen dafür und Stimmenthaltungen; es ist dennoch 

mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Da beide Punkte abgelehnt worden sind, erübrigt sich 

auch eine Gesamtabstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich schließe den Tagesord-

nungspunkt. 

Wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 4 

Erste Beratung des Entwurfs Gesetz für ein tolerantes und  

friedliches Zusammenleben in einem weltoffenen Sachsen 

Drucksache 6/8130, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 

Es spricht nur die einreichende Fraktion, die Linksfrakti-

on, Herr Abg. Gebhardt. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Der 

Landtagspräsident hat uns mehrfach darauf hingewiesen, 

dass vor 25 Jahren die Sächsische Verfassung durch den 

Landtag verabschiedet worden ist. Diese war tatsächlich 

zum damaligen Zeitpunkt an vielen Stellen modern und 

zeitgemäß. 

(Alexander Krauß, CDU: Warum 

habt ihr dann nicht zugestimmt?) 

– Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, nichts ist so gut, 

dass man es nicht verbessern könnte – Herr Krauß, um 

Ihren Zwischenruf zu beantworten. 

Es geht in unserem Gesetzentwurf um die Änderung der 

sächsischen Landesverfassung. Es geht um ein tolerantes 

und friedliches Zusammenleben in einem weltoffenen 

Sachsen, so heißt es in unserem Gesetzestitel. 

Ich möchte meine Rede Herrn Steffen Flath, dem damali-

gen Fraktionsvorsitzenden der CDU hier im Sächsischen 

Landtag, widmen. Er war mir bei der bisher einzigen 

Änderung der Sächsischen Verfassung seit 1992 ein fairer 

und verlässlicher Verhandlungspartner. Diese Änderungen 

wurden 2013 beschlossen. Die meisten von Ihnen können 
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sich noch erinnern: Es ging um die sächsische Finanzver-

fassung. Ein Punkt betraf die sogenannte Schuldenbrem-

se, ein zweiter die Beachtung des Prinzips des sozialen 

Ausgleichs bei der Aufstellung des Haushalts sowie die 

komplette Kostenerstattung für die Kommunen, wenn 

ihnen Aufgaben vom Land übertragen werden. 

In der letzten Wahlperiode bestand zwischen den beteilig-

ten Fraktionen Einvernehmen darüber, dass zunächst nur 

über die Finanzverfassung gesprochen wird; denn man 

kann ja nicht über alles gleichzeitig reden, um zu einem 

Ergebnis zu kommen. Es war also ebenso Konsens, dass 

weiterführender Änderungsbedarf besteht. Bereits Erich 

Iltgen als langjähriger sächsischer Landtagspräsident hatte 

eine Verständigung aller Fraktionen zur Absenkung der 

überhohen Hürden der Volksgesetzgebung angemahnt und 

damit mehr direkte Demokratie gefordert. 

Wie die Vertreter der anderen demokratischen Fraktionen, 

die bei den entsprechenden Treffen vor den letzten Land-

tagswahlen dabei waren, bestätigen können, war auch 

Herr Flath für weitere Gespräche offen. Nun führte Herrn 

Flath seine Lebensplanung aus dem Landtag heraus, 

sodass ich – wie die anderen Fraktionen auch – gezwun-

gen war, mit seinem Nachfolger Frank Kupfer zu spre-

chen. Er schlug das politische Erbe seines Vorgängers aus 

und antwortete schlicht mit Nein. Vielleicht haben Sie 

sich ja, Herr Kupfer, vorher mit Marko Schiemann abge-

sprochen. Es ist schließlich bekannt, dass Herr Schiemann 

als einer der Verfassungsväter von 1992 der Meinung ist, 

die Verfassung sei so etwas wie die Bibel und dürfe nicht 

geändert werden. 

Doch selbst die Bibel wird immer wieder neu übersetzt 

und in die jeweilige Gegenwartssprache übertragen. 

Genau das wünschen wir uns auch von unserer Sächsi-

schen Verfassung. Es geht nicht darum, den Inhalt zu 

ändern, sondern darum, die Verfassung einem zeitgemä-

ßen Update zu unterziehen. Genau das ist unser Ziel mit 

unserem vorliegenden Gesetzentwurf, den wir Ihnen 

heute in der ersten Lesung präsentieren. 

Unsere Verfassungsordnung bestimmt den Freistaat 

Sachsen als ein von Weltoffenheit, von demokratischem 

Umgang miteinander und von Toleranz getragenes friedli-

ches Land. In diesem Sinne engagieren sich unzählige 

Menschen und Initiativen. 

Tatsache ist aber auch, dass fremdenfeindliche und 

antidemokratische Kräfte vor allem in den letzten beiden 

Jahren stark zugenommen haben. Deshalb müssen die 

besonders angegriffenen Grundwerte der Landesverfas-

sung nochmals verdeutlicht werden. Das soll durch einen 

neuen Artikel 7 a geschehen, der dem Schutz des friedli-

chen Zusammenlebens und der Gewaltfreiheit gewidmet 

ist. 

In den Artikeln 18 und 116 wollen wir das historisch 

überholte Wort „Rasse“ herausnehmen und den Text 

entsprechend anpassen. Zugleich wollen wir auch die 

sexuelle Identität und die Behinderung bzw. Beeinträchti-

gung ausdrücklich nennen, denn das fehlt bisher im 

Artikel 18 im Bereich Grundrechte. Es ist aber auch nur 

logisch und im Sinne der Verfassung, auch die Benachtei-

ligung wegen sexueller Identität und Behinderung zu 

verbieten; denn in dieser Verfassung, nämlich im Arti-

kel 116 wird der Anspruch auf Wiedergutmachung auch 

denjenigen zugesprochen, die wegen gleichgeschlechtli-

cher Orientierung oder wegen Behinderung Opfer von 

Gewaltherrschaft geworden sind. Damit muss ein solcher 

Diskriminierungsschutz auch für die Gegenwart gelten. 

Im Vorfeld war hier im Haus zu vernehmen, es handelt 

sich um ein Regenbogengesetz. Das klingt immerhin 

schon recht freundlich, greift aber aus unserer Sicht zu 

kurz. Sachsen hat durch Erscheinungen von Menschen-

feindlichkeit in den vergangenen zwei Jahren erheblichen 

Schaden an seinem Ruf genommen. Ein öffentlich wahr-

nehmbares Signal von Verfassungsrang gegen diese 

antihumanen Fehlentwicklungen stünden unserem Land 

gut zu Gesicht. Dies stärkt zugleich all denjenigen in 

Sachsen den Rücken, die täglich für Menschlichkeit und 

Mitgefühl Gesicht zeigen. Es reicht nicht aus, alle Jubel-

jahre mal ein großes Fest für diese Menschen zu veran-

stalten; sie haben es verdient, dass der Staat ihnen die 

Treue hält, und dazu zählt diese Selbstverpflichtung in der 

Verfassung. 

Die Streichung des Wortes „Rasse“ wiederum bringt die 

Verfassung auf den neusten Stand, dass es keine Rassen 

von Menschen gibt. Das Deutsche Institut für Menschen-

rechte in Berlin fordert es; die Länder Brandenburg und 

Thüringen haben die verfassungsrechtlichen Konsequen-

zen bereits gezogen und den Begriff Rasse aus der Lan-

desverfassung gestrichen. 

Sie sehen also, liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt 

viele gute Gründe, diesen Gesetzentwurf mit Wohlwollen 

durch die parlamentarische Beratung zu begleiten. Wenn 

Sie weiteren Argumentationsbedarf haben, dann entspre-

chen wir dem gern in den Ausschüssen und in einer 

zweiten Lesung hier im Sächsischen Landtag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! Das Präsidium schlägt Ihnen vor, den soeben 

eingebrachten Gesetzentwurf an den Verfassungs- und 

Rechtsausschuss – federführend – und an den Ausschuss 

für Soziales und Verbraucherschutz, Gleichstellung und 

Integration zu überweisen. 

Wer der Überweisung seine Zustimmung gibt, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – 

Stimmenthaltungen? 

(Mehrere Abgeordnete der CDU enthalten sich. – 

Empörung bei den LINKEN –  

Rico Gebhardt, DIE LINKE:  

Das ist doch peinlich!) 

Bei einer Reihe von Stimmenthaltungen ist der Überwei-

sung dennoch mehrheitlich zugestimmt. 
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(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Nicht einmal die 

Größe zu haben, der Überweisung eines Antrags 

zuzustimmen! – Unruhe bei den LINKEN) 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und warte, bis Sie 

sich beruhigt haben. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Kupfer,  

schämst du dich nicht? Bei AfD-Anträgen  

stimmt ihr zu bei der Überweisung! –  

Martin Modschiedler, CDU: Wir haben doch 

zugestimmt, Herr Gebhardt! Weil zwei sich 

enthalten haben, machen Sie jetzt Theater! – 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: 

Ihr habt euch enthalten! –  

Unruhe bei den LINKEN und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wollen wir die Sitzung fortset-

zen? Manchmal muss man sich Luft machen, deswegen 

habe ich ein wenig gewartet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 5 

Die Entwicklung der extremen Rechten in den Landkreisen  

und kreisfreien Städten des Freistaates Sachsen und  

Maßnahmen zur Zurückdrängung des Problems 

Drucksache 6/6532, Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE,  

und die Antwort der Staatsregierung 

Als Einbringer spricht zuerst die Fraktion DIE LINKE, 

danach folgen CDU, SPD, AfD, GRÜNE und die Staats-

regierung, wenn sie es wünscht. Ich erteile jetzt der Frau 

Abg. Köditz das Wort. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Meine Damen und Herren! Seit dem Jahr 2011 

werden im Freistaat Sachsen jeden Tag durchschnittlich 

fünf rechts motivierte Straftaten begangen. Das ist viel, 

und es wird mehr. Im Jahr 2015 kletterte der Wert auf fast 

sieben Taten pro Tag. Insgesamt wurden von 2011 bis 

2016 rund 10 300 Delikte mit einem rechten Tathinter-

grund verzeichnet. Im Jahr 2015 war die Fallzahl gegen-

über dem Vorjahr um fast 40 % angestiegen. Von einer 

Entspannung ist seitdem nicht auszugehen. 

Die teils erst vorläufigen Werte, die bei der Beantwortung 

unserer Großen Anfrage vorgelegt wurden, zeigen noch 

mehr: Immer häufiger richten sich die Straftaten gegen 

Asylunterkünfte, gegen vermeintliche oder tatsächliche 

politische Gegnerinnen und Gegner sowie gegen den 

Staat, seine Einrichtungen und Symbole. Deutlich gestie-

gen sind im Zeitverlauf die Gesamtzahl und der Gesamt-

anteil von Körperverletzungen. Die erfassten Straftaten 

betreffen nach Einschätzung der Polizei darüber hinaus 

fast fünf Dutzend unterschiedliche Strafrechtsnormen. 

Mehrfach inbegriffen ist der Vorwurf der Bildung einer 

terroristischen Vereinigung. Die extreme Rechte ist 

selbstbewusst und gut organisiert. Sie sucht die Konfron-

tation. Angesichts dessen dürfen wir nicht sprachlos 

bleiben. 

Der Sächsische Landtag hat sich in jüngster Zeit mit allzu 

vielen herausragenden Ereignissen befassen müssen: mit 

Freital und Heidenau, mit Clausnitz und Bautzen. Wir 

haben es, davon abgesehen, mit einem langfristigen und 

besonders ausgedehnten Problem zu tun, über das wir 

offen reden müssen; denn es ist in der Vergangenheit 

offenbar nicht gelungen, regelrechte Hochburgen der 

extremen Rechten, in denen gezielt Angsträume geschaf-

fen wurden, zu befrieden. 

Vornan bei der aktuellen Entwicklung der Fallzahlen 

stehen nicht nur die Städte Dresden und Leipzig, sondern 

auch die Sächsische Schweiz. Wenn Sie die Statistiken 

von Opferberatungen hinzunehmen, in die mehr Informa-

tionen einfließen als in die polizeiliche Statistik, dann 

werden weitere Hotspots erkennbar. Darunter sind wohl-

bekannte Orte wie Wurzen, die schon vor 20 Jahren in 

einem sehr negativen Sinne Furore machten. 

Meine Damen und Herren! Die Neunzigerjahre klopfen 

an. Wir sind gut beraten, naive Fehler von damals nicht zu 

wiederholen, als die Tür geöffnet und das Thema syste-

matisch kleingeredet wurde. Dass das Thema in Wirklich-

keit groß geblieben und zuletzt wieder angewachsen ist, 

ist leider auch politischen Fehlern zu verdanken. Dazu 

gehört, dass es die Staatsregierung bis heute versäumt hat, 

ein Gesamtkonzept mit Handlungen zur Zurückdrängung 

der extremen Rechten vorzulegen. 

Das Problem, vor dem der Freistaat steht, ist nicht nur 

unter kriminalistischen Gesichtspunkten relevant. Struktu-

ren der extremen Rechten, insbesondere Ableger der 

Neonazi-Szene, existieren in Sachsen flächendeckend. 

Der vorläufige Abstieg der NPD hat daran nichts geän-

dert, und mit Parteien wie „Der Dritte Weg“ und „DIE 

RECHTE“ stehen bereits neue Vereinigungen bereit, sie 

zu beerben. Der Vogtlandkreis ist aktuell ihr Experimen-

tierfeld. Von einer baldigen Ausweitung ist leider auszu-

gehen. 

Die Szene geht über alle Zersplitterungen hinweg arbeits-

teilig vor. Das zeigt ihre gezielte rassistische Agitation, 

die wir in den vergangenen drei, vier Jahren beobachten 

mussten. Den extrem Rechten in Sachsen steht außerdem 

eine gut ausgebaute Infrastruktur zur Verfügung. Seit 

2011 konnten mehr als 60 Objekte als Szenetreffpunkte 

erschlossen werden. Einige davon werden dauerhaft 
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genutzt. Allein im vergangenen Jahr standen 45 Objekte 

zur Verfügung. Darunter ist mit dem sogenannten Alten 

Schlachthof in Staupitz im Landkreis Nordsachsen auch 

eine der bundesweit bedeutsamsten Stätten für rechtsext-

reme Konzerte. Es ist befremdlich, dass dagegen nicht 

eingeschritten werden kann. Stattdessen wurde dort ein 

Arrangement getroffen, das die Durchführung von zehn 

Konzerten pro Jahr ermöglicht. Solche Events sind für die 

Szene nicht nur Gelegenheiten zur weiteren Vernetzung, 

sondern auch eine kontinuierliche Einnahmequelle. 

Vor diesem Hintergrund ist das Herumdoktern an der 

Parteienfinanzierung, nur um die NPD zu treffen, aus 

meiner Sicht nur eine Phantomdebatte. Ich erinnere mich 

außerdem noch gut daran, wie sich das Innenministerium 

vor vielen Jahren für einen sogenannten Konzerterlass 

loben ließ, mit dem rechtsextreme Musikveranstaltungen 

unterbunden werden sollten. Dieser Erlass ist angesichts 

von Staupitz offensichtlich seit Langem gegenstandslos. 

Es ist natürlich nicht so, dass es angesichts der Entwick-

lungen, die sich inzwischen seit Jahrzehnten in Sachsen 

vollziehen, keine Reaktionen gegeben hätte. Inzwischen 

sind im Freistaat einige herausragende Gruppierungen 

verboten worden: die „Skinheads Sächsische Schweiz“ im 

Jahr 2001, die „Kameradschaft Sturm 34“ im Jahr 2004, 

die „Nationalen Sozialisten Döbeln“ im Jahr 2013 und 

schließlich die „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ im 

Jahr 2014. Ich zweifle nicht daran, dass diese Verbote 

richtig und notwendig waren. Ein Allheilmittel waren sie 

aber nie und werden es auch künftig nicht sein. 

Diese Verbote erzählen auch im konkreten Fall keine 

Erfolgsgeschichten. Erstens eilen die jüngeren dieser 

Maßnahmen der Realität hinterher. Die Gruppe aus 

Chemnitz war ein gutes Jahrzehnt lang gar nicht behelligt 

worden. Die Gruppe aus Döbeln war zum Zeitpunkt des 

Verbots schon nicht mehr relevant. Über ein mögliches 

Verbot der sogenannten Nationalen Sozialisten Geithain 

wurde offenbar erst nachgedacht, nachdem die dahinter-

stehende Struktur diese Bezeichnung abgelegt hatte. Im 

Falle der „Terror Crew Muldental“ wurde ein Verbot erst 

geprüft, nachdem eine umfangreiche Gewaltwelle bereits 

die Gerichte beschäftigte. 

Zweitens sehen wir, dass solche Maßnahmen antizipiert 

werden. Offenbar rein vorsorglich hat sich Anfang 2014 

die „Revolutionäre Nationale Jugend Vogtland“ der Partei 

„Der Dritte Weg“ angeschlossen. 

Restbestände der „Nationalen Sozialisten Chemnitz“ sind 

übrigens den gleichen Weg gegangen. 

Frühere Führungspersonen der „Nationalen Sozialisten 

Döbeln“ sind bei den „Jungen Nationaldemokraten“ der 

NPD untergekommen. 

Der harte Kern der Neonaziszene verschleiert gezielt die 

eigenen Strukturen und sucht Zuflucht unter dem legalen 

Dach von Parteien. Dieses Verwirrspiel war besonders 

erfolgreich im Falle des „Kameradschaftsverbandes 

Freies Netz“. Hier fiel das Sächsische Innenministerium 

auf einen Vernebelungsversuch von rechts herein und 

mochte nicht einmal eine Struktur erkennen. In Bayern 

dagegen ist eine ähnliche Struktur, das „Freie Netz Süd“, 

verboten worden. Einige Führungspersonen sind inzwi-

schen ganz gezielt nach Sachsen ausgewichen und ziehen 

hier die Neonazipartei „Der Dritte Weg“ hoch. 

Drittens – und das ist das größte Problem –: Das Verbot 

einer Gruppierung richtet nicht nur gegen die Ideologie 

nichts aus, sondern ist auch völlig machtlos gegen die 

gefestigten Netzwerke, deren Anhängern es am Ende egal 

ist, ob und unter welcher Bezeichnung sie nach außen hin 

auftreten. Schauen Sie, was in Heidenau passiert ist! 

Schauen Sie, wer am Überfall in Leipzig-Connewitz vor 

einem Jahr beteiligt war! Da treffen Sie auf die alten 

Kader der „Skinheads Sächsische Schweiz“. Da stoßen 

Sie auf ein Kapitel des Rechtsextremismus in Sachsen, 

von dem wir doch dachten, man hätte es schon vor an-

derthalb Jahrzehnten abgeräumt. Da sind sie wieder, die 

Zustände der Neunzigerjahre, teilweise sogar mit den 

gleichen Personen. 

Ich führe das alles nicht auf, um grundsätzlich zu irgend-

welchen härteren Maßnahmen zu raten. Wir sind uns 

hoffentlich einig, dass in einem Rechtsstaat Verbote die 

Ausnahme bleiben sollten. Das Problem sind vielmehr der 

falsch gewählte Fokus und die einseitige Schwerpunktset-

zung. Wann immer in den vergangenen Jahren die Spra-

che auf die extreme Rechte in Sachsen kam – das geschah 

sehr, sehr oft –, konnte die Staatsregierung auf das große 

Vorzeigeprojekt verweisen: das NPD-Verbotsverfahren. 

Ich wünschte, dass nur annähernd so viel Akribie und 

Aufmerksamkeit, wie in dieses Verfahren gesteckt wur-

den, der Präventionsarbeit, der politischen Bildung und 

der Unterstützung von Betroffenen rechter Gewalt zugute 

gekommen wären. Ich wünschte, dass es gelungen wäre, 

annähernd so viel Energie für die fortwährende Analyse 

des Problems aufzuwenden. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz ist in dieser Hin-

sicht leider ein Totalausfall, trotz aller großen Verspre-

chungen, die seit Ende 2011 – wir wissen ja, warum – 

gemacht worden sind. Nehmen Sie die sogenannte Identi-

täre Bewegung: Da wurde vier Jahre lang geprüft, ob man 

sich überhaupt zuständig fühlt, und schließlich doch die 

Beobachtung aufgenommen. Das klingt ganz schön 

schwerwiegend, bedeutet aber in Wirklichkeit gar nichts. 

Auf unsere Große Anfrage konnte zu den „Identitären“ 

lediglich mitgeteilt werden, in welchen Regionen ihre 

Ortsgruppen aktiv sind. Mit Verlaub: Das steht offen im 

Internet. Das nachzulesen und aufzuschreiben ist kein 

Beitrag zum Schutz der Verfassung. Für so etwas brau-

chen wir keinen Geheimdienst! 

Noch gravierender ist es im Fall der „Reichsbürger“. 

Dazu wurde in der Antwort auf die Große Anfrage 

schlicht gar nichts mitgeteilt. Nur gut, dass ich auch 

Kleine Anfragen stelle. So kam dieser Tage die Antwort 

auf die Frage nach Aktivitäten sogenannter Reichsbürger 

in Sachsen 2016: 254 Straftaten wurden im Jahr 2016 von 

sogenannten Reichsbürgern verübt. Körperverletzung, 

Brandstiftung, Diebstahl, Hausfriedensbruch, sexueller 
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Missbrauch von Kindern – die Liste ist lang. Lesen Sie 

bitte selbst nach, Drucksachennummer 6/7865. 

Es gibt noch mehr solcher blinden Flecke. Ich denke zum 

Beispiel an die erhebliche Schnittmenge von Neonazi- 

und Hooliganszene. Dabei ist es in Wirklichkeit ganz 

leicht nachzuvollziehen, wo zum Beispiel die Anhänger-

schaft einer mutmaßlich kriminellen Vereinigung wie der 

„Freien Kameradschaft Dresden“ herkommt. An solchen 

– vermeintlich neuen – Entwicklungen ist überhaupt 

nichts neu, sondern es ist seit Jahren bekannt, in der 

Wissenschaft, in der Zivilgesellschaft, in den Medien. 

Einigermaßen neu ist lediglich die äußerst einfältige Idee, 

einen Teil des Problems aus dem eigenen Gesichtsfeld zu 

verbannen, indem man in der Neuländer Straße den 

Begriff „Asylkritik“ erfand. Die Tatsachen, die wir 

buchstäblich auf der Straße sehen können, führen diese 

Differenzierung genauso ad absurdum wie die Unter-

scheidung in eine „subkulturelle“ und eine „neonational-

sozialistische Szene“. 

Wir haben es – ich sage es noch einmal – mit Netzwerken 

zu tun. Sie gehen arbeitsteilig vor, und sie sind gewalter-

probt. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen auf die beschrie-

benen Entwicklungen nicht starren wie das Kaninchen auf 

die Schlange. Wir können nicht hoffen, dass sich die 

Schlange – wie bei der NPD – am Ende nur als fetter 

Regenwurm entpuppt. 

(Heiterkeit) 

Das Problem, von dem wir reden, ist größer, als es die 

NPD je war. Das Problem ist in Sachsen chronisch und 

akut zugleich. 

Wir hören aktuell immer so viel von „Gefährdern“. Als 

wir bereits vor einem Jahr die Staatsregierung fragten, 

inwieweit im Zuge der sogenannten asylfeindlichen 

Mobilisierung auch Gefährderansprachen genutzt werden, 

erhielten wir zur Antwort: Gar nicht! 

Wir haben erst neulich gehört, dass es für „Reichsbürger“ 

schwerer werden soll, legal an Waffen zu gelangen. Wir 

wissen aber, was das konkret heißt. Seit 2011 überprüfte 

das Landesamt für Verfassungsschutz 100 amtsbekannte 

Rechtsextremisten, die waffenrechtliche Erlaubnisse 

besitzen oder die diese erlangen wollten. Erfolgreich und 

endgültig gestrichen wurde diese Erlaubnis am Ende in 

genau drei Fällen! 100 wurden in fünf Jahren geprüft, in 

drei Fällen ist dann etwas passiert. 

(Zuruf von der AfD: Weil nichts dran war!) 

Wir lesen immer wieder von steigenden Aufklärungsquo-

ten, die das Operative Abwehrzentrum erzielt. Ich zweifle 

nicht am Nutzen des OAZ – ganz im Gegenteil! Aber zur 

Wahrheit gehört eben auch, dass dadurch der Verfol-

gungsdruck nicht wesentlich steigt. Denn es gibt Land-

kreise, in denen über viele Jahre hinweg besonders wenig 

rechtsmotivierte Taten aufgeklärt werden. Dazu gehören 

die Landkreise Leipzig, Nordsachsen und Bautzen. 

Aber das wird wahrscheinlich demnächst nicht auf der 

Agenda des Innenministeriums stehen – leider. Seit 

gestern wissen wir, dass das OAZ zum Politischen Terro-

rismus- und Extremismusabwehrzentrum – PTAZ – 

umgewandelt werden soll. Herr Minister Ulbig, 2012, vor 

fünf Jahren, wurde das OAZ als Reaktion auf die Verbre-

chen des neonazistischen Terrornetzwerkes, welches sich 

selbst den Namen „NSU“ gegeben hatte, öffentlichkeits-

wirksam für den Kampf gegen Rechtsextremismus ins 

Leben gerufen. Es war dann auch für andere Phänomen-

bereiche – Links- und Ausländerextremismus – zuständig. 

Der Personalbestand blieb über Jahre hinweg relativ 

konstant, obwohl wir in dem Bereich „Politisch motivierte 

Kriminalität – Rechts“ seit 2015 den anfangs geschilder-

ten Anstieg von Straftaten verzeichnen mussten. Darauf-

hin gab es keine personelle Verstärkung. Jetzt soll es 

neues Personal geben. Woher, das soll jetzt nicht mein 

Thema sein. Aber es gibt auch einen Aufgabenaufwuchs. 

Das Thema NSU ist noch nicht erledigt. Das muss man 

ganz einfach zur Kenntnis nehmen. Aber immer wieder 

neue Strukturen und neue Namen – das sind keine Lösun-

gen, das ist Symbolpolitik. 

Meine Damen und Herren! Was wir jetzt von der Staats-

regierung erwarten können, sind nicht nur symbolische 

Einzelmaßnahmen, nicht nur Nachbesserungen. Was wir 

brauchen, ist endlich und unverzüglich ein Gesamtkon-

zept zur Zurückdrängung der extremen Rechten. Das 

braune Problem, von dem wir in Sachsen sprechen, 

vergeht nicht von allein. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, nun spricht Herr Abg. Schiemann für die CDU-

Fraktion. Bitte sehr, Herr Schiemann, Sie haben das Wort. 

Marko Schiemann, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Natürlich ist es 

so, dass die Große Anfrage in erster Linie schon Bekann-

tes aus einer Vielzahl Kleiner Anfragen zu dem von Ihnen 

angesprochenen Thema zusammenfasst. 

Meine Vorrednerin hat auch auf Aspekte hingewiesen, die 

in den Neunzigerjahren dem Extremismus besonders aus 

dem rechten Spektrum eine Heimat in Sachsen gegeben 

haben, Stichwort Wurzen, Stichwort Leipzig. Das sollte 

man nicht vergessen. Die wichtigsten, die größten De-

monstrationen haben in dieser Zeit viele Jahre lang in 

Leipzig stattgefunden. Es haben sich aber – das muss ich 

aus eigener Erfahrung sagen – natürlich auch Gewalttäter 

aus anderen Ländern nach Leipzig begeben und versucht, 

diese Stadt für politische Demonstrationen und Gewalt zu 

missbrauchen. Zur Ehrlichkeit gehört dazu, dass man mit 

zwei Augen sieht: Die andere Seite war auch mit dabei. 

Ich glaube, dass der Freistaat Sachsen besonders mit den 

Erfahrungen, die wir 1991 in Hoyerswerda gemacht 

haben, und mit der Schaffung der Soko Rex eine Antwort 
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gefunden hat, dem Rechtsextremismus im Freistaat zu 

begegnen. 

Die Soko Rex war 1991 eine ganz bedeutende Entschei-

dung. Man hat klar gesagt: Im Freistaat Sachsen haben 

Gewalttäter nichts zu suchen. Gewalttäter haben keine 

freie Fahrt, sondern werden sehr schnell identifiziert und 

dem Gericht übergeben. Eine Soko Rex haben wir auch 

heute nötig. Wir brauchen eine vergleichbare, starke 

Antwort des Staates gegenüber Entwicklungen, die es im 

Freistaat Sachsen gibt, besonders im Bereich rechtsextre-

mistisch motivierter Straftaten. 

Wichtig bleibt – das möchte ich wiederholen –: Es ist so, 

dass man natürlich mit beiden Augen sehen muss. Weder 

rechtsextremistische noch linksextremistische Straftaten 

dürfen im Freistaat Sachsen geduldet werden. 

Frau Kollegin Köditz, Sie haben recht: Es gibt eine 

qualitative Weiterentwicklung hin zu Netzwerken. Solche 

Netzwerke finden sich natürlich in allen politischen 

Strukturen wieder, die nicht im demokratischen Spektrum 

handeln wollen. Diese Netzwerke gibt es auch im Bereich 

linksextremistisch agierender Täter. 

Dennoch sage ich Ihnen: Ich habe es satt, dass wir uns 

hier im Parlament immer wieder mit Straftätern aus dem 

politischen Spektrum befassen müssen! Ich habe das satt! 

Ich würde mich freuen, wenn wir im Freistaat Sachsen 

dazu kommen würden, solche Themen hier nicht mehr 

diskutieren zu müssen. Es wäre der beste Weg für unser 

Land und für die Menschen, die hier wohnen, hätten 

Extremisten in unserem Land kein Zuhause mehr und 

würden auch Gäste aus diesem Bereich nicht geduldet. 

Das wäre der beste Weg. 

(Beifall bei der CDU sowie der Abg. Volkmar 

Winkler, SPD, und Valentin Lippmann, GRÜNE – 

Zuruf des Abg. André Schollbach, DIE LINKE) 

– Auch in Dresden. Herr Kollege Schollbach, dann 

schauen Sie als Stadtrat einmal, was Sie tun können, denn 

das ist nicht nur eine Aufgabe des Freistaates Sachsen. 

Bei diesen Themen sind natürlich auch die Kommunen in 

der Verpflichtung. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Gesamtkonzept!) 

– Ja, Frau Kollegin Köditz, ich weiß eben nicht, ob ein 

Gesamtkonzept das alles lösen kann. Wenn Sie jetzt 

sagen, dass wir eine Vielzahl von Konzepten des Freistaa-

tes und der kommunalen Ebene brauchen, die passfähig 

sind, dann ist das durchaus richtig. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: 

Das ist dann ein Gesamtkonzept!) 

– Dann habe ich Sie gut verstanden; so haben Sie es 

gemeint. – Herr Kollege Schollbach, Sie haben es gehört: 

Damit sind auch Sie in Dresden zu Engagement aufgefor-

dert, sind aufgefordert, etwas gegen Extremismus zu tun, 

wie Frau Kollegin Köditz es angesprochen hat. 

(André Schollbach, DIE LINKE: 

Wir sind da sehr engagiert!) 

– Ja, ich glaube das. Aber es ist sehr einfach, immer zu 

sagen: Ich habe alles getan, aber die anderen, die Bösen, 

haben nichts auf den Weg gebracht. 

Wir brauchen langfristige Lösungen, die die Gewalt aus 

unserer Gesellschaft verdrängen. Gewalt darf weder 

geduldet noch toleriert werden. Wer mit Gewalt versucht, 

den Staat oder die friedlichen Bürger des Freistaates 

Sachsen herauszufordern, dem muss man mit allen Mit-

teln des Rechtsstaats begegnen. Das gilt für alle Formen 

von Kriminalität, besonders aber für jene Form der 

politischen Kriminalität, die mit Gewalt verbunden ist. 

Gewalt in jeder Form ist kein Mittel politischer Auseinan-

dersetzung und ist deshalb mit aller Entschiedenheit 

abzulehnen. 

Meinungsfreiheit und Demokratie, Versammlungsfreiheit 

und Demonstrationen sind legitime und nutzbare Rechte 

für alle Bürger im Freistaat. Gewalt, Steine- oder Fla-

schenwerfen gehören nicht dazu, sondern sind als schwere 

Straftat zu verfolgen. 

Der aktuelle Verfassungsschutzbericht des Freistaates 

Sachsen spricht von circa 2 500 Rechtsextremisten im 

Freistaat und von 750 Linksextremisten, die hier wohnen. 

Ich glaube, es ist auch wichtig, dass man das einfach 

aushält: 2 500 Rechtsextremisten und 750 gewaltbereite 

Linksextremisten. Jetzt frage ich Sie – Entschuldigung, 

Herr Präsident, wenn ich das jetzt tue; das steht mir nicht 

zu –, ob es hier im Saal jemanden gibt, der sich für eine 

dieser Gruppen einsetzen würde? Ich glaube nicht, dass 

hier in diesem Saal jemand bereit wäre, sich für Extremis-

ten einzusetzen. 

Bei den politisch motivierten Gewalttaten liegt der 

Schwerpunkt leider – ich sage leider – in den neuen 

Bundesländern. Bei rechtsextremistischen Gewalttaten, 

bezogen auf eine Million Einwohner und das Jahr 2015, 

belegt der Freistaat Sachsen nach Mecklenburg-Vorpom-

mern und Brandenburg den dritten Platz in Deutschland. 

Das ist nicht angenehm, aber es gehört dazu. Bei den 

linksextremistischen Straftaten steht der Freistaat Sachsen 

an erster Stelle vor Mecklenburg-Vorpommern und 

Berlin. Das ist in der Statistik nachlesbar; wenn Sie 

möchten, kann ich das noch entsprechend zitieren. 

Nun zu den Details aus dem Kriminalpolizeilichen Mel-

dedienst: Bei politisch motivierter Kriminalität von rechts 

erreicht die Zahl der Straftaten im Jahr 2015 die Zahl 

2 415. Damit erfolgte ein starker Anstieg auf das Niveau 

des Jahres 2008. Im Jahr 2015 beobachten wir das höchste 

Niveau rechtsextremistischer Straftaten seit Beginn der 

Statistik im Jahr 2001. 

Meine Frage ist nun: In den Jahren 2009 bis 2013 gab es 

eine starke Reduzierung von Straftaten im rechtsextremis-

tischen Bereich. Nach 2009 war die Zahl der Straftaten 

gefallen, und erst nach 2014 ist dieser massive Anstieg zu 

verzeichnen. 

Mir muss einmal jemand Folgendes erklären: Womit 

hängt es zusammen, dass zwischen 2009 und 2013 diese 

Reduzierung stattgefunden hat? Liegen die Ursachen in 
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Maßnahmen von Kommunen, sind das Maßnahmen des 

Freistaates? Welche Maßnahmen sind das? Das wäre für 

mich wichtig. Aber wichtig ist zu wissen: 2005 ist ein 

Punkt, mit dem wir nicht zufrieden sein können. 

Anders ist es im Bereich PMK links. Hier gibt es seit 

2006 einen stetigen Anstieg der Straftaten mit dem höchs-

ten Anstieg im Jahre 2015. Ab 2006 haben wir bis 2015 

einen linearen Anstieg auf 1 058 Straftaten. Das können 

Sie alles der PMK rechts und links und auch den Darle-

gungen zu den Gewalttaten entnehmen. 

Besorgniserregend ist der Anstieg bei den Tätergruppen 

PMK Gewalt. Wenn Sie sich die Statistik PMK Gewalt 

vornehmen, dann finden Sie für das Jahr 2014 bei Rechts 

86 Straftaten und 213 Straftaten für das Jahr 2015. Bei der 

PMK Gewalt Links stieg die Zahl von 157 Gewaltstrafta-

ten im Jahr 2014 auf 292 Gewaltstraftaten im Jahre 2015. 

Dies können Sie der polizeilichen Kriminalstatistik des 

Freistaates Sachsen entnehmen. 

Die Zahlen im Bund spiegeln eine ähnliche Steigerung 

wider. Sie zeigen, dass im Bereich der PMK Gewalt im 

Bund im rechtsextremistischen Spektrum die Zahl von 

1 029 Straftaten von 2014 auf 1 485 Straftaten gestiegen 

ist und im Bereich Gewalt Links von 1 664 Straftaten im 

Jahr 2014 auf 2 246 Straftaten im Jahr 2015. Das ist die 

Kriminalstatistik des Bundeskriminalamtes. Dort können 

Sie das entsprechend nachlesen. 

Diese Zahlen zeigen einen brutalen Zuwachs politisch 

motivierter Gewalt. Wenn ich die Zahlen hier nenne, dann 

geht es mir nicht um Relativierung und auch nicht um 

Gegenrechnung. Ich halte es für brutal, wenn politisch 

motivierte Gewalt in dieser Rasanz ansteigt. Es geht 

darum, zu sehen, wie stark die politisch motivierte Gewalt 

im Freistaat Sachsen zugenommen hat. Es ist für uns 

alarmierend, dass die Gewalt gegen Polizisten, gegen 

Ausländer, aber auch gegen jeweils die andere Gruppie-

rung zunimmt. Die Extremisten von links, die Extremis-

ten von rechts begegnen sich ebenfalls mit einer Vielzahl 

von Straftaten. Dabei wurden in den Phänomenbereichen 

PMK Rechts und PMK Links im Jahre 2015 in der 

Bundesrepublik Deutschland die höchsten Fallzahlen seit 

Einrichtung des Meldedienstes im Jahr 2001 erreicht. 

Klar ist für uns eines: Es gibt keine guten und schlechten 

Gewalttäter. Ich warne jeden von uns, den Gedanken zu 

hegen, dass man Gewalt mit Gegengewalt bekämpfen 

kann. Dieses Recht besitzt niemand. Keiner hat das Recht, 

Gewalt mit Gewalt zu bekämpfen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Das Gewaltmonopol des Staates obliegt lediglich der 

Polizei, über polizeiliche Maßnahmen Gewalttätern 

entsprechend Einhalt zu gebieten. Wer Gewalt anwendet 

und die Werte und Gesetze unseres Landes missachtet, der 

ist und bleibt ein Straftäter und ist zu verfolgen. Niemand 

hat das Recht, sich über dieses Gesetz zu erheben. 

Die stark gewachsenen Zahlen bei der politisch motivier-

ten Gewalt drängen zum Handeln. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Sie reden 

irgendwann auch zu der Großen Anfrage?) 

– Na selbstverständlich. Sie werden mir aber überlassen, 

dass ich die Große Anfrage entsprechend interpretiere, so 

wie ich das mache. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Ja!) 

Sie haben doch die Gelegenheit, das aus Ihrer Sicht 

genauso zu tun. 

Die Antwort auf die Große Anfrage macht dies ganz 

besonders deutlich. Besonders im Phänomenbereich der 

rechtsextremistischen Gewalt wird dies deutlich. 

Den Ursachen von politisch motivierter Gewalt muss 

endlich begegnet werden. Die sächsische Polizei setzt mit 

ihrer Arbeit klare und deutliche Grenzen. Der sächsischen 

Polizei ist hierbei besonders zu danken. Ich glaube, dass 

die Polizisten ständig zwischen den Fronten stehen und 

eine Vielzahl von anderen Aufgaben deshalb nicht erfül-

len können, weil sich in unserem Land Menschen tum-

meln, die mit Gewalt versuchen, ihre politischen Ziele 

umzusetzen. 

Wichtig für uns ist und bleibt, dass das OAZ natürlich die 

Aufgabe behält, die ihm vormals vom Innenminister 

übertragen worden ist, und Gelegenheit erhält, sie ent-

sprechend umzusetzen. Wir brauchen das Operative 

Abwehrzentrum natürlich auch zur Bekämpfung der 

politisch motivierten Gewalt. Ich kann mir nicht vorstel-

len, dass die Änderung, die hier angesprochen worden ist, 

hinsichtlich der Leistungsfähigkeit abträglich wirkt. Wir 

müssen das OAZ stärken. Die dort Tätigen haben die 

Erfahrungen und müssen sowohl personell als auch in 

Bezug auf ihre Ausstattung so ausgerüstet werden, dass 

sie ihre Aufgabe bewältigen können. 

Dennoch muss man sich meines Erachtens auch anderen 

Ursachen der Gewalt in den politischen Auseinanderset-

zungen widmen. Aus der Antwort auf die Große Anfrage 

geht auch der Unterschied hervor, in welchen sozialen 

Schichten sich die jeweils agierenden Personen bewegen. 

Ich glaube, dass soziale Fragen in den letzten 20 Jahren 

sehr stark unterschätzt worden sind. Hartz IV ist nicht die 

Antwort auf Lösungen innerhalb eines Aufholprozesses; 

Hartz IV zeigt auf, wie es nicht geht. Das ist kein Aufhol-

prozess, sondern ein Prozess, in den Menschen aus der 

Gesellschaft gedrängt werden. 

(Beifall bei den LINKEN – 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Es muss 

mehr für Jugendarbeit getan werden!) 

Bei der Aufgabe, mehr für Jugendarbeit zu tun, sind die 

Kommunen gefordert. Ich gehe davon aus, Herr Kollege 

Schollbach, das werden Sie mit in die Stadt Dresden 

nehmen, und Sie werden sich auch für die jungen Leuten 

engagieren, damit es dort ein plurales Angebot für Ju-

gendarbeit gibt. 

Die Schule hat nach wie vor eine sehr große Aufgabe. Ich 

meine, hier ist auch für die Jugendbildung mehr zu tun, 
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damit eben nicht Schüler aus der Schule entlassen wer-

den, die von Anfang an zu den Verlierern gehören. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Richtig!) 

Das ist ein Punkt, den man bei der Extremismusbekämp-

fung bedenken muss; denn es ist nicht allein Aufgabe der 

sächsischen Polizei, hier zu handeln; vielmehr muss auch 

in diesem Bereich die entsprechende Arbeit geleistet 

werden. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Zusammenfassend: Wir brauchen eine stärkere Präventi-

on. Es war für uns in den Neunzigerjahren das Schlüssel-

wort. Prävention ist die beste Investition in die Zukunft. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Wer in die Prävention investiert, der wird auch in Zukunft 

mehr gegen Straftäter tun. 

Der Freistaat Sachsen ist und bleibt ein gastfreundliches 

und offenes Land. Das werden und wollen wir bleiben. 

Vier Millionen Sachsen dürfen sich nicht weiter von 

4 000 Extremisten die Früchte der harten Arbeit der 

zurückliegenden Jahre kaputt machen lassen. 

(Beifall bei der CDU) 

Sachsen bleibt weltoffen. 

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Schiemann, vielen 

herzlichen Dank. – Ich rufe die SPD-Fraktion auf, Herrn 

Abg. Homann. – Bitte sehr, Sie haben das Wort. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Antworten 

auf die Große Anfrage der LINKEN zeigen es einmal 

mehr: Wir haben in Sachsen ein rechtsextremistisches 

Problem. Ganz nüchtern. Aber wir haben ein solches 

Phänomen nicht nur in Sachsen. Es ist wahr, dass es sich 

so mancher in Westdeutschland etwas einfach macht, 

wenn er mit dem Finger auf die Sachsen zeigt. Dabei 

haben sie selbst genug Rechtsextremisten. Es ist ebenfalls 

wahr, dass das Phänomen auch in anderen ostdeutschen 

Bundesländern weit verbreitet und eine reale Gefahr im 

Alltag vieler Menschen und der Demokratie ist. 

Doch die Antworten zeigen auch: Sachsen hat ein beson-

deres Problem. Wenn ich lese, dass die rechte Szene 

62 Räume in diesem Land für ihre Aktivitäten nutzt, 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: 45!) 

wo wir es nicht geschafft haben, die bis heute stillzulegen, 

dann zeigt das, welche Infrastruktur die in diesem Land 

haben. Wenn ich lese, dass die Straftaten seit 2015 massiv 

zugenommen haben und rein rechnerisch seit 2011 min-

destens fünf rechtsextreme Straftaten in Sachsen am Tag 

begangen werden, dann zeigt das, wie weit das im Le-

bensalltag im Freistaat Sachsen schon fast in der Normali-

tät angekommen ist. Das zeigt sich auch – da gab es, 

glaube ich, gerade Irritationen – in den Zahlen. Der 

Verfassungsschutz sagt, dass es in Sachsen im Jahr 2015 

2 700 Rechtsextremisten gab, Tendenz steigend – im 

Vergleich dazu, ich will das nicht werten: 780 Linksext-

remisten. 

Das sind die nackten Zahlen. Das andere ist aber der 

konkrete Fall. Wenn man wie Polizisten und THW-Helfer 

in Heidenau mit Steinen angegriffen wird, wenn man in 

der Straßenbahn auf einmal angepöbelt, bespuckt oder auf 

der Straße angegriffen wird – diese Zahlen sagen eben 

nichts über diese ganz konkrete Erfahrung und die Bedro-

hungsgefühle und manchmal auch die Bitterkeit der Opfer 

aus. Deshalb ist es richtig, dass wir das in diesem Haus 

immer wieder thematisieren, dass wir diese Zahlen mit 

Einzelschicksalen unterlegen, darüber berichten und 

diskutieren. 

Es ist kein Zufall, dass Sachsen solche Zahlen aufweist. 

Rechte Strukturen und Netzwerke konnten hier lange 

Jahre wachsen, weil das Problem unter den Teppich 

gekehrt wurde. 

(Frank Kupfer, CDU: Jetzt reicht es aber!) 

Gleichzeitig wurden die demokratischen Gegenspieler 

immer wieder geschwächt. Die Zahlen sind kein Zufall, 

weil wir auch weltweit beobachten können: Dort, wo auf 

offener Straße nicht nur im Internet Gefühle gegen Min-

derheiten aufgewiegelt, ja aufgehetzt werden, besteht die 

Gefahr, dass aus Worten Taten werden. Seit der gehässi-

gen rechtspopulistischen Kampagne für den Brexit beo-

bachtet man in Großbritannien eine Zunahme rassistisch 

oder religiös motivierter Übergriffe um 41 %. In der 

Folge wurde auch ein 40-jähriger polnischer EU-Bürger 

von einer Gruppe britischer Jugendlicher zusammenge-

schlagen. Er starb an den Folgen. 

Wir sehen auch: Nach dem Hass- und Lügenwahlkampf 

von Donald Trump gehen die Anschläge und die Strafta-

ten in Amerika hoch. Es ist kein Zufall, dass in Kanada, 

kurz nachdem der kanadische Ministerpräsident Justin 

Trudeau Flüchtlingen Schutz bot, die dem Dekret von 

Donald Trump zum Opfer fallen, sechs Menschen musli-

mischen Glaubens umgebracht wurden. 

Denselben Mechanismus, dass aus Worten Taten werden, 

beobachten wir in Sachsen. Alles hat seinen Preis. Wenn 

Hass auf den Straßen durch rechtspopulistische Kampag-

nen geschürt wird, teils – wie die Antwort der Staatsregie-

rung zeigt – organisiert von Mitgliedern der extremen 

Rechten, dann drohen Worte schnell zu Taten zu werden. 

Wenn Stimmungen aufgeheizt werden, dann hat das 

Folgen. Keiner kann hier seine Hände in Unschuld wa-

schen. Wenn manche fantasieren, man stünde vor einem 

Bürgerkrieg, dann darf man sich nicht wundern, wenn wir 

solche Zustände in Heidenau sehen. Wenn manche mehr 

oder weniger direkt mit einer rechtsnationalistischen 

Revolution kokettieren oder vielleicht einen solchen Plan 

sogar selbst verfolgen, dann hat das seinen Preis. Rechts-

extremisten gehen in die Offensive. Es gibt mehr Bedro-

hungen. Es gibt mehr Körperverletzungen. Aber es gibt 
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auch mehr Angriffe auf staatliche Einrichtungen und 

politische Gegner. 

Wenn man demokratische Entscheidungen als illegal 

bezeichnet, weil es einem in die Kampagne passt, und 

darauf basierend Politiker auf die übelste Weise diffa-

miert, dann darf man sich nicht wundern, dass es mehr 

Angriffe auf Politikerinnen und Politiker in diesem Land 

gibt. Das ist die Realität. Aus Worten werden Taten. 

Ich will in einem solchen Land nicht leben. Ich will nicht 

in einem Land leben, in dem Menschen Angst um ihr 

Leben und ihre Sicherheit haben müssen, nur weil sie 

anders aussehen, nur weil sie eine andere Hautfarbe 

haben, nur weil sie einer anderen Religion angehören, nur 

weil sie als jemand erkennbar sind, der eine andere 

politische Auffassung vertritt. Ich möchte in einem 

solchen Land nicht leben. Deshalb können wir auch nicht 

akzeptieren, dass es so etwas in Sachsen gibt. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Klar ist auch: Wir werden die Versäumnisse der letzten 

Jahrzehnte nicht mit einigen Gesetzen einfach aufholen. 

Wir müssen esr grundsätzlich angehen, und die Erfolge 

werden sich auch nur langfristig zeigen. Aber wir begin-

nen damit. 

(Frank Kupfer, CDU: Die letzten 

fünf Jahre mit der SPD haben uns 

unwahrscheinlich zurückgeworfen!) 

– Sie können gern eine Zwischenfrage stellen, Herr 

Kupfer. Das steht Ihnen frei, auch als Fraktionsvorsitzen-

der unseres Koalitionspartners. 

(Heiterkeit – Beifall bei den LINKEN –  

Unruhe im Saal) 

Wir haben uns auf den Weg gemacht. Wir stellen im 

Rahmen des Förderprogramms „Weltoffenes Sachsen“ 

weiter mehr Geld zur Verfügung. 

(Frank Kupfer, CDU: Wo sind  

denn die Erfolge in den letzten zwei  

Jahren? Das sind doch eure Minister!) 

Wir überarbeiten die Richtlinie. Wir verbessern damit die 

Durchschlagskraft der Programme, die auch Sie unterstüt-

zen, – 

(Beifall bei den LINKEN) 

– um in diesem Land Weltoffenheit, Demokratie und 

Toleranz voranzubringen. Das tun wir gemeinsam, Herr 

Kupfer. 

(Zuruf des Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE – 

Christian Piwarz, CDU:  

Halten Sie sich da mal raus!) 

Wir tun es im Übrigen in Kontinuität; denn wir haben in 

der ersten Koalition zwischen SPD und CDU damit 

begonnen. Sie haben es auch ohne uns fortgesetzt, und 

jetzt führen wir es gemeinsam mit einer neuen Entschie-

denheit nach vorn. 

(Frank Kupfer, CDU: Dann machen Sie es!) 

Man kann doch auch einmal anerkennen, dass wir an 

einem Strang ziehen. Das finde ich doch eine gute Sache. 

(Beifall bei den LINKEN – Zurufe von der CDU) 

Wir müssen aber nicht nur über Projekte sprechen, son-

dern über Regelstrukturen. Der „Sachsen-Monitor“ zeigt, 

dass wir zum Beispiel bei Erwachsenen zwischen 18 und 

29 Jahren einen hohen Bedarf haben. Wir begrüßen 

deshalb die Qualitätsoffensive zur politischen Bildung des 

Kultusministeriums. Das war ein Lob. Es geht aber auch 

um einen höheren Verfolgungsdruck. Diesen höheren 

Verfolgungsdruck versuchen wir durch Verbesserung der 

Polizei zu gewährleisten. Wir werden die demokratische 

Bildung bei der Polizei verbessern. Sie sehen, wir sind auf 

dem Weg. 

Das alles geht nicht von heute auf morgen. Nicht zuletzt 

geht es darum, in jedem Bereich, in jeder Institution, in 

jeder Verwaltung Haltung zu zeigen. Damit können wir 

schon heute beginnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den  

LINKEN und den GRÜNEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, die AfD-Fraktion. Herr Abg. Hütter. Bitte, Sie 

haben das Wort. 

Carsten Hütter, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Bevor ich zu meinem eigent-

lichen Redebeitrag komme, möchte ich kurz eine Presse-

mitteilung von Frau Juliane Nagel zitieren, die jetzt 

gerade, 13:26 Uhr am 02.02., herausgegeben wurde. Es 

geht dort um Angriffe auf Asylunterkünfte. Ich zitiere: 

„Das menschenfeindliche Getöse einer AfD gibt den 

Tätern Auftrieb, – 

(Juliane Nagel, DIE LINKE: Richtig! – 

Beifall bei den LINKEN) 

– und die abschottungsorientierte Politik insbesondere der 

CDU trägt dazu bei, das gesellschaftliche Klima weiter 

anzuheizen.“ 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Stimmt! – 

Beifall bei den LINKEN) 

Ausgerechnet Sie, Frau Nagel, sprechen von Leuten, die 

diese Probleme anheizen. 

(Zuruf der Abg. Juliane Nagel, DIE LINKE) 

Ausgerechnet Sie, die in Connewitz dafür sorgt, dass wir 

dauernd Probleme, Sorgen, Theater und Übergriffe haben! 

Sie! Ganz gezielt Sie! – Entschuldigen Sie bitte, Herr 

Böhme, dass ich vergessen habe, Sie auch mit ins Boot zu 

nehmen. 

(Heiterkeit – Beifall bei der AfD) 

Ich weiß nicht, ob ich darüber lachen oder ob ich so etwas 

überhaupt noch ernst nehmen soll, Frau Nagel. 
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(Unruhe im Saal – Zuruf von den LINKEN: 

Auch der Plenarsaal ist kein rechtsfreier Raum!) 

– Ja, ja, wohl wahr. Wohl wahr. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! In der Fraktion DIE LINKE stellt man jeden 

Monat immer wieder gern dieselben Kleinen Anfragen 

zum Themenbereich Rechtsextremismus und zu Aktivitä-

ten einzelner Organisationen. 

Nun also produziert DIE LINKE eine Große Anfrage, 

deren Hauptdokument einen Umfang von mehr als 300 

und samt Anlagen sogar mehr als 1 000 Seiten aufweist. 

Warum produziert DIE LINKE solch einen Aufwand? 

Will sie damit die Verwaltung beschäftigen, will sie damit 

Kosten in der Verwaltung verursachen. Will sie damit – – 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

– Ja, Moment mal! Das ist ja wohl eine ganz andere 

Hausnummer, Herr Lippmann. Der Einwurf war mir ja 

klar. Wenn ich aber die Menge dieser ganzen unsinnigen 

Kleinen Anfragen zu dieser Großen Anfrage hinzu sortie-

re, dann komme ich auf eine ganz andere Hausnummer. 

Also jetzt mal bitte alles im Blick behalten, ja. Danke 

schön. 

(Zurufe von den LINKEN) 

Vielleicht will sie nur darauf verweisen, dass es ein 

Problem mit Rechtsextremismus in Sachsen wie übrigens 

auch in den anderen Bundesländern gibt. Sie, Frau 

Köditz, sorgen mit Ihrer andauernden Medienpräsenz zum 

Thema für ein deutlich negatives Bild in Sachsen. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Köditz, DIE LINKE – 

Weitere Zurufe von den LINKEN) 

Unterstellen wir einmal die beste Absicht, dass DIE 

LINKE hier tatsächlich auf ein Problem hinweisen möch-

te. Da sagen wir von der AfD-Fraktion klar: Ja, hier gibt 

es ein Problem mit Rechtsextremismus. Da geben wir 

Ihnen recht, Herr Gebhardt. Haben wir nie bestritten. 

(Zuruf von den LINKEN: Nein?) 

Das ist allerdings nichts Neues. Dazu hätten wir die 

Große Anfrage von Ihnen nicht gebraucht. Bereits aus 

unserer Kleinen Anfrage Drucksache 6/6052 zur Sicher-

heitslage im Freistaat Sachsen lässt sich die Entwicklung 

der Straftaten des Rechtsextremismus und übrigens auch 

des Linksextremismus, den Sie nicht erfragen wollen, 

detailliert, aber dennoch übersichtlich herauslesen. An 

dieser Stelle möchten wir uns einzelne Ausführungen zum 

Linksextremismus sparen, denn Sie haben sich in der 

Vergangenheit diesbezüglich als faktenresistent erwiesen. 

Wir möchten uns heute damit begnügen klarzustellen, 

dass wir uns jeder Form des Extremismus, sei es Links-

extremismus, Islamismus, Ausländerextremismus oder 

Rechtsextremismus, entgegenstellen. 

(Zuruf der Abg.  

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE) 

Das sagen wir mit aller Deutlichkeit. 

Die Begründung ist recht einfach. Der Begriff des Extre-

mismus ist umstritten. Generell zeichnet sich Extremis-

mus jedoch dadurch aus, dass sich Personen gegen die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung stellen und zur 

Umsetzung ihrer politischen Ziele Gewalt anwenden. Wir 

lehnen Gewalt auch im politischen Diskurs ab und werden 

selbstverständlich gegen diejenigen Verfassungsfeinde 

vorgehen, die die freiheitlich-demokratische Grundord-

nung beseitigen wollen. 

(Beifall bei der AfD) 

Mit Besorgnis nehmen wir jedoch zur Kenntnis, dass 

viele Politiker gerade aus dem linken Parteienspektrum 

nicht wissen, wo der Unterschied zwischen dem Grundge-

setz und der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

liegt. Außerdem scheint bei vielen jegliche Differenzie-

rung für die Begriffe Extremismus, Radikalismus und 

Populismus abhanden gekommen zu sein. Sie tauschen 

die Begrifflichkeiten häufig nach Lust und Laune unter 

Verkennung ihres Inhalts miteinander aus oder verwenden 

gleich den Begriff „Rechts“ für alles, was nicht in Ihr 

krudes Weltbild passt. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: 

Cooles?) 

– Krudes Weltbild. 

(Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE: 

Ich habe „cool“ verstanden!) 

– Cool bestimmt nicht. 

Es gibt dafür eine einfache Begründung. Eine Position gilt 

als umso extremer, je weiter entfernt sie von einer idealen 

Mitte ist. Ihre ideale Mitte ist so weit links, dass unsere 

Positionen aus Ihrer Sicht heraus schon rechtsradikal sind. 

(Zuruf der Abg.  

Luise Neuhaus-Wartenberg, DIE LINKE) 

– Danke schön. 

Genauso klar, wie wir uns vom Rechtsextremismus 

distanzieren, 

(Lachen bei den LINKEN) 

werden wir uns auch von dieser politischen Diffamie-

rungsstrategie aus dem linksradikalen bis linksextremisti-

schen Spektrum distanzieren. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Piwarz. 

Christian Piwarz, CDU: Da Kollege Hütter doch etwas 

schneller zum Ende gekommen ist, würde ich von der 

Möglichkeit der Kurzintervention Gebrauch machen. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Bitte sehr. 
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Christian Piwarz, CDU: Herr Hütter hat sehr deutlich 

gemacht, dass die AfD offensichtlich versucht, sich von 

rechtsextremistischen Tendenzen zu distanzieren und das 

auch in der eigenen Partei zu ahnden. 

Sie haben vor noch nicht einmal einer Woche auf Listen-

platz 2 Ihrer Bundestagsliste Herrn Maier gewählt, meines 

Wissens in einer Kampfabstimmung mit einem deutlichen 

Ergebnis. Herr Maier hat bei der berühmten Vorrede zu 

Herrn Höcke von Schuldkult gesprochen. Dieser Begriff 

ist in meiner parlamentarischen Tätigkeit bislang nur von 

einer einzigen Fraktion immer wieder vorgebracht wor-

den, nämlich von der NPD. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, der SPD, 

den GRÜNEN und der Staatsregierung) 

Wenn Sie dazu keine deutlichen Worte finden für einen 

Mann, den Sie auf Platz 2 Ihrer Landesliste gestellt haben, 

dann ist es nicht weit her mit Ihrer Aussage, dass Sie 

angeblich gegen rechtsextremistische Tendenzen in Ihrer 

Partei deutlich Stellung beziehen. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, der SPD, 

den GRÜNEN und der Staatsregierung) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Hütter. 

Carsten Hütter, AfD: Sehr geehrter Herr Piwarz, ich 

habe natürlich mit diesem Einwand gerechnet. Mit aller 

Deutlichkeit: Bitte warten Sie die Maßnahmen ab, 

(Zuruf von den LINKEN: Maßnahmen?) 

die innerhalb unserer Partei diesbezüglich ergriffen 

werden. 

Danke. 

(Zurufe von der CDU und den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Mein Amt und die Sitzungsleitung gestatten mir 

nicht, mich hier zu äußern. Herr Lippmann, Sie haben das 

Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte 

sehr. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Vielen Dank, Herr 

Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Das mit den 

Maßnahmen ist bei der AfD offensichtlich so eine Sache. 

Wenn Sie unter Disziplinarmaßnahme die Beförderung in 

den Deutschen Bundestag verstehen, dann sollten wir 

vielleicht darüber reden, womit Sie versuchen, Leute zu 

strafen. Mit Blick auf die Causa Höcke muss ich immer 

wieder feststellen, dass es bei Ihnen ein großes Problem 

zu sein scheint, ausgewiesene Rechtsextreme oder Perso-

nen, die zumindest am rechten Rand fischen, aus der 

Partei auszuschließen. Sie kommen irgendwann nicht 

mehr umhin festzustellen, dass es eben keine Einzelfälle 

bei Ihnen sind, sondern dass sie gezielt in der AfD gedul-

det, akzeptiert und auch hofiert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Lippmann, Sie 

gestatten eine Zwischenfrage? 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Bitte. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Frau Dr. Muster. 

Dr. Kirsten Muster, AfD: Herr Präsident! Sehr geehrter 

Herr Lippmann, vielen Dank für die Möglichkeit der 

Frage. 

Wie lange haben denn die Fraktion bzw. die Partei der 

GRÜNEN gebraucht, sich von den K-Gruppen zu absen-

tieren? 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn ich Herrn Trittin sehe, dann haben Sie die immer 

noch bei sich. Wenn ich Herrn Kretschmann in Baden-

Württemberg sehe, dann frage ich mich: Ist das noch am 

Gange? 

(Proteste bei den GRÜNEN) 

Ich bin ganz gespannt auf Ihre Antwort. 

(Zuruf von den LINKEN: Schade, dass der 

Gesichtsausdruck jetzt nicht übertragen wurde!) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Lippmann, bitte. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Frau Dr. Muster, 

(Glocke des Präsidenten) 

es fällt mir schwer, sinnreich auf diese Frage zu antwor-

ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

Zum einen muss man, glaube ich, artikulieren, dass dieser 

Versuch des Ablenkungsmanövers von den Versäumnis-

sen Ihrer Partei, den Sie gerade starten, doch sehr durch-

schaubar ist. Zum anderen ist es etwas anderes, wenn es 

um Personen geht, die momentan aktiv in der AfD poli-

tisch tätig sind, wie das Herrn Höcke oder Herrn Maier 

betrifft, und die das während ihrer Amtszeit bei der 

Ausübung von Mandaten äußern, und es dann die Partei 

nicht schafft, sich davon zu distanzieren. 

Dass es GRÜNE gibt, die in den Sechziger- und Siebzi-

gerjahren ein Vorleben hatten, bei dem man sich durchaus 

die Frage stellen kann, ob sie dem heute noch ähnlich 

frönen würden, ist eine andere Geschichte. Da würde ich 

Ihnen allerdings einen Blick ins Geschichtsbuch empfeh-

len, damit Sie den gesellschaftlichen Zusammenhang 

sehen. Das ist keine Entschuldigung. 

Die Frage, ob der Ministerpräsident des Landes Baden-

Württemberg einmal K-Gruppen nahestand, ist keine 

Entschuldigung dafür, dass Sie Rechtsextreme in Ihrer 

Partei dulden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN – 

Zuruf von der AfD: Schön  

abgelenkt vom eigentlichen Problem!) 
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Ich würde jetzt mit meinen Ausführungen zur Großen 

Anfrage beginnen. 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon mehrfach 

angesprochen worden: Im Freistaat Sachsen gibt es ein 

Problem mit Rechtsextremismus. Die Erkenntnis ist 

gewiss keine neue. Man braucht zu dieser Erkenntnis 

keine Anfragen und auch die Große Anfrage, so wertvoll 

sie ist, grundsätzlich nicht. Ein tagtäglicher Blick in die 

Zeitungen genügt bekanntermaßen. Das haben die zurück-

liegenden Monate deutlich veranschaulicht. Namen wie 

Heidenau, Freital und Clausnitz, aber auch Dresden oder 

Meißen haben bundesweit unrühmliche Bekanntheit 

erlangt. Entspannt sich die Lage in einem Ort wieder – 

oder vielleicht ist die Lage dort mittlerweile so normal 

geworden, dass es keinen mehr interessiert –, so stehen 

andere Orte in den Startlöchern, wie zuletzt die Debatten 

insbesondere rund um Bautzen gezeigt haben. 

Die Namen dieser Orte haben eine Aufmerksamkeit weit 

über die Landesgrenze hinaus erreicht. Sie sind in der 

bundesdeutschen Wahrnehmung zu Symbolen geworden, 

zu Symbolen für Alltäglichkeit von Neonazismus und 

rechter Gewalt in Sachsen, wie auch diese Große Anfrage 

eindeutig belegt. Sie sind auch zu Symbolen für einen 

Staat geworden, dessen Behörden mitunter dieser Gewalt 

kaum etwas entgegensetzen können. 

Der Verfassungsschutz ist heute schon angesprochen 

worden. Ich habe zunehmend das Gefühl, der Verfas-

sungsschutz ist zum Überraschungsei unter den Sicher-

heitsbehörden geworden, stets überraschend bei neuen 

Vorfällen und bei jedem siebten Mal ein Treffer. Alles, 

was ihm einfällt, ist, dass sich Rechtsextremisten mög-

licherweise asylfeindlichen Demonstrationen nähern bzw. 

sich unter sie mischen. Diese Naivität ist kaum zu ertra-

gen. Dass die Grenzen zwischen den einen oder den 

anderen schon längst verschwommen sind und sich am 

rechten Rand eine im wahrsten Sinne des Wortes explosi-

ve Mischung bildet, ist für Szenekenner offenkundig, aber 

für den Verfassungsschutz mitunter offensichtlich nicht. 

Die Polizei ist mitunter spät vor Ort. Auch wenn unzu-

reichende Personalstärken ein großes Problem sind, 

gelingt es ihr häufig erst Tage später, wieder Ordnung 

herzustellen. Das ist besorgniserregend. Die Berichterstat-

tung der Polizei ist mitunter auch geprägt von Beschwich-

tigung und Bagatellisierung. Uns allen sitzen noch die 

Märchen von „eventorientierten Jugendlichen“ im Ohr. 

Auch die ortsansässige Politik verkündet dann in den 

Kommunen gern mit Tremolo in der Stimme, dass die 

Nazis ja nicht von hier kämen – als würden Nazis als eine 

Art Plage plötzlich vom Himmel fallen. 

Diese Tatsachen werden auch durch die vergleichsweise 

gute Ermittlungsarbeit des OAZ nicht konterkariert. 

Gestatten Sie mir einen Einschub, Herr Innenminister, zu 

den Plänen zum PTAZ: Ich halte es für keine gute Idee 

mit Blick auf die politisch motivierte Kriminalität im 

Freistaat Sachsen, jene Expertenbehörde für deren Verfol-

gung aufzublähen und die Arbeit damit zu verbessern. Ich 

sage aber auch: Wir werden das, was Sie vorschlagen, 

sehr intensiv prüfen und schauen, ob sie diese Anforde-

rungen erfüllt. 

Der Kampf gegen Rechtsextremismus kann überdies auch 

nur dann funktionieren, wenn die Verfahren nicht monate-

lang, gar jahrelang, wie im Falle der rechtsextremen 

Holligangruppe „Faust des Ostens“ vor Gericht vor sich 

hin dümpeln, ohne dass sich etwas tut, außer dass die 

Beschuldigten weiter munter Straftaten begehen können. 

An die Täter, aber auch an die Opfer gleichermaßen ist 

das ein fatales Signal. Neonazis können ihre hegemonia-

len Ansprüche, ihre Gewalt und ihren Hass ungeniert 

ausleben. Sie haben mit keiner ernsthaften staatlichen 

Gegenwehr zu rechnen, ganz im Gegenteil. Ihnen wird 

aufgezeigt: Prügelst du nur lange genug Flüchtlinge durch 

die Stadt, wirst du politisch gehört. Dies zeigen unter 

anderem die unsäglichen Gesprächseinladungen von 

Bürgermeister und Landrat in Bautzen an bekennende 

Rechtsextreme. 

In den seltensten Fällen sind solche Exzesse jedoch 

zufällig. Dies belegt die Antwort auf die Große Anfrage. 

Die extreme Rechte ist in Sachsen personell gut aufge-

stellt. Gruppen verschiedener Couleur – angefangen von 

den Identitären über Freie Kameradschaften und rechte 

Parteien bis hin zu Hooligans und Freefightern sowie der 

organisierten Kriminalität nahestehenden Rockerklubs – 

stehen im regen Austausch und sind untereinander über 

die Grenzen des Freistaates hinaus gut vernetzt. Ihr 

Vorgehen hat Struktur und Plan und ist keinesfalls zufäl-

lig. 

Was das für Menschen bedeutet, die nicht in die Enge des 

Weltbildes dieser Gruppen passen, zeigen die Antworten 

auf die Große Anfrage eindrücklich. Das Aufkommen 

rechtsmotivierter Straftaten ist stetig auf hohem Niveau. 

Im abgefragten Zeitrahmen ereigneten sich über 10 000 

rechtsmotivierte Straftaten. Immer häufiger befinden sich 

darunter Straftaten gegen Leib und Leben, unter anderem 

nahezu 500 Körperverletzungsdelikte. 

Mit dem Zuzug von Geflüchteten steigt die Zahl noch 

einmal drastisch an. Geflüchtete, ihre Unterkünfte sowie 

ihre Unterstützer werden zur Hauptzielscheibe des Has-

ses. Manche Regionen sind im besonderen Maße betrof-

fen. Hierzu gehören die Städte Dresden und Leipzig 

sowie der Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge. 

Rund 6 000 Tatverdächtige konnten ermittelt werden. Sie 

stammen nahezu alle aus Sachsen. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Hört, hört!) 

So viel zu den auch heute wieder vorgetragenen Märchen, 

dass die Nazis hier eingefallen seien, nicht von hier 

kämen und insbesondere aus den anderen Bundesländern 

zugereist wären. 

Aufgeklärt werden dennoch nur knapp 40 % der Delikte. 

Im angefragten Zeitraum kam es trotz der hohen Zahl von 

Tatverdächtigen zu nur 1 215 rechtskräftigen Verurteilun-

gen. 

Neonazis sind darüber hinaus auch infrastrukturell gut 

aufgestellt. Ich will dazu exemplarisch, wie auch Kollege 
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Homann es schon getan hat, auf einen Punkt eingehen. Im 

Untersuchungszeitraum standen ihnen in allen Landkrei-

sen und kreisfreien Städten mehrere Immobilien zur 

Verfügung. Insgesamt 62 sind es an der Zahl. Allerdings 

befanden sich nur 16 dieser Objekte auch tatsächlich im 

Besitz von Rechtsextremen. Das bedeutet im Umkehr-

schluss, dass Rechtsextremisten 46 Objekte nutzen 

konnten, weil es Menschen gab, die bereit waren, ihnen 

diese zu vermieten, zu verpachten oder anderweitig zur 

Verfügung zu stellen. Besonders fatal ist, dass bei sieben 

Objekten die öffentliche Hand als Vermieter auftrat. Vor 

allem so manche kommunale Wohnungsgesellschaft hat 

hier bei der Zurverfügungstellung von Lokalen und 

dergleichen sich wahrlich nicht mit Ruhm bekleckert. Ob 

dies nun ein Zeichen von Naivität und Unwissenheit oder 

vielleicht sogar von Sympathie ist, möge jeder selbst 

beurteilen. Es ist aber ein Problem, dem man sich defini-

tiv widmen muss. 

Herr Innenminister, wie viele Exzesse von Neonazis in 

Sachsen braucht es noch, bis wir zumindest in diesem 

Punkt ein stärkeres Problembewusstsein in Sachsen 

haben? Wie viele Menschen müssen noch Gewalt von 

Neonazis erleiden, bis in diesem Freistaat dann auch ein 

öffentlich sichtbares Umdenken trotz aller Bemühungen 

stattfindet? Muss auch hier, wie in Bayern geschehen, erst 

ein Mensch durch den Lauf einer Waffe getötet werden, 

bevor die Handlungen wieder deutlich intensiviert wer-

den? 

Ich fordere Sie auf, ähnlich wie Kollegin Köditz: Legen 

Sie eine Gesamtstrategie zur Bekämpfung des grassieren-

den Rechtsextremismus vor! Stärken Sie die vielfältigen 

zivilgesellschaftlichen Akteure der Demokratie, aber auch 

der Flüchtlingsarbeit! Sorgen Sie für die notwendige 

Personalstärke bei Polizei und Justiz und für einen Ver-

folgungsdruck, der den Namen auch tatsächlich verdient 

hat! Schulen Sie Polizei und Verwaltung und sorgen Sie 

für stärkere interkulturelle Kompetenz bei den Beamten! 

Eine Bitte habe ich besonders: Entwaffnen Sie endlich die 

extreme Rechte! 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

Wir haben dazu gerade einen Antrag in den Geschäfts-

gang eingereicht. Was bei Reichsbürgern möglich ist – bei 

denen Sie es ja auch bewiesen haben, dass es möglich ist 

–, ist bei Neonazis notwendig und sollte umgesetzt 

werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Das war die erste Runde in der Aussprache. Gibt 

es aus den Reihen der Fraktionen Redebedarf für eine 

weitere Runde? – Die Fraktion DIE LINKE? – Nicht. Die 

CDU-Fraktion? – Herr Abg. Pohle; bitte sehr. 

Ronald Pohle, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! Recht 

vielen Dank. Eigentlich hat der Verlauf der Debatte mich 

dazu gebracht, jetzt noch einmal ans Pult zu gehen. Ich 

bin Marko Schiemann besonders dankbar, der gerade im 

besonderen Verlauf seines Redebeitrages, der sehr lang 

war, einen kompletten Bogen zur Problematik gespannt 

hat. 

Es ist Ihnen als LINKE unbenommen, Große Anfragen zu 

stellen. Das ist das Recht eines Abgeordneten, und es ist 

auch gut so, dass Sie das als Fraktion machen und Prob-

leme benennen. Das ist unbesehen. Aber Ihren Entschlie-

ßungsantrag, der darauf fußt, möchte ich jetzt noch einmal 

besonders betrachten. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Den haben 

wir doch noch gar nicht eingebracht!) 

– Moment, er fußt darauf. Ich möchte etwas vorwegneh-

men: dass Sie im Grunde genommen versuchen, eine 

Problematik als Popanz hochzuziehen und die andere 

Problematik komplett wegzulassen. 

Frau Köditz, ich nenne den Bereich Brandstiftungen. Sie 

wohnen im Leipziger Land. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: 

Im Landkreis Leipzig!) 

– Im Landkreis Leipzig. Die Fälle in Leipzig von 2015 – 

ich rede von politisch motivierter Gewalt, egal, ob das 

rechts oder links ist –: 2015 gab es insgesamt 53 Brand-

stiftungen, davon im Leipziger Land 12 und in Nordsach-

sen drei, in Summe 68. 2016 gingen die Fälle bereits hoch 

auf 90, in Leipzig 13, im Leipziger Land und in Nord-

sachsen 16 auf 119 Fälle. Wenn Sie sich einmal ver-

gleichbare Großstädte ansehen: im Jahr 2016 in Leipzig 

100, in Dresden 33 und in Chemnitz 28. 

Das ist zum Beispiel auch extremistische Gewalt und das 

beschäftigt unsere gesamte Gesellschaft. Genau das 

verunsichert die Gesellschaft, und insofern bin ich Marko 

Schiemann besonders dankbar, dass er gesagt hat, dass 

wir uns als Fraktion komplett gegen extremistische 

Gewalt aussprechen. Da ist es uns völlig egal, ob das von 

rechts oder von links ist; denn das ist wie Feuer und 

Wasser. Das eine bedingt das andere und das brauchen wir 

in unserer Gesellschaft überhaupt nicht. 

(Beifall bei der CDU – Zuruf des 

Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Zum Beispiel des Vorredners Kollegen Homann: Herr 

Homann hat die Beispiele von Europa gebracht. Aber was 

er weggelassen hat, möchte ich hier noch einmal bespre-

chen: Er sprach von den islamistischen Opfern in Europa. 

Den polnischen Lkw-Fahrer, der in Berlin durch einen 

Islamisten ums Leben gekommen ist, und weitere elf 

Opfer hat er ausgelassen. Das finde ich nicht in Ordnung, 

denn auch das ist extremistische Gewalt. Das ist Terror. 

Es ist völlig egal, ob das politisch motiviert von Islamis-

ten passiert, von rechts oder von links. Wir brauchen in 

unserer Gesellschaft überhaupt keine Gewalt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 
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2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht 

der Fall. Ich frage die Staatsregierung: Wird das Wort 

gewünscht? – Herr Staatsminister Ulbig, bitte sehr. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 

Abgeordneten! Da die Debatte sehr breit angelegt war, 

möchte ich aus der Sicht der Staatsregierung klar und 

deutlich sagen: Wir, die Staatsregierung, treten jeder Form 

von Extremismus konsequent entgegen, und wir verfolgen 

jede Form von Straftaten, auch aus dem Bereich der 

politisch motivierten Kriminalität. 

Ich werde mich in meinen Ausführungen a) kurz und b) 

im Rahmen der Großen Anfrage äußern und im Wesentli-

chen zu dem Themenkomplex Rechtsextremismus spre-

chen. Deshalb kann ich zuerst klar sagen: Ja, es ist noch 

einmal deutlich zum Ausdruck gekommen, wir haben in 

Sachsen ein Problem mit dem Rechtsextremismus. Ja, und 

dieses Problem stagniert auf hohem Niveau. Wenngleich 

im Jahr 2016 die Gewaltdelikte in diesem Bereich insge-

samt etwas zurückgegangen sind – konkret von 213 auf 

152 –, liegen die Fallzahlen aber nahezu unverändert 

hoch, bei 2 343. 

Es ist richtig, Polizei und Verfassungsschutz beobachten 

dabei mit wachsender Sorge das Vorgehen von Rechtsext-

remisten gegenüber Asylbewerbern, deren Aufnahmeein-

richtungen und Unterstützern. Fremdenfeindliche Atta-

cken machen nach wie vor rund 30 % aller rechtsextre-

men Straftaten in Sachsen aus. 

Ich werde jetzt nicht weiter ins Details gehen, aber Sie 

alle wissen, dass in Sachen politisch motivierter Krimina-

lität allgemein Dresden und Leipzig unsere Hochburgen 

sind und dass aber gerade beim Rechtsextremismus – 

ganz anders im Vergleich zum Linksextremismus – auch 

die ländlichen Regionen besonders stark betroffen sind. 

Das geht auch aus den Antworten auf diese Große Anfra-

ge hervor. 

Ein zweites Thema ist mir wichtig. Es ist anders, als es 

hier teilweise geäußert worden ist. Wir überlassen den 

rechtsextremen Straftätern nicht das Feld. Ganz im 

Gegenteil: Bei uns in Sachsen verspüren die Rechtsext-

remisten einen sehr konsequenten und hohen Verfol-

gungsdruck. Dafür steht sichtbar die Arbeit unseres OAZ. 

Insofern bin ich dankbar dafür, dass wenigstens das hier 

ziemlich einhellig anerkannt wurde. 

Ich will es deutlich sagen, weil das Thema PTAZ und der 

Vorschlag von mir gestern noch angesprochen worden ist: 

Es geht natürlich um einen Ausbau der vorhandenen 

Expertise. Deswegen habe ich deutlich gesagt, dass das 

auch mit einer Steigerung des Personals einhergehen 

wird. Vor diesem Hintergrund brauchen Sie sich keine 

Gedanken zu machen, dass an der Qualität in diesem 

Bereich Abstriche gemacht werden. 

Außerdem erinnere ich hierzu beispielhaft an das Ermitt-

lungsverfahren gegen die sogenannte Freie Kamerad-

schaft in Dresden. Bei aller Fahndungsarbeit – das will 

ich an dieser Stelle nochmals deutlich sagen – braucht es 

besonders beim Kampf gegen Rechtsextremismus einen 

ganzheitlichen und nachhaltigen Ansatz. Dieser besteht 

neben der Repression aus Beobachtung und Prävention. 

Deshalb möchte ich noch ein paar Worte zum Thema 

Beobachtung sagen. Frau Köditz, Ihre Einstellung zum 

Landesamt für Verfassungsschutz kenne ich mittlerweile. 

Aber die Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungs-

schutz wurden gerade in Sachsen in den letzten Jahren vor 

neue Herausforderungen gestellt. Anders, als Sie das 

beobachtet haben, schreiben sie nicht nur zur „Identitären 

Bewegung“, wo sie sich im Moment aufhalten, etwas auf, 

sondern sie sind dabei, auch weitere Erkenntnisse zu 

gewinnen. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Köditz, DIE LINKE) 

Das Thema Reichsbürger ist mittlerweile ein bundeswei-

tes Beobachtungsobjekt. Wir sind dabei, gemeinsam mit 

dem OAZ für Sachsen ein Lagebild auf den Tisch zu 

legen und es bundesweit entsprechend abzugleichen. 

Deswegen ist es natürlich so, dass die Kleinen Anfragen, 

die Sie zuletzt gestellt haben und die zeitnäher an den 

Erkenntnissen gewesen sind, Informationen Ihnen gegen-

über zum Ausdruck gebracht haben, die in den Anfragen 

vorher noch nicht vorhanden gewesen sind. 

Bei der Prävention ist an erster Stelle unser Landespro-

gramm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Tole-

ranz“ zu nennen, welches bei meiner Kollegin Köpping in 

sehr guten Händen ist und dort sachgerecht bearbeitet 

wird. Darüber hinaus haben wir gemeinsam eine Reihe 

toller Projekte unterstützt und unter anderem das Demo-

kratiezentrum in Sachsen auf die Beine gestellt. Dieses 

hält für jeden ein umfangreiches Beratungsangebot bereit, 

egal, ob Täter, Opfer, Schüler oder Eltern. Allein im Jahr 

2015 konnten darüber hinaus 580 Beratungen realisiert 

werden. 

Außerdem beteiligt sich der Freistaat Sachsen erfolgreich 

an mehreren Bundesprogrammen. Auch hier sind alle 

Formen von Menschenfeindlichkeit, von politisierter oder 

vorgeblich religiös legitimierter Gewalt und politischer 

Radikalisierung Gegenstand präventiver Arbeit und damit 

auch der Förderung. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch das Landes-

programm zum begleiteten Ausstieg aus der rechtsextre-

mistischen Szene des Freistaates erwähnen. Hierbei 

handelt es sich um ein Projekt des Landespräventionsrates 

gemeinsam mit nicht staatlichen Organisationen. Das ist 

eine mühsame Geschichte. Aber durch die Mitarbeiter des 

Aussteigerprogrammes wurden insgesamt 39 langfristige 

Beratungsprozesse mit Aussteigern und deren Umfeld 

gestaltet, die bis dato in vier Fällen mit Aussteigern und in 

sieben Fällen mit deren Umfeld erfolgreich abgeschlossen 

wurden. 

Schlussendlich ist mir eines noch wichtig: Die Antwort 

auf die Große Anfrage ist auch ein Beispiel dafür, wie gut 

und kontinuierlich die sächsischen Behörden zusammen-

arbeiten. Die unterschiedlichen Ministerien bis hin zu den 
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einzelnen Polizeidirektionen schafften es in kurzer Zeit, 

auf die 559 Fragen zu antworten. Das will ich an dieser 

Stelle noch einmal ausdrücklich sagen: Das hätte man 

vielleicht auch mal erwähnen können, weil es keine 

Selbstverständlichkeit ist, so eine Menge an Zahlen in 

dieser kurzen Zeit zusammenzutragen. 

(Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ich 

habe Ihnen Verlängerung gegeben!) 

– Eine Verlängerung, das mag ja sein, aber trotz alledem 

hätten Sie vielleicht mal ein Wort des Dankes sagen 

können, unabhängig davon, wie Sie die Inhalte entspre-

chend bewerten. Das wollte ich an dieser Stelle nochmals 

sagen. 

(Beifall bei der CDU – Zuruf des 

Abg. Rico Gebhardt, DIE LINKE) 

Ich will jetzt zum Abschluss sagen. Die Staatsregierung 

tritt jeder Form von Extremismus entgegen. Wir brauchen 

hierbei keine Nachhilfe. Wenn suggeriert wird, dass die 

Staatsregierung in diesem Komplex untätig wäre, will ich 

dem deutlich entgegentreten. Ich habe es vorgetragen, 

dass es eine Menge an Angeboten demokratischer Partizi-

pation und politischer Bildung gibt. Die Staatsregierung 

baut diese zudem ständig aus. 

Ich möchte eines zum Schluss sagen: Am Kampf gegen 

Extremismus mitzuwirken, ist nicht nur eine Aufgabe 

staatlicher Behörden, sondern es sind die Menschen im 

Lande an allen Stellen aufgerufen, entsprechend mitzu-

machen. Ich erwarte, dass diese Auseinandersetzung, die 

stattfindet, auch auf dem Boden der freiheitlichen demo-

kratischen Grundordnung erfolgt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Staatsminister. – Meine Damen und Herren! Die Ausspra-

che zur Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE ist 

abgeschlossen. Wir haben aber noch einen Entschlie-

ßungsantrag zu beraten. Ich rufe auf den Antrag in der 

Drucksache 6/8350 und gebe jetzt die Gelegenheit, den 

Entschließungsantrag einzubringen. Frau Köditz, Sie 

haben das Wort. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Den letzten Gedanken 

von Herrn Ulbig finden Sie sogar im Entschließungsan-

trag auf Seite 2 unter Nummer 8: „Die erfolgreiche und 

wirkungsvolle Zurückdrängung der extremen Rechten in 

Sachsen ist daher eine gesamtgesellschaftliche und 

langfristig angelegte Aufgabe, die der Anstrengungen 

vieler bedarf.“ 

Ich möchte diesen Entschließungsantrag noch einmal mit 

einbringen. Schauen Sie sich ihn bitte an. Es geht keines-

wegs nur um Gewalt und um Straftaten überhaupt. Wir 

haben in unserer Großen Anfrage verschiedene Bereiche 

nachgefragt: Strukturen, Versammlungsgeschehen, Treff-

objekte und die Frage nach der Nutzung welcher Medien. 

Es ist immer nur auf die Gewaltfrage zu reduzieren: 

Damit werden wir die extreme Rechte weder langfristig 

noch nachhaltig zurückdrängen können. 

Ich bitte darum, dass uns auch bewusst wird bei den 

verschiedenen Phänomenbereichen der politisch motivier-

ten Kriminalität: Wenn wir die bekämpfen wollen, müs-

sen wir uns die Arbeit machen, die Gegenstände zu 

unterscheiden, denn die Motivationen für die Straftaten 

sind unterschiedlich. 

Deswegen haben wir uns als LINKE dieses Mal der 

Thematik „Extreme Rechte“ zugewandt, weil wir der 

Meinung sind, dass wir ein Gesamtkonzept zur Zurück-

drängung brauchen. Ich freue mich, Herr Minister, dass 

Sie sich immer wieder im Plenarsaal hinstellen und die 

Sache thematisieren. Aber ein Gesamtkonzept – da bin ich 

etwas im Widerspruch zu Herrn Lippmann – erwarte ich 

nicht von Ihnen, sondern dieses Gesamtkonzept erwarte 

ich von der gesamten Staatsregierung. 

Ich schließe mich gern Ihrem Dank an die Mitarbeiter der 

Ministerien für die zügige Beantwortung an. Aber ich 

möchte einfach, dass Sie sich zusammensetzen und in 

allen Bereich zusammentragen, was notwendig ist, um 

eine Gesamtstrategie zu entwickeln. Wir freuen uns auch 

über das Fördermittelprogramm. Aber das ist kein Hand-

lungskonzept. Ich bitte Sie ganz einfach, unserem Ent-

schließungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Köditz. Meine Damen und Herren, gibt es hierzu  

Wortmeldungen? – Herr Lippmann für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Vielen Dank, Herr 

Präsident. Wir werden dem Entschließungsantrag zu-

stimmen. Frau Köditz, natürlich ist es nicht Aufgabe des 

Innenministers allein, eine solche Gesamtstrategie vorzu-

legen, sondern der kompletten Staatsregierung und auch 

darüber hinausgehend. Wir werden aber dem Entschlie-

ßungsantrag auch deswegen zustimmen, weil er fokussiert 

ist auf das zentrale Thema, das wir momentan in Sachsen 

haben. 

Insoweit, Herr Pohle, möchte ich Ihnen in einem Punkt 

etwas mitgeben: Wir können gerne – und da gebe ich 

Ihnen recht – über die verschiedenen Punkte politisch 

motivierter Kriminalität in diesem Hause sprechen, aber 

dann bitte dort, wo es hingehört. Worauf ich nämlich 

keine Lust habe, ist, dass permanent bei Debatten zu 

linksmotivierter Kriminalität und Gewalt jeder Hinweis, 

es gebe auch Rechtsextreme in Sachsen, von Ihnen und 

der CDU als Bagatellisierung und Relativierung durch die 

Gegend getrieben wird und dann hier beim Thema 

Rechtsextremismus eine großartige Debatte über andere 

Phänomenbereiche geführt wird. Ich finde das inkonse-

quent, da müssten Sie sich mal entscheiden, wofür Ihre 

Fraktion steht. 
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Wir stimmen dem Antrag auch deswegen zu, weil Sie im 

Innenausschuss vorletzte Woche einen Antrag, der sich 

mit der politisch motivierten Gewalt am 12.12.2015 in 

Leipzig auseinandergesetzt und diese scharf verurteilt hat, 

nicht zugestimmt haben. Deswegen wollen wir die Prob-

leme benennen und fokussieren. Deswegen ist ein solcher 

fokussierter Entschließungsantrag, wie DIE LINKE ihn 

vorgelegt hat, richtig, und wir werden ihm zustimmen. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Lippmann. Es gibt eine weitere Wortmeldung. Herr Pohle, 

bitte. 

Ronald Pohle, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, recht 

schönen Dank. Frau Köditz, ich hatte in meinem Redebei-

trag schon angesprochen, weshalb wir diesem Antrag 

nicht zustimmen können: weil er einfach inhaltlich 

gesehen so kompatibel ist zu der gesamtgesellschaftlichen 

Problematik von Extremismus. Allein hier in der Über-

schrift: Wo ist der Unterschied der Entwicklung der 

extremen Rechten zur Entwicklung der extremen Linken 

oder zu extremistischer Gewalt in besonderer Form? 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Hätten 

Sie zugehört, was wir gesagt haben!) 

Das Einzige, was in Ihrer Begründung richtig war, ist, 

dass wir eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung 

brauchen, die Extremismus in Gänze begleitet, und wir 

würden uns natürlich freuen, wenn Sie uns bei dieser 

Geschichte begleiten. Einzig und allein mit dem Einschub 

im Punkt 2, der sich auf die extreme Rechte bezieht – das 

ist insbesondere Rassismus, Nationalismus und Antisemi-

tismus –, haben Sie natürlich recht; das ist ein rechtsext-

remistisches Phänomen; aber alles andere in Ihrem Antrag 

lässt sich beliebig auf kompletten Extremismus übertra-

gen. 

Recht vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht 

der Fall. 

Ich lasse über die Drucksache 6/8350 abstimmen. Wer 

zustimmen möchte, der zeigt das jetzt bitte an. – Vielen 

Dank. Die Gegenstimmen, bitte? – Vielen Dank. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Danke. Bei keinen Stimmenthal-

tungen und zahlreichen Stimmen dafür hat der Antrag 

dennoch nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Meine Damen und Herren, die Behandlung der Großen 

Anfrage ist beendet und ebenso auch der Tagesordnungs-

punkt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 6 

Polizeiliches Handeln überprüfen, öffentliches Berichtswesen zur Arbeit  

der unabhängigen zentralen Beschwerdestelle Polizei einrichten 

Drucksache 6/8111, Antrag der Fraktionen CDU und SPD 

Die Fraktionen können wie folgt Stellung nehmen: CDU, 

SPD, DIE LINKE, AfD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und die Staatsregierung, sofern das Wort gewünscht wird. 

Für die CDU-Fraktion beginnt Herr Abg. Pohle mit der 

Aussprache. Bitte sehr, Sie haben das Wort. 

Ronald Pohle, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, recht 

schönen Dank. Sehr geehrte Damen und Herren! Im 

Koalitionsvertrag verständigen sich die Koalitionsfraktio-

nen auf die Einrichtung einer unabhängigen zentralen 

Beschwerdestelle der sächsischen Polizei im Staatsminis-

terium des Innern. Zum 5. Januar 2016 wurde dieses 

Vorhaben umgesetzt. 

Um eines vorauszuschicken: Uns ging es dabei keinesfalls 

um ein Misstrauensvotum gegen die Arbeit unserer 

Polizisten, ganz im Gegenteil – da spreche ich für jedes 

einzelne Mitglied meiner Fraktion –: Wir vertrauen 

unserer Polizei. Unser Misstrauen gilt den Rechtsverlet-

zern. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

Dennoch sehen wir in der zentralen Beschwerdestelle eine 

Chance – eine Chance, in erster Linie das berechtigt hohe 

Vertrauen der Bevölkerung in unsere Polizei weiter zu 

stärken. Eine Chance bietet sie auch unseren Polizisten, 

die mit der Einrichtung der Stelle ebenfalls einen Adressa-

ten für ihre Beschwerden und Anliegen erhielten. Die 

Bilanz der einjährigen Tätigkeit lässt erkennen, dass 

sowohl die Bürger als auch die Polizisten diese Chance 

erkannt und in Anspruch genommen haben. 

2016 gingen immerhin 216 Beschwerden und 545 Bitten, 

Anfragen und Hinweise bei der Zentralstelle ein. 

198 Beschwerden konnten bearbeitet werden, von denen 

sich 20 als begründet und 35 als teils begründet erwiesen. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: 

Hat er die Quelle genannt?) 

55-mal ereigneten sich Fehler. – Wir haben uns heute ja 

schon mehrfach gegenseitig gedankt; das ist eine Reihe 

von Kleinen Anfragen von Herrn Stange gewesen. Alles 

gut, Sie arbeiten hervorragend mit. 
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(Enrico Stange, DIE LINKE: 

Wir helfen, wo wir können!) 

Sie qualifizieren dieses Anliegen der Koalition. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Was man 

von Ihrem Antrag nicht sagen kann!) 

Ich setze fort. 55-mal ereigneten sich Fehler. Das ist nicht 

erstaunlich; denn bekanntlich ist die einzige Möglichkeit, 

Fehler zu vermeiden, nichts zu tun. Erstaunlich ist ledig-

lich, dass es bei den vielen Tausend Einsätzen unserer 

Polizisten in einem Jahr so wenige waren. Betrachtet man 

die Aggressivität, den Hass und die Gewalt, die unseren 

Beamten von Rechtsbrechern aller Couleur entgegen-

schlagen, so grenzt die geringe Zahl fast an ein Wunder. 

Ich habe mir im letzten Jahr einige Polizeieinsätze im 

Zusammenhang politisch motivierter Krawalle in Leipzig 

persönlich angeschaut, und ich kann jenen, die fast von 

Berufs wegen Polizeischelte betreiben, nur anraten, es 

einmal genauso zu halten. Man sieht die Arbeit der Polizei 

dann in einem ganz anderen Licht. 

Sehr geehrte Damen und Herren, unabhängig davon bietet 

jeder begangene Fehler mehrere Chancen: die Chance, 

daraus zu lernen, die Chance für die Polizei, ihre Arbeit 

weiter zu verbessern, und die Chance für uns, für die 

Politik, Bedingungen für bessere Polizeiarbeit zu gestal-

ten. 

In genau diese Richtung zielt der Antrag „Polizeiliches 

Handeln überprüfen, öffentliches Berichtswesen zur 

Arbeit der unabhängigen zentralen Beschwerdestelle 

Polizei einrichten“, den ich hier für die Regierungsfrakti-

onen einbringe. Es reicht eben nicht aus, begangene 

Fehler zu ahnden und die Fehler gegenüber Betroffenen 

auszugleichen. Noch wichtiger ist es, aus begangenen 

Fehlern richtige Schlüsse für die Zukunft zu ziehen. Das 

ist ohne ein entsprechendes Management nicht möglich. 

Unter Fehlermanagement verstehen wir ganz im wissen-

schaftlichen Sinne die systematisch betriebene Fehlerprä-

vention, -erkennung, -diagnose und -bewertung zum 

Zwecke der Einleitung und Evaluierung von Gegenmaß-

nahmen. Das notwendige Material dazu kann uns die 

Zentralstelle nach dem ersten Jahr ihrer Tätigkeit bereit-

stellen. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse müssen 

dann sowohl der Polizeiführung als auch uns die Hand-

lungshinweise dafür liefern, dass die Ausbildung, Dienst-

ausführung und Dienstbedingungen für unsere Polizisten 

dahin gehend zu verbessern sind, dass die Gefahr der 

Wiederholung einmal begangener Fehler minimiert wird. 

Diese Prozesse der Erkennung, Diagnose, Bewertung und 

Prävention müssen transparent und nachvollziehbar 

gestaltet sein. Nur dann werden die Verantwortlichen zu 

den richtigen Schlüssen kommen und nur dann werden 

wir das Verständnis und die Akzeptanz der Bürger für die 

Möglichkeiten, aber auch für die Grenzen polizeilichen 

Handelns erhalten können. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich bitte Sie um Zu-

stimmung zu unserem Antrag. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, nun die SPD-Fraktion; Herr Abg. Pallas, bitte 

sehr, Sie haben das Wort. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! In der Ausspra-

che zur gestrigen Regierungserklärung zum Bericht der 

unabhängigen Expertenkommission ging es auch um das 

Thema Fehlermanagement und Fehlerkultur. Mit dem hier 

vorliegenden Antrag greifen SPD und CDU das Thema 

heute erneut auf; es geht um die unabhängige zentrale 

Beschwerdestelle der Polizei und darum, wie sie zu einer 

besseren Fehlerkultur beitragen kann. Auf die Einrichtung 

einer Beschwerdestelle haben sich SPD und CDU bereits 

im Koalitionsvertrag verständigt. Ich möchte zitieren – es 

heißt auf Seite 102: „Wir wollen das Vertrauensverhältnis 

zwischen der sächsischen Polizei und den Bürgerinnen 

und Bürgern weiter stärken und Hinweise, Anregungen 

und Beschwerden ernst nehmen.  

Zu diesem Zweck wird eine unabhängige Zentrale Be-

schwerdestelle der sächsischen Polizei im Staatsministe-

rium des Innern eingerichtet. Sie dient als Ansprechpart-

ner für die Bürger und die Beschäftigten der Polizei.“ 

Die Beschwerdestelle gibt es nun seit Anfang 2016, und 

sie wird von den Bürgerinnen und Bürgern schon recht 

gut angenommen: im ersten Jahr um die 200 Beschwer-

den über Polizeieinsätze und über 400 sonstige Anliegen 

zur Polizeiarbeit, also einfach Fragen oder Hinweise. 

Was hat die Beschwerdestelle mit Fehlerkultur zu tun? 

Dazu hatte ich gestern in der Aussprache zur Regierungs-

erklärung festgestellt: „Fehler müssen erkannt, benannt 

und reflektiert werden, damit sie nicht wiederholt wer-

den.“ Hier kommt die Beschwerdestelle ins Spiel. 

Im Koalitionsvertrag heißt es dazu weiter: „Ein solches 

Beschwerdemanagement bietet der Polizei die Chance, 

fehlerhaftes Verhalten zu erkennen und abzustellen, und 

eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit, Notwendigkeiten 

des polizeilichen Handelns gegenüber den Bürgern zu 

erläutern und transparent zu machen.“ 

Meine Damen und Herren! Um das zu erreichen, muss die 

Arbeit der Beschwerdestelle auf geeignete Art und Weise 

öffentlich gemacht werden, es muss darüber diskutiert 

werden, und sie muss reflektiert werden. Damit komme 

ich zu unserem Antrag: SPD und CDU wollen, dass 

öffentlich über die Arbeit der Beschwerdestelle berichtet 

wird. Neben organisatorischer und personeller Ausgestal-

tung soll auch über Quantität und Qualität vorgebrachter 

Anliegen und die Arbeitsweise der Beschwerdestelle 

berichtet werden. Gleichzeitig sollen aber auch Leitlinien 

für die Arbeit der unabhängigen zentrale Beschwerdestel-

le erarbeitet werden. Darin sollen das Selbstverständnis 

der Beschwerdestelle, der Grundsatz der Bürgerorientie-

rung, die Arbeitsweise und vor allem die Zusammenarbeit 
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zwischen der Beschwerdestelle und den Polizeidienststel-

len definiert werden. 

Besonders wichtig für die Verbesserung der Fehlerkultur 

ist jedoch die Regelmäßigkeit von öffentlichen Berichten. 

Damit erreichen wir zweierlei: Erstens geben wir der 

Polizei insgesamt die Möglichkeit, Fehler zu erkennen, zu 

benennen, zu reflektieren und damit, sie zu vermeiden. 

Zweitens ermöglichen wir der Öffentlichkeit, die polizei-

liche Arbeit besser zu verstehen und auch den Umgang 

mit Fehlern besser nachvollziehen zu können. 

Meine Damen und Herren! Wir leben in schwierigen 

Zeiten, und die Beschäftigten der Polizei leisten unter 

nicht immer einfachen Umständen eine wirklich hervor-

ragende Arbeit. Dafür kommt der Polizei völlig zu Recht 

sehr großes Vertrauen aus der Bevölkerung entgegen. – 

Trotzdem passieren Fehler. Das sind Einzelfälle, die 

manchmal größere Kreise ziehen können. Dazu muss ich 

nur auf die gestrige Debatte zum Abschlussbericht der 

Expertenkommission verweisen. 

SPD- und CDU-Fraktion wollen durch größere Transpa-

renz, eine bessere Überprüfbarkeit polizeilichen Handelns 

und eine gute Fehlerkultur das Vertrauen der Bevölkerung 

in die Polizei und damit in den Staat wahren und weiter 

ausbauen. Durch die Arbeit der unabhängigen zentralen 

Beschwerdestelle und ein transparentes Berichtswesen 

kann dieses Ziel erreicht werden. Deshalb bitte ich Sie um 

Zustimmung zu unserem Antrag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Nun spricht für die Fraktion DIE LINKE Herr 

Abg. Stange. – Bitte sehr, Herr Stange. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber 

Kollege Pohle! Lieber Kollege Pallas! Nach mehr als 

einem Jahr der Tätigkeit der zentralen Beschwerdestelle 

für die sächsische Polizei machen sich CDU und SPD auf 

den Weg, um erstens einmal nachzufragen, auf welcher 

Grundlage diese Beschwerdestelle denn überhaupt arbei-

tet, wie sie ausgestattet ist und wie viele Beschwerden 

und Hinweise sie bearbeitet hat. Zweitens soll die Staats-

regierung gebeten werden, Leitlinien für die innere 

Organisation und Beschwerdebearbeitung zu erarbeiten. 

Drittens soll dem Landtag darüber ein jährlicher Bericht 

zugeleitet werden. 

CDU und SPD hatten in ihrem Koalitionsvertrag – darauf 

haben Sie hingewiesen – die Einrichtung einer, ich zitiere, 

„unabhängigen zentralen Beschwerdestelle … im Sächsi-

schen Staatsministerium des Innern“ vereinbart. Dieser 

semantischen Paradoxie einer unabhängigen Beschwerde-

stelle im Innenministerium stellt das Innenministerium 

selbst auf der Internetseite der Beschwerdestelle die 

Bezeichnung der „Zentralen Beschwerdestelle“ gegen-

über. Offenbar sind sich Koalition und Regierung nicht 

einig. Die Koalition will den Mythos der unabhängigen 

Beschwerdestelle weiter am Leben halten. Das Innenmi-

nisterium ist sich der Täuschung einer solchen Bezeich-

nung bewusst und bezeichnet diese Beschwerdestelle 

stoisch weiterhin als „Zentrale Beschwerdestelle“. In 

diesem skurrilen Widerspruch bin ich ganz bei Ihnen, 

Herr Staatsminister des Innern – ja, das kommt auch vor  

–, denn die Beschwerdestelle ist nicht unabhängig. Immer 

schön bei der Wahrheit bleiben, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, so bitter das auch ist. 

Was nun die erbetenen Informationen anbelangt – Kollege 

Pohle hat es bereits zitiert –, ist es für Abgeordnete des 

Sächsischen Landtags durchaus ein wichtiges Kontroll-

instrument, mittels Kleiner Anfragen die Arbeit der 

Regierung und ihrer Behörden zu kontrollieren. Das habe 

ich dann seit Einrichtung der zentralen Beschwerdestelle 

regelmäßig gemacht und werde das auch fortsetzen. – Das 

war eine Ankündigung, keine Drohung. 

(Albrecht Pallas, SPD: Die 

Grenzen verschwimmen aber!) 

An dieser Stelle, Herr Staatsminister, noch einmal ein 

ausdrücklicher Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, die an der Beantwortung einer nicht unbeträchtli-

chen Zahl Kleiner Anfragen beteiligt sind. Für diese recht 

umfangreiche Arbeit in der Beantwortung zur Drucksache 

6/5204 sind die rechtlichen Grundlagen, das Selbstver-

ständnis und die Zielrichtung der Arbeit der zentralen 

Beschwerdestelle dargestellt worden. Als inhaltliche 

Leitlinie dient – ich weiß nicht, warum man das jetzt noch 

zusätzlich braucht – eine Konzeption zu Zielen, Aufga-

ben, Organisation und Ausgestaltung. Zum Selbstver-

ständnis und den Zielen wird der Herr Staatsminister dann 

sicherlich noch gemäß der Antwort ausführen, davon gehe 

ich aus. 

Die personelle Ausstattung lag bis Dezember bei einem 

Polizeivollzugsbeamten, einem Verwaltungsbeamten und 

einem Tarifbeschäftigten, jeweils in Vollzeit, sowie einem 

Polizeivollzugsbeamten und einem Verwaltungsbeamten 

in Teilzeit – Daten aus der Kleinen Anfrage zu Drucksa-

che 6/7715. Dort ist ebenso ausgeführt, dass im Jahr 2016  

219 Beschwerden und 445 sonstige Anliegen an die 

Beschwerdestelle gerichtet wurden. Darunter war eine 

Beschwerde, die von 73 Beschwerdeführern geführt 

wurde. Auch zu den Ergebnissen können Sie ausführlich 

in den genannten Kleinen Anfragen nachlesen. 

Viel wichtiger aber, meine Damen und Herren, ist die 

Frage, weshalb Sie mehr als ein Jahr nach der Einrichtung 

der Beschwerdestelle nunmehr Leitlinien erarbeiten 

lassen wollen – für Ihre unabhängige Beschwerdestelle. 

Die soll wohl das Innenministerium erarbeiten; davon 

gehe ich aus. 

Lassen Sie mich auf den Fall des Journalisten Santos 

zurückkommen – übrigens innerhalb des letzten Jahres 

kein Einzelfall! Dieser Journalist führte über das Verhal-

ten einer Polizeibeamtin Beschwerde, die nach seiner 

Aufforderung, ihm ihren Dienstausweis zu zeigen, diesen 

in kreisender Bewegung vor ihm herführte. Das veranlass-
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te ihn, Beschwerde zu führen – zu Recht, um das einmal 

klar zu sagen. Dann können Sie in der Beantwortung der 

Kleinen Anfrage zu Drucksache 6/7716 nachlesen: Die 

Beamtin bekam durch die Zusammenarbeit der Be-

schwerdestelle mit den Polizeidienststellen die Unterlagen 

in die Hände und auch den Namen des Beschwerdeführers 

in Erfahrung. Sie hat den Beschwerdeführer angezeigt 

wegen des Verdachts des Verstoßes gegen §§ 22 und 33 

Kunsturheberrechtsgesetz. Zur Klärung: Es geht dabei um 

die sogenannte Verbreitung oder Veröffentlichung bzw. 

öffentliche Zurschaustellung dieser Bildnisse, also seines 

Videos. 

Der Journalist hatte den Vorgang mit der Beamtin mit 

einem Smartphone mitgefilmt und dieses Video nicht 

verbreitet, veröffentlicht oder öffentlich zur Schau ge-

stellt, sondern im verdeckten Bereich bei YouTube – 

Kenner wissen, was ich meine – eingestellt und nur der 

Beschwerdestelle diesen einzigartigen und nicht öffent-

lich zugänglichen Link zur Einsichtnahme in den Sach-

verhalt übermittelt. Diese hat den Link dann weiterver-

breitet und so mittelbar auch der von der Beschwerde 

betroffenen Beamtin zur Verfügung gestellt. 

Im Ergebnis wurde der Beschwerde wegen Fehlverhaltens 

der Beamtin nicht abgeholfen, obwohl die Beweise 

vorliegen. Gegen den Beschwerdeführer hat die von der 

Beschwerde betroffene Beamtin Anzeige erstattet, und es 

ist ein Ermittlungsverfahren eingeleitet worden. – Insge-

samt ist nach Auskunft der Staatsregierung in drei Fällen 

am Ende gegen den Beschwerdeführer ermittelt worden. 

Damit leistet die zentrale Beschwerdestelle freundliche 

Hilfe und Unterstützung zur Verfolgung von Beschwerde-

führern und zur Einschüchterung sich gegen polizeiliches 

Fehlverhalten wehrender Bürgerinnen und Bürger. 

Das ist eine interessante Wendung, die mich nicht ansatz-

weise im Sinne Ihres Antrags sanfter stimmt, sondern die 

mich, im Gegenteil, immer klarer sehen lässt, dass die 

Beschwerdestelle in der jetzigen Form – die Sie nicht 

ändern wollen; auch das muss man festhalten – und mit 

der rechtlichen Rahmensetzung – die Sie ebenfalls nicht 

ändern wollen – eine zynische und folgenschwere Täu-

schung der Öffentlichkeit ist. 

Die Beschwerdestelle gereicht sogar dazu, das Anliegen 

zu unterstützen, besonders renitente Beschwerdeführer 

oder solche, deren Anliegen auch dienstrechtliche Konse-

quenzen für die Beamten haben könnten, mundtot zu 

machen. Oder will man sie mundtot machen? Geht so 

sächsisch? 

Übrigens: Ihr Antrag ist auch eine blanke Täuschung; 

denn Sie wollen der Staatsregierung zur Erarbeitung einer 

Leitlinie nicht einmal eigene verfahrensleitende Gedan-

ken mit auf den Weg geben, sondern ihr völlig freie Hand 

lassen. 

Sie könnten sich ein Beispiel an unserem Gesetzentwurf 

zur Errichtung einer unabhängigen Ombudsstelle, Druck-

sache 6/5439, nehmen; da handelt es sich wirklich um 

Transparenz. Wir fordern ein Gesetz, mit dem auf rechtli-

cher – nämlich gesetzlicher – Grundlage Beschwerderech-

te und ein ordnungsgemäßes unabhängiges Verfahren 

konstituiert werden. Mit Rechtsansprüchen für die Be-

schwerdeführer! Das stünde uns als Gesetzgeber und vor 

dem Hintergrund der zuvor beschriebenen Fehlentwick-

lung der jetzigen Beschwerdestelle nicht nur gut zu 

Gesicht, sondern wäre ausdrücklich geboten. 

Hinsichtlich Ihres Antrags fällt mir ein Grundsatz ein, 

dessen Urheberschaft Charles-Louis de Montesquieu 

zugeschrieben wird. Ich darf zitieren: „Wenn es nicht 

unbedingt notwendig ist, ein Gesetz zu erlassen, dann ist 

es unbedingt notwendig, ein Gesetz nicht zu erlassen.“ 

Übertragen auf Ihren – im Grunde unnötigen – Antrag: 

Wenn es nicht unbedingt notwendig ist, einen Antrag zu 

stellen, ist es unbedingt notwendig, keinen Antrag zu 

stellen. 

Der von uns eingebrachte Gesetzentwurf hingegen ist, das 

zeigt die Realität, dringend geboten, um die Beschwerde-

stelle aus dem jetzigen Zustand der Willkür zu befreien. 

Wir werden uns zu Ihrem Schaufensterantrag, der keine 

Verbesserung, sondern nur eine Festschreibung der nicht 

haltbaren Zustände zur Folge hat, der Stimme enthalten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Die AfD-Fraktion ist aufgerufen. Herr Abg. 

Wippel, bitte sehr. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Nun haben Sie in der 

Koalition also Ihr Herz für die „unabhängige Beschwer-

destelle“ entdeckt. Die CDU sozialdemokratisiert immer 

weiter. 

(Zuruf von der CDU: Vorsicht!) 

Herzlichen Glückwunsch dazu! Viel Spaß auf diesem 

Weg! 

Dabei haben Sie einen Antrag geschrieben, der es eigent-

lich nicht wert ist, hier besprochen zu werden. Kommen 

Sie uns bitte nicht noch einmal damit, dass unsere Anträge 

zu kurz oder unnötig seien oder dass wir in das Regie-

rungshandeln, vor allem in dessen Kernbereich, eingreifen 

wollten. 

Kommen wir zum Inhalt. Unter I. wollen Sie sich zu drei 

Fragen berichten lassen – das ist in Ordnung –, nämlich 

zur organisatorischen und personellen Ausstattung der 

Beschwerdestelle, zu ihrer Arbeitsweise und dann noch zu 

einer dritten Frage; es lohnt sich nicht, das alles vorzule-

sen. Egal. Es sind drei Punkte, und alle diese Punkte 

könnten Sie mittels einer Kleinen Anfrage klären. Dafür 

brauchen Sie nicht noch eine extra Unterrichtung. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Ist schon geklärt!) 

– Es ist sogar schon geklärt. Richtig, Herr Kollege Stange. 

Sie haben viele Kleine Anfragen dazu gestellt. Das ist die 

Datengrundlage, auf die auch ich mich hier beziehe. 

Vielen Dank an dieser Stelle dafür. 
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Nun ist es trotzdem interessant, wie in dieser Beschwer-

destelle gearbeitet wird; denn dort sind immerhin vier 

Vollzeitkräfte tätig. Unter diesen sind sogar zwei Beamte 

des höheren Dienstes. Das ist sehr interessant. Wie wir 

mitbekommen haben, klingelt dort zwei bis drei Mal am 

Tag das Telefon. Oder es geht eine E-Mail ein. Natürlich 

ist es für uns im Parlament interessant zu erfahren, wie 

dort gearbeitet wird. Wie muss ich mir das vorstellen? 

Sitzen die zu viert um den Tisch herum und knobeln aus, 

wer heute ans Telefon gehen darf oder wer nicht? – Das 

sind wirklich wichtige Fragen, die wir hier besprechen 

müssen. 

Natürlich sind die Anliegen, die die Bürger an die Be-

schwerdestelle herantragen, subjektiv. Sie sind dem 

einzelnen Bürger wichtig, und wenn es nur eine Bitte ist, 

das eigene Haus bestreifen zu lassen, oder die Meldung, 

dass jemand falsch parkt. Das alles ist wichtig, damit 

kann man sich an die Polizei wenden. Aber dafür brau-

chen wir keine unabhängige Beschwerdestelle. Das 

machen doch bitte schön die Dienststellen in der großen 

Fläche unseres Landes. 

Beschwerdestelle für den Bürger zu polizeilichem Fehl-

verhalten – eigentlich müssten sich doch viele Bürger 

beschweren, und es müsste Disziplinarverfahren nur so 

hageln. Aber es ist keines dabei herumgekommen. Das 

zeigt doch, dass unsere Polizei vernünftig arbeitet und 

dass wir diese Beschwerdestelle gar nicht brauchen. 

Unabhängig von dieser Beschwerdestelle gehen ja immer 

noch Anfragen und Beschwerden bei den Polizeidienst-

stellen in der Fläche ein. Diese wurden in der Vergangen-

heit bearbeitet, und sie werden weiterhin bearbeitet. 

Gleiches gilt für Hinweise allgemeiner Natur oder die 

Meldung von Parkverstößen. 

Kommen wir zu Punkt II. Sie wollen Leitlinien erarbeiten 

lassen. Eine Leitlinie ist schon vorhanden. Was wollen Sie 

jetzt mit einer zweiten? 

Dann stellt sich natürlich die Frage: Was machen wir hier 

im Parlament eigentlich? Wir entscheiden über Gesetze, 

vielleicht noch über eine Verordnung, meinetwegen auch 

noch über eine Verwaltungsvorschrift. Irgendwann dahin-

ter kommen die Leitlinien. Wenn wir einen solchen 

Antrag gestellt hätten, dann hätten Sie uns entgegnet, das 

sei aber der Kernbereich des Regierungshandelns. Damit 

müssten wir als Sächsischer Landtag uns nun wirklich 

nicht befassen. Das sollten wir bitte schön die Ministerien 

selbst machen lassen. 

Unter Punkt III geht es um das Berichtswesen. Sie wollen 

also die Leitlinie und das, was damit passiert ist, sowie 

die eingangs erwähnten Fragen in einem Bericht geklärt 

wissen. Wie gesagt, das kann man machen. Man hätte 

aber auch eine Kleine Anfrage stellen können. 

Jetzt soll allerdings die Staatsregierung aufgefordert 

werden, diesen Bericht im Innenausschuss vorzustellen. 

Das hat die Staatsregierung überhaupt nicht in der Hand. 

Nehmen Sie die Geschäftsordnung zur Hand. Darin lesen 

Sie, dass für die Festlegung der Tagesordnung der Aus-

schussvorsitzende zuständig ist, nicht die Staatsregierung. 

Das wäre eine Forderung, die Sie uns, wenn wir einen 

solchen Antrag gestellt hätten, natürlich vorwerfen wür-

den. 

Wir stellen also fest, dass bei dieser Beschwerdestelle vier 

Leute, total überbezahlt, sitzen. Zwei bis drei Mal am Tag 

klingelt das Telefon, darunter ist ein sinnvolles Anliegen. 

Diese Beschwerdestelle ist unnütz. Wir haben sie von 

vornherein abgelehnt. Sparen Sie sich das Geld! Sparen 

Sie sich das Personal! Stecken Sie es in die Dienststellen! 

Dort wird es dringend gebraucht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Nun die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Herr Abg. Lippmann, bitte sehr. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ein schöner 

Antrag – er hätte von den GRÜNEN sein können. Nur, 

dann wäre er abgelehnt worden. Er hätte auch vom 

Kollegen Stange sein können, 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Dann 

wäre er umfangreicher geworden!) 

der regelmäßig Kleine Anfragen zur Arbeit der polizeili-

chen Beschwerdestelle stellt und dem wir es verdanken, 

dass wir überhaupt die Infos haben, die Herr Pohle heute 

referieren konnte. Der Antrag wäre zwar umfangreicher 

gewesen, aber wahrscheinlich trotzdem abgelehnt wor-

den. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Mit Sicherheit!) 

Als die Beschwerdestelle vor gut einem Jahr eingerichtet 

wurde, haben wir das als Schritt in die richtige Richtung 

begrüßt. Es ist eine urgrüne Forderung, eine – unabhängi-

ge! – Anlaufstelle für durch Polizei begangene Grund-

rechtsverstöße einzurichten. 

Dass diese Beschwerdestelle nicht unabhängig arbeiten 

kann, weil sie im Ministerium angesiedelt ist, ist aller-

dings ihr größter Geburtsfehler. Es helfen weder Bericht 

noch Leitbild, um diesen zu heilen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des 

Abg. Enrico Stange, DIE LINKE) 

Ein weiterer, höchst problematischer Punkt war und ist 

Ihre bisherige Haltung zu einer solchen Beschwerdestelle. 

Insoweit sind auch die Redebeiträge der einbringenden 

Fraktionen durchaus ambivalent. Es geht nämlich um die 

Frage, ob eine Beschwerdestelle Ausdruck des Misstrau-

ens gegenüber der Polizei ist oder nicht. 

Als wir GRÜNEN in der vergangenen Legislaturperiode 

einen Gesetzentwurf zur Einrichtung einer wirklich 

unabhängigen Polizeikommission einreichten, wurde das 

mit dem Argument abgelehnt – damals von der CDU –, 
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das sei ein fundamentaler Generalverdacht gegen die 

Arbeit der sächsischen Polizei. 

Dieser Logik folgend, ist auch Ihre Beschwerdestelle 

eigentlich ein Generalverdacht. Damit das offenbar nicht 

so auffällt, wird sie mit wenig Personal besetzt und 

abhängig dem Innenministerium angegliedert. Die einge-

richtete Beschwerdestelle kann auch nicht bemänteln, 

dass es in der sächsischen Polizei nach wie vor keine 

Fehlerkultur gibt, die diesen Namen aus unserer Sicht 

wirklich verdienen würde. Allem Anschein nach ist es 

weitgehend egal, was sächsische Polizeibedienstete tun. 

Konsequenzen hat es eher selten. 

Das fängt schon damit an, dass in der sächsischen Polizei 

offenbar nach wie vor ehemalige Stasimitarbeiter tätig 

sind und dass deren Vita kein Hinderungsgrund ist, sie als 

Revierleiter einzusetzen. Es geht weiter mit Polizisten, die 

gemeinsame Sache mit Neonazis machen, wie kürzlich 

der Fall Freital offenbarte. Es endet nicht mit Polizeifüh-

rern, für die das Eingestehen eines offensichtlichen 

Fehlers nach einer offenkundig schiefgelaufenen Einsatz-

lage ein Fremdwort ist. Es hört auch nicht bei den gestern 

diskutierten Versäumnissen auf, die die Expertenkommis-

sion im Fall al-Bakr aufgelistet hat. 

Das Schöne ist: Aus Fehlern kann man lernen, auch aus 

Fehlern, die nie hätten passieren dürfen. Dazu müsste man 

Fehler sammeln und systematisch auswerten. Dazu 

gehören auch die Fehler, die Bürgerinnen und Bürgern 

auffallen, weil sie sich ungerecht behandelt fühlen oder 

weil sie eine Maßnahme der Polizei zu beanstanden 

haben. Dazu gehören Fehler, die Beamtinnen und Beam-

ten tagtäglich im Dienst unterlaufen oder die sie bei 

Kolleginnen und Kollegen wahrnehmen oder bei denen 

sie Probleme sehen. 

All dies muss aus unserer Sicht nicht nur im Einzelfall 

unabhängig bearbeitet und aufgeklärt werden, sondern 

auch einer systematischen Analyse unterzogen werden. 

Eine Beschwerdestelle, wie sie momentan existiert, kann 

ein solcher Baustein sein. Ein Berichtswesen und ein 

Leitbild können weitere Bausteine in die richtige Rich-

tung sein. Sie können eine wirkliche Fehlerkultur aber 

nicht ersetzen, sondern nur auf ihr aufbauen. Andernfalls 

bleibt die Beschwerdestelle nicht nur ein zahnloser Tiger, 

sondern war schon von Anfang an als Bettvorleger konzi-

piert. 

Eine Fehlerkultur muss gelebt und vor allem von der 

Führungsspitze durchgesetzt werden, Herr Minister. Dazu 

gehört auch, dass man vonseiten des Innenministeriums 

nicht nur zulässt, sondern auch befördert, wenn Polizisten 

offen eingestehen, einen Fehler gemacht zu haben. Viel-

fach geht es den Menschen, die sich an eine Beschwerde-

stelle richten, nämlich gar nicht darum, dass der Beamte 

sanktioniert wird; vielfach geht es ihnen einfach nur um 

die Erkenntnis, dass ein Fehler gemacht wurde. Ich 

wünsche mir, dass sich die Erkenntnis, das zu befördern, 

im Innenministerium einmal durchsetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Mein Exkurs zur 

Fehlerkultur macht deutlich, in welches Umfeld die 

Beschwerdestelle eingebettet ist. Ich selbst habe eine 

Beschwerde wegen unterlassener Ermittlungen im Falle 

eines mutmaßlichen Angriffs auf ein linkes Wohnprojekt 

in Dresden eingereicht. Das Ergebnis: Was vonseiten der 

Beschwerdestelle dargelegt wurde, kann man als form-, 

frist- und zwecklos bezeichnen. Offensichtlich wurde die 

Beschwerde gelesen, gelocht und abgeheftet. Was als 

Antwort kam, war – das sage ich ganz deutlich – nicht 

geeignet, Bürgerinnen und Bürger zu motivieren, diesen 

Weg noch ein zweites Mal zu gehen, wenn sie eine solche 

Antwort bekommen haben. 

Gleichwohl sehen wir die Chance, eine Beschwerdestelle 

weiterzuentwickeln und die Arbeit der Beschwerdestelle 

vor allem durch einen öffentlichen Bericht stärker in den 

Fokus zu stellen. 

Herr Wippel – ach, jetzt sind Sie nicht mehr da; dann fürs 

Protokoll –, vielleicht sprechen Sie einmal mit Ihrem in 

Plenarsitzungen dauerabwesenden parlamentarischen 

Geschäftsführer, 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Ja!) 

wie das Innenministerium dennoch in der Lage sein 

könnte, die Ergebnisse der Beschwerdestelle und auch 

den Bericht in einer Innenausschusssitzung vorzustellen. 

Es gibt entweder die Möglichkeit, ihn dem Landtag zu 

übergeben – dann wird das als Unterrichtung in der Regel 

an den Innenausschuss überwiesen –, oder der Staatsmi-

nister des Innern macht von seinen umfassenden Mög-

lichkeiten und der Information der Staatsregierung Ge-

brauch, wie er es auch in der Vergangenheit häufiger 

getan hat. Jetzt also Geschäftsordnungsbedenken gegen 

den Antrag ins Feld zu führen ist lächerlich. 

Weil wir das grundsätzliche Anliegen teilen, die Be-

schwerdestelle zumindest stärker in den Fokus zu rücken 

und ihr ein Leitbild zu geben, werden wir dem Antrag 

selbstverständlich zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN  

und vereinzelt bei der SPD –  

Beifall des Abg. Enrico Stange, DIE LINKE) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, das war die erste Runde. Gibt es Redebedarf für 

eine weitere Runde? – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 

Abg. Pohle. Bitte sehr, Herr Pohle, Sie haben das Wort. 

Ronald Pohle, CDU: Herr Präsident, recht vielen Dank. 

Ich danke auch den meisten meiner Vorredner für ihr 

Engagement in der Sache, auch in der kritischen Befas-

sung. Allerdings möchte ich kurz auf den Vorredner Herrn 

Wippel eingehen, der mit einem Gespinst von zweifelhaf-

ter Lyrik 

(Heiterkeit des Abg. Enrico Stange, DIE LINKE) 
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versucht hat, diesen Antrag von uns in einer ganz merk-

würdigen Form zu qualifizieren. In eigener Sache: Ich 

meine, immerhin handelt es sich bei ihm um einen teilak-

tiven Beamten. Ich weiß nicht, wie er vor seinen Kollegen 

stehen möchte, nachdem er einen fluchtartigen Abgang 

aus dem Plenarsaal vollführt hat und nicht einmal die 

Achtung vor den weiteren Rednern und dem Fortgang der 

Debatte aufbringt. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU, den  

LINKEN, der SPD und den GRÜNEN) 

Insofern möchte ich diesen Redner jetzt einmal komplett 

ausgrenzen. 

Natürlich nehmen wir die Kritik ernst. Ich freue mich 

auch, Herr Lippmann, dass Sie diesem Antrag zustimmen, 

weil Sie die Sache betrachten und das gut finden. 

Was ich nicht teilen kann: Sie sprechen immer wieder von 

einer Fehlerkultur. Wir schreiben in unserer Begründung 

von einem offensiven Fehlermanagement. Das ist ein 

wesentlicher Unterschied. Wenn sich Fehler kultivieren, 

spricht man von einer Fehlerkultur. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Nein!) 

Man kann allenfalls von einer Anti-Fehlerkultur sprechen, 

denn unser Ansatz ist, dass sich Fehler eben nicht kulti-

vieren, nicht verselbstständigen und in diesem Bereich 

nicht weiter verhaftet bleiben. Wir wollen mit einem 

offensiven Fehlermanagement genau dem begegnen. 

Herr Stange, mit Ihren Kleinen Anfragen haben Sie 

natürlich sehr stark zur Belebung des Sachverhalts beige-

tragen, deswegen noch einmal offiziell mein Lob dafür. 

(Enrico Stange, DIE LINKE: Das spornt mich an!) 

– Nein, keine Frage; das ist unbesehen so. Aber wenn Sie 

das als Ansporn nehmen, müssen Sie aus vielen dieser 

kritischen Punkte, bei allem Lob und aller Kritik, auch 

sehen, dass daraus Herausforderungen erwachsen, Her-

ausforderungen auch für unsere Polizei. Wir brauchen 

Regelungen, die den Datenschutz und andere Bereiche 

betreffen. 

Auch wurde kritisiert, dass dies ein Jahr lang gedauert 

habe. Alles, was man neu einrichtet, bedarf nach vielleicht 

zwölf Monaten einer Evaluierung, um nachzuschauen, 

wie sich das entwickelt und in welche Richtung man es 

eigentlich entwickeln will. Insofern müssen wir auch 

schauen, wie zum Beispiel die Ausrüstung unserer Polizei 

weiterentwickelt wird. Ich spreche jetzt zum Beispiel von 

Bodycams etc., damit wir auch dort ein rechtssicheres 

Verfahren für unsere Polizei hinbekommen. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Pohle, gestatten 

Sie eine Zwischenfrage? 

Ronald Pohle, CDU: Von Herrn Stange jederzeit. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Gerne. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Vielen Dank, Kollege 

Pohle. – Nur damit wir jetzt nicht in der Annahme fehlge-

hen, worüber wir sprechen: Stimmen Sie mir zu, dass wir 

über die zentrale Beschwerdestelle bei der Polizei spre-

chen, nicht über eine Fachkommission zur Evaluierung 

der Polizei und ihrer Ausstattung? 

Ronald Pohle, CDU: Nein, unbesehen. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Man weiß ja nie!) 

Ich wollte damit nur sagen: Bei allem Engagement, das 

man dem entgegenbringt, muss man auch die Grenzen 

sehen und dann eventuell bei der Evaluierung dazu 

beitragen, dass wir zu einem offensiven Fehlermanage-

ment kommen, damit wir für alle am Verfahren Beteilig-

ten eine gütliche und zustimmungswürdige Entwicklung 

der ganzen Angelegenheit hinbekommen. 

Insofern bedanke ich mich bei Ihnen für das Engagement 

und für die Zustimmung zum Antrag. Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren gibt es weitere Wortmeldungen aus den Reihen 

der Fraktionen? – Das sehe ich nicht. Ich frage die Staats-

regierung. – Herr Staatsminister Ulbig, das ist heute Ihr 

Tag. Sie haben das Wort. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Herr Präsi-

dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 

das Gefühl, nicht nur heute ist mein Tag, aber das nur 

nebenbei. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU – Heiterkeit und 

Beifall des Abg. Enrico Stange, DIE LINKE) 

Der Ursprung der Beschwerdestelle ist angesprochen 

worden. Sie ist ein wichtiger Punkt im Koalitionsvertrag. 

Wie das von mir bekannt ist: Punkte, die im Koalitions-

vertrag geregelt sind, werden zügig umgesetzt. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Aha!) 

Deshalb haben wir uns ans Werk gemacht und dafür 

gesorgt, dass die Beschwerdestelle bereits am 4. Janu-

ar 2016 ihre Arbeit aufnehmen konnte und dass die 

Kolleginnen und Kollegen zur Verfügung standen. Sie 

sind seitdem erste Ansprechpartner sowohl für die Bürge-

rinnen und Bürger als auch für die Beschäftigten der 

Polizei. Sie nehmen genauso Beschwerden entgegen wie 

Bitten, Hinweise und Anregungen. 

Schon jetzt kann man sagen: Die Arbeit der Beschwerde-

stelle hat einen positiven Einfluss auf die Akzeptanz und 

das Vertrauen in die polizeiliche Arbeit. Kritik am polizei-

lichen Handeln kann auf diese Weise unvoreingenommen 

überprüft, Fehler können erkannt und das Handeln der 

Polizei kann nachvollziehbar erläutert werden. 

Anders als Sie, Herr Lippmann, der Sie das aus eigener 

Perspektive beschrieben haben – das kann ich Ihnen nicht 

wegnehmen –, bekomme ich sogar Rückmeldungen von 

Menschen, die sich bedankt haben und die sagen, sie 
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hätten gar nicht erwartet, in einer so intensiven und auch 

ausführlichen Form Antworten zu bekommen und damit 

jetzt eine Beurteilungsgrundlage für polizeiliches Handeln 

zu haben. 

(Beifall des Abg. Albrecht Pallas, SPD) 

Wie gut die zentrale Beschwerdestelle der Polizei ange-

nommen wird, zeigen die Zahlen. Herr Stange hat seinen 

Beitrag dazu geleistet. Deswegen kann ich mich auf 

wenige Zahlen beschränken, nämlich die Zahlen von 219 

Beschwerden im Jahr 2016 sowie von 445 weiteren 

Anliegen, die eingegangen sind. Nach eingehender 

Prüfung haben sich davon bislang 20 Beschwerden als 

begründet sowie 35 weitere Beschwerden als zumindest 

teilweise begründet erwiesen. 

Das ist für mich ein klares Zeichen, dass wir es mit dem 

Begriff von Fehlern, die auch im polizeilichen Handeln 

gemacht werden können, und dem Umgang mit Fehlern 

ernst meinen. Begangene Fehler oder Unzulänglichkeiten 

– solche sind es ja auch – sollen erkannt und abgestellt 

werden. An dieser Stelle möchte ich aber nicht weiter ins 

Detail gehen, weil ich sonst schon dem Jahresbericht in 

seiner Gänze vorgreifen würde. 

Der Antrag wird uns motivieren, die Arbeiten, die wir 

derzeit schon verrichten, noch zu intensivieren und 

voraussichtlich in diesem Monat mit weitaus detaillierte-

ren Informationen in Form eines Berichtes dann die 

Öffentlichkeit und natürlich gern auch den Fachausschuss 

und das Hohe Haus zu unterrichten. Insofern begrüße ich 

die im Antrag vorgesehene jährliche Berichterstattung und 

die Veröffentlichung des Berichtes. Natürlich soll es nicht 

nur ans Hohe Haus, sondern auch an die Bürgerinnen und 

Bürger eine Information geben, nicht nur, weil sie polizei-

liches Handeln noch transparenter macht, sondern weil 

dies kontinuierlich den Menschen im Lande deutlich 

machen soll, dass sie sich mit Kritik, Beschwerden, aber 

auch Wünschen und Anregungen an die sächsische 

Polizei wenden können. 

Herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Abg. Stange, Sie 

wünschen? 

(Zuruf: Das ist auch sein Tag!) 

Enrico Stange, DIE LINKE: Eine Kurzintervention. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Sie müssen nur sagen, 

was Sie wollen, und ich sage dann – – 

Enrico Stange, DIE LINKE: Eine Kurzintervention. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Bitte sehr. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. – Sehr geehrter Herr Staatsminister, ich nehme zur 

Kenntnis, dass der Jahresbericht, so wie die Koalition ihn 

mit dem Antrag begehrt, fast fertig ist. Das ist ja im 

Eilverfahren geschehen, sozusagen im vorauseilenden 

Gehorsam. 

Ich will Ihnen nur Folgendes sagen: Gern übernähmen wir 

auch einmal ein Auftragswerk von Ihnen für einen Antrag. 

Lassen Sie uns darüber reden, welches Thema es sein 

darf. Dann müssen wir das nicht erst hier im Plenum 

feststellen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Staatsminister, 

möchten Sie darauf eine Erklärung abgeben, eine Inaus-

sichtstellung? 

(Staatsminister Markus Ulbig: Danke!) 

– Nein. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Schluss-

wort für die Fraktionen der CDU und der SPD. Es hält 

Herr Abg. Pallas. – Bitte sehr. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Lieber Herr Stange, Sie 

werfen uns tatsächlich vor, dass die Koalition planvoll 

vorgeht. Das ist nicht Ihr Ernst, oder? 

(Enrico Stange, DIE LINKE: 

Nein, ich bin überrascht!) 

Ich möchte mich trotz allem für die überwiegend kon-

struktive Debatte bedanken, in der man durchaus unter-

schiedliche Positionen einnehmen kann. In gewohnt 

pointierter Art und Weise hat vor allem Herr Stange Kritik 

geübt, wobei ich feststellen musste, dass wir im dahinter-

liegenden Ziel gar nicht so weit auseinanderliegen. Wir 

haben einen Dissens über die Form, wie man eine solche 

Stelle einrichtet. Das halte ich für überhaupt nicht 

schlimm, weil es durchaus auch verschiedene Stellen 

dieser oder jener Art gibt, die man sehr wohl auch ver-

gleichen kann. Sie schlagen eine Ombudsstelle vor; die 

Koalition hat sich seinerzeit eben auf diese Form der 

Beschwerdestelle geeinigt. Wir hatten uns damals von 

einem Beispiel aus Sachsen-Anhalt leiten lassen, da es 

uns recht praktikabel erschien. 

Ich möchte Ihnen einen Vorschlag machen, Herr Stange. 

Lassen Sie uns vielleicht einmal die ersten drei Berichte 

abwarten – das dürfte dann so ziemlich mit dem Ende 

dieser Wahlperiode zusammenfallen –, und dann können 

wir ja Bilanz ziehen. Ich bin der Letzte, der sich einem 

offenen Austausch darüber verweigert, was sozusagen die 

beste Form ist. 

Ich möchte noch auf zwei Punkte eingehen, die in der 

Diskussion angesprochen wurden. Es wurde die Sinnhaf-

tigkeit von Leitlinien infrage gestellt, weil es doch das 

Grobkonzept gebe. Ja, das ist genau der Unterschied. Es 

gibt ein Grobkonzept, das die Anfangsphase der Be-

schwerdestelle umschrieben und die Grundlagen gelegt 

hat; das wollen wir natürlich durch eine möglichst gute, 

aber auch praktikable Beschreibung der Beziehungen 
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zwischen der Beschwerdestelle und den Polizeidienststel-

len, aber eben auch der Öffentlichkeit anreichern lassen. 

Ich halte dies für außerordentlich wichtig. 

Weiter hatten Sie moniert, Herr Stange, dass man ja auf 

dem Wege der Kleinen Anfrage diejenigen Informationen, 

die wir begehren, bereits bekommen könne. Der Unter-

schied ist allerdings – ich will Ihnen ja nicht zu nahe 

treten oder Ihr Ego irgendwie schmälern –, ob man eine 

Bringinformation oder eine Holinformation öffentlich hat. 

Mit Verlaub, nicht jede Bürgerin und jeder Bürger schaut 

sich die Antworten auf die Kleinen Anfragen des Abg. 

Enrico Stange an. 

Zum Schluss bleibt mir, noch einmal auf eine kleine 

Differenzierung zwischen den Begriffen Fehlermanage-

ment und Fehlerkultur einzugehen. Ein Fehlermanage-

ment kann man organisieren; man kann das verordnen. 

Hingegen muss eine Fehlerkultur – im Sinne der Kultur 

einer Behörde im Umgang mit passierenden Fehlern – 

entstehen, und dafür braucht es verschiedenste Instrumen-

te. Eines dieser Instrumente ist eben die Beschwerdestel-

le; ein weiteres Instrument wollen wir mit dem öffentli-

chen Berichtswesen jetzt neu installieren. Insofern bleibe 

ich bei meinem Werben um Ihre Zustimmung zu unserem 

Antrag. 

Ich bedanke mich bei Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Herr Stange, Sie 

wünschen? 

Enrico Stange, DIE LINKE: Herr Präsident, ich wollte 

meinen zweiten Joker ziehen. Ich habe noch eine zweite 

Kurzintervention. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Nein, das ist vorbei. 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Dieser Joker ist weg. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle nun die Drucksache 

6/8111 zur Abstimmung und bitte bei Zustimmung um Ihr 

Handzeichen – Gibt es Gegenstimmen? – Stimmenthal-

tungen? – Bei Gegenstimmen und zahlreichen Stimment-

haltungen ist die Drucksache 6/8111 beschlossen. – Herr 

Stange. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Eine Erklärung zum 

Abstimmungsverhalten? 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Ach ja, bitte. 

(Heiterkeit) 

Enrico Stange, DIE LINKE: Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. – Wir stimmen im Grundanliegen, die Beschwerde-

stelle auf eine rechtliche Grundlage zu stellen, überein. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Es geht um Ihr Ab-

stimmungsverhalten. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Mein Abstimmungsverhal-

ten? 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Ja. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Allerdings brauchen wir 

eine gesetzliche Grundlage, die auch tatsächlich Rechts-

ansprüche für die Beschwerdeführenden und ein rechts-

förmliches Verfahren beinhaltet. Der Jahresbericht ist 

auch in unserem Gesetzentwurf enthalten. Ich lade Sie 

also ein, den umgekehrten Weg zu gehen: nicht zu warten, 

sondern dann mit uns den Gesetzentwurf zu verabschie-

den. – Vielen Dank. 

(Albrecht Pallas, SPD: Bilanz 

ziehen nach drei Jahren!) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 7 

Dringende humanitäre Initiative aus Sachsen – Solidarische  

Verteilung und Selbstverpflichtung Sachsens bei der Umverteilung 

Geflüchteter aus Aufnahmelagern in Italien und Griechenland 

Drucksache 6/8128, Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Meine Damen und Herren! Die Fraktionen nehmen wie 

folgt Stellung: Zunächst spricht DIE LINKE, danach die 

CDU-Fraktion, die SPD-Fraktion, die AfD-Fraktion und 

die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, sodann die 

Staatsregierung, falls sie das Wort wünscht. 

Wir beginnen mit der Aussprache. Für die Fraktion DIE 

LINKE spricht Frau Abg. Nagel. – Bitte sehr, Frau Nagel. 

Juliane Nagel, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Drei Menschen 

starben in der vergangenen Woche in Moria auf Lesbos. 

Im Hotspot-Camp auf Samos gab es zahlreiche Suizidver-

suche; seit Dienstag sind Geflüchtete dort in Hungerstreik 

getreten. Insgesamt sitzen auf den Ägäis-Inseln derzeit 

15 000 Menschen fest. Die Hotspots sind damit doppelt 

überbelegt. Zahlreiche Menschen – wir können draußen 

sehen, wie das Wetter ist – harren in der Kälte aus. 

So viele Menschen, wie derzeit allein auf den griechi-

schen Inseln festsitzen – auf dem Festland ist es noch 

einmal ein Vielfaches davon –, sind etwa im vergangenen 
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Jahr in Sachsen angekommen, knapp 15 000. Dies ist ein 

Bruchteil im Vergleich zum Vorjahr, und diese Zahl lässt 

vor allem konservative Kräfte jubeln. Die Maßnahmen 

der Abschottung wie die Schließung der Balkanroute und 

der fragwürdige EU-Türkei-Deal werden gefeiert und als 

funktionierende Mechanismen idealisiert. Doch wir 

können ganz deutlich sehen: Diese Politik kostet Men-

schenleben. 

Die Gründe, die Menschen zur Flucht zwingen, sind in 

den letzten beiden Jahren nicht weniger geworden, im 

Gegenteil. Die Zahl der weltweit Flüchtenden steigt 

immer weiter an, und es ist bekannt: Die am wenigsten 

entwickelten Staaten dieser Welt nehmen die mit Abstand 

größte Zahl an Flüchtlingen auf. 

Der UN-Flüchtlingskommissar macht immer wieder 

deutlich, dass Europa endlich mehr tun muss, nicht nur 

bei der Unterstützung der Primäraufnahmeländer, sondern 

auch durch größere Aufnahmekontingente. Aber die 

reiche EU schottet sich weiter ab. Eine verschärfte Vari-

ante der gescheiterten Dublin-Verordnung wird derzeit 

verhandelt. Sogenannte Migrationspartnerschaften mit 

zweifelhaften Staatschefs sind in der Pipeline, und die 

Grenzen werden weiter hochgerüstet. 

5 022 Menschen sind im Jahr 2016 allein bei der Über-

fahrt über das Mittelmeer ums Leben gekommen. Es 

braucht – und das steht fest – eine humanitäre Wende, 

sichere Wege, um in Europa Schutz zu finden, und inner-

halb der EU solidarische Verteilungsmechanismen. 

(Beifall bei den LINKEN und 

der Abg. Petra Zais, GRÜNE) 

Wir als LINKE sind uns durchaus bewusst, dass Angela 

Merkel im Jahr 2015 Maßstäbe für eine gemeinsame 

europäische Asylpolitik setzen wollte, als sie die Grenzen 

nicht schloss. Wir wissen aber auch zu gut, dass dieser 

Ansatz lange begraben ist. Innenpolitisch jagt eine Asyl-

rechtsverschärfung die andere, und mit dem EU-Türkei-

Deal werden Geflüchtete in ein Land zurückgeführt, das 

ein rigoroses Demokratieabbauprogramm vorantreibt und 

die Todesstrafe wieder einführen will. Der Deal – wenn 

man ihn unkritisch betrachtet – funktioniert nicht einmal. 

Gerade einmal 800 Menschen sind seit dem Abschluss des 

Deals in die Türkei zurückgeschoben worden, davon mehr 

als die Hälfte in den ersten zwei Monaten der Laufzeit 

dieses Deals. 

Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir die Sächsische 

Staatsregierung einerseits auffordern, weiter auf eine 

europäische Lösung und eine gemeinsame europäische 

Migrations- und Asylpolitik zu drängen, die sich den 

Menschenrechten und der Humanität verpflichtet sieht. 

Wir knüpfen ganz bewusst an den Antrag der Koalition 

an, der hier im September 2015 eingebracht und diskutiert 

wurde, und wollen Sie beim Wort nehmen. So wurde die 

Staatsregierung seinerzeit aufgefordert, sich auf allen 

Ebenen dafür einzusetzen, dass humanitäre Hilfe für 

Menschen in Not geleistet werden muss. 

Wenden wir jetzt den Blick auf Griechenland, auf Italien 

oder derzeit auch Serbien – das ist dieser Tage medial 

groß gespiegelt –, dann sehen wir genau diesen Hand-

lungsbedarf, der durch ein fehlendes Umsteuern in der 

EU-Migrations- und Asylpolitik, durch falsche Deals und 

Nichthandeln zustande gekommen ist. Zehntausende 

Geflüchtete sitzen im Süden und Südosten Europas fest. 

Waren die Bedingungen in den provisorischen Lagern seit 

jeher schlecht – es fehlte am Zugang zum Nötigsten, die 

hygienischen Bedingungen waren unterirdisch –, so hat 

der Winter die Situation in eine neue humanitäre Kata-

strophe verwandelt. Darauf weisen NGOs wie Ärzte ohne 

Grenzen usw. usf. hin. 

Wir müssen uns bei all dem vergegenwärtigen, dass sich 

das alles in einer der reichsten Regionen der Welt ab-

spielt. Die Schuld allein den Aufnahmestaaten Griechen-

land, Italien usw. zuzuschieben reicht dabei nicht aus. Der 

griechische Politiker Giorgos Chondros sagte vor Kurzem 

sehr treffend in einem Interview im Deutschlandfunk: 

„Diese wirklich sehr katastrophale Lage bringt eigentlich 

die europäische Flüchtlingspolitik wieder auf die Tages-

ordnung.“ Er verweist dabei auch auf die Nichteinhaltung 

von minimalen Verpflichtungen bei der Umverteilung von 

Menschen aus Griechenland und Italien auf andere EU-

Staaten. Hier liegt ein weiteres, wenn nicht das Kernan-

liegen des vorliegenden Antrages. 

Noch einmal zur Erinnerung: Auf dem EU-Gipfel im 

September 2015 kam es zwar nicht zur Vereinbarung 

eines regulären Verteilungsmechanismus von Geflüchte-

ten innerhalb der EU, wie es manche Kräfte dort wollten, 

immerhin setzten aber die EU-Minister ein Relocation-

Programm durch. Innerhalb von zwei Jahren sollen 

demnach 160 000 Geflüchtete aus Griechenland und 

Italien und durch einen Nachbeschluss auch aus der 

Türkei auf die Mitgliedsstaaten verteilt werden. Die 

Bundesrepublik, die im Rahmen dieses Aufnahmepro-

gramms etwas mehr als 27 000 Geflüchtete aufnehmen 

soll, hat bis Ende Januar lediglich 1 831 Personen aufge-

nommen. EU-weit sind es etwa 11 000. Seit September 

2016 stellt die Bundesregierung zwar nominell monatlich 

500 Plätze bereit, aber selbst unter diesen Voraussetzun-

gen, selbst wenn diese Plätze wirklich mit Menschen 

aufgefüllt werden würden, was nicht getan wird, würde es 

immer noch mehr als vier Jahre dauern, bis die Aufnahme 

der zugesagten Zahl durch die Bundesrepublik vollzogen 

wäre. 

Gerade vor dem Hintergrund der in den letzten beiden 

Jahren aufgebauten Kapazitäten in der Erstaufnahme und 

auch bei den kommunalen Einrichtungen wäre es für uns 

in Sachsen ein Leichtes, ein Sonderkontingent an Ge-

flüchteten aufzunehmen, ein Kontingent, das sich im 

Rahmen dieses sowieso vereinbarten Kontingentes 

bewegt. Rechnete man die Gesamtzahl der Relocation-

Plätze nach dem Königsteiner Schlüssel auf Sachsen 

herunter, so ergäbe dies eine Gesamtzahl von 1 350 

Geflüchteten. Sagen Sie nicht, dass der Freistaat nicht in 

der Lage wäre, diese Menschen aufzunehmen. 
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7 500 Erstaufnahmeplätze wurden zum Jahreswechsel 

„vom Netz“ genommen. Meine Kleine Anfrage zur 

Auslastung der kommunalen Unterkünfte hat im Septem-

ber letzten Jahres ergeben, dass von 21 000 Plätzen 

gerade einmal 14 000 belegt waren. Das ist nur eine 

Momentaufnahme. Wie die Situation jetzt ist, können 

bestimmt alle aus ihren Landkreisen und Herkunftsstädten 

selbst einschätzen. In Leipzig zum Beispiel wächst der 

Leerstand. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Auftrag, den wir 

mit unserem Antrag an die Staatsregierung richten wollen, 

ist nichts Revolutionäres oder irgendwie Verrücktes. Wir 

drängen auf nichts anderes als die fristgemäße Erfüllung 

einer Selbstverpflichtung zum Wohle der Menschen, um 

die es dabei geht und die in den europäischen Mittelmeer-

anrainerstaaten vor sich hinvegetieren. Gleichsam machen 

wir mit unserem Antrag einen Ansatz stark, der prägend 

für das Europa der Zukunft sein muss: das Agieren aus 

den Regionen heraus. 

(Unruhe im Saal) 

Wie bereits gestern in der Debatte um das Sächsische 

Flüchtlingsaufnahmegesetz in Bezug auf die landesge-

setzliche Implementierung der Normen der EU-Auf-

nahmerichtlinie in Landesrecht vorgeschlagen, 

(Glocke des Präsidenten) 

wollen wir auch hier – und ich komme gleich zum Ende – 

unsere eigene Verantwortung als Bundesland deutlich 

machen und zum Handeln kommen. Vergleichbares ist in 

zahlreichen Städten, nicht nur in der Bundesrepublik, 

sondern auch europaweit zu bemerken. Städte und Bun-

desländer machen sich dafür stark. Europaweit geben 

große Städte wie Athen, auch Leipzig ein Signal, dass sie 

bereit sind, Flüchtlinge aufzunehmen. Auf der anderen 

Seite plädieren wir auch für ein grundsätzliches Umsteu-

ern in der Flüchtlingspolitik. 

Schließen wir uns diesem Ruf an, der schon durch Europa 

hallt. Setzen Sie heute mit der Zustimmung zu unserem 

Antrag ein Zeichen für Menschenrechte und Humanität in 

ganz Europa. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Für die CDU-Fraktion Herr Abg. Ursu. Bitte sehr, 

Herr Ursu, Sie haben das Wort. 

Octavian Ursu, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um es ganz klar zu 

sagen: Deutschland und Sachsen handeln humanitär und 

solidarisch. Der jüngsten Statistik von Eurostat vom 

15. Dezember 2016 zufolge hat Deutschland im III. Quar-

tal 2016 so viele Schutzsuchende aufgenommen wie die 

übrigen 27 Staaten gemeinsam. Nach den Daten von 

Eurostat wurden in den ersten drei Quartalen 2016 in der 

EU insgesamt 988 000 Asylanträge gestellt. Davon 

entfielen rund zwei Drittel allein auf Deutschland. Allein 

Sachsen hat im Jahr 2016 knapp 15 000 Menschen aufge-

nommen. 

Den zweiten Platz in der Europäischen Union hinter 

Deutschland nimmt mit deutlichem Abstand Italien mit 

68 000 Entscheidungen ein. Danach folgt Frankreich. In 

Griechenland gab es laut Eurostat hingegen in den drei 

Quartalen nur 7 600 Asylentscheidungen bei 30 000 An-

trägen. Diese niedrige Zahl an Asylverfahren in Griechen-

land lässt viele Fragen offen. Fest steht, dass Griechen-

land aus dem Mehrjahresprogramm des Asyl-, Migrati-

ons- und Integrationsfonds sowie des Fonds für Innere 

Sicherheit bereits 70 Millionen Euro und aus den Not-

fallmaßnahmen der beiden Fonds bisher 225 Millio-

nen Euro erhalten hat. Was macht die griechische Regie-

rung mit diesen Geldern? 

Die Flüchtlinge sollen im Rahmen des Europäisch-

Türkischen Vertrages zurück in die Türkei geschickt 

werden. Der Vertrag stellt einen wesentlichen Bestandteil 

zur Stabilisierung der Gesamtlage in der Europäischen 

Union dar. Es steht außer Frage, dass dieser einzuhalten 

ist. Es ist deshalb wichtig, vor Ort in Griechenland kon-

krete Lösungen zu finden. 

Sehen wir uns die Lage dort einmal genau an. Auf den 

Inseln Lesbos, Leros, Samos, Kos und Chios leben derzeit 

rund 16 000 Flüchtlinge, obwohl die Kapazität dort nur 

für die Hälfte reicht. Laut UNHCR sind jedoch die Kapa-

zitäten in den Unterkünften auf dem griechischen Fest-

land nicht ausgenutzt. 

Die griechische Regierung hatte Ende vergangenen Jahres 

angekündigt, Zeltlager aufzulösen und Asylbewerber in 

Wohnungen unterzubringen. Vor zwei Wochen kritisierte 

die EU-Kommission allerdings, dass trotz des kalten 

Wetters auf dem Festland und auf den Inseln immer noch 

viele Menschen in Zelten untergebracht seien. Die Ver-

antwortung dafür liege bei der griechischen Regierung. 

Das griechische Ministerium für Integrationspolitik 

räumte daraufhin ein, dass es ein echtes Problem gebe, 

schob die Verantwortung aber an die kommunalen Ver-

waltungen weiter. 

Das alles liegt jedoch nicht in der Zuständigkeit des 

Freistaates Sachsen. Das betrifft auch die auf dem EU-

Gipfel im September 2015 getroffenen Vereinbarungen 

zur Umverteilung von Flüchtlingen. Das Bundesministe-

rium des Innern koordiniert und steuert in Abstimmung 

mit den betroffenen Ressorts, insbesondere dem Auswär-

tigen Amt, den Umverteilungsprozess, der durch das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge praktisch 

umgesetzt wird. Eine Umverteilung findet also bereits 

statt. Flüchtlinge, deren Anträge auf Umverteilung bewil-

ligt werden, werden nach der zentralen Einreise über den 

Flughafen München und den entsprechenden gesundheit-

lichen und sicherheitstechnischen Überprüfungen 

deutschlandweit nach dem Königsteiner Schlüssel verteilt, 

auch nach Sachsen. Das setzt verschiedene Abstim-

mungsprozesse zwischen den Behörden der beteiligten 

Länder voraus, die Zeit in Anspruch nehmen. 
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Noch einmal: Der Vorwurf, Europa schiebe seine Verant-

wortung für die Flüchtlingsaufnahme auf die Südländer 

ab, wird durch diese Asylzahlen widerlegt. Deutschland 

nimmt nach wie vor viel mehr Flüchtlinge und Migranten 

als die übrigen EU-Staaten auf. Allein das EU-Instrument 

der Umverteilung herauszugreifen und stärkeres Handeln 

Deutschlands und Sachsens zu fordern, verkennt die 

Gesamtlage und ist reiner Populismus. 

Sehr geehrte Kollegen von der Fraktion DIE LINKE, 

worum geht es Ihnen denn hier wirklich? Wer entscheidet 

darüber, wer als besonders schutzbedürftig gilt? Und an 

welche Verwandten denken Sie, die besonders berück-

sichtigt werden sollen? Wer soll deren sichere Anreise 

finanzieren? Und wie genau soll das Sachsen, noch dazu 

vor Ort in Griechenland, steuern? 

Zu den Zielen der europäischen Asylpolitik gehört, die 

irreguläre Migration zu reduzieren, Menschenleben zu 

retten und Außengrenzen zu sichern. Wir sprechen hier 

von einer starken gemeinsamen Asylpolitik und einer 

neuen Politik der legalen Migration. 

Die Europäische Kommission verfolgt mit Hochdruck die 

Europäische Migrationsagenda, zu der sich auch Deutsch-

land und Sachsen bekennen, und hat bereits verschiedene 

Legislativpakete vorgelegt. Auch in diesem Kalenderjahr 

gehört das Thema zu ihren Top-Prioritäten. 

Entscheidend für die CDU-Fraktion ist, abgestimmt und 

koordiniert vorzugehen mit der Maßgabe, dass alle EU-

Mitgliedsstaaten ihren Anteil zur Lösung beitragen. 

Alleingänge haben sich als kontraproduktiv erwiesen. Die 

Bundesrepublik engagiert sich maßgeblich. Dazu trägt der 

Freistaat Sachsen seinen Anteil bei. 

Ihrem Antrag wird meine Fraktion aus den vielen genann-

ten Gründen nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU und der Staatsregierung) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die SPD Herr 

Baumann-Hasske, bitte. 

Harald Baumann-Hasske, SPD: Frau Präsidentin! 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Dieser 

Antrag verfolgt erneut das grundsätzlich begrüßenswerte 

Ziel, die Misere der Flüchtlingsaufnahme in Europa zu 

verändern und zu verbessern. Die Situation in den Auf-

nahmelagern in Griechenland und Italien ist hinlänglich 

dargestellt worden. Der Landtag wird sie nicht feststellen 

müssen. 

Der Freistaat ist verpflichtet, seinen Anteil an den in 

Europa zu verteilenden Flüchtlingen zu übernehmen. Er 

wird dies im Rahmen des bundesweit geltenden Vertei-

lungsschlüssels zweifellos tun. 

Weder der Bundesrepublik Deutschland noch dem Frei-

staat Sachsen kann man vorwerfen, ihren Verpflichtungen 

im Rahmen der Genfer Flüchtlingskonvention und der 

europäischen Regeln nicht nachgekommen zu sein. Herr 

Ursu schilderte es gerade sehr ausführlich. Deutschland 

tut mehr als alle anderen Mitgliedsstaaten in der Europäi-

schen Union. 

Für die solidarische und gerechte Verteilung bedarf es 

weniger der Initiativen von regionaler Ebene als des 

Zusammenwirkens und der Mithilfe auch der Staaten, die 

sich bisher – freundlich formuliert – deutlich zurückhal-

ten. 

Angesichts vorhandener Aufnahmekapazitäten der Bun-

desrepublik Deutschland unterliegt es keinem Zweifel, 

dass im Laufe des Jahres bundesweit 26 437 Relocation-

Plätze zur Verfügung gestellt werden können. Wir gehen 

davon aus, dass der Freistaat ein angemessenes Kontin-

gent von Flüchtlingen dann aufnehmen wird, wenn die 

Bundesrepublik Deutschland die Aufnahme von Flücht-

lingen aus Italien und Griechenland beschließt. Da liegt 

die Zuständigkeit. 

Wir sollten bei den bestehenden Zuständigkeiten bleiben. 

Ein Ausscheren des Freistaates aus den auf Bundesebene 

bestehenden Mechanismen wird kaum die Signalwirkung 

auf andere Länder oder europäische Mitgliedsstaaten 

haben, die sich die Antragsteller versprechen. Was haben 

wir denn in den letzten zwei Jahren erlebt? Es ist doch 

nicht so gewesen, dass das, was Deutschland und auch 

Sachsen getan haben, dazu geführt hätte, dass internatio-

nal mit einem Mal der große Beifall ausgebrochen wäre 

und alle sich unseren Bemühungen angeschlossen hätten. 

Die Signale scheinen also nicht zu wirken, so schön es 

auch wäre, wenn dem so wäre. Ich glaube nicht, dass 

diese Signalwirkung entstehen wird. 

Deshalb werden wir, wenn auch schweren Herzens, 

diesen Antrag ablehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die AfD Frau 

Dr. Petry, bitte. 

Dr. Frauke Petry, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die AfD-Fraktion wird 

den Antrag der LINKEN ebenfalls ablehnen. Er besteht 

aus zwei Teilen, einem Feststellungsantrag und einer 

Aufforderung an die Staatsregierung. 

Dazu ist Folgendes zu sagen: 

Punkt 1.3 ist gegenstandslos, denn der Inhalt bezieht sich 

auf einen Antrag der CDU und SPD zur Europäischen 

Migrationsagenda und zur gerechten Verteilung der 

Flüchtlinge in Europa, der vor fast genau einem Jahr hier 

beschlossen wurde. Dazu wurde bereits von der Staatsre-

gierung Stellung genommen. 

Der Punkt 1.2 ist uns nicht konkret genug. Er stellt uns 

vor viele Fragen. Was bedeutet bei Ihnen „regionale 

Ebene“? Sind das die Bundesländer, Landkreise und 

Kommunen Deutschlands oder ist der Blick hier auf das 

europäische Ausland gerichtet? Dann hätte die Feststel-

lung durch den Sächsischen Landtag einen schwachen 

Empfehlungscharakter. 
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Was meinen Sie mit dem Begriffspaar „solidarische und 

gerechte Verteilung“? Was ist hier der Maßstab? Sind das 

individuelle Interessen der Asylbewerber oder wirtschaft-

liche und verwaltungsmäßige Möglichkeiten der EU-

Staaten und ihrer Regionen? 

Nun zum zweiten Teil. 

Die Antragstellerin hat offensichtlich selbst bemerkt, dass 

die Zuständigkeit für die Umsetzung des EU-Umsied-

lungsprogramms auf der Bundesebene angesiedelt ist. Der 

Freistaat hat hier, wie bereits erwähnt wurde, keine 

direkten Möglichkeiten der rechtlichen Einflussnahme, 

und er kann auch nicht am Bundesinnenministerium 

vorbei Menschen aus anderen Staaten nach Sachsen 

holen. Hier haben wir als Landtag tatsächlich keine 

Zuständigkeit. 

So weit DIE LINKE die Sächsische Staatsregierung mit 

der Einleitung von Bundesratsinitiativen oder Entschlie-

ßungen beauftragen will, stellt sich die Frage, ob sie nicht 

über wirksamere Mittel als eine Aufforderung durch den 

Sächsischen Landtag verfügt; schließlich stellt sie doch 

mit Bodo Ramelow mittelbar einen eigenen Vertreter im 

Bundesrat. Außerdem sind Sie als Oppositionsfraktion im 

Bundestag vertreten. Das möchte ich nur als Erinnerung 

dafür erwähnen, wenn wir Anträge stellen, die eigentlich 

im Bund bearbeitet werden müssen. Vielleicht überlegen 

Sie sich Ihre Kritik das nächste Mal etwas genauer. 

Die Forderung, Deutschland solle sinngemäß endlich 

26 437 Kontingentflüchtlinge aufnehmen, enthält den 

völlig haltlosen Vorwurf, Deutschland würde sich bisher 

seiner Verantwortung entziehen, haben wir doch laut 

EASY-Registrierung 2015 fast 1,1 Millionen Menschen 

und 2016 immer noch circa 320 000 Menschen mittelbar 

aus Griechenland und Italien aufgenommen. 

Noch etwas Grundsätzliches: Solange Abertausende 

überführte Straftäter, die als vermeintliche Flüchtlinge 

gekommen sind, nicht rechtmäßig abgeschoben werden, 

stimmen wir überhaupt keiner neuen Aufnahme zu. 

Solange Abertausende nicht anerkannte Flüchtlinge nicht 

abgeschoben werden, weil dies in rechtsstaatlichen 

Verfahren so entschieden wurde, stimmen wir ebenfalls 

keiner neuen Aufnahme zu. 

Darüber hinaus beachtet die Linksfraktion nicht, dass 

Migranten nur dann am Relocation-Verfahren der EU 

teilnehmen dürfen, wenn sie aus Herkunftsländern mit 

einer Anerkennungsquote von mindestens 75 % im EU-

Durchschnitt stammen. Dies dürfte zumindest auf die in 

den italienischen Lagern befindlichen Boatpeople regel-

mäßig nicht zutreffen. Der Antrag der Linksfraktion 

vereinfacht hier in unzulässiger Weise und zielt wieder 

einmal auf die Schaffung vollendeter Tatsachen ab, so wie 

der Kollege heute von den fast zwangsmäßigen Folgen 

von Migration gesprochen hat, Herr Stange, und völlig 

außer Acht gelassen hat, dass diese Migration an sich 

schon illegal und gegen den Rechtsstaat gerichtet war. 

Wir gehen davon aus, dass die Linksfraktion selbst um die 

Gegenstandslosigkeit weiter Teile ihres Antrages weiß. 

Die eigentliche Zielstellung wird erst im Punkt 2.4 klar. 

Der dort geforderte Maßnahmenplan ist quasi der einzige 

Aspekt der Aufforderung an die Staatsregierung, der 

verhältnismäßig zügig und überprüfbar umgesetzt werden 

könnte. Das bedeutet, dass der Maßnahmenplan bei 

Annahme des Antrages wohl auch dessen einziges Ergeb-

nis wäre. 

Was ist nun der eigentliche Kerninhalt Ihres Maßnahmen-

plans? DIE LINKE fordert von der Staatsregierung nicht 

weniger als ein definitives Bekenntnis der Zusammenar-

beit von – so möchte ich sagen – zweifelhaften Nichtre-

gierungsorganisationen, die nur von sich selbst behaupten, 

Flüchtlinge sachgerecht zu unterstützen. Ebenso verlangt 

die LINKE ein Bekenntnis der Staatsregierung zur finan-

ziellen und materiellen Unterstützung genau solcher 

Organisationen. 

Es ist offenkundig, dass der geforderte Maßnahmenplan 

damit eine faktische Wirkung entfalten würde, selbst 

wenn am Ende gar keine Kontingentflüchtlinge nach 

Deutschland und Sachsen kämen. Wir alle wissen, dass 

die von der Linksfraktion angesprochenen Netzwerke der 

Flüchtlingshilfe allesamt Vorfeldorganisationen linker 

Parteien sind und nicht zuletzt Versorgungsposten soge-

nannter No-Border-No-Nation-Extremisten bereithalten. 

(Zuruf der Abg. Juliane Nagel, DIE LINKE) 

DIE LINKE versucht, unter dem Deckmantel der Sorge 

um hilfebedürftige Menschen eine politische Statuserhö-

hung für ihre eigene Klientel und eine Umleitung von 

Haushaltsmitteln des Freistaates de facto in die eigene 

Tasche zu erreichen. 

(Beifall bei der AfD) 

Dergleichen können wir keinesfalls mittragen, und des-

halb lehnen wir Ihren Antrag selbstverständlich ab. 

(Beifall bei der AfD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Fraktion 

GRÜNE Frau Abg. Zais, bitte. 

Petra Zais, GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, der Antrag der 

LINKEN zielt auf humanitäre Hilfe, auf einen humanitä-

ren Akt. Dass Sie, Frau Petry, das schwer verstehen und 

nachvollziehen können, das kann ich wiederum sehr gut 

nachvollziehen. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Wir 

verstehen das nur allzu gut!) 

Ja, die Situation in Europas Flüchtlingslagern ist drama-

tisch, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen. Vor 

Kurzem erhielt ich dazu folgenden Brief einer Leipzige-

rin: „Seit Tagen und auch gerade heute Abend zur ‚Tages-

schau‘ wurden schreckliche Bilder aus Südosteuropa 

gesendet, mit Massen an Schnee und Tiefsttemperaturen. 

Es gab auch schreckliche Berichte aus Lesbos, wo Men-

schen ohne Heizung, ohne warmes Wasser, bei Schnee in 

Zelten übernachten. Bei uns werden gerade Erstaufnah-
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meeinrichtungen, obwohl vorbereitet, geschlossen, weil 

kein Bedarf ist. Ich fühle mich hilflos, Frau Zais, und 

schrecklich angesichts meiner warmen Wohnung. Wir 

müssten doch ganz schnell aufschreien, um den bedrohten 

Menschen Hilfe anzubieten.“ So weit der Brief der 

Leipzigerin. 

Ja, die Situation in Griechenland, Serbien und Bulgarien 

ist dramatisch. „Allein auf Lesbos kampieren derzeit 

15 000 Menschen unter inakzeptablen und erbärmlichen 

Bedingungen. Die zynische Gleichgültigkeit der europäi-

schen Politik, die eisigen Temperaturen und die mangel-

hafte Vorbereitung auf den Winter haben eine schon 

unerträgliche Situation für Tausende Männer, Frauen und 

Kinder noch verschlimmert“, schrieb „Die Zeit“ am 

17. Januar 2017. 

Was tun wir? Haben wir als Sächsischer Landtag die 

Möglichkeit, humanitäre Hilfe zu leisten? Auch ich 

erinnere, wie Kollegin Nagel, an die Beschlussfassung am 

3. Februar – fast exakt ein Tag vor einem Jahr – hier im 

Sächsischen Landtag zum Beschlussantrag der Koalition 

zur Umsetzung der Europäischen Integrationsagenda. 

Dabei ging es nicht nur um Registrierzentren, den Abbau 

der Schleuserkriminalität und den Schutz der europäi-

schen Außengrenzen. Es ging in diesem Antrag auch um 

einen solidarischen und verbindlichen Verteilschlüssel, 

um die Sicherung fairer Asylverfahren in der Europäi-

schen Union und um vergleichbare Standards bei der 

Aufnahme von Flüchtlingen. Es ging auch um humanitäre 

Hilfe für Menschen in Not. Das war der Grund, warum 

wir diesem Antrag, der im Übrigen die deutliche Hand-

schrift der SPD trug – das haben wir damals auch betont  

–, zugestimmt haben. 

Was ist davon geblieben? Statt einer solidarischen und auf 

Humanität setzenden Flüchtlingspolitik passiert das ganze 

Gegenteil: eine Rückkehr zur Politik der Abschottung. 

Dafür steht zum einen das neue Frontex-Mandat seit 

Spätherbst letzten Jahres mit dem klaren Ziel: Schutz 

Europas vor den Flüchtlingen. Nach Auffassung von uns 

GRÜNEN ist das ganz klar ein rechtswidriges Handeln. 

Zum anderen haben wir den EU-Türkei-Deal, der gerade 

heute mit dem Besuch der Bundeskanzlerin wieder neu 

aufgewärmt werden soll, ebenfalls mit dem klaren Ziel, 

den Weg Geflüchteter von den griechischen Inseln aufs 

Festland zu verhindern. Die gleichfalls beschlossene 

Umsiedelung der 160 000 Geflüchteten aus Griechenland 

und Italien in die EU wird jedoch nicht umgesetzt. Darauf 

hat Kollegin Nagel bereits verwiesen. Bis jetzt wurden 

nur 6,4 % – das sind circa 8 000 Menschen – auf die 

anderen Mitgliedsstaaten verteilt. Das ist aus unserer 

Perspektive nicht nur inakzeptabel, sondern es ist zutiefst 

inhuman. 

Auch auf die Umsetzung des Relocation-Programms zu 

drängen, wie im Antrag der LINKEN gefordert, ist aus 

unserer Perspektive eine absolute Minimalforderung. 

Auch wir GRÜNEN haben über das Instrument des 

Aufnahmeprogramms in diesem Jahr zur Debatte um den 

sächsischen Haushalt für tausend Menschen eine parla-

mentarische Initiative dazu eingebracht. 

Ja – um noch einmal auf den Brief der Leipzigerin zu-

rückzukommen –, wir haben die Möglichkeit, ganz 

konkret humanitäre Hilfe für Menschen in Not zu leisten, 

nicht abstrakt, sondern ganz konkret. 

Der vorliegende Antrag der LINKEN entspricht diesem 

Anspruch. Er ist wichtig und dringlich. Die Zustimmung, 

sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wäre auch ein 

Signal an die Menschen in Sachsen, die dieses Bekenntnis 

zur Humanität von uns Politikern erwarten. Wir werden 

dem Antrag zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und den LINKEN) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gibt es noch 

Redebedarf vonseiten der Fraktionen? – Das ist nicht der 

Fall. Dann frage ich die Staatsregierung. – Herr Minister 

Ulbig, bitte. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abgeordne-

ten! Auch zu diesem Antrag will ich aus Sicht der Staats-

regierung sprechen. Im Wesentlichen sind es zwei Dinge, 

die ich ansprechen will. 

Zuerst, Frau Nagel, frage ich Sie: Wie kommen Sie denn 

darauf? Wer zeigt sich denn seit mehr als zwei Jahren bei 

der Aufnahme von Flüchtlingen so solidarisch wie 

Deutschland und damit auch Sachsen? Die Antwort kennt 

jeder. Der Vorwurf, Deutschland würde sich zu wenig 

engagieren und zu wenige Flüchtlinge aufnehmen, ist vor 

dem Hintergrund, was in den letzten eineinhalb Jahren 

geleistet worden ist, geradezu absurd. 

(Beifall bei der CDU und der 

Staatsministerin Barbara Klepsch) 

Dies verdeutlichen auch die Zahlen – selbst wenn sie 

schon häufig genannt worden sind, so kann Wiederholung 

gelegentlich nicht schaden und festigt vielleicht auch ein 

wenig –: Allein im III. Quartal 2016 haben wir mehr 

Schutzsuchende aufgenommen als die übrigen Mitglieds-

staaten der EU zusammen. Von fast einer Million Asylan-

trägen in der EU entfielen in diesem Zeitraum über 

650 000 auf Deutschland. Sachsen leistet hierzu seinen 

Beitrag. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir bekennen 

uns zu 100 % zu unseren humanitären Verpflichtungen 

und unserer Verantwortung und setzen uns selbstverständ-

lich im Bund nicht nur dafür ein, dass Asylbewerber und 

Flüchtlinge bei uns vernünftig untergebracht und einge-

gliedert werden, sondern auch dafür, dass das Asylrecht in 

der Bundesrepublik hochgehalten wird. Dazu gehört im 

Übrigen auch eine konsequente Umsetzung von rechts-

staatlichen Festlegungen. 

Wer einen Anspruch auf Asyl hat, der soll bei uns Schutz 

finden. Aber wer keinen Asylanspruch hat, der muss unser 

Land wieder verlassen. Es wäre schön, wenn auch die 
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Antragsteller dieses rechtsstaatliche Gebot unterstützen 

würden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der zweite 

Punkt, der mir beim vorliegenden Antrag wichtig ist, ist 

das sogenannte Relocation-Programm. Natürlich sind der 

Bundesregierung die Themen, die im Antrag benannt 

worden sind, also die humanitären Probleme in den 

Aufnahmeeinrichtungen Griechenlands und Italiens, 

bekannt. Aber nicht zuletzt deshalb hat sich Deutschland 

im September 2015 verpflichtet, sich an der Umvertei-

lung, eben der Relocation, von 16 000 Asylsuchenden aus 

Griechenland und Italien zu beteiligen. 

Aber an der Stelle möchte ich sagen: Bitte an Europa, so 

wie vereinbart und jeder zu seinen Teilen. Auch dabei hat 

Deutschland im Vergleich zu anderen Staaten der EU 

bisher wieder einen besonderen Beitrag geleistet. Nach 

aktuellen Informationen wurden über 7 000 Migranten 

allein aus griechischen Lagern in europäische Staaten 

umverteilt; davon 644 Personen nach Deutschland, davon 

66 Personen nach Sachsen. Aus Italien kamen noch 

einmal 455 Personen nach Deutschland. 

Nach der ersten pilotweisenden Umsiedlung bietet 

Deutschland seit September 2016 sowohl Italien als auch 

Griechenland monatlich jeweils 500 Umsiedlungsplätze 

an. Damit sollen dieses strukturierte Verfahren etabliert 

und künftig Umsiedlungen von 250 Personen pro Woche 

erreicht werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Erst am 

24. Januar dieses Jahres ist ein weiterer Relocation-Flug 

mit 250 Personen aus Griechenland angekommen. 

15 Personen davon wurden einen Tag später nach Sachsen 

verteilt. Das Relocation-Programm ist damit nicht, wie im 

vorliegenden Antrag formuliert, gescheitert, sondern es 

wird vielmehr ausgebaut. Diese Sprache spricht auch der 

EU-Ratsbeschluss vom 29. September 2016. Damit 

können die festgelegten Aufnahmequoten zum Teil auch 

durch die Aufnahme von syrischen Staatsangehörigen und 

Staatenlosen aus der Türkei erfüllt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Staatsre-

gierung empfiehlt, aus den genannten Gründen den 

vorliegenden Antrag abzulehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Nun das Schluss-

wort, bitte; Frau Abg. Nagel. 

Juliane Nagel, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank für die Debatte. 

Nur noch ein paar kurze Worte. Man könnte jetzt auf alle 

Einwände mit langen Ausführungen reagieren. 

Ich habe in meinem Redebeitrag nicht behauptet, dass 

Deutschland keine große Verantwortung übernommen 

hätte, Herr Ulbig. Man muss aber konstatieren, dass die 

Zahl von Geflüchteten im letzten Jahr im Vergleich zum 

Vorjahr rapide gesunken ist. Das hat auch etwas mit 

Abschottungsmaßnahmen zu tun. Das habe ich konsta-

tiert. 

Weiterhin habe ich dafür plädiert, dass – wir kennen die 

Staaten, die sich konsequent der Aufnahme von Geflüch-

teten verweigern – Deutschland nicht aufhört, für eine 

solidarische Verteilung, also eine Verteilung, die der 

wirtschaftlichen Stärke und der Einwohnerzahl angemes-

sen ist, weiterhin zu werben. Das möchten wir mit dem 

Antrag noch einmal unterstreichen. Es geht überhaupt 

nicht darum, dass Deutschland alle Flüchtlinge aufnimmt. 

Diesbezüglich möchte ich zu Zahlenspielen kommen. 

Kollege Ursu hat „Eurostat“ zitiert. Es kann viel aus 

Zahlen gelesen werden. Wenn man die absoluten Zahlen 

nimmt, dann hat Deutschland die meisten Flüchtlinge 

aufgenommen. Wenn man das aber zum Beispiel in 

Relation zur Einwohnerzahl setzt, dann ergibt sich für das 

Jahr 2015– dem Jahr, in dem wir hier fast 900 000 Men-

schen aufgenommen haben – ein ganz anderes Bild. Da 

rutscht Deutschland wieder auf Platz 5, weil andere 

Staaten, die wesentlich kleiner sind, mehr Menschen 

aufgenommen haben. Aus meiner Sicht sind dabei Ungarn 

und Schweden weit vorn. 

Um das abschließend zu unterstreichen: Wir wollen 

Energie hereinbringen. Wir wollen, dass dieses Relocati-

on-Programm – – Anderthalb Jahre sind bereits verstri-

chen, seit das Relocation-Programm vereinbart wurde. Es 

soll nur noch ein halbes Jahr laufen. Wir wollen, dass 

endlich diese Zahlen auch nur annähernd erreicht werden, 

die vereinbart worden sind. Ich kann sie noch einmal 

nennen: Nicht einmal 2 000 Menschen sind in Deutsch-

land angekommen. Es ist alles schön und gut, dass auch 

soundsoviele schon in Sachsen angekommen sind – aber 

Deutschland hat sich verpflichtet, mehr als 27 000 Men-

schen aufzunehmen. Da sind 2 000 Menschen ein Bruch-

teil. Wenn man es sehr genau nimmt, bleibt nur noch ein 

halbes Jahr, um 25 000 Menschen aufzunehmen. Ich 

bezweifle, dass die Bundesrepublik das aus eigener Kraft 

oder mit eigenem Willen bewerkstelligen wird. 

Ein letztes Wort noch zur Verantwortung der Ebenen. 

Natürlich hat der Freistaat Sachsen eine Verantwortung 

und ist ein Player in der europäischen Asylpolitik. Das 

wollen wir mit unserem Antrag unterstreichen. Ich bitte 

Sie um Zustimmung. 

(Beifall bei den LINKEN und den GRÜNEN) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Ich lasse jetzt über 

die Drucksache abstimmen und bitte bei Zustimmung um 

Ihr Handzeichen. – Ich hätte gern die Gegenstimmen 

gesehen. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimm-

enthaltungen. Bei einer Anzahl von Stimmen dafür ist 

dennoch der Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt 

worden. Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich rufe auf 
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Tagesordnungspunkt 8 

Pilotprojekt „Distanz-Elektroimpulsgerät und Körperkamera“  

in der sächsischen Polizei durchführen 

Drucksache 6/7142, Antrag der Fraktion AfD, mit Stellungnahme der Staatsregierung 

Wir gehen wieder in die Debatte. Es beginnt die einrei-

chende Fraktion, die AfD. Danach folgen CDU, DIE 

LINKE, SPD, GRÜNE und die Staatsregierung, wenn 

gewünscht. Herr Abg. Wippel, Sie haben das Wort. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete! Wir reden über das 

„Pilotprojekt Distanz-Elektroimpulsgeräte und Körper-

kamera“ in der sächsischen Polizei. Dieses Pilotprojekt 

möchte die AfD-Fraktion einführen. Um es einfach zu 

machen: Statt „Distanz-Elektroimpulsgerät“ werde ich im 

weiteren Verlauf den Begriff „Taser“ verwenden. 

(Albrecht Pallas, SPD: Das 

ist doch gar nicht deutsch!) 

Meine Damen und Herren! Am 27.09.2016 erschoss die 

Berliner Polizei den Vater eines achtjährigen Mädchens. 

Das geschah, weil dieser sich auf den mutmaßlichen 

Vergewaltiger seiner Tochter stürzte und ihm nach dem 

Leben trachtete. Vielleicht hätte man diese Tat verhindern 

können, wenn man als Polizei einen Taser gehabt hätte. 

Die Beamten haben in dieser Situation keine Möglichkeit, 

Zeit verstreichen zu lassen. Sie müssen sofort die Situati-

on erkennen, entscheiden und handeln. Das ist ihre 

Pflicht, und es ist auch ihr Selbstverständnis. Sie haben es 

gemacht: Der Mann ist tot. 

Meine Damen und Herren! Das Projekt, um das es hierbei 

geht, stellen wir uns folgendermaßen vor: Der polizeiliche 

Streifendienst in der Polizeidirektion Leipzig soll mit 

einem Kombipaket ausgestattet werden: mit der Bodycam 

und dem Taser. Warum Leipzig? Leipzig ist ein Krimina-

litätsschwerpunkt in Sachsen. Allein im vergangenen Jahr 

sind in Leipzig fast 1 000 Straftaten mit Hieb- und Stich-

waffen verübt worden. Das ist fast ein Viertel aller Straf-

taten, die in Sachsen überhaupt verübt worden sind. 

Die Polizeibeamten sollen eine gründliche Einweisung in 

beide Geräte erhalten. Natürlich sollen auch in diesem 

Zusammenhang noch einmal Hinweise in Bezug auf Erste 

Hilfe aufgefrischt werden. Es müssen Hinweise gegeben 

werden. Eine Fortbildung zur Beobachtung von Personen, 

die dann betroffen worden sind von der Maßnahme, muss 

stattfinden; analog der Einweisungen für das bereits 

vorhandene Pfefferspray. Auch da ist klar, dass es be-

stimmte Maßnahmen gibt, die man treffen sollte: Kann 

derjenige frei atmen? Wie ist sein körperliches Befinden 

über die nächste bis halbe Stunde? Auch diese Informati-

onen werden nach einem Taser-Einsatz gebraucht. Dazu 

müssen wir die Beamten auf ihre neue Aufgabe und die 

möglichen Folgen dieses Einsatzmittels entsprechend 

vorbereiten. 

Der Einsatz – sollte er denn stattgefunden haben – soll an 

das Führungs- und Lagezentrum gemeldet werden und 

dort an den Polizeiführer vom Dienst. Auch das ist keine 

Seltenheit. Besondere Vorkommnisse müssen sowieso 

dorthin gemeldet werden. Aber im Zuge dieses Pilotpro-

jektes, damit uns wirklich kein Einsatz durch die Lappen 

geht, ist das notwendig. 

Sodann soll ein halbjählicher Bericht abgefasst werden, 

der dem Sächsischen Landtag zugehen soll. In diesem 

Bericht soll uns dann die Staatsregierung darlegen, wie 

oft der Taser eingesetzt worden ist, welche Folgen dies 

hatte und ob die Geräte, die wir beschafft haben, zuver-

lässig sind usw. usf.  

All das, was für uns wichtig ist. Wenn wir feststellen 

sollten, dass dieses Gerät doch nicht so „harmlos“ ist, wie 

wir es uns vielleicht gedacht haben, dann haben wir als 

Landtag die Möglichkeit, halbjährlich auch politisch die 

Notbremse zu ziehen. 

Wie das mit Pilotprojekten so ist, müssen diese natürlich 

auch wissenschaftlich begleitet werden. Wir haben eine 

hervorragende Fachhochschule der sächsischen Polizei in 

Rothenburg, die uns an dieser Stelle unterstützen soll. Das 

macht sich gerade auch ganz gut; denn man munkelt, die 

Fachhochschule ist schon dabei, auch ein Pilotprojekt für 

den Einsatz von Körperkameras in Dresden zum Beispiel 

vorzubereiten. Insofern würde sich das wunderbar ergän-

zen. 

Wenn die zwei Jahre des Pilotprojekts herum sind, dann 

wollen wir gern eine Abschlussempfehlung, einen Ab-

schlussbericht haben, ob wir den Taser dauerhaft in der 

sächsischen Polizei für den Streifendienst beibehalten 

wollen oder nicht. 

Kommen wir jetzt zu der Gerätschaft. Es geht hier nicht 

nur um den Taser, sondern auch um die Bodycam, aber 

die ist weit weniger umstritten als der Taser. Der Taser 

selbst ist ein effektives Hilfsmittel unterhalb des Schuss-

waffengebrauchs, und im Gegensatz zur Schusswaffe ist 

er nicht tödlich. 

Schauen wir uns einmal ein Beispiel an, was ich in meiner 

eigenen Ausbildung noch gelernt habe; diesen Beamten 

habe ich noch kennengelernt. Ein Mann mit einer Axt 

greift an, er greift die Polizeibeamten an, die Polizeibeam-

ten schießen mehrere Magazine auf diesen Mann, fast ein 

ganzes Magazin aus der damaligen Schusswaffe hat ihn 

getroffen. Er hat den Angriff mit der Axt fortgesetzt. Wir 
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haben uns gefragt, wie kann das sein? Er ist tatsächlich 

getroffen worden. Er stand aber so unter Strom, dass er 

zwar eigentlich schon fast tot war, aber immer noch 

weiter kämpfen konnte. Das wäre mit dem Taser nicht 

passiert.  

Auch mit Pfefferspray, das kann ich Ihnen sagen, habe ich 

selbst die Erfahrung gemacht, dass es nicht immer so gut 

wirkt. Ich habe es selbst im Gesicht gehabt, ich habe es 

nur weggewischt und gefragt, was ist das für ein Zeug? 

Natürlich funktioniert es oft, aber es gibt eben auch 

Bedingungen, unter denen es nicht funktioniert. In mei-

nem Fall könnte es an den kalten Außentemperaturen 

gelegen haben; denn im Dienst bin ich nicht alkoholisiert 

und stehe in der Regel auch nicht unter Drogen.  

(Staatsminister Markus Ulbig: Da ist das 

Dienstverhältnis anzusprechen! – Weitere Zurufe) 

– Natürlich nie, Herr Minister, das war ein Frotzeln. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Sebastian Wippel, AfD: Aber natürlich. 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Herr Pohle. 

Ronald Pohle, CDU: Ich habe nur noch einmal eine 

kleine fachliche Frage, Sie sind da als Beamter und 

sprachen davon, dass Sie „Selbstversuche“ mit Pfeffer-

spray schon hinter sich haben: Kennen Sie unter anderem 

die alternative Möglichkeit des JPX, das sogenannte 

Tierabwehrgerät, das mittlerweile auch zur Standardaus-

rüstung gehört – als Alternative? 

Sebastian Wippel, AfD: Wessen Standardausrüstung soll 

das sein? 

Ronald Pohle, CDU: Auch beim LKA und BKA. Kennen 

Sie das? 

Sebastian Wippel, AfD: Nein, ist mir nicht bekannt an 

der Stelle. 

Wir wissen also, dass das Pfefferspray nicht unbedingt 

wirken muss. Auch eine Pistole muss nicht sofort wirken 

– deswegen haben wir hier den Taser, der auf die Oberflä-

chenmuskulatur wirkt. Da spielt es auch keine Rolle, ob 

eine Person unter dem Einfluss von Drogen steht oder 

nicht. 

Der Taser ist damit für die Beamten das einzige nicht 

tödliche Distanzmittel; auch das müssen wir sehen. Das 

Distanzmittel Pfefferspray hat einen Wirkungsbereich von 

3 bis 4 Metern, mehr kann man da nicht machen. Mit dem 

Taser kann man immerhin bis auf 10 Meter arbeiten. Wer 

einmal 10 Meter Abstand gesehen hat, das ist sehr viel. 

Solche großen Distanzen hat man in der polizeilichen 

Praxis wohl eher selten.  

Der Berliner Polizeipräsident Klaus Kandt war in Austra-

lien und hat sich angesehen und hinterfragt, ob dieses 

Gerät funktioniert oder nicht. Er hat die Erfahrung mitge-

bracht als Information, dass in über tausend Einsätzen 

keine Komplikationen beim Taser-Einsatz aufgetreten 

sind. Das finde ich bemerkenswert und ich denke, das 

spricht für unseren Antrag. 

Generell können wir sagen, wir haben verhältnismäßig 

geringe Ausbildungskosten, wir brauchen auch nicht so 

viel Zeit und nicht so viel Geld. Ich möchte hier keine 

Werbung machen und auch nicht unbedingt den Einzel-

preis nennen, wenn man diese Bodycam und Taser zu-

sammen mieten würde – auf Nachfrage kann ich diese 

Daten gern bekannt geben. Wir wissen, dass das SEK 

4 Stunden pro Beamten pro Jahr mit dem Taser trainiert. 

Das bedeutet im Grunde eine Schießtrainingseinheit, die 

dafür abgestellt wird. Das ist durchaus zu realisieren. Im 

Moment schaffen wir es ja auch bei der Einführung der 

neuen Dienstwaffe der sächsischen Polizei, einen höheren 

Stundensatz anzusetzen, um die Beamten damit vertraut 

zu machen.  

Das Pilotprojekt sollte mit den Schießtrainern des Spezi-

aleinsatzkommandos durchgeführt werden. Passender-

weise sind diese in Leipzig ansässig, insofern gibt es 

kurze Fahrwege. Die Schießtrainer der Polizeidirektion 

können auch Multiplikatoren fortbilden, sodass wir zügig 

damit einsteigen können. 

Wir haben mit dem Taser ein hochmodernes Gerät. Es ist 

nicht missbrauchbar, was ich sehr gut finde. Wir haben in 

dem Gerät einen Computer, der aufzeichnet, was damit 

gemacht worden ist: Ist der Einsatz angedroht worden, ist 

das Gerät tatsächlich eingesetzt worden? Diese Daten 

können natürlich bei Dienstende vom Dienstvorgesetzten 

ausgelesen werden, und das soll auch so sein, denn wir 

brauchen die Meldung über den Einsatz. Es soll uns ja 

nichts durch die Lappen gehen für unser Pilotprojekt. 

Aber auch ohne das Pilotprojekt haben wir diese Auf-

zeichnungspflichten.  

Wenn der Taser eingesetzt wird, wird eine Art Konfetti 

geworfen, und auf diesem Konfetti steht die Geräte-ID, 

sodass wir sehen können, dass etwas eingesetzt worden 

ist. Das macht man nicht einfach so nebenbei, wenn man 

irgendjemanden piesacken oder gar foltern möchte. Nein, 

meine Damen und Herren, der Missbrauch ist ausge-

schlossen und auch der leichtfertige Einsatz ist durchaus 

unwahrscheinlich. Sie sehen, es spricht eigentlich nichts 

gegen den Taser-Einsatz.  

Schauen wir noch einmal kurz zum Bereich der Bodycam. 

Sie hat sich selbstredend bewährt. Die Deutsche Bahn hat 

mit der DB-Sicherheit die Bodycams eingesetzt. Auch sie 

hatte große Angriffe auf ihre Mitarbeiter auf den Bahnhö-

fen. Dabei hat man festgestellt, dass in dieser Phase die 

Angriffe tatsächlich um fast 100 % zurückgegangen sind. 

Woran liegt das? Das ist ganz einfach: Es wirkt psycholo-

gisch auf den Täter, denn derjenige, der mir gegenüber-

steht, ist plötzlich nicht mehr anonym, und wenn die rote 

Lampe leuchtet, dann heißt das Aufnahme und es ist ganz 

klar, dass alles das, was er in den nächsten paar Minuten 

mit dem Beamten veranstalten möchte, aufgezeichnet 
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wird. Das allein schreckt die Täter vom Versuch eines 

Angriffs ab. 

Des Weiteren können diese Filmaufnahmen ein zusätzli-

ches Beweismittel sein – sie müssen es nicht – und sie 

dürfen aus unserer Sicht auch keine Pflicht werden. Das 

wäre übers Ziel hinausgeschossen und wir würden das 

Kind mit dem Bade ausschütten. 

Sehr verehrte Damen und Herren, ich freue mich auf die 

zweite Rederunde – vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die CDU-

Fraktion Herr Abg. Fritzsche. 

Oliver Fritzsche, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Der Antrag ist uns vom Thema her nicht unbekannt. 

Einzig und allein dadurch wurde er verändert, dass Sie 

das Thema Bodycam dem Thema Taser oder, wie es heißt, 

Distanz-Elektroimpulsgerät, noch zugeordnet haben, denn 

wir haben hier im Plenum schon einmal darüber gespro-

chen – damals zu einem Ihrer Berichtsanträge zur Druck-

sache 6/4149. 

Sie hatten dazu auch eine Große Anfrage eingereicht mit 

der Drucksache 6/4594 und im Plenum erklärt, dass Sie 

einen Berichtsantrag stellen, um nicht sofort ein Pilotpro-

jekt zu fordern. Heute stehen Sie hier und fordern dieses 

Pilotprojekt. Sie hatten damals erklärt, erst einmal Infor-

mationen zu sammeln. Es wurden Ihnen sowohl vom SMI 

als auch aus dem Kreis der Abgeordneten zahlreiche 

Informationen zur Verfügung gestellt – allein, diese haben 

in Ihren weiteren Betrachtungen keinen Niederschlag und 

keine Beachtung gefunden. 

Vieles hat sich seitdem letztlich nicht geändert. Sie 

fordern nunmehr ein Pilotprojekt in der PD Leipzig zum 

Einsatz von Tasern für Streifendienste und fordern dann 

in einem Teil ständige Berichte zu diesem Thema.  

Aus Sicht der CDU-Fraktion kann ich Ihnen sagen, dass 

wir einen anderen Weg favorisieren, denn bundesweit 

laufen bereits verschiedene Pilotprojekte zu diesem 

Thema: etwa in Bayern, in Berlin oder auch in Baden-

Württemberg. Die Ergebnisse und Erkenntnisse aus 

diesen bereits laufenden Pilotprojekten sollten abgewartet 

werden.  

Aus unserer Sicht ist auf jeden Fall abzulehnen, dass der 

Taser zur allgemeinen Ausstattung der Polizeistreifen-

dienste wird. Bereits in der letzten Aussprache zum 

Thema haben die CDU- und auch die SPD-Fraktion 

deutlich gemacht, dass sie eine Mannausstattung mit dem 

Taser ablehnen. Denkbar ist aus unserer Sicht – oder 

darüber könnte man diskutieren – eine Erweiterung auf 

die geschlossenen Einheiten der Bereitschaftspolizei. Wie 

gesagt, immer im Hinblick darauf, dass wir gern die 

Ergebnisse und Erkenntnisse aus den Pilotprojekten 

abwarten wollen. – Angemerkt sei, und das wissen Sie 

auch, dass im Bereich unseres SEK bereits zehn Taser 

vorhanden sind.  

Ihr Antrag lässt darüber hinaus viele Fragen offen, insbe-

sondere zum Einsatz des Tasers selbst – wann soll er 

eingesetzt werden, wo, wie, unter welchen Lagesituatio-

nen? –, bis hin zu der wesentlichen Frage der Rangigkeit 

des Einsatzes von Tasern im Verhältnis zur Schusswaffe. 

Ihr Antrag lässt den Punkt der Gefährlichkeit eines Tasers 

völlig außer Acht. Es wäre wichtig, dass man diesen 

Punkt noch gesondert herausarbeitet,  

(Albrecht Pallas, SPD: Sehr richtig! Sehr richtig!) 

denn der Taser ist beileibe kein Spielzeug. Man muss 

dieses Thema unter zwei Gesichtspunkten betrachten. Sie 

hatten einen kleinen Punkt angebracht: Ihr Beispiel, in 

dem auf jemanden geschossen wurde, der voller Adrena-

lin war. Das kann Ihnen natürlich auch beim Taser passie-

ren. Das erhöht die Wahrscheinlichkeit unwahrscheinlich, 

dass der Taser nicht wirkt.  

(Carsten Hütter, AfD: In zwei von 1 000 Fällen!) 

Wenn jemand so einen hohen Adrenalinausstoß hat, dann 

wird die Wirkung zum Teil ausgehoben.   

Das andere Thema ist die gesundheitliche Gefährdung 

insbesondere von Herzkranken oder auch Schwangeren. 

Wenn wir uns einmal dem Thema Schwangerschaft 

zuwenden wollen, haben wir ein großes moralisch-

ethisches Problem, denn hier haben wir den Schutz des 

ungeborenen Lebens zu beachten. Es muss zumindest hier 

im Haus, aber auch an anderen Stellen eine elementare 

Auseinandersetzung mit dieser moralisch-ethischen Frage 

erfolgen: wie weit wir dort gehen können und wie weit 

wir dort gehen wollen.  

(Beifall bei der CDU, der SPD, 

den GRÜNEN und der Staatsregierung) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage, Herr Fritzsche? 

Oliver Fritzsche, CDU: Ich kann es versuchen. 

Sebastian Wippel, AfD: Sehr geehrter Herr Kollege! Wie 

ist denn der Einsatz des Pfeffersprays gegen Schwangere 

geregelt.  

(Albrecht Pallas, SPD: Es geht 

um Taser, nicht um Pfefferspray!) 

Erzählen Sie mir einfach einmal, wie das geregelt ist. Was 

schließt aus, dass man den Taser analog regelt? 

Oliver Fritzsche, CDU: Wir sind ja heute hier, um uns 

Ihrem Antrag zuzuwenden,  

(Jörg Urban, AfD: Keine Ahnung vom Thema!) 

und da war jetzt von Pfefferspray keine Rede. – Mir war 

es wichtig, Sie auf diese Komponente hinzuweisen. Wir 

reden über Ihren Antrag und nicht über Pfefferspray. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU und Beifall bei der 

SPD – Albrecht Pallas, SPD: So sieht es aus!) 
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Außerdem ist mir wichtig zu erwähnen, unser Staatsmi-

nister des Innern, Markus Ulbig, hat ja in diesem Jahr den 

Vorsitz der Innenministerkonferenz. Dort ist es natürlich 

möglich, und es obliegt ihm auch, im Rahmen der 

Zusammenkünfte mit seinen Länderkollegen über die 

Erfahrungen und Erkenntnisse aus den Pilotprojekten zu 

beraten und uns auch in einem entsprechenden Rahmen 

darüber zu berichten. Nach diesem Prozess lässt sich dann 

klären, ob es weiteren Bedarf für ein Pilotprojekt im 

Freistaat Sachsen gibt – was im Moment mit den Er-

kenntnissen, die uns vorliegen, und angesichts des not-

wendigen Diskussionsprozesses, der noch zu leisten ist, 

auf den ich hingewiesen habe, gesehen wird.  

Ich möchte noch auf einen zweiten Punkt eingehen: das 

Thema Bodycam oder Körperkamera. Der Einsatz von 

Bodycams, auch das sollte Ihnen bekannt sein, setzt die 

Schaffung gesetzlicher Grundlagen voraus. 

(Zuruf von der AfD: Natürlich! 

Das steht ja im Antrag!) 

Diese gesetzlichen Grundlagen sind zu beraten, und das 

werden wir innerhalb der Koalition auch tun. Die Einbe-

ziehung des Datenschutzbeauftragten ist in derartigen 

Fällen selbstverständlich.  

Wir haben also hier noch einen Diskussionsprozess vor 

uns, und zum heutigen Tage möchte ich Ihnen allen die 

Ablehnung des vorliegenden Antrags der AfD empfehlen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der SPD – 

Zuruf von der CDU: Machen wir!) 

1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die Linksfrak-

tion Herr Stange, bitte. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsi-

dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 

und Herren! Nach der eingangs abgehaltenen Werbever-

kaufsshow für Taser hier im Sächsischen Landtag bin ich 

schon etwas – – 

(Sebastian Wippel, AfD: … elektrisiert!) 

– regelrecht entsetzt, dass ein Polizeibeamter hier im 

Sächsischen Landtag Taser im Grunde – wie sagt man? – 

anbietet. 

(Rico Gebhardt, DIE LINKE: Anpreist!) 

– Anpreist! Danke schön. Anpreist wie Sauerbier. – Herr 

Wippel! Es geht nicht um Lamadecken, sondern es geht 

um Waffen. Das sollte man sich noch einmal klar vor 

Augen führen. Wenn es um Lamadecken ginge, würde ich 

Ihnen ja empfehlen, dass wir diesen Test anhand der AfD-

Fraktion einmal durchführen würden – Frau Dr. Petry 

nehme ich ausdrücklich aus. 

Jeder hat einen Schuss frei. Würden Sie sich denn freiwil-

lig zur Verfügung stellen? Es ist doch völlig ungefährlich. 

(Sebastian Wippel, AfD, erhebt sich.) 

– Nein! Das war eine rhetorische Frage. 

(Heiterkeit –  

Sebastian Wippel, AfD: Selbstverständlich können 

wir das machen. Der Herr Minister darf das  

gerne machen. Machen wir dieses Jahr!) 

Außerdem können Sie gar nicht auf meine Frage antwor-

ten, Sie können im Höchstfall eine Zwischenfrage stellen.  

(Zuruf von der Staatsregierung) 

Bei solchem Unsinn kann man doch nicht mehr ernsthaft 

antworten, Herr Staatsminister. Entschuldigen Sie, wirk-

lich. 

Zur Klarheit: In den letzten zehn Jahren wurden Taser 16-

mal durch das SEK eingesetzt. Das sind weniger als 

zweimal pro Jahr. Nehmen wir das letzte Jahr: Laut der 

Antwort auf die Kleine Anfrage wurde die Schusswaffe 

sechsmal in Sachsen eingesetzt – wie es so heißt – gegen 

Menschen. Das waren aber Warnschüsse, sechsmal. Es 

erübrigt sich zu fragen, wie Sie mit dem Taser einen 

Warnschuss abgeben wollen. Das ist aber erst einmal 

völlig egal.  

(Carsten Hütter, AfD: Ja, das ist interessant!) 

Wenn die Schusswaffe also so selten eingesetzt wurde, 

ergibt sich quantitativ gar nicht die Notwendigkeit zur 

flächendeckenden Einführung des Tasers; selbst wenn ich 

Ihrem Gedankengang folgen würde. Er soll ja auch als 

nicht tödliche Alternative zur Schusswaffe angewendet 

werden.  

Die Polizeibeamtinnen und -beamten sollen laut AfD-

Antrag eine vorherige gründliche „Einweisung in die 

Funktions- und Wirkungsweise der Geräte“ erhalten. Das 

zeigt, dass Sie im Grunde keine Kenntnis haben; denn das 

SEK, das haben Sie vorher selbst ausgeführt, muss 

jährlich mindestens vier Stunden lang den Einsatz von 

Tasern trainieren – also nicht einmal kurz eine Einwei-

sung. Dann schlagen Sie die PD Leipzig vor, die im 

letzten Jahr im Durchschnitt – Herr Staatsminister – wie 

viele Trainingsstunden für Schusswaffen zur Verfügung 

hatte? Drei Komma etwas Stunden pro Beamtem, um mit 

der Schusswaffe zu trainieren. – Jetzt kommen Sie daher 

und sagen, jetzt sollen die Beamten noch zusätzlich mit 

dem Taser trainieren.  

Leute! Nehmen Sie sich selbst überhaupt ernst? 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Man sollte einen 

Qualitätscheck für Abgeordnete einführen! – 

Carsten Hütter, AfD: Was  

erzählen Sie für einen Unsinn?) 

Lesen Sie doch nach! 

(Carsten Hütter, AfD: Sorgen Sie 

für mehr Personal! Dann gibt es 

auch weniger Übungsstunden!) 

Guck an! Sie machen den Weg aber andersherum: Wir 

machen erst einmal neue Technik und dies und jenes, 

haben aber gar nicht das Personal. Liebe Leute! Man 
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muss sich selbst ernst nehmen, ansonsten können wir an 

den Stammtisch gehen und richtig einen heben! Das 

macht dann wahrscheinlich auch noch mehr Spaß! 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Herr Stange, Sie sind hier 

nicht im Theaterworkshop, sondern im Landtag!) 

Es ist also falsch, Elektroschockpistolen im Übrigen als 

nicht tödliche Waffen zu bezeichnen. Eine Studie von 

Amnesty International zeigt, dass in den Jahren 2001 bis 

2008  334 Personen in den USA im Zusammenhang mit 

dem Einsatz von Tasern gestorben sind. Zwar gibt es von 

den Produktionsfirmen zahlreiche Gegengutachten, die 

dieses Ergebnis angeblich widerlegen. So scheint aller-

dings allein der Umstand, dass Firmen, die Elektro-

schockpistolen verkaufen bzw. herstellen, mittlerweile zu 

Schmerzensgeld für Hinterbliebene verurteilt wurden, der 

These von der nicht tödlichen Waffe zumindest im Ansatz 

zu widersprechen.  

Selbst eine der Produktionsfirmen bezeichnet ihre Elekt-

roschockpistolen mittlerweile nicht mehr als „nicht 

tödliche Waffe“, sondern – man höre und staune! – als 

„weniger tödliche Waffe“. Das ist in etwa wie „ein biss-

chen schwanger“. Es ist also ausgemachter Unsinn, was 

Sie von der AfD von sich gegeben haben. 

Zu den Bodycams. Die beiden einzigen Ziele des Einsat-

zes von Bodycams, die mit dem Antrag – so haben Sie es 

hier auch ausgeführt – verfolgt werden sollen, sind 

Strafverfolgung und Gefahrenabwehr. Die antragstellende 

Fraktion blendet dabei eine Funktion aus – jetzt hören Sie 

genau hin, was ich sage! –, die auch aus unserer Sicht, aus 

der Sicht der LINKEN, die Bodycams durchaus interes-

sant machen könnte. Ich meine die beiderseits disziplinie-

rende Wirkung der Körperkameras – sowohl für das 

Gegenüber der Polizei als auch für Polizeibeamtinnen und 

Polizeibeamte. Damit könnten Angriffe auf Polizisten 

vermindert werden, und es könnte Polizeigewalt, polizei-

liches Fehlverhalten verhindert werden. 

Dass dies wirken kann, zeigen verschiedene Studien aus 

den USA und aus Großbritannien. So berichtete Thomas 

Feltes im Oktober 2016 bei einer Anhörung im Landtag 

von Nordrhein-Westfalen: „Dies ist die erste Studie, die 

die Einstellung der Führungsetagen in der Strafverfolgung 

zu Körperkameras misst. Die Haupterkenntnisse zeigen, 

dass nach der Wahrnehmung des Führungsstabs Körper-

kameras Beamtenentscheidungen über den Einsatz von 

Gewalt bei Zusammentreffen mit Bürgern beeinflussen 

werden und dass die Polizei zögerlicher beim Einsatz 

notwendiger Gewalt in Zusammentreffen mit der Öffent-

lichkeit sein wird. Die befragten Personen sind auch der 

Meinung, dass die Medien Körperkameradaten verwen-

den werden, um die Polizei bloßzustellen.“ 

Eine sehr gute Zusammenfassung zum bisherigen For-

schungsstand findet sich in der Stellungnahme von 

Thomas Feltes zur Änderung des Polizeigesetzes von 

Nordrhein-Westfalen in der soeben genannten Anhörung. 

In Deutschland gibt es keine wissenschaftliche Forschung 

über den Einsatz von Bodycams; auch das muss man zur 

Kenntnis nehmen. Es wird noch viel Wasser die Elbe 

herunterfließen, ehe Sie die Hochschule der Sächsischen 

Polizei tatsächlich so weit haben werden, dass sie diese 

Forschung tatsächlich betreibt. Wir sollten noch viel Geld 

in die Hand nehmen, um sie auf diesen Stand zu bringen. 

Daneben gibt es große datenschutzrechtliche Unklarhei-

ten, die erst einmal beleuchtet und gelöst werden sollten, 

bevor der Einsatz von Bodycams in Erwägung gezogen 

werden könnte. Könnte? 

Feltes dazu in der besagten Anhörung: „Auch aus Daten-

schutzgründen können Kameras nicht dauernd eingeschal-

tet sein. Das bedeutet aber, dass die Entscheidung, ob die 

Kamera eingeschaltet wird, in das Ermessen des/der 

Beamten gestellt wird. Es bedarf also klarer Regeln, wann 

die Kamera eingeschaltet werden muss und nicht nur, 

wann sie eingeschaltet werden darf, und wie dies doku-

mentiert wird …“ Und weiter: „Wenn staatliche Behörden 

Beweise sichern, dann haben sie eine andere Sicherungs-

pflicht (und Objektivität) als Privatpersonen, auch, weil 

ihre Beweise vor Gericht gegebenenfalls anders bewertet 

werden. Hinzu kommt, dass die Aufnahmen in dem 

geplanten Projekt vor allem auch im häuslichen Bereich 

stattfinden sollen.“ 

Das dort zur Rede stand! „Dort ist nahezu sicher, dass 

auch Bild- und Tonaufnahmen von unbeteiligten Dritten 

(zum Beispiel Kindern) erfolgen. Dies ist datenschutz-

rechtlich überaus bedenklich. Konkret bedeutet dies, dass 

die Tatsache der Aufnahme nachweisbar dokumentiert 

wird (mit Anfang und Ende der Aufzeichnung einschließ-

lich Begründung, warum begonnen und beendet wurde) 

und die Aufzeichnungen vollständig allen Beteiligten 

verwertbar zur Verfügung stehen müssen. Weiterhin sind 

feste Löschfristen festzulegen. Zudem ist eine (unabhän-

gige) Institution einzurichten, die die Löschungen prüft 

und legitimiert (ähnlich der G10-Kommission). Weiterhin 

müssen konkrete Richtlinien erlassen werden, wann der 

Einsatz als erforderlich angesehen wird. Dabei kann es 

nicht nur um Aspekte der Eigensicherung gehen.“ 

Fazit: Der Antrag ist einseitig, ohne die Polizeigewalt 

reduzierende Komponenten auch nur zu nennen. Er geht 

in keiner Weise auf die Forschung zu dem Thema ein. Das 

verwundert auch nicht. Die einzige nachgewiesene 

Wirkung ist die Reduktion von Polizeigewalt und dass 

Polizeibeamte mit Bodycams weniger Durchsuchungen 

und Verhaftungen durchführen und dafür ihr Verhalten 

häufiger erklären und mehr mit Bürgern kommunizieren. 

Auch das stammt von Feltes aus der zitierten Anhörung. 

Offenbar gibt es auch Studien, die sogar einen Anstieg 

von Gewalt gegen Polizisten feststellen. 

Unsere grundlegenden, vor allem datenschutzrechtlichen 

Bedenken bleiben bestehen. Wirkliche Vorteile im Sinne 

des Antrags sind nicht nachgewiesen. Wir werden Ihren 

Antrag infolgedessen ablehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und den GRÜNEN) 
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1. Vizepräsidentin Andrea Dombois: Für die SPD-

Fraktion Herr Pallas, bitte. 

Albrecht Pallas, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren! Wir haben einen Antrag zu 

zwei nicht unumstrittenen Ausrüstungsgegenständen der 

Polizei vorliegen. Es geht um Bodycams – oder: Körper-

kameras – und Distanz-Elektroimpulsgeräte. Letztere 

würde ich als „Taser“ bezeichnen; damit habe ich kein 

Problem. 

Taser waren bereits Gegenstand einer Antragsdebatte in 

diesem Haus, weshalb ich etwas verwundert war und bin, 

dass die antragstellende Fraktion das Thema nach so 

kurzer Zeit erneut einbringt. 

Es gibt mehrere Gründe, aus denen ich mit dem Antrag 

Probleme habe. Ein Grund ist noch nicht zur Sprache 

gekommen: Mit Ihrem Antrag verkennen Sie den Unter-

schied zwischen exekutiver und legislativer Gewalt. Wir 

als Landtag sind der Gesetzgeber und als solcher die 

Gewalt, die eine entsprechende Rechtsgrundlage über-

haupt schaffen kann. Das ist nicht die Staatsregierung. 

Diese will die einbringende Fraktion aber damit beauftra-

gen, die Rechtsgrundlage zu schaffen. Gemeinschaftsun-

terricht Klasse 9! Insofern ist es verquer, wenn der Antrag 

einen entsprechenden Appell an die Staatsregierung 

richtet, zumindest in der Formulierung, die Sie verwendet 

haben. 

Abgesehen davon lehnen wir als SPD-Fraktion den 

Antrag auch deswegen ab, weil wir der Meinung sind, 

dass Taser den Spezialkräften der Polizei vorbehalten 

bleiben sollten. Ich könnte es jetzt kurz machen und 

einfach auf die Plenardebatte von vor weniger als einem 

Jahr, nämlich vom 17. März 2016, verweisen. Bereits 

damals habe ich klar erläutert, was unserer Ansicht nach 

gegen die Ausweitung auf andere Bereiche der Polizei 

spricht. Falls Sie, Herr Wippel, sich nicht mehr an die 

Debatte erinnern können, will ich es gern wiederholen; 

ich glaube, das ist der Vollständigkeit halber nicht 

schlecht. 

Bereits seit längerer Zeit ist weltweit bei verschiedenen 

Polizeien die Einführung von Tasern im Gespräch oder 

die Einführung wurde realisiert – so auch in Deutschland. 

Von Anfang an waren – und sind – diese Geräte nicht 

ohne Grund unter Fachleuten hoch umstritten. Haupt-

gründe sind die Unsicherheit im Einsatz, nach wie vor 

bestehende Einschränkungen der Wirkung – insoweit gab 

es Verbesserungen; aber noch sind sie nicht sicher – und 

die daraus resultierende Notwendigkeit regelmäßiger 

Fortbildungen bzw. Schulungen an dem Gerät. Vor allem 

sind diese Distanz-Elektroimpulsgeräte eben nicht harm-

los, wie Sie es hier dargestellt haben, nur weil sie bei 

sachgemäßer Anwendung „weniger tödlich als Schuss-

waffen“ sind. Auf die Absurdität dieser Begrifflichkeit hat 

Kollege Stange schon hingewiesen. 

Deshalb ist es nachvollziehbar und völlig richtig gewesen, 

dass die Innenministerkonferenz im Jahr 2006 die Einfüh-

rung der Taser nur für Spezialeinheiten, also Spezialein-

satzkommandos und Mobile Einsatzkommandos, empfoh-

len hat. Aus gutem Grund ist diese Empfehlung bis heute 

nicht auf andere Dienstzweige der Polizei ausgeweitet 

worden. 

Das Thema hat schon an anderer Stelle im Sächsischen 

Landtag eine Rolle gespielt, nämlich in der Anhörung 

zum Wachpolizeidienstgesetz vor etwas mehr als einem 

Jahr. Dort hat ein Sachverständiger, der viele Jahre als 

Leiter des Spezialeinsatzkommandos in Sachsen tätig war, 

mit vielen guten Gründen dafür plädiert, dass der Einsatz 

des Tasers nicht ausgeweitet werden, sondern den Spezi-

aleinheiten vorbehalten bleiben sollte. 

Dort sind sie gut aufgehoben. Denn die zusätzliche 

Option des Einsatzes eines Tasers macht die Lagebewälti-

gung gerade für die Polizei im Streifen- und Einzeldienst 

keinesfalls leichter, eher komplizierter, gerade weil es sich 

um ein technisch anspruchsvolles Gerät handelt, dessen 

Einsatz auch fehlgehen kann: Stimmt die Entfernung? 

Wie sicher ist es, dass mit einem Auslösen ein Treffer 

erzielt wird? Wie ist gesichert, dass nur ein Beamter aus 

einem Team schießt? Etc. pp. 

Dazu kommt ein weiterer Punkt: 90 % der Gewaltsituati-

onen – auch gegen Polizisten – entstehen aus Augen-

blickssituationen in alltäglichen Einsätzen. Das bedeutet, 

innerhalb von Bruchteilen von Sekunden entscheiden zu 

müssen, welches Einsatzmittel das richtige ist, über die 

Tiefe des Grundrechtseingriffs zu entscheiden, das Er-

messen eben richtig auszuüben. Ein weiteres Gerät macht 

die Situation für die Beamten noch komplizierter. Es 

verlängert vielleicht sogar den Abwägungsprozess, was 

im Zweifel ein höheres Risiko für die Beamten bedeutet. 

Gerade Sie als Polizeibeamter, Herr Wippel, sollten das 

eigentlich wissen. 

Wir sehen deshalb auch für einen entsprechenden Pilot-

versuch in Sachsen keinen Bedarf. Allerdings verfolgen 

wir natürlich mit Interesse die Pilotversuche in anderen 

Bundesländern. Man lernt nie aus, deswegen werden wir 

die Ergebnisse bei unserer Meinungsbildung einbeziehen, 

wenn es so weit ist. 

Zum zweiten Ausrüstungsgegenstand, der Bodycam. Hier 

können wir als SPD uns durchaus vorstellen, dass diese in 

Zukunft unter bestimmten Umständen von der sächsi-

schen Polizei eingesetzt werden könnte, wobei wir im 

Gegensatz zu Ihnen oder zur Begründung Ihres Antrags 

nicht nur auf die erhofften repressiven Effekte des Einsat-

zes von Bodycams eingehen wollen. Auch die Auswir-

kungen im Sinne der Bürgerinnen und Bürger halten wir 

für ein wichtiges Argument. Wir haben das von Herrn 

Kollegen Stange gerade schon ansatzweise gehört. 

Es sollte also nicht ausschließlich um Argumente gehen 

wie: zu steigernde Kooperationsbereitschaft, Deeskalati-

onswirkung, Verringerung von Solidarisierungseffekten 

oder Reduzierung des Aggressionspotenzials. Das ist nur 

die eine Seite der Medaille. Sie ist unzweifelhaft richtig, 

aber dazu gehört eben auch, dass Bodycams zusätzlich 

dazu beitragen können, das polizeiliche Handeln rechtssi-

cher und transparent zu dokumentieren. Sie müssen 
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gleichermaßen der Wahrung der Bürger- und Menschen-

rechte des polizeilichen Gegenübers dienen. 

Ich möchte an dieser Stelle auf die Ereignisse in der 

amerikanischen Stadt Ferguson verweisen, wo es über 

Monate hinweg sehr konflikthafte Situationen zwischen 

der Bevölkerung und der Polizei gegeben hat. Es ging um 

mutmaßlich rassistisch motivierte Übergriffe der Polizei 

gegenüber Schwarzen oder einem Teil der schwarzen 

Bevölkerung bzw. um die Befürchtung solcher Übergriffe. 

(Sebastian Wippel, AfD: Afroamerikaner 

heißt das, nicht „Schwarze“!) 

Seinerzeit hat man auf dem Höhepunkt dieser Konfliktsi-

tuation Bodycams eingesetzt – gerade um den Bürger-

rechtsaspekt zu stärken –, und das mit einigem Erfolg. Sie 

sehen also, dass es wichtig ist, nicht nur die eine, sondern 

auch die andere Seite der Medaille zu beachten. 

Das führt automatisch zu der Reflexion, welche Regeln 

zum Umgang mit Bodycams damit verbunden sein 

müssen. Ich bin gespannt auf die Ergebnisse der Modell-

versuche, die bundesweit laufen. Es geht auch um die 

Frage: Wie gewährleiste ich, dass eben nicht nur ein Teil 

der Szenerie aufgenommen wird, dass beidseitige Kom-

munikation zwischen Polizei und Bürger dokumentiert 

wird? Es muss gewährleistet sein, dass nicht nur Bild, 

sondern auch Ton aufgezeichnet wird. Natürlich geht es 

auch darum, wer eine Aufnahme anhalten darf und wer 

nicht. Das alles muss noch geklärt werden. 

Jedenfalls sehen wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt keinen 

gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Zum anderen prüft 

das Innenministerium derzeit bereits, wie in der Stellung-

nahme zum Antrag ausgeführt, ein Pilotprojekt zur 

Erprobung der Bodycams im Rahmen der bestehenden 

Befugnisse zur Videografie auf Basis des Sächsischen 

Polizeigesetzes. Zudem, ich sagte es bereits, laufen 

Pilotversuche in anderen Ländern – mit verschiedenen 

Modellen: Auch das ist spannend, weil man danach 

unterschiedliche Ausführungen in die Auswertung einbe-

ziehen kann. 

Diese Kombination macht Ihren Antrag aus unserer 

Perspektive auch in Bezug auf die Bodycams überflüssig. 

Daher werden wir den Antrag ablehnen. Ich freue mich 

bereits auf die nächste Taser-Debatte in zehn Monaten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU – 

Beifall des Staatsministers Markus Ulbig) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Als Nächster spricht 

Herr Kollege Lippmann für die Fraktion GRÜNE. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! So richtig 

erschließt sich mir nicht, warum keine elf Monate nach 

dem letzten Antrag der AfD zu Distanz-Elektroimpuls-

geräten heute das Thema erneut behandelt wird. Nun, es 

ist Sache der AfD-Fraktion, mit welchen parlamentari-

schen Meisterleistungen sie uns hier beglückt. Allerdings 

darf ich zu Beginn schon einmal feststellen, dass dieser 

Antrag wahrlich keine Meisterleistung ist und dass Sie 

zudem das eigene Thema offenbar nicht ernst nehmen. 

Zum einen fordern Sie in Teil I Buchstabe a Ihres Antrags 

– Kollege Pallas hat es schon angesprochen – die Staats-

regierung auf, die gesetzlichen Grundlagen für Taser und 

Bodycams zu schaffen. Nun ist mir ja klar, dass es bei 

einer Partei, die unser demokratisch-parlamentarisches 

System kontinuierlich aushöhlen will, mit der Gewalten-

teilung nicht so weit her ist. 

(Beifall der Abg. Petra Zais, GRÜNE – 

Dr. Frauke Petry, AfD: Sie waren auch 

schon mal besser, Herr Lippmann!) 

Aber die Staatsregierung zum Erlass von Gesetzen aufzu-

fordern ist schon ein starkes Stück. Eigentlich könnte ich 

an dieser Stelle meine Ausführungen beenden und den 

Antrag ablehnen, denn Sie können weder von mir noch 

von irgendeinem anderen Abgeordneten, der sein Mandat 

ernst nimmt, ernsthaft erwarten, dass er die Hand dafür 

hebt, die Staatsregierung zum offenen Verfassungsbruch 

aufzufordern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Ja, natürlich. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte, Frau Dr. Petry. 

Dr. Frauke Petry, AfD: Schön, dass das so natürlich 

geht. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Ich gestatte immer 

Zwischenfragen, Frau Dr. Petry, natürlich! 

Dr. Frauke Petry, AfD: Herr Lippmann, können Sie mir 

sagen, wo die AfD die parlamentarische Demokratie 

aushebeln will? 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Ach, ich könnte jetzt eine 

Vielzahl Reden von Mitgliedern der AfD anführen. 

Dr. Frauke Petry, AfD: Ich sagte: AfD! Das heißt: 

Beschlüsse und Programme! 

Valentin Lippmann GRÜNE: – Nein. Sie müssen sich 

als Partei natürlich auch das Verhalten Ihrer Mitglieder 

zurechnen lassen und das, was da an Auftritten passiert – 

auch in diesem Hause. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Also keine Antwort – 

stellen wir fest! Schon wieder postfaktisch!) 

Das lässt regelmäßig Zweifel daran aufkommen, ob Sie 

hinter der parlamentarischen Demokratie stehen. – Das ist 

nicht „postfaktisch“. Sie müssen sich als Partei das 

Handeln Ihrer Mitglieder zurechnen lassen. Das werfen 

Sie anderen Parteien auch permanent vor. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Genau!) 
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Dieser permante Versuch, sich mit Einzelfällen herauszu-

reiten, geht mir, gelinde gesagt, auf den Keks. Das hatten 

wir schon heute Vormittag. 

(Beifall bei den GRÜNEN und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Herr Präsident, ich fahre in meinen Ausführungen fort. 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Bitte. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Denn wenn wir schon bei 

der Ernsthaftigkeit Ihres Anliegens sind, muss ich Sie 

dann doch an die letzte Plenarsitzung zu diesem Thema 

erinnern. Ich zitiere ja ungern AfD-Abgeordnete, aber an 

dieser Stelle muss ich es einmal tun. 

Auf meine Feststellung in der 31. Sitzung des Landtags, 

dass das Problem bei Tasern auch sein könne, dass sie 

beispielsweise nicht von zwei Beamten gleichzeitig 

eingesetzt werden dürften, was in Stresssituationen 

mitunter schwierig sein könne, und dass es in Stresssitua-

tionen auch nicht so einfach sei, dann richtig zu zielen, 

ergeht folgender geistreicher Zwischenruf des Abgeordne-

ten Jörg Urban – ich zitiere aus dem Plenarprotokoll –: 

„Wenn man eine Nase Crystal drin hat, kann so was schon 

passieren!“ Danach vermerkt das Protokoll: „Heiterkeit 

der Abg. Jörg Urban und Uwe Wurlitzer“. 

Werte Kollegen von der AfD, abgesehen davon, dass Sie 

damit implizit die Möglichkeit unterstellt haben, dass 

sächsische Polizisten Crystal konsumieren, was ich – 

gelinde gesagt – eine Frechheit finde, wurde dieses 

Niveau auch einer Debatte, in der es um potenziell tödli-

che Waffen geht, nicht gerecht. Auch das sind Gründe, die 

dazu führen, dass wir diesen Antrag schlicht ablehnen 

werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei den inhaltlichen Gründen, weshalb meine Fraktion 

Taser außerhalb von Spezialeinheiten ablehnt, kann ich im 

Wesentlichen auf meine damaligen Ausführungen verwei-

sen. In gebotener Kürze: Bei einem Taser kann es sich um 

eine potenziell tödliche Waffe handeln, die dementspre-

chend einem rigiden Einsatzregime unterliegen muss. Es 

handelt sich eben nicht, wie Sie es gern hätten, um ein 

äußerst effektives Mittel körperlicher Gewalt. Faktisch 

werden Sie bei den Einsatzvoraussetzungen schlussend-

lich genau bei jenen für Schusswaffen anlangen müssen. 

Nehmen Sie das doch einmal zur Kenntnis.  

Es besteht die erhebliche Gefahr des falschen Einsatzes 

und die Gefahr von Folgeschäden beim Einsatz in unan-

gemessenen Situationen. Zum Problem der Ausbildung 

der Beamten hat Herr Kollege Stange schon hinreichend 

ausgeführt. Zudem sind Sie uns immer noch die Antwort 

auf die Frage schuldig geblieben, in welchen konkreten 

Einsatzsituationen in Sachsen der Taser denn tatsächlich 

die bessere Wahl gewesen wäre. 

Ich sage an dieser Stelle aber auch ganz deutlich in Ihre 

Richtung, Herr Kollege Fritzsche: Taser bei BFE, die 

unter anderem bei Versammlungslagen eingesetzt werden, 

halte ich für genauso problematisch. Da haben wir es mit 

Menschenmassen zu tun. Das ist hochsensibel. Davon 

würde ich dringend abraten. 

Ganz kurz zum Thema Bodycams: Was deren Einsatz 

angeht, ist die Fraktion GRÜNE in Sachsen skeptisch und 

ablehnend. Grundsätzlich handelt es sich um ein weiteres 

Überwachungselement gegenüber den Bürgerinnen und 

Bürgern, die mit dem Einsatz der Bodycam noch stärker 

mit einer schon jetzt existierenden flächendeckenden 

Videoüberwachung überzogen werden. Ob dieser schwere 

Eingriff im Verhältnis zu dem vermeintlichen Nutzen 

steht, wage ich derzeit zu bezweifeln, zumal dies sehr 

stark von der Ausgestaltung abhängen würde. 

Zudem bietet der Einsatz der Bodycam in bestimmten, 

aber gerade für den Beamten sensiblen Lagen durchaus 

Probleme. Ich verweise an dieser Stelle in aller Kürze nur 

auf zwei: Im Bereich des Versammlungsrechts gibt es 

enge Spezialvorschriften zur Videoüberwachung, bei 

denen ich Zweifel habe, ob der Einsatz von Bodycams 

rechtssicher möglich wäre. Bei Lagen im Bereich häusli-

cher Gewalt, von denen wir wissen, dass es nicht selten zu 

Angriffen auf Polizisten kommt, dürfte der Einsatz 

aufgrund der Unverletzlichkeit der Wohnung ebenso 

kaum möglich sein. 

Kurzum: Beide Maßnahmen lehnen wir auch politisch ab. 

Der Antrag ist zudem grundsätzlich nicht zustimmungsfä-

hig. Somit werden wir mit Nein stimmen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war der letzte 

Redner in der ersten Rederunde, Herr Kollege Lippmann, 

und wir treten jetzt in eine weitere ein. Vorher gibt es aber 

eine Kurzintervention von Herrn Kollegen Urban zu 

diesem gerade gehörten Redebeitrag. 

Jörg Urban, AfD: Vielleicht ist es auch eine persönliche 

Erklärung, weil von Herrn Lippmann gerade mein Zitat 

verwendet wurde. Ich wollte dazu nur noch ergänzen: Als 

wir diese Debatte hier hatten – – 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Herr Kollege, eine 

Kurzintervention geht, eine persönliche Erklärung nicht. 

Jörg Urban, AfD: Dann eine Kurzintervention. – Ich 

beziehe mich auf den Redebeitrag von Herrn Lippmann, 

der ein Zitat aus der letzten Debatte zu diesem Thema 

brachte, als ich gesagt habe, mit Crystal in der Nase kann 

man sich das wahrscheinlich vorstellen. 

Wir hatten damals die Debatte, und Sie hatten vorgetra-

gen, die Polizisten könnten sich mit den Tasern selbst 

verletzen. In diesem Zusammenhang hatte ich natürlich 

Herrn Beck vor Augen, weil wir gerade Herrn Beck und 

sein Crystal-Problem hatten, und ich habe mir vorgestellt: 

Ja, mit Crystal in der Nase kann man sich das wahrschein-

lich so vorstellen, wie man dann herumballert und sich 

selber trifft. Also, es ging weniger um die Polizisten, 
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sondern eher um das Problem mit Crystal, was offensicht-

lich in Ihrer Partei etwas verbreitet ist.  

(Widerspruch bei den GRÜNEN – 

Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war eine Kurzinter-

vention, und jetzt kann Herr Kollege Lippmann darauf 

reagieren, so er denn will – und er will.  

Valentin Lippmann, GRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, 

diese Richtigstellung von Herrn Urban bedarf keiner 

großartigen weiteren Ergänzung. Er hat gerade implizit 

das zugegeben, was ich behauptet habe: Er hat in Erwä-

gung gezogen, dass Polizisten aufgrund des Konsums von 

Crystal sich im Einsatz mit Tasern beschießen könnten. – 

Danke. 

(Dr. Frauke Petry, AfD: Genau nicht! 

Sie haben es nicht verstanden!) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Wir eröffnen jetzt eine 

weitere Rederunde. Ich eröffne sie. Herr Kollege Wippel 

spricht für die einbringende AfD-Fraktion. 

Sebastian Wippel, AfD: Vielen Dank, Herr Präsident. – 

Diese Heiterkeit ist schon erstaunlich, die durchaus 

entstehen kann, wenn man gewahr wird, mit welchem 

Pathos Herr Kollege Lippmann hier vorträgt und sich in 

voller Inbrunst der Überzeugung als alter Fachmann keine 

Situation vorstellen kann, in der der Taser der Polizei auf 

der Straße möglicherweise helfen könnte. 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

– Ach, Sie sind ja gar kein Fachmann. Danke dafür; 

Entschuldigung, das wäre mir fast entfallen. 

Sie haben natürlich zwei Anträge miteinander vermischt, 

nämlich den Antrag, den wir das letzte Mal hier hatten – – 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: 

Und jetzt wird es niveaulos!) 

Meine Damen und Herren, offensichtlich ist Ihnen allen 

entgangen, dass es ein Berichtsantrag war, in dem wir den 

Bericht begehrt haben und nicht den Einsatz. Dass Sie 

damals natürlich den Antrag nicht richtig gelesen haben 

und über den Einsatz debattieren, das ist – Entschuldi-

gung – nicht meine Schuld, das Ihr persönliches Problem, 

da haben Sie Ihre Redezeit wahrscheinlich falsch einge-

setzt. Sie hätten auch einfach ohne Debatte zustimmen 

können; dann hätten wir nämlich nachher keine Große 

Anfrage zu stellen brauchen. 

Dann haben Sie gesagt, der Taser, eine weniger tödliche 

Schusswaffe, das wäre ja absurd. Da muss ich mit Ihnen 

einmal einen Ausflug ins Waffenrecht machen oder Ihnen 

eine Hausaufgabe aufgeben. Schauen Sie bitte einmal 

hinein, wie der Begriff der Waffe definiert ist; denn auch 

Spielzeugwaffen, die Sie im Laden bekommen, können 

durchaus per Definition Schusswaffen sein, und Sie 

stimmen mir sicherlich zu, dass diese Dinge in aller Regel 

nicht tödlich sind, weil sie sonst nicht im freien Verkauf 

wären. Auch das sind Schusswaffen, und die sind nicht 

tödlich. So absurd, wie Sie das darstellen, ist es nicht. 

Absurd ist einfach nur Ihre völlige Freiheit von Sachkom-

petenz an dieser Stelle. 

(Beifall bei der AfD) 

Dass bei Einsätzen des SEK natürlich nicht so oft die 

Schusswaffe oder der Taser oder sonstige Hilfsmittel der 

körperlichen Gewalt gebraucht werden, wie von einem 

Streifenpolizisten gebraucht wird, Kollege Stange, können 

Sie sich vielleicht vorstellen. 

(Zuruf des Abg. Enrico Stange, DIE LINKE) 

– Gut, okay. – Also, jetzt noch einmal: Vielleicht liegt das 

ja daran, dass sich die Polizisten der Gefahr der Schuss-

waffe bewusst sind und sie sie deswegen auch nicht 

einsetzen, sondern im Zweifel lieber bei ihrem Einsatz für 

die Bürger die Verletzung ihres eigenen Körpers in Kauf 

nehmen. Also erzählen Sie hier nicht so etwas. 

Wenn ein SEK irgendwo einrückt, dann ist das eine etwas 

andere Hausnummer, als wenn nur der Praktikant und ein 

älterer Kollege unterwegs sind. Sie machen nämlich unter 

Umständen nicht denselben Eindruck wie ein SEK, und 

deswegen können Sie diese Situationen ja wohl schwer-

lich miteinander vergleichen, und genau deswegen brau-

chen wir auch diese neuen Erfahrungen mit dem Pilotpro-

jekt Taser. 

Jetzt geht es weiter: Die Dienstwaffen wollen wir natür-

lich nicht ersetzen. Die Gefahr dauerhafter gesundheitli-

cher Auswirkungen besteht; natürlich können sie entste-

hen, wenn ich Hilfsmittel körperlicher Gewalt einsetze. 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: Waffen!) 

– Ja, auch Waffen meinetwegen. Wir müssen sehen, wie 

wir das Ganze machen. Ich sehe es eher als Hilfsmittel 

der körperlichen Gewalt. Das ist aber eine Frage, die das 

Ministerium natürlich regeln kann, und im Übrigen hat es 

ja auch die Möglichkeit gefunden, von seinen Rechten 

Gebrauch zu machen, und es hat den Einsatz des Tasers 

bereits in einer eigenen Verwaltungsvorschrift geregelt. 

Also verstehe ich das Problem, das Sie hier aufmachen, 

im Moment überhaupt nicht. Oder wo ist der Aufschrei, 

dass das Parlament übergangen worden sei? 

(Albrecht Pallas, SPD: Wir  

brauchen ein Gesetz, keine Schlagworte!) 

Wenn geschossen wird, dann entstehen gesundheitliche 

Schäden. Wenn ein Schlagstock eingesetzt wird, der 

ebenfalls eine Waffe ist, und er als Waffe eingesetzt wird, 

auch dann können gesundheitliche Schäden entstehen, ja, 

und auch da muss der Polizist natürlich trotzdem die 

Verhältnismäßigkeit wahren. Selbstverständlich hat er 

immer die Qual der Wahl; das ist so. Selbst das Pfeffer-

spray ist nicht unumstritten. Es gibt genug Anträge von 

den GRÜNEN, mit denen sie in anderen Bundesländern 

losgezogen sind und gesagt haben, wir wollen gern, dass 

das Pfefferspray zur Waffe wird, insbesondere im Castor-
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Land. Da sind sie ganz vorn mit dabei. – Es ist Nieder-

sachsen – das sage ich für diejenigen, die nicht von dort 

kommen. 

Der Ausbildungsaufwand ist, wie ich vorhin schon darge-

stellt habe, gar nicht so hoch. Diese vier Stunden können 

wir durchaus abknapsen. Im Übrigen halte ich es für 

unredlich, erst einmal quasi einen Zustand des Personal-

mangels zu haben und ihn zu dulden, ihn nicht anzugehen 

und dann auf diese Art und Weise zu begründen, dass man 

nicht mehr handeln kann und keine weiteren Dinge und 

Materialien im Dienst einführen kann. Das ist einfach zu 

simpel und eine billige Argumentation. 

Meine Damen und Herren, bitte stimmen Sie unserem 

Antrag zu. Ich sage es noch einmal. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war Kollege  

Wippel für die einbringende AfD-Fraktion. – Besteht jetzt 

weiterer Redebedarf? Ist das eine Kurzintervention? 

(Valentin Lippmann, GRÜNE: 

Eine Kurzintervention!) 

– Eine Kurzintervention durch Herrn Lippmann. Bitte. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Vielen Dank, Herr 

Präsident. Ich möchte die Kurzintervention nutzen, um 

einmal den Kollegen Wippel, der hier gerade angab, 

ausreichenden Sach- und Fachverstand in dieser Frage zu 

haben, auf den spezifischen Aufbau des § 31 Polizeigesetz 

hinzuweisen. Er belehrt Sie nämlich, dass Ihre Ausfüh-

rungen hier größtenteils Grütze waren. 

Ein Taser kann schon deswegen kein Hilfsmittel körperli-

cher Gewalt sein, weil diese in § 31 Abs. 2 abschließend 

geregelt sind. In § 31 Abs. 3 geht es dann um Waffen, 

worunter richtigerweise auch der Schlagstock, die Pistole, 

der Revolver, das Gewehr und automatische Handfeuer-

waffen fallen. Wenn Sie jetzt also erzählen, dass das 

Problem auf der einen Seite sei, dass man hier automa-

tisch zulassen könnte, wobei Sie zur Kenntnis nehmen 

müssen, dass es die Option für den Innenminister gibt, 

eine Spezialvorschrift zu erlassen, worin er eben für 

bestimmte Spezialkommandos so etwas zulassen kann, 

dann drehen Sie sich letztendlich im Kreis. Wenn Sie 

nämlich wie im Antrag behaupten, es sei ein Mittel der 

körperlichen Gewalt, dann sind Sie tatsächlich auf einem 

ganz anderen Niveau, nämlich dem von Diensthunden, 

Dienstpferden, technischen Sperren sowie Reizstoffen; 

damit sind Sie beim Pfefferspray. 

Aber schon mit Ihrer Unklarheit zum Thema Schlagstö-

cke haben Sie gerade bewiesen, dass Ihre Fachkenntnisse 

zum Einsatz polizeilicher Mittel ungeachtet dessen, dass 

Sie angeblich nach wie vor bei der sächsischen Polizei 

arbeiten, äußerst begrenzt sind. 

Danke.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Kurzinter-

vention. – Herr Kollege Wippel, Sie reagieren jetzt 

darauf. 

Sebastian Wippel, AfD: Ja, vielen Dank. – Selbstver-

ständlich kann der Schlagstock auch wie eine Waffe 

eingesetzt werden. Da haben Sie offensichtlich keine 

Ahnung von der Rechtsprechung.  

Im Übrigen bringe ich jetzt auch einmal den Querverweis 

auf andere Polizeigesetze. Selbstverständlich ist dessen 

Gebrauch in anderen Bundesländern anders geregelt.  

(Valentin Lippmann, GRÜNE: 

Wir sind hier in Sachsen!) 

Das ist immer hochumstritten, auch in der Ausbildung: 

Wie habe ich es jetzt gerade eingesetzt, wie habe ich es 

nicht eingesetzt? Insofern können wir natürlich sehen, 

dass wir hier vielleicht noch einmal etwas Klarstellungs-

bedarf haben.  

Das ist aber auch nicht das Problem; denn wenn Sie 

unseren Antrag einmal ansehen und eben anfangen, darin 

zu lesen, und zwar mit I., so fordern wir die Staatsregie-

rung genau dazu auf, diese Dinge zu klären und hier auch 

für die rechtlichen Gegebenheiten zu sorgen, diese Sachen 

zu machen. Sie können sich sicherlich vorstellen, dass 

eine so kleine Fraktion, wie wir es im Moment noch sind, 

nicht diesen Stab und dieses Personal dahinter hat wie ein 

Ministerium. Da wollen wir uns doch gerne zuarbeiten 

lassen. Dann reden wir noch einmal darüber, nicht? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Ich sehe jetzt keinen 

weiteren Redebedarf zum Antrag aus den Fraktionen. 

Damit kommt die Staatsregierung zu Wort. Das Wort 

erhält Herr Staatsminister Ulbig.  

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehrter 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 

Abgeordneten! Auch zu diesem Antrag will ich kurz 

sprechen, selbst wenn ich auch aus den letzten Ausfüh-

rungen von Herrn Wippel nicht viel schlauer geworden 

bin, was das Thema Antrag und Unterschiede anlangt. 

Natürlich haben wir vor Kurzem hier über dieses Thema 

gesprochen. Wenn Sie jetzt der Meinung sind, mit diesem 

Antrag das Thema erneut auf die Tagesordnung zu setzen, 

dann werden wir uns natürlich damit auseinandersetzen. 

Aber für mich gilt zumindest: Das, was ich im März 2016 

gesagt habe, gilt noch heute. Taser können eine sinnvolle 

Ergänzung der Einsatzmittel der Spezialeinheiten sein, 

hätten aber Nachteile im alltäglichen Polizeigebrauch. 

Das ist die kurze Zusammenfassung dazu. 

Es ist richtig, wir haben eine Beschlusslage der Innenmi-

nisterkonferenz zu diesem Thema, und ich gehe davon 

aus, dass sich alle Kollegen an die Beschlüsse der Innen-

ministerkonferenz halten. Nun gibt es Pilotprojekte; 

darüber ist gesprochen worden. Dann schauen wir einmal, 

was diese Pilotprojekte im Ergebnis zutage fördern. Wir 
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müssen ja im Freistaat Sachsen nicht immer an der 

vordersten Front sein, was Veränderungen betrifft. Vor 

diesem Hintergrund will ich auf die Schwierigkeiten des 

Einsatzes von Tasern aus meiner Sicht nur noch einmal 

anhand von drei Punkten eingehen. 

Wer sich hier hinstellt und sagt, das wäre alles völlig 

unproblematisch und bereitete keine Schwierigkeiten, der 

geht eben fehl. Ich habe es beim letzten Mal schon gesagt: 

Für einen effektiven Einsatz des Tasers braucht es den 

Hautkontakt beider Elektroden. Wenn beispielsweise die 

Kleidung zu dick ist oder andere Sachen dazwischen-

kommen, kann dem betreffenden Beamten unter Umstän-

den die Zeit für weitere Reaktionen fehlen. Das ist zum 

Beispiel ein Gegenargument für Ihr Bild, das Sie vorhin 

mit dem Mann mit der Axt ansprachen. 

Zweitens. Das Thema Einsatzmittel, die zur Verfügung 

stehen, und die Vielfalt wurde ausgeführt. Je mehr Ein-

satzmittel zur Verfügung stehen, umso schwieriger ist im 

konkreten Fall die Abwägung, was zu tun ist. Das kann 

wertvolle Sekunden kosten. 

Das Dritte ist – auch das will ich noch einmal ansprechen: 

Die gesundheitlichen Risiken des Tasers sind nicht von 

der Hand zu weisen. Deshalb sind sie Spezialeinheiten 

vorbehalten und zumindest nicht für Einsatzbeamte des 

täglichen Dienstes zugänglich. 

Zum Thema Bodycams: Auch hier brauchen wir den 

Antrag der AfD gewiss nicht, um tätig zu werden. Sie 

werden wissen, dass wir das Thema auf dem Schirm 

haben. Ich habe darüber gesprochen. Das ist ein Beispiel 

dafür, dass man aus Erfahrungen anderer Länder lernen 

kann, weil andere Länder mit ganz unterschiedlicher 

politischer Konstellation überwiegend positive Erfahrun-

gen gemacht haben: Hamburg, Rheinland-Pfalz, Hessen 

zum Beispiel. Ich habe mit den Kollegen sehr intensiv 

gesprochen. In zwei der drei Länder, Herr Lippmann, sind 

übrigens GRÜNE an der Regierung beteiligt. Natürlich 

kenne ich Ihr Argument, dass es Ihnen egal ist, ob jemand 

an der Regierung beteiligt ist oder nicht. Sie haben Ihre 

eigene Meinung. Ich will zumindest sagen, dass mir auch 

die Länder mit grüner Regierungsbeteiligung positive 

Erfahrungen zurückgemeldet haben. 

Deshalb haben wir ein einjähriges Pilotprojekt für Sach-

sen geplant. Voraussichtlich wird es Mitte dieses Jahres 

starten und damit das kein Geheimnis ist: vorerst in den 

Polizeidirektionen Dresden und Leipzig. Gegenwärtig 

prüfen meine Leute noch den rechtlichen, datenschutz-

rechtlichen, einsatztaktischen und haushalterischen 

Rahmen, wobei selbstverständlich auch der Sächsische 

Datenschutzbeauftragte einbezogen wird. 

(Albrecht Pallas, SPD, steht am Mikrofon.) 

Aus diesem Grunde, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, empfiehlt die Staatsregierung, den vorliegenden 

Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Jetzt war er schon am 

Ende, Herr Kollege Pallas. Da ist das mit der Zwischen-

frage nichts mehr geworden. Nach der Staatsregierung 

kann jetzt die Einreicherin – und das macht sie auch –, die 

AfD-Fraktion, noch ein Schlusswort halten. Das macht 

jetzt Herr Kollege Wippel. Drei Minuten Redezeit. 

Sebastian Wippel, AfD: Selbstverständlich ist das 

Schlusswort kurz. Ich habe drei Minuten. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen 

Abgeordnete! Der Innenminister scheint noch nicht ganz 

davon überzeugt zu sein, den Taser in der sächsischen 

Polizei auszuprobieren. 

(Albrecht Pallas, SPD: Zu Recht!) 

Lieber wartet er darauf, dass andere Bundesländer wieder 

den Vorreiter machen. Es wäre doch schön, wenn Sachsen 

auch einmal vorangehen und nicht wie bei PRECOBS erst 

AfD-Anträge ablehnen und in andere Bundesländer 

schauen würde, um die Sachen dann zu übernehmen. 

(Zuruf des Abg. Albrecht Pallas, SPD) 

Es ist doch schön, dass wir kollegial zusammenarbeiten.  

(Staatsminister Markus Ulbig: 

Das ist sinnvolle Arbeitsteilung, –) 

– Ja, genau, wir haben die Ideen und Sie die Lorbeeren. 

Es sei Ihnen gegönnt. 

(Staatsminister Markus Ulbig: – wenn sich  

andere Länder mit Pilotprojekten befassen!) 

– Ist das eine Zwischenfrage? Na gut. Noch einmal kurz 

zusammengefasst: Die Debatte ist insofern erfreulich, als 

einige wirklich sehr schlechte Argumente aus der letzten 

Debatte dieses Mal nicht gefallen sind. Das freut mich. 

Aber ich muss eine Sache noch einmal klarstellen, Herr 

Minister. Der Hautkontakt ist nach wie vor nicht notwen-

dig. Die entsprechende Voltzahl sorgt dafür, dass die Luft 

überbrückt werden kann. Das sind ungefähr bis zu fünf 

Zentimeter. Dann haben wir den Bereich von dicken 

Jacken. 

Im Übrigen habe ich immer das Problem, wenn ein 

Einsatzmittel, das ich als Polizeibeamter einsetze, nicht 

wirkt, dass ich einen Plan B haben muss. Deshalb ist die 

sächsische Polizei meist zu zweit in einem Streifenteam 

unterwegs. Während der eine Beamte das eine Einsatzmit-

tel zur Verfügung hat, hält der andere das andere Einsatz-

mittel bereit, das eventuell zum Einsatz kommen muss. 

Natürlich habe ich ein Problem, wenn ich ein Einsatzmit-

tel einsetze, auf zehn Meter. Das habe ich in jedem Fall. 

Aber ich weiß auch, ein Messerangreifer, der sich mit 

Schwung auf jemanden zubewegt, hat in kürzester Zeit 

sieben Meter überbrückt. Das ist der Mindestabstand, den 

man braucht, um noch reagieren zu können. Insofern kann 

der Taser ein Mittel sein. Aber auch beim Pfefferspray ist 

nicht gesagt, dass es diesen Angriff abwehrt. Auch die 

Schusswaffe ist nicht immer sicher. Es kann auch sein, 

dass ich mit der Schusswaffe nicht treffe. Es kann genau-
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so sein, dass ich mit dem Taser nicht treffe, und es kann 

sein, dass das Pfefferspray nicht wirkt.  

Also, meine Damen und Herren, wenn wir diese Sachen 

einsetzen – – Beim Taser habe ich den Vorteil, wenn er 

am Mann ist, kann ich immer noch mit dem Elektroscho-

cker arbeiten. Das könnte den Angriff tatsächlich in 

letzter Konsequenz abwehren.  

Kollege Stange hatte vorhin eine gute Idee. Ich denke, wir 

sollten das vielleicht einmal ausprobieren. Herr Innenmi-

nister, ich biete Ihnen das einfach einmal zur Überzeu-

gung an. Beim „Tag der Sachsen“ können Sie mich 

einmal öffentlich tasern. Dann machen wir das. Vielleicht 

können Sie dann Ihre Innenminister überzeugen. Das 

Angebot steht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war das Schluss-

wort der einbringenden Fraktion. Meine Damen und 

Herren! Ich stelle nun die Drucksache 6/7142 zur Ab-

stimmung und bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. 

– Vielen Dank. Gegenstimmen? – Danke. Stimmenthal-

tungen? – Keine. Damit ist die Drucksache 6/7142 nicht 

beschlossen. Der Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 9 

Zielgruppenorientiertes Präventionsprogramm zur Verhinderung 

islamistischer Radikalisierung in Sachsen auflegen 

Drucksache 6/7214, Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Hierzu nehmen die Fraktionen Stellung, zuerst natürlich 

die einbringende Fraktion GRÜNE, dann CDU, DIE 

LINKE, SPD, AfD und die Staatsregierung, wenn sie das 

wünscht. Ich erteile der einreichenden Fraktion GRÜNE 

das Wort, und das Wort ergreift wie immer Herr Kollege 

Lippmann. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Sehr geehrter Herr 

Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Die Bundes-

republik Deutschland war in den vergangenen Wochen 

und Monaten mehrfach grausiger Schauplatz islamisti-

schen Terrors. Beim Anschlag auf den Berliner Weih-

nachtsmarkt starben zwölf Menschen verschiedener 

Nationalitäten, 55 weitere wurden zum Teil schwer 

verletzt. Der Täter war ein radikalisierter Islamist, den 

mehrere Bundes- und Landesbehörden bereits als solchen 

auf dem Schirm hatten. Auch der Syrer Dschaber al-Bakr, 

der sich in Sachsen aufhielt und der einen Selbstmordan-

schlag auf einen Ort mit hohem Besucheraufkommen 

geplant hat, hat sich wohl erst während seines Aufenthalts 

in Deutschland und während zweier Reisen in die Türkei 

in dieser Zeit radikalisiert. 

Es soll uns heute anders als gestern nicht darum gehen, ob 

sächsische Sicherheitsbehörden oder die des Bundes alles 

Erforderliche getan haben, um diese Anschläge zu verhin-

dern. Es geht uns GRÜNEN mit unserem Antrag um den 

Prozess der Radikalisierung und darum, wie sich dieser 

aufhalten lässt, damit es im besten Fall gar nicht erst zu 

einer Radikalisierung kommt; denn wenn Polizei und 

Staatsanwaltschaft bei islamistischer Radikalisierung und 

Radikalisierung generell eingreifen müssen, ist es in der 

Regel schon spät. Deshalb braucht es eine wirksame 

Prävention. 

Auch wenn es auf den ersten Blick und nach den eingangs 

geschilderten Fällen so aussieht, islamistische Radikali-

sierung ist keineswegs ein Phänomen, das nur muslimi-

sche Geflüchtete bzw. Menschen mit Migrationserfahrung 

trifft. Seit 2013 fanden mehr als 840 Ausreisen aus 

Deutschland nach Syrien oder in den Irak mit dem Ziel 

statt, dort für den Islamischen Staat an Kampfhandlungen 

teilzunehmen. Viele derjenigen, die sich dort ausbilden 

lassen oder kämpfen, sind deutsche Männer, aber auch 

Frauen. Zumindest sind es junge Menschen, viele davon 

ohne Migrationsgeschichte. Einige dieser Menschen sind 

bei den Kriegshandlungen gefallen, andere sind in Syrien 

oder im Irak verblieben. Ein gewisser Teil jedoch kommt 

auch zurück – ausgebildet an Schusswaffen oder anderem 

Gerät. 

Hinzu kommen all jene, die sich radikalisieren, ohne die 

Bundesrepublik zu verlassen. Ich erinnere beispielsweise 

an die sogenannte Sauerlandgruppe oder an die Tat eines 

16-jährigen Mädchens, das im vergangenen Jahr auf einen 

Polizisten einstach. Ihre Radikalisierung und Indoktrinati-

on begann bereits im Grundschulalter. An einer Reise 

nach Syrien hinderte sie wohl nur die Mutter. Insgesamt 

zählen die Behörden in der Bundesrepublik derzeit nach 

aktuellen Zahlen 570 islamistische Gefährder und ein 

erhebliches Radikalisierungspotenzial. 

Dass das Problem auch in Sachsen virulent ist, zeigen 

jedoch nicht nur die Causa al-Bakr, sondern auch Fälle 

wie der der mutmaßlichen Dschihadisten aus Dippoldis-

walde. Von dort aus waren zwei 21- und 19-jährige 

Deutsche im Herbst 2014 nach Syrien aufgebrochen, um 

in den Heiligen Krieg zu ziehen. Während sich der Ältere 

nach kurzer Zeit den Behörden in der Türkei gestellt 

hatte, fehlt von dem anderen seither jede Spur, ebenso von 

der nunmehr 16-jährigen Pulsnitzerin, die zum Islam 

konvertiert war und im letzten Jahr in Richtung Türkei 

ausreiste. 
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Werte Kolleginnen und Kollegen! Wie können wir eine 

Radikalisierung von Menschen in Deutschland verhin-

dern, ohne das ganz große sicherheitsrechtliche Besteck 

wie Fußfesseln, Abschiebehaft und sonstige polizeiliche 

Maßnahmen auszupacken? Das ist eine Frage, die wir uns 

auch in Sachsen stellen müssen; denn all die erwähnten 

Fälle zeigen: Islamistische Radikalisierung ist ein viel-

schichtiges und vor allem umfassendes Problem. 

Andere Bundesländer haben verschiedene Programme 

aufgelegt und zielgruppenspezifische Angebote geschaf-

fen. In Hessen beispielsweise beinhaltet das Präventions-

netzwerk gegen Salafismus eine Beratungsstelle, ein 

Landesprogramm „Extremismus, Prävention, Flüchtlinge“ 

sowie Modellprojekte zur Radikalisierungsprävention. In 

Nordrhein-Westfalen wird unter anderem die islamische 

Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten ausgebaut, um 

dort einer Radikalisierung vorzubeugen. 

In Sachsen gibt es solche Angebote bislang nicht in 

ausreichendem Maße. Auch wenn der Justizminister in 

einer Antwort auf eine Kleine Anfrage meiner Kollegin 

Petra Zais angibt, dass das Violence-Prevention-Network 

in der Jugendstrafanstalt Regis-Breitingen beauftragt ist, 

mit gewaltbereiten Jugendstrafgefangenen ein Trainings-

programm zur Deradikalisierung umzusetzen, so hat er 

uns doch verschwiegen, dass man dort seit einem Jahr 

ausschließlich mit rechtsextremistischen Jugendlichen 

arbeitet und für mehr auch kein Geld bekommt. 

Wir haben deshalb bereits im Rahmen der Haushaltsver-

handlungen mit einem entsprechenden Antrag gefordert, 

ein zielgruppenorientiertes Präventionsprogramm aufzu-

legen. Dieser Antrag wurde mit der Begründung abge-

lehnt, er sei zu unklar und die Konzeption würde fehlen. 

Parallel konnten wir der Presse entnehmen, dass der 

Landespräventionsrat ein Konzept zur Radikalisierungs-

prävention erarbeiten würde. Da fragt man sich, warum es 

dafür nicht mehr Mittel bedarf. Aber wenn man sich die 

Vorstellungen des Landespräventionsrates zu diesem 

Konzept anschaut, dann weiß man, warum. An Aufgaben 

hat die geplante Beratungs- und Koordinationsstelle 

nämlich nur den Kontakt zu muslimischen Organisatio-

nen, die Funktion eines Ansprechpartners für Mitarbeiter 

von Verwaltungen und Flüchtlingsheimen, die Beratung 

von Angehörigen sowie die Beratung aussteigewilliger 

Islamisten.  

All diese Angebote sind wichtig. Sie finden sich auch in 

unserem Antrag. Was jedoch gänzlich fehlt und wofür wir 

die erforderlichen Mittel beantragt haben, das ist eine 

aufsuchende Sozialarbeit. Es reicht unseres Erachtens für 

eine erfolgreiche Präventionsarbeit nicht, dass sich 

Islamisten an eine Aussteiger-Hotline wenden können. 

Diese Programme funktionieren schon im Bereich des 

Rechtsextremismus nicht. Wichtig ist, dass sich Verwal-

tungsmitarbeiter, etwa von Jugendämtern oder aus dem 

Justizvollzug, Flüchtlingshelfer und Eltern an Beratungs-

stellen wenden können. Wichtig ist es, Lehrer so fortzu-

bilden, dass sie das Phänomen islamistische Radikalisie-

rung einordnen können. Am wichtigsten ist aber, dass der 

Kontakt mit den Menschen, die auf dem Weg der Radika-

lisierung sind, aktiv gesucht wird -- in der Jugend- und 

Sozialarbeit, in der Gefängnisseelsorge, in Flüchtlingsun-

terkünften. 

All das vermisse ich in den Ankündigungen des Landes-

präventionsrates. Das Konzept habe ich auf der Home-

page leider nicht gefunden. Mir ist es schwer begreiflich, 

dass Sie, Herr Innenminister, aber auch Sie, Frau Integra-

tionsministerin, nicht spätestens seit dem Fall Samuel W., 

dessen Anklage durch die Presse ging, nach dem Fall  

al-Bakr und nach dem Anschlag von Berlin ein solches 

Präventionsprogramm in Sachsen zur Chefsache gemacht 

haben. 

Es muss unser ureigenes Interesse sein, die Terrorgefahr, 

die von radikalen Islamisten ausgeht, so früh wie möglich 

zu erkennen, aber auch zu bannen.  

Am Geld soll es nicht liegen. Der bayerische Haushalts-

gesetzgeber hat 2016 beispielsweise 2,2 Millionen Euro 

bereitgestellt und sogar einen Nachtragshaushalt verab-

schiedet. Auch in Hessen wurden 1,2 Millionen Euro für 

Präventionsmaßnahmen im Jahr 2016 eingestellt. In 

Sachsen hingegen werden die für Modellprojekte zur 

Verfügung stehenden Bundesmittel über das Bundespro-

gramm „Demokratie leben“ mangels Ideen und Ansätzen 

teilweise nicht abgerufen. Das darf nicht sein. Eine solche 

Situation ist unverantwortlich und vor allem fahrlässig. 

Wir brauchen dringend ein integriertes und konsolidiertes 

Handlungskonzept und zielgruppenspezifische Angebote 

für Geflüchtete, Deutsche und Gefangene zur Vermeidung 

der Radikalisierung. Darauf zielt unser Antrag, und dafür 

bitte ich Sie um Ihre Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Das war die Einbrin-

gung des Antrages durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN. Es sprach Herr Kollege Lippmann. Jetzt 

kommt die CDU-Fraktion zu Wort. Es spricht Kollege 

Kiesewetter. 

Jörg Kiesewetter, CDU: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit dem 

vorliegenden Antrag soll die Staatsregierung aufgefordert 

werden, ein an erfolgreichen Projekten anderer Bundes-

länder orientiertes Präventionsprogramm zur Verhinde-

rung islamistischer Radikalisierung und Indoktrination 

aufzulegen, das sich durch die frühzeitige und zielgrup-

penorientierte Ansprache verschiedener Risikogruppen 

auszeichnet und somit den Fokus auf Prophylaxe legt. 

Kollege Lippmann hat es schon ausgeführt, neben jungen 

Geflüchteten sollen es insbesondere jugendliche Deutsche 

und Gefangene sein, an die sich das Angebot richtet. Das 

soll ergänzt werden durch eine aufsuchende Sozialarbeit 

und Gewaltprävention sowie andere der Deradikalisierung 

förderliche Maßnahmen. Das Programm soll zum Ziel 

haben, auch Bildungseinrichtungen zu sensibilisieren und 
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Strategien zu erarbeiten, wie einer Radikalisierung unter 

anderem durch religionspädagogische Angebote begegnet 

werden kann. 

Gestatten Sie mir, dass ich für meine Fraktion dazu ganz 

kurz Stellung nehme und mich auf ein paar ausgewählte 

Schwerpunkte beschränke. 

Die Notwendigkeit, frühzeitig gegen islamistische Radi-

kalisierung vorzugehen, präventive und deradikalisieren-

de Ansätze zu verfolgen, sehen wir ebenfalls. Darüber 

dürfte hier im Hohen Haus weitgehend Einigkeit beste-

hen. In Anbetracht der Debatten vom gestrigen Tag 

erübrigen sich an dieser Stelle weitere Ausführungen 

hinsichtlich der Notwendigkeit. 

Bei der Frage, wie unsere Gesellschaft Gefährdungen 

durch extremistische islamistische Strömungen begegnen 

kann, richten sich gegenwärtig große Erwartungen auch 

auf Möglichkeiten pädagogischer und sozialpädagogi-

scher Einflussnahme. Dabei geht es darum, diesen Ten-

denzen vorbeugend zu begegnen, aber auch darum, 

gefährdete oder bereits in diesen Szenen involvierte junge 

Menschen bei einer Distanzierung zu unterstützen. 

Der Bedarf an entsprechenden Aktivitäten wird aktuell, 

leider auch aus gegebenen Anlässen heraus, als sehr hoch 

eingeschätzt. Dem steht allerdings noch eine vergleichs-

weise junge Fachtradition in der Forschung gegenüber. 

Denn eine gezielte pädagogische Arbeit zum Thema 

„Islamistischer Extremismus“ findet in Deutschland erst 

seit wenigen Jahren statt. Insofern können pädagogische 

Fachkräfte nur auf einem überschaubaren Erfahrungswis-

sen aufbauen. 

An dieser Stelle lohnt sich der Blick in die Tiefe der 

Fachwelt in einem kleinen Exkurs. Die Fachwelt unter-

scheidet in der Präventionsarbeit in der Regel drei unter-

schiedliche Ebenen: primäre, sekundäre und tertiäre 

Prävention. 

Im Zusammenhang mit einer Prävention religiös begrün-

deter Ideologisierung und Radikalisierung bedeutet das in 

der ersten Stufe vordergründig, Jugendlichen Anerken-

nung und Zugehörigkeit zu vermitteln, demokratische 

Werte und Prinzipien zu stärken und sich kritisch mit 

freiheitsfeindlichen Ideologien und Verhaltensweisen 

auseinanderzusetzen. 

Im Bereich der Sekundärprävention fällt die Arbeit in ein 

bereits gefährdetes oder ideologisches Umfeld, wie 

beispielsweise aufsuchende Sozialarbeit oder Arbeit mit 

Fachkräften, die mit diesen in Kontakt sind und einzelne 

Jugendliche und junge Erwachsene gezielt ansprechen. 

Im Bereich der tertiären Prävention, im Bereich der 

Radikalisierungsprävention richtet sich die Arbeit gezielt 

auf einzelne Menschen, die bereits ideologisch und/oder 

in gewaltorientierten Strukturen eingebunden sind. In der 

Regel geht es dabei um die Ermöglichung eines Ausstiegs 

aus diesen Szenen und Ideologien. 

Es ist anzumerken, dass die sekundäre und erst recht die 

tertiäre Prävention in der Regel nicht mehr im Rahmen 

von Schule und Jugendeinrichtungen stattfinden, sondern 

mit Unterstützung durch staatliche und zivilgesellschaftli-

che Einrichtungen und Organisationen, die auf diesem 

Gebiet tätig sind. 

So weit der Exkurs in die Fachwelt, hier konkret Ceylan 

und Kiefer als Quelle. 

Bereits an dieser Stelle wird deutlich, dass wirksame 

Maßnahmen nur bedarfsgerecht, zielgruppenorientiert und 

ressortübergreifend ausgerichtet werden sollten. Dafür 

braucht es Maßnahmen und Strukturen, die einzelnen 

Präventionsebenen gerecht werden, auf diese abstellen 

und individuelle Lösungsansätze ermöglichen. Genau 

darauf zielt unsere Arbeit ab und setzt an dieser Stelle an. 

Im Freistaat Sachsen wie auch auf Ebene des Bundes 

laufen derzeit mehrere Projekte, um frühzeitig einer 

möglichen Radikalisierung entgegenzuwirken. Solche 

Projekte und Programme sind außerdem in der unmittel-

baren Vorbereitung und befinden sich kurz vor der Um-

setzung. 

Ein wichtiger Ansatzpunkt kann dabei sein und ist der 

Bereich Schule. Das SMK hat dem dahin gehend Rech-

nung getragen, dass es sich ab diesem Jahr verstärkt der 

Vermittlung demokratischer Werte widmen möchte. 

Diesem wird beispielsweise durch Bildung eines neuen 

Referates zum 1. Februar sowie durch Einsetzung einer 

Expertenkommission Rechnung getragen. Auch spielt das 

Thema in der Lehrerweiterbildung eine Rolle, so bei-

spielsweise in einer Fortbildung Mitte Februar zum 

Thema „Salafismus – ein Jugendphänomen“. 

Ein weiterer wichtiger Ansatzpunkt sind die Asylunter-

künfte. Hier hat das Innenministerium unter anderem 

dadurch reagiert, dass es entsprechende Materialien zur 

Information unter dem Thema „Islamistische Radikalisie-

rung unter Flüchtlingen erkennen“ – eine Kurzinformati-

on für in der Flüchtlingsarbeit Beschäftigte – zur Verfü-

gung gestellt hat, wodurch letztendlich auf Beratungs-

möglichkeiten hingewiesen und konkrete Verantwortlich-

keiten benannt werden, an die sich Ratsuchende wenden 

können. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz führt ferner ziel-

gruppenorientierte Informations- und Sensibilisierungs-

veranstaltungen sowie Beratungsgespräche zum Thema 

„Islamismus“ und „Islamistische Radikalisierung“ durch. 

Im Bereich der Justiz werden, wie in der Begründung des 

vorliegenden Antrags auch deutlich gemacht wird, bereits 

Programme zur Toleranzentwicklung bei extremistisch 

gefährdeten Jugendstrafgefangenen umgesetzt. Kollege 

Lippmann hat darauf hingewiesen. Gleichwohl stellt die 

zunehmende Zahl ausländischer und extremistischer 

Gefangener die Bediensteten vor ganz neue Herausforde-

rungen. Herr Staatsminister der Justiz hat dazu bereits 

gestern hinreichend ausgeführt. Die Bediensteten sollen 

künftig unter anderem in entsprechenden Fortbildungs-

maßnahmen noch besser für den Vollzugsalltag mit 

Gefangenen aus unterschiedlichen Kulturkreisen und mit 

unterschiedlichen – teils extremistischen – politischen und 
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religiösen Überzeugungen befähigt werden. Ein entspre-

chender Handlungsleitfaden für die Bediensteten wird 

hierfür erstellt.  

Zum Thema Landespräventionsrat Sachsen. Derzeit wird 

das Demokratiezentrum aufgebaut, welches das Ziel hat, 

die bestehenden Netzwerke und Bemühungen im Bereich 

der Demokratiestärkung und Extremismusprävention zu 

bündeln. Unter Berücksichtigung bereits vorhandener 

Strukturen und Möglichkeiten sowie länderspezifischer 

Erfordernisse und Bedarfe kann auch ein qualifiziertes 

Beratungsangebot im Hinblick auf Strategien gegen 

demokratie- und rechtsstaatsfeindliche islamistische 

Bestrebungen angeboten werden. Das Konzept setzt 

verstärkt auf den Kontakt zu muslimischen Organisatio-

nen und Gemeinden. Die Arbeit soll im Verbund von 

staatlichen Stellen und freien Trägern geleistet werden. 

Noch sind sicherlich nicht alle Details geklärt, aber wir 

befinden uns auf einem guten Weg. 

Hinsichtlich Ihres Antrages bleibt noch zu bemerken, dass 

dieser aus unserer Sicht einen unzureichenden Fokus auf 

den Bereich der Familien legt. Diese spielen aber im 

Rahmen einer effektiven Prävention eine wichtige Rolle 

und sollten nicht außen vor gelassen werden. Auch dem 

wollen wir mit unseren Maßnahmen Rechnung tragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie Sie den 

Ausführungen entnehmen können, laufen im Freistaat 

Sachsen wie auf der Ebene des Bundes derzeit mehrere 

Projekte und Programme bzw. sind im Entstehen. Uns eint 

das Ziel, frühzeitig einer möglichen Radikalisierung 

entgegenzuwirken. Der Antrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN geht in die richtige Richtung. 

Gleichwohl sehen wir es so, dass der Antrag in der Sache 

abschließend erledigt ist und von daher keine Zustim-

mungsfähigkeit besitzt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der SPD 

und der Staatsregierung) 

Präsident Dr. Matthias Rößler: Nach Herrn Kollegen 

Kiesewetter spricht jetzt Herr Kollege Stange für die 

Fraktion DIE LINKE. 

Enrico Stange, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Präsi-

dent! Meine Damen und Herren! Um es vorwegzuneh-

men: Der Antrag der GRÜNEN ist mehr als zeitgemäß 

und seine Annahme und Umsetzung dringend geboten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Seine Notwendigkeit ergibt sich schlichtweg aus der 

Tatsache, dass trotz aller Bemühungen um Integration auf 

der einen Seite und Bekämpfung terroristischer Bedro-

hungen auf der anderen Seite bislang nicht zu erkennen 

ist, wie sich Sachsen grundsätzlich auf ein sehr soziales 

Problem, nämlich den Zusammenhang von Ausgrenzung 

und Radikalisierung und damit verbundener gravierender 

Sicherheitsrisiken, die Gefahr terroristischer Anschläge – 

was uns offensichtlich auf lange Zeit, vermutlich mehrere 

Jahrzehnte, beschäftigen wird –, einstellt.  

In gewisser Weise erinnert diese Zaghaftigkeit und Zöger-

lichkeit im Bereich nachhaltiger Präventionsarbeit an die 

gestrige Debatte um den Fall al-Bakr und das Versagen 

sächsischer Sicherheitsstrukturen, die den Eindruck 

erweckt, man habe in Sachsen den Schuss zum Beginn 

einer Neuausrichtung öffentlicher Sicherheit in Deutsch-

land und europaweit nicht gehört.  

Auch im Bereich der Radikalisierung und ihrer Bedin-

gungen sowie einer diese Radikalisierung zurückdrängen-

den Prävention hat die Sächsische Staatsregierung augen-

scheinlich noch nicht wirklich zur Kenntnis genommen, 

auf welche neuen Entwicklungen es sich einzustellen gilt, 

und zwar nicht nur bezüglich der Verbesserung dieser 

oder jener Einzelmaßnahme, sondern auch im Sinne einer 

wirklichen Neuorientierung.  

Um es noch einmal zu sagen: Deshalb ist der hier vorlie-

gende Antrag in seinem Grundanliegen vollständig zu 

unterstützen, und das umso mehr, als er auf eine Konzept-

ausschreibung und -erarbeitung abzielt, in deren Realisie-

rung die genauen Inhalte eines möglichen Präventions-

konzeptes erst noch genauer zu debattieren sind. Das 

heißt dann auch, dass die unter a) bis f) aufgeführten 

Einzelthemen in Ihrem Antrag nicht als abschließend zu 

betrachten sind.  

Um das Argument der notwendigen Neuorientierung im 

Bereich der Präventionsarbeit auf Radikalisierung und 

Terrorismus zu untersetzen, sei beispielhaft auf das im 

Rahmen von „Horizon 2020“ finanzierte gemeinschaftli-

che Forschungsprogramm „ProTon“ verwiesen. Es zielt 

darauf ab, das bestehende Wissen zum Prozess der Rekru-

tierung und Ausprägung von Netzwerken der organisier-

ten Kriminalität und des Terrorismus – OCTN, Organised 

Crime and Terrorist Networks – in einer, wie es heißt, 

innovativen Verbindung von Sozial- und Computerwis-

senschaft zu erforschen, um eine faktengestützte Politik 

zur Prävention und Bekämpfung dieser Phänomene auf 

internationaler, nationaler und regionaler Ebene zu beför-

dern. Dieses Projekt ist mit Bezug auf das Thema des in 

Rede stehenden Antrages deshalb so interessant, da es die 

zu beherrschende Komplexität eines nachhaltig auf die 

Zukunft gerichteten Präventionsprogramms im Bereich 

von Radikalisierung und Terrorismus sichtbar macht.  

Vor diesem Hintergrund müssen wir trotz grundsätzlicher 

Zustimmung zum Antrag dennoch die Frage aufwerfen, 

ob eine wirkliche Neuausrichtung – und nur darum kann 

es aus unserer Sicht hierbei gehen, wenn Entstehungssitu-

ationen radikalisierter Gewalt zuverlässig aufgehoben 

werden sollen – im Bereich der Prävention von Radikali-

sierung nur auf das Teilproblem islamistischer Radikali-

sierung in Sachsen beschränkt wird. Sie haben dazu auch 

weitergehend ausgeführt. Natürlich kann man dagegen 

förmlich einwenden, dass eine zu große Ausweitung des 

Inhalts von Präventionsprogrammen das beste Anliegen 

zerstören kann.  
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Andererseits muss doch gefragt werden, ob es wirklich 

erfolgversprechend ist, wenn lediglich ein Teilbereich, 

noch dazu unter religiösem Bezug, und damit immer in 

der Gefahr einer unzulässigen Diskriminierung der 

betreffenden Religion, von Radikalisierung erfasst werden 

soll. Hier sind wir der Auffassung, dass es eines strategi-

schen Ansatzes zur Prävention von Radikalisierung in 

unserer Gesellschaft bedarf. Wir sehen uns darin zum 

Beispiel durch die Position der OSZE gestärkt, die einen 

Ansatz der Prävention von Terrorismus und der Vorbeu-

gung von gewaltsamem Extremismus, der zu Terrorismus 

führt – so die sinngemäße Übersetzung des Titels der 

Studie der OSZE von 2014, an der im Übrigen auch 

deutsche Experten teilgenommen haben –, verfolgt. 

Der Deutsche Präventionstag spricht in ähnlicher Weise 

von Prävention, von Radikalisierung und demokratie-

feindlichem Extremismus, nachzulesen auf der Homepage 

des Präventionstages, auf der unter dem genannten Thema 

eine Vielzahl entsprechender Beiträge zu finden ist. Im 

Englischen ist der komplexere Ansatz, der sich nicht nur 

auf Terrorismus oder gar religiös unterscheidbare Teile 

von Terrorismus bezieht, unter dem Kürzel „VERLT“ 

bekannt. Ausgesprochen heißt das „Violent Extremism 

and Radicalization that Lead to Terrorism“. 

Uns scheint, dass nur ein solcher komplexerer Ansatz 

zielführend ist, da er einerseits an die gesellschaftlichen 

Wurzeln von Radikalisierung heranführt und es deshalb 

andererseits überhaupt ermöglicht, die interdisziplinäre 

Natur eines effektiven Präventionsprogramms und die 

notwendige Vielschichtigkeit der einzubeziehenden 

gesellschaftlichen Kräfte zu erkennen und zu gestalten.  

Nur um ein paar Stichworte bzw. Gedanken in den Raum 

zu werfen: Lokale Radikalisierung ist mit grenzenloser 

Radikalisierung durch das Internet zu verbinden, was im 

Umkehrschluss bedeutet, dass es keine rein lokalen oder 

regionalen Lösungen geben kann, sondern dass Vernet-

zung über den regionalen und nationalen Rahmen hinaus 

von Beginn an mit zu denken und zu gestalten ist.  

Das sind Dimensionen, die in Sachsen und in den Mini-

sterien noch nicht ausreichend wahrgenommen werden – 

so unsere Auffassung. Um hier wirklich im Sinne einer 

effektiven Präventionsarbeit in Sachsen voranzukommen, 

müssen bestehende Rahmenbedingungen grundsätzlich 

überdacht werden, wenn Sie so wollen, infrage gestellt 

werden.  

Es muss zwar angesichts der Erfahrungen mit der man-

gelnden Innovationskraft der Sächsischen Staatsregierung 

bezweifelt werden, ob mithilfe dieses Antrags oder 

ähnlicher parlamentarischer Initiativen der Schutz oder 

Weckruf vernommen und mehr noch in eine ernst gemein-

te Neugestaltung der Präventionsarbeit im Bereich der 

Radikalisierung von Menschen in unserer Gesellschaft 

begonnen wird. Wir jedenfalls geben die Hoffnung nicht 

auf und hoffen, dass es mit diesem Antrag gelingen mag. 

Wir werden ihm zustimmen und bitten Sie, Gleiches zu 

tun. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN und den GRÜNEN) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Nun ist die SPD-Fraktion an der Reihe, Herr Abg. 

Homann. Bitte sehr, Herr Homann. 

Henning Homann, SPD: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Radikalisierung 

und islamistischer Terrorismus sind ohne Frage eines der 

großen Themen und eines der großen Probleme, die uns 

im Moment beschäftigen. Die Bedrohung ist akut. Die 

Bedrohung ist da. Daran gibt es nichts schönzureden: 

Berlin, al-Bakr in Sachsen, aber natürlich auch Paris, 

Nizza und im Übrigen weltweit. Ich glaube, die meisten 

Todesopfer von islamistischen Terroristen auf der Welt 

sind Muslime. Das will ich an dieser Stelle einmal gesagt 

haben. 

Wir haben eine reale Bedrohung, und wir sind gut bera-

ten, an dieser Stelle mit klugen und überlegten Ideen, 

nicht nur bei der Frage der Repression, sondern auch auf 

der Ebene der Vorbeugung, der Prävention, zu überlegen, 

wie wir diesem Problem begegnen können. 

Beim islamistischen Terrorismus gilt, wie in anderen 

Formen von Terrorismus auch, dass dieser aus einer 

weiteren Abschottung und einer weiteren Radikalisierung 

einer ohnehin schon radikalen Gruppe entsteht. Das 

bedeutet natürlich, dass, wenn das die Analyse ist, gegen 

akuten Terrorismus nur der starke Staat hilft. Langfristig 

hilft gegen Terrorismus – im Übrigen neben einer gerech-

ten Friedenspolitik – nur eine gute Integrationspolitik. 

Gute Integrationspolitik ist in Deutschland die beste 

Prävention gegen die Radikalisierung von Muslimen. 

Teil einer guten Integrationspolitik muss natürlich die 

Präventionsarbeit sein, auch und vor allem, um Musli-

minnen und Muslime – im Übrigen Muslime mit deut-

schem Pass und ohne deutschen Pass – vor der Radikali-

sierung und Indoktrinierung durch radikale Islamisten zu 

schützen. Das ist eine Herausforderung, der wir uns 

stellen müssen. 

Deshalb greift der Antrag der GRÜNEN hier ein richtiges 

und wichtiges Thema auf. Am Ende ist dieser Antrag 

eigentlich ein Lob an uns, denn genau an einer solchen 

Konzeption arbeiten wir aktuell. 

Ich will dabei nicht ins Detail gehen, denn das kann die 

Frau Staatsministerin, die dann sprechen wird, ohne Frage 

viel besser tun als ich. Ich will es nur einmal im Groben 

beschreiben, wie wir dazu kommen. Bundesfamilienmi-

nisterin Manuela Schwesig hat ein, wie ich finde, an 

vielen Stellen zu Recht gelobtes Programm „Demokratie 

leben“ aufgebaut. Das hatte Herr Lippmann schon richtig 

dargestellt. 

Dieses Programm „Demokratie leben“ hat verschiedene 

Bausteine. Einer dieser Bausteine ist der Punkt „Deradi-

kalisierung“. Wir in Sachsen arbeiten mit diesem Pro-

gramm „Demokratie leben“. Es war bis zum Ende letzten 

Jahres beim Innenminister Markus Ulbig zugeordnet, jetzt 

ist es bei Frau Staatsministerin Petra Köpping zugeordnet. 
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Im Rahmen dieses Programm „Demokratie leben“ laufen 

schon seit dem letzten Jahr die Vorbereitungen zur Auf-

stellung einer solchen Strategie. 

Deshalb möchte ich mich an dieser Stelle – auch wenn es 

hauptverantwortlich bei Frau Köpping liegt – für die gute 

und kollegiale Zusammenarbeit und die Vorarbeit, Vorbe-

reitung und Mitarbeit bei den Kollegen Ulbig und Gem-

kow ganz herzlich bedanken. 

(Beifall bei der SPD und der CDU) 

Jetzt geht es darum, dass wir das Ganze konkret machen 

und in Sachsen umsetzen. Ich bin frohen Mutes. Wir 

fassen viele Projekte und auch viele Probleme in diesem 

Land an. Deshalb noch einmal: Neben einer konsequenten 

Repression ist die Prävention extrem wichtig. Wir haben 

das in Sachsen erkannt und sind jetzt dabei, in Sachsen 

ein solches Programm auf den Weg zu bringen. Die 

Voraussetzungen dafür sind vorhanden. In diesem Sinne 

hat sich dieser Antrag eigentlich durch Regierungshandeln 

erledigt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Für die AfD-Fraktion 

Herr Abg. Wendt. Bitte sehr, Herr Wendt. 

André Wendt, AfD: Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Ja, die islamistische Radikalisie-

rung muss verhindert werden. Darüber sind wir uns 

sicherlich alle einig. Wir sind uns sicherlich alle auch 

darin einig, dass sich die Gefahr islamistischer Radikali-

sierung durch die unverantwortliche Politik der offenen 

Grenzen und die Möglichkeit, ohne oder mit gefälschten 

Ausweispapieren ins Land zu kommen, massiv erhöht hat. 

In diesem Zusammenhang muss man zwischen Personen 

unterscheiden, die bereits radikalisiert ins Land kommen, 

und denen, die sich hier erst radikalisieren.  

Um sich dieses Themas anzunehmen, bedarf es einer 

grundlegenden Strategie, belastbarer Zahlen und einer 

Gefahrenanalyse, um ein effektives Programm auflegen 

zu können. Ja, auch wir möchten den Fokus auf den 

politisch und religiös geprägten Extremismus richten. 

Nicht ohne Grund haben wir dies in den letzten Haus-

haltsverhandlungen mittels Antrag gefordert, der leider 

von allen anderen Fraktionen abgelehnt worden ist.  

Wenn ich mir Ihren Antrag anschaue, werte GRÜNE, so 

ist die Stoßrichtung die richtige, aber Ihr Antrag geht an 

der Realität vorbei und wirft sehr viele Fragen auf. So 

fordern Sie beispielsweise, dass ein neues Präventions-

programm aufgelegt werden soll. Dazu frage ich: Warum 

bündeln wir dies nicht in einem Programm, so wie es von 

uns im letzten Doppelhaushalt gefordert worden ist? Geld 

ist im Programm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie 

und Toleranz“ zur Genüge vorhanden. Lassen Sie uns 

diesen Titel umwidmen zum Programm „Demokratisches 

Sachsen gegen politischen und religiösen Extremismus“. 

(Beifall bei der AfD) 

Das wäre unseres Erachtens ein Schritt in die richtige 

Richtung. Sie fordern weiter, dass Risikogruppen durch 

eine frühzeitige, zielgruppenorientierte Ansprache pro-

phylaktisch von der Radikalisierung abgehalten werden 

sollen. Ich frage Sie: Wie soll das denn passieren? Allein 

durch Sozialarbeiter, so wie es unter Punkt c) von Ihnen 

gefordert wird? Sie können doch nicht ernsthaft der 

Überzeugung sein, dass man mit Sozialarbeitern radikalen 

Kräften das Handwerk legen kann.  

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Hier bedarf es zuvörderst ausgebildeter Kräfte, die Sie in 

den Reihen der Polizei, des LKA und des Verfassungs-

schutzes, den Sie übrigens komplett abschaffen wollen, 

finden.  

Des Weiteren soll sich dieses Präventionsprogramm an 

junge Flüchtlinge und insbesondere auch an jugendliche 

Deutsche und Gefangene richten. Natürlich sind das 

Bereiche, die wir nicht außer Acht lassen dürfen. Aber auf 

welcher Grundlage beruhen Ihre Forderungen? Wie hoch 

ist das Gefahrenpotenzial? Wie schauen denn die aktuel-

len Zahlen für Sachsen aus? Da kommt von Ihnen leider 

nichts, außer einer pauschalen Forderung. Diese Forde-

rungen setzen sich wie ein roter Faden in Ihrem Antrag 

fort. So fordern Sie beispielsweise, dass Bildungseinrich-

tungen einbezogen und religionspädagogische Angebote 

zur Verfügung gestellt werden sollen. Wer soll das denn 

machen? Die überlasteten Lehrer, die dazu obendrein 

noch fortgebildet werden müssen? 

(Zuruf des Abg. Valentin Lippmann, GRÜNE) 

Ihr Antrag lässt unseres Erachtens inhaltliche Tiefe 

vermissen, geht an der Realität vorbei und ist deshalb ein 

Schaufensterantrag. Sie wollen der Öffentlichkeit vermit-

teln, dass Sie sich um die islamistische Radikalisierung 

kümmern; aber Sie, die GRÜNEN, sind mit Ihrer Politik 

der offenen Grenzen für diese Radikalisierung mitverant-

wortlich.  

(Beifall bei der AfD) 

Deshalb werden wir Ihren Antrag natürlich ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Das war die erste Runde in der Aussprache. Gibt 

es Redebedarf für eine zweite Runde? – Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geht das leider nicht mehr. 

Möchten die anderen Fraktionen noch sprechen? – Das ist 

nicht der Fall. Ich frage die Staatsregierung: Wird das 

Wort gewünscht? – Frau Staatsministerin Köpping. Bitte 

sehr, Frau Staatsministerin, Sie haben das Wort. 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr  

Lippmann, ich glaube schon, der Antrag geht auf jeden 

Fall in die richtige Richtung. Ich bedauere es, ehrlich 
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gesagt, dass der Antrag heute erst zu so später Stunde als 

letzter Punkt auf der Tagesordnung steht, weil ich glaube, 

dass es ein sehr wichtiger Antrag ist.  

Schade ist es auch deshalb, weil die Staatsregierung – hier 

federführend das SMI und mein Geschäftsbereich und 

letztendlich auch gemeinsam mit dem Justizministerium – 

in den vergangenen Monaten ein Konzept erarbeitet und 

abgestimmt hat. Deswegen möchte ich mich noch einmal 

ganz herzlich bei Kollegen Gemkow und Kollegen Ulbig 

bedanken. Das war wirklich eine sehr gute Zusammenar-

beit. 

In Kürze werden wir das Konzept vorstellen und natürlich 

auch umsetzen. Von „zaghaft und zögerlich“, lieber 

Kollege Stange, sind wir dabei weit entfernt. Über Bedarf 

und Notwendigkeit einer solchen landeseigenen Initiative 

wurde genug gesagt. Darum lassen Sie mich ausführen, 

was ich mit meinen Kollegen Ulbig und Gemkow in 

Kürze vorstellen möchte. 

Im Demokratiezentrum Sachsen, welches seit dem 

01.01.2017 in meinem Geschäftsbereich verortet ist, wird 

ab Ende Februar eine sogenannte Beratungs- und Koordi-

nierungsstelle Radikalisierungsprävention eingerichtet. 

Sie ist ausgestattet mit einer Personalstelle über das 

Bundesprogramm „Demokratie leben!“ und mit den 

entsprechenden Landesmitteln. Sie hat den Auftrag, 

einerseits staatliche, kommunale und gesellschaftliche 

Stellen, Organisationen und Personen in der Prävention 

gegen die Islamisierung und Radikalisierung zu beraten, 

fortzubilden und zu sensibilisieren und andererseits die 

Aktivitäten der verschiedenen Träger im Bereich Bera-

tung, Prävention und Ausstieg zu koordinieren.  

Mir ist dabei eine sehr enge Zusammenarbeit mit den 

muslimischen Gemeinden, vor allem in Sachsen, ganz 

wichtig, denn wir brauchen die bei uns angekommenen 

integrierten Muslime als wichtige Multiplikatoren und 

Helfer beim Kampf gegen die Radikalisierung. 

Ich will damit deutlich machen: Islamisierung und Radi-

kalisierung sind meiner Ansicht nach hauptsächlich auch 

ein soziales Phänomen und damit eine Frage der Sensibi-

lisierung und Aufklärung und keine maßgebliche Frage 

der Herkunft. Das zeigen uns auch die letzten Fälle in 

Sachsen; es wurde heute bereits von Kollegen Lippmann 

angesprochen, zum Beispiel in Dippoldiswalde. Deshalb 

ist die Zusammenarbeit, die Weiterbildung, die Sensibili-

sierung von Flüchtlings-, Schul- und sonstiger Sozialar-

beit, von Bildungseinrichtungen, von Betreibern der Erst- 

und Gemeinschaftsunterkünfte, von Personal in Polizei 

und Justizvollzug und in vielen weiteren Bereichen so 

wichtig.  

Das alles steckt in unserem Konzept, das alles haben wir 

bedacht und geplant, und das alles startet im nächsten 

Monat. 

Zum Abschluss sei noch eines ergänzt: Ja, wir werden 

anfangs viel Know-how, viel Wissen von Expertinnen und 

Experten von außerhalb Sachsens einholen müssen. Aber 

mittelfristig wollen wir die sächsischen Träger und 

Berater schnellstmöglich befähigen, Prävention, Sensibili-

sierung und Deradikalisierung selbstständig und umfang-

reich anzubieten. 

Zum Fazit, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-

gen, schaue ich noch einmal in den vorliegenden Antrag 

und sage: Wir werden diese Gruppen ansprechen bzw. die 

potenziellen Betroffenen in den Justizvollzugsanstalten. 

Wir haben die Gruppe der Geflüchteten im Blick, indem 

wir vor allem die Menschen schulen, die im direkten 

Kontakt mit Geflüchteten stehen. Wir sensibilisieren und 

klären auf, beraten und geben letztendlich auch Hilfe zum 

Ausstieg für die Betroffenen und deren Familien. Wir 

arbeiten selbstständig und eng vernetzt mit den Partnern 

und den wichtigsten Akteuren in Bund und Land. 

Das alles wird organisiert und gebündelt über eine zentra-

le Beratungsstelle im neu entstandenen Demokratiezent-

rum Sachsen. Deswegen, liebe GRÜNE, ist Ihr Antrag 

richtig, aber leider etwas zu spät. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt 

bei der CDU und der Staatsregierung) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Staatsministerin. Meine Damen und Herren, wir kommen 

zum Schlusswort. Das hat die Fraktion BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN; Herr Abg. Lippmann, bitte sehr. 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Werter Herr Präsident! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, es ist allen 

klar – auch nach der Debatte, nachdem wir gestern über 

den Umgang mit Terrorlagen gesprochen haben und 

darüber, wie wir unsere Sicherheitsbehörden fit für solche 

Situationen machen –: Es ist an der Zeit, nicht nur über 

Prävention zu reden, sondern sie auch tatsächlich umzu-

setzen.  

Ich danke Ihnen, Frau Staatsministerin, für die detaillierte 

Schilderung, was die Pläne der Staatsregierung sind, und 

sage Ihnen gleich: Hätte der Innenminister es damals im 

Ausschuss etwas luzider vorgetragen, hätten sich viel-

leicht Teile des Antrages nicht erledigt, aber in einem 

anderen Licht dargestellt.  

Dennoch, Herr Kollege Kiesewetter, teile ich Ihre Analy-

se, die Sie gebracht haben, genauso wie das, was Sie 

daraus ableiten; nur leider habe ich kein einziges Argu-

ment von Ihnen gehört, warum man den Antrag deswegen 

ablehnen muss. Ebenso habe ich das nicht von Herrn 

Homann gehört. 

Wenn die Logik jetzt nur sein kann, die Staatsregierung 

arbeitet bereits daran, deswegen bedarf es des Antrages 

nicht und deswegen kann man ihn ablehnen, dann möchte 

ich Sie doch wie so häufig in diesem Plenum daran 

erinnern, dass die Koalition regelmäßig hier Anträge zur 

Abstimmung stellt, indem sie die Staatsregierung zu 

etwas auffordert, was sie schon längst umsetzt. Sie müs-

sen sich dann schon einmal entscheiden, was von beiden 

der geeignete Weg ist. Das Spiel zu spielen: Bei der 

Koalition ist es okay, und bei der Opposition ist es böse – 
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das finde ich etwas unziemlich, aber vielleicht kommen 

wir diesbezüglich irgendwann einmal zu einem anderen 

Weg. 

Um es ganz klar zu sagen: Herr Wendt, ich fand die 

Debatte erstaunlich gut und erstaunlich ideologiefrei – bis 

Sie kamen. Es ist schon ein starkes Stück, so zu tun, als 

würden wir die Probleme dann lösen wollen, wenn die 

Radikalisierung schon entstanden ist. Nein, wir wollen die 

Probleme lösen, bevor die Radikalisierung entstanden ist, 

und die Radikalisierung verhindern. 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Deshalb ist der größte Teil Ihres Redebeitrags am Antrag 

vorbeigegangen. 

Darüber hinaus ist doch nicht die Frage, wer an irgendet-

was schuld ist. Wenn ich jetzt einmal Ihrem Weltbild 

folgen will und sage, hier sind die Grenzen durch Frau 

Merkel und rot-grün-links-versiffte Koalitionen geöffnet 

worden, dann ist doch trotzdem die Frage, wie wir jetzt 

mit den Menschen umgehen, die hier sind. Wir müssen 

doch trotzdem dafür sorgen, dass wir Radikalisierung 

erkennen – egal, ob Sie richtig oder falsch finden, was bei 

der Frage der Grenzöffnung passiert ist. Die Menschen 

sind doch da! Wenn Sie jetzt sagen, das interessiert uns 

nicht, dann ist das aus Ihrer Sicht „nach uns die Sinnflut“ 

– aber das passt ja bekanntermaßen gut zur AfD. 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Schlussendlich: Ich begrüße, dass die Staatsregierung sich 

des Themas intensiver annimmt. Wir werden genau 

beobachten, was in den nächsten Wochen und Monaten 

tatsächlich kommt von dem, was Sie, Frau Staatsministe-

rin, angekündigt haben. Gleichwohl sehen Sie unseren 

Antrag auf diesem Wege als Unterstützung, sehen Sie 

unseren Antrag als Stärkung auch Ihrer Position nach 

draußen, und stimmen Sie dem Antrag zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, ich stelle nun die Drucksache 6/7214 zur Ab-

stimmung. Wer zustimmen möchte, der zeigt das jetzt 

bitte an. – Vielen Dank. Wer ist dagegen? – Danke sehr. 

Gibt es Stimmenthaltungen? – Bei keinen Stimmenthal-

tungen und zahlreichen Stimmen dafür hat der Antrag 

dennoch nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Meine Damen und Herren, dieser Tagesordnungspunkt ist 

beendet. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 10 

Fragestunde 

Drucksache 6/8178 

Ihnen liegen die eingereichten Fragen der Mitglieder des 

Landtags vor. Die Frage des Herrn Abg. Zschocke ist 

bereits schriftlich beantwortet worden. Nunmehr steht 

noch eine Frage auf dem Programm, die von Frau Abg. 

Meier. Bitte stellen Sie Ihre Frage; lfd. Nr. 2. 

Katja Meier, GRÜNE: Vielen Dank, Herr Präsident! 

Meine Frage hat die Umsetzung des Prostitutionsschutz-

gesetzes hier in Sachsen zum Gegenstand. 

Frage 1: Welches Ressort innerhalb der Staatsregierung ist 

aus welchen Gründen für die Umsetzung des am 1. Juli 

2017 in Kraft tretenden Prostitutionsschutzgesetzes 

zuständig? 

Die zweite dazugehörige Frage: Welche Kosten und 

welcher personelle Mehrbedarf entstehen dem Freistaat 

Sachsen und/oder den sächsischen Kommunen bei der 

Umsetzung des Prostitutionsschutzgesetzes? Bitte Kosten 

und VZÄ aufgliedern nach Land/Kommune! 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank für die 

Frage. Wer antwortet von der Staatsregierung? – Frau 

Staatsministerin Köpping, bitte sehr. 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Frau Meier, wir hatten ja schon am 16. Dezember ver-

sucht, die gleiche Frage in schriftlicher Form zu beant-

worten. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Ich sage bewusst: „versucht“, weil in Bezug auf das 

Prostitutionsschutzgesetz die Klärung zwischen den drei 

beteiligten Ministerien – dem SMS, das für die Gesund-

heitsberatung zuständig ist; dem SMI, das für das Ord-

nungsrecht zuständig ist; dem SMWA, das für das Ge-

werberecht zuständig ist – noch nicht abgeschlossen ist. 

Wir sind tatsächlich in einer Beratung. Ich gehe davon 

aus, dass wir in den nächsten Tagen eine Entscheidung 

bekommen, kann Ihnen aber heute dazu noch keine 

Antwort geben. 

Ich hatte versucht, diese Fragen mit Ihnen im Vorfeld zu 

klären. Sie haben gesagt, dass Sie diese Fragen gern im 

Plenum stellen wollten. Deswegen bekommen Sie die 

Antwort so von mir. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Frau Staatsministerin, 

gestatten Sie eine Nachfrage? 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Ja, gern. 
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2. Vizepräsident Horst Wehner: Frau Meier, bitte. 

Katja Meier, GRÜNE: Vielen Dank, Herr Präsident! Ich 

habe ja die Möglichkeit, zwei Nachfragen zu stellen. – 

Meine Frage geht genau in die Richtung, die Sie gerade 

angedeutet haben. Was spricht denn für bzw. gegen die 

Verankerung im SMS oder im SMWA oder im SMI? Also: 

Was spricht für oder gegen die jeweilige Verankerung in 

den Ministerien? Oder: Was spricht auch dafür, das in 

Ihrem Ministerium zu verankern? 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Alles ist möglich; ich sage es einmal so. 

(Heiterkeit – Christian Piwarz, CDU: „Vieles ist 

möglich“, wäre die bessere Antwort gewesen!) 

Aber die Entscheidung ist einfach noch nicht gefallen. Ich 

möchte durch Nennung von Vorteilen oder Nachteilen 

einer Entscheidung auch nicht vorgreifen. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Frau Meier, das waren 

Ihre zwei Fragen. 

Katja Meier, GRÜNE: Ich habe, glaube ich, zwei Nach-

fragen, oder? 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Sie wollen eine weitere 

gestatten? 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Gern. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Die Ministerin hat das 

bestätigt. – Bitte, stellen Sie eine weitere Nachfrage. 

Katja Meier, GRÜNE: Inwiefern plant denn die Staats-

regierung ein Ausführungsgesetz? Wenn ja, in welchem 

Zeitraum? Gibt es auch eine Abstimmung mit den anderen 

Bundesländern dazu, um regional unterschiedliche Rah-

menbedingungen zu vermeiden? 

Petra Köpping, Staatsministerin für Gleichstellung 

und Integration: Auch das ist gerade im Gespräch. 

Darum dauert es ja ein kleines bisschen länger mit der 

Abstimmung. Sobald es abgestimmt ist, erfahren Sie auch 

das. 

(Beifall bei der CDU und der SPD) 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Staatsministerin. – Dieser Tagesordnungspunkt ist been-

det. 

Schriftliche Beantwortung weiterer Fragen 

Volkmar Zschocke, GRÜNE: Neue Leitung der Sächsi-

schen Landeszentrale für politische Bildung (Frage Nr. 1) 

Fragen an die Staatsregierung:  

1. Wie ist der Stand und der geplante zeitliche Ablauf 

beim Wechsel an der Spitze der Sächsischen Landeszent-

rale für politische Bildung? 

2. Welche Maßnahmen ergreift die Staatsregierung, um 

mit der Stellenbeschreibung sowie Ausschreibungs- und 

Auswahlverfahren einer neuen Direktorin/eines neuen 

Direktors der Sächsischen Landeszentrale für politische 

Bildung ein Höchstmaß an Qualität zu gewährleisten? 

Brunhild Kurth, Staatsministerin für Kultus: Antwort 

zu Frage 1: 

Der bisherige Direktor der Sächsischen Landeszentrale 

für politische Bildung, Herr Frank Richter, ist mit Ablauf 

des 31.01.2017 auf seinen Wunsch hin aus dem Beschäf-

tigungsverhältnis ausgeschieden. 

Die für die Neubesetzung des Dienstpostens erforderliche 

Stellenausschreibung wird am 16.02.2017 im Sächsischen 

Amtsblatt sowie auf der Internetseite des Sächsischen 

Kultusministeriums veröffentlicht. Nach Eingang der 

Bewerbungen wird eine Vorauswahl erfolgen. Im An-

schluss daran werden Vorstellungsgespräche zur Findung 

der zukünftigen Direktorin bzw. des zukünftigen Direk-

tors durchgeführt.  

Wie in der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staats-

ministeriums für Kultus über die Organisation und die 

Aufgaben der Sächsischen Landeszentrale für politische 

Bildung beschrieben, wird die zukünftige Direktorin bzw. 

der zukünftige Direktor im Benehmen mit dem Kuratori-

um bestellt. 

Die Personalie soll dem Kabinett noch vor der Sommer-

pause zur Entscheidung vorgelegt werden. 

Antwort zu Frage 2: 

Durch die öffentliche Ausschreibung der Stelle kann das 

größtmögliche Bewerberfeld erreicht werden. Mit dieser 

Form der Ausschreibung und mit den weiteren Schritten 

des Auswahlverfahrens orientieren wir uns eng an dem 

Verfahren aus dem Jahr 2008/2009, in dem wir mit Herrn 

Richter eine besondere Persönlichkeit des öffentlichen 

Lebens für die Leitung der Sächsischen Landeszentrale 

für Politische Bildung gewinnen konnten. 

2. Vizepräsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Die Tagesordnung der 49. Sitzung des 6. Sächsi-

schen Landtags ist abgearbeitet. Das Präsidium hat den 

Termin für die 50. Sitzung auf Mittwoch, den 15. März 

2017, 10 Uhr, festgelegt. Die Einladung und die Tages-

ordnung dazu gehen Ihnen rechtzeitig zu. Ich wünsche 

Ihnen bis dahin eine gute Zeit, meine Damen und Herren. 

Die 49. Sitzung des 6. Sächsischen Landtags ist geschlos-

sen. 

 

 

 (Schluss der Sitzung: 18:13 Uhr)
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